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Editorial: Nationalismus am Ende des 
20. Jahrhunderts 


I. 


Nicht weniger als das Ende des osteuropäischen Sozialismus überrascht 
die Intensität der allerorts aufbrechenden nationalistischen Konflikte. In 
Europa, dem Ausgangsort der 'Universalgeschichte', galt die mit dem 
Zeitalter der Französischen Revolution eingeleitete Konstitution von Na- 
tionalstaaten spätestens seit dern 2. Weltkrieg als abgeschlossen. Ein blu- 
tiger Prozeß, immerhin aber schien nach 1945 Gewalt als Mittel zur Ver- 
änderung staatlicher Grenzen für alle Zeiten diskreditiert. 

»Unser Vaterland heißt Europa«, lautete die Reaktion vieler Deutscher auf 
die nationalsozialistische Katastrophe. Die aus der Eskalation militäri- 
scher Gewalt und aus dem deutschen Rassenwahn gezogene Lehre bestand 
darin, die Gefahr künftiger Kriege durch die politische Einigung Europas 
zu entschärfen - auch wenn daraus, nach Beginn des Ost-West-Konflikts, 
zunächst nur die westeuropäische Integration wurde. Zwar galt in allen 
westlichen Ländern das »nationale Interesse« nach wie vor als höchster 
Wert staatlicher Politik. Nationalistische Bewegungen im engeren Sinn 
wurden jedoch eher als Gefahr für die parlamentarische Demokratie ein- 
geschätzt. Immerhin hatte die westdeutsche Politik, auch wenn dazu zwei- 
einhalb Jahrzehnte erforderlich waren, im Zuge der Ostpolitik gelernt, die 
bestehenden Grenzen aller Staaten in Europa, das hieß insbesondere auch 
die Polens, als unverletzlich anzuerkennen. Die westliche Linke dachte 
ohnehin in universalistischen Kategorien und sympathisierte allenfalls mit 
den »nationalen Befreiungsbewegungen« in der Dritten Welt. 

Allerdings war der Spielraum für nationalistische Sonderwege, für Ab- 
spaltungen und neutralistische Bestrebungen angesichts der übergeordne- 
ten Konkurrenz der Machtblöcke eng begrenzt. Aber nicht allein die Ein- 
bindung in militärische Bündnisse, auch der greifbare Vorteil frei zirku- 
lierender Waren und eines freizügigen Reiseverkehrs zumindest innerhalb 
Westeuropas half, nationale Ressentiments weitgehend abzubauen. Und 
so schien die im 19. Jahrhundert aufgebaute Konkurrenz zwischen den 
Prinzipien des Nationalismus, des Sozialismus und der Demokratie in den 
westlichen Nachkriegsgesellschaften zu einem gewissen Ausgleich ge- 
bracht. Nach außen in das Netz internationaler Institutionen eingebunden, 
sicherte die weiterhin geltende nationalstaatliche Ordnung ihren Bürgern 
Rechtssicherheit und und ein Mindestmaß an sozialer Gerechtigkeit. Und 
auch im Osten Europas waren Bürgerkriege und die Rivalitäten ethnischer 
Gruppen (ein sehr fragwürdiger Terminus) unter dem Druck der Bündnis- 
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systeme bis auf weiteres stillgestellt. 

Mit dem Schwinden der sowjetischen Hegemonie brechen nun überall 
überwunden geglaubte Konflikte hervor: eine explosive Kombination von 
wechselseitigen Gebietsansprüchen, Flüchtlingsströmen und »heimzuho- 
lenden« Minderheiten - ein bitterer Abgesang auf den »proletarischen In- 
ternationalismus«. Spätestens seit dem Spanischen Bürgerkrieg sollte frei- 
lich klar geworden sein, daß die 1919 gegründete II. Kommunistische In- 
ternationale nie mehr als eine Außenstelle der KPdSU und ein Instrument 
zur Ausschaltung oppositioneller Strömungen im Ausland gewesen war. 
Zu keiner Zeit hatte sich der sowjetische Internationalismus von strate- 
gischen Motiven getrennt. Das Machtkalkül, das bei allen Abkommen der 
Sowjetunion mit den osteuropäischen Ländern im Vordergrund stand, hat 
jeden Versuch einer überstaatlichen Zusammenarbeit im Keim vergiftet. 
Breschnews Doktrin der »begrenzten Souveränität sozialistischer Länder«, 
eine nachgeschobene Rechtfertigung für die Niederschlagung des Prager 
Frühlings, hat hier zumindest Klarheit geschaffen. Bei den Bruderländern 
sollten keine weiteren Mißverständnisse über die Spielräume für wirt- 
schafts- und außenpolitische Alleingänge aufkommen. Andererseits hat 
der »Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe« nie zu einer der Europäischen 
Gemeinschaft vergleichbaren Integration der osteuropäischen Volkswirt- 
schaften geführt. Herrschaftsansprüche seitens des großen Bruders, Miß- 
trauen seitens der 1945 hinzueroberten Länder und ein bilateralistischer 
Handel haben die Herausbildung supranationaler Institutionen verhindert. 

Der strategische Umgang mit der sogenannten Nationalıtätenfrage hat sich 
gerächt, und auch hier zeigt sich, daß die sowjetischen Führer der eigenen 
Ideologie erlegen sind. »Wenn das Nationalitätenproblem nicht grundsätz- 
lich gelöst worden wäre, hätte die Sowjetunion nicht das gesellschaftli- 
che, kulturelle, wirtschaftliche und defensive Potential, über das sie ver- 
fügt.« Es fällt leicht, diese von Gorbatschow noch 1987 abgegebene Ein- 
schätzung von ihrem Nachsatz her zu widerlegen. Offenbar konnte weder 
das mit enormen ökologischen Kosten erkaufte Wachstum noch die staat- 
lich verordnete Einheitskultur gesellschaftliche Loyalität gewährleisten, 
so daß die Gesellschaften »sowjetischen Typs« ohne ständige Präsenz der 
staatlichen Macht nicht regierbar gewesen wären. Nach der Erschöpfung 
des sowjetischen Modells scheint es nur natürlich, daß die politische Ini- 
tiative an nationalistische Bewegungen übergegangen ist (s. hierzu den 
Beitrag von Ernest Gellner). Dadurch wurden jedoch überall im ehemals 
kommunistischen Bereich zugleich die heißen Themen des alten Nationa- 
lismus aktualisiert: die Angst vor »Überfremdung«, vor separatistischer 
Zerstückelung (s. den Aufsatz von Erhard Stölting) und das Interesse an 
»Grenzkorrektur«. 
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Die von Gorbatschow geöffnete Klammer des Ost-West-Konflikts hat 
freilich auch Rückwirkungen auf den westlichen Teil Europas. Sie hat den 
.Regionalismen und Autonomiebestrebungen in den westlichen Ländern 
(Norditalien, Schottland,. Baskenland) neuen Bewegungsraum geschaffen. 
Ob daraus separatistische Bewegungen mit Erfolgsaussichten werden, 
mag dahin gestellt bleiben. Beunruhigender ist die jetzt auch in den sog. 
Wohlstandsinseln Belgien, Dänemark und Schweden zu beobachtende 
Konjunktur nationalistischer Bewegungen. Die vielleicht größte Gefahr 
für die »europäische Friedensordnung« resultiert daraus, daß zumindest 
zwei westliche Bündnispartner unmittelbar in die heißen Nationalismen 
Süd-Osteuropas involiert sind. In Griechenland werden einerseits die ei- 
genen Landsleute aus dem nördlichen Nachbarstaat als Wirtschaftsflücht- 
linge abgeschoben; andererseits kursieren bereits Karten, auf denen 
Griechenland bis ın die Nähe Tiranas reicht. Für die Türkei gelten die 
gegen die alte Sowjetunion so erfolgreich ins Spiel gebrachten Grundsätze 
der Autonomie und des Minderheitenschutzes offenbar nicht. Die Kurden 
können in dem von türkischer Seite gegen sie geführten Krieg kaum auf 
westliche Unterstützung hoffen, da ın dieser Region nach wie vor strate- 
gische Interessen, wenn nicht mehr gegenüber dem Kommunismus, so 
jetzt gegenüber dem islamischen Fundamentalismus überwiegen. Eine 
neue Situation wird allerdings dann eintreten, wenn die Türkei meint, ih- 
ren jüngst entdeckten »historischen Verpflichtungen« gegenüber der Inte- 
grität Aserbaidschans mit militärischen Mitteln nachkommen zu müssen, 
Unabhängig von diesen Entwicklungen hat »Europa« als politischer Be- 
zugspunkt eine folgenreiche Wandlung durchlaufen. »Europa« fungiert 
nicht mehr allein als eine »Idee« der Integration, sondern auch als ein 
Rangschema, das allzu durchsichtigen Interessen den Schein einer kultur- 
historischen Ableitung verleiht. So soll die relative Nähe zu Europa An- 
wartschaften auf eine bevorzugende Hilfe sichern - etwa gemäß der fein- 
sinnigen Unterscheidung zwischen dem »europafreundlichen Nationalıs- 
mus« der Kroaten und dem »parakommunistischen Nationalismus« Ser- 
biens (vgl. hierzu den Aufsatz von Nicole Janigro). Andererseits sind er- 
ste Umrisse eines europäischen Nationalismus sichtbar geworden, der ın 
erster Linie auf Abgrenzung nach außen zielt. Die Konstruktion gemein- 
samer Sitten und einer europäischen Kultur dient dazu, eine europäische 
Außengrenze zur Abwehr unkontrollierter Zuwanderung und eine Mauer 
gegen »den Islam« zu legitimieren - auch wenn dadurch die historischen 
Bindungen etwa Spaniens zu Lateinamerika, die Nähe Frankreichs und 
Italiens zum Magreb verloren gehen und für eine beträchtliche Anzahl 
eingewanderter Europäer diskriminierende Hindernisse im Verkehr mit 
ihren außereuropäischen Verwandten entstehen. 
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IH. 


Wie viele Ereignisse der jüngeren Zeit widersprechen die nationalisti- 
schen Regungen allen theoretischen Erwartungen: »Idealismus, deutsche 
Geschichtsphilosophie, Liberalismus, Sozialdarwinismus und moderne 
Soziologie haben an dieser Klippe ebenso Schiffbruch erlitten wie der 
Marxismus«, schrieb Tom Nairn lange vor der großen Welle des jüngsten 
Nationalismus, in der die letzten Versuche, den »realen Sozialismus« zu 
reformieren, untergegangen sind. Betroffen ist von dieser Entwicklung 
zuerst der Marxismus, da sein Internationalismus zugleich Theorie und 
politische Programmatik sein sollte. Kaum geringer ist die Verlegenheit 
der akademischen Soziologie, die ihren Gesellschaftsbegriff an der Nor- 
malität der westlichen Nachkriegsgesellschaften ausgerichtet hatte (s. 
hierzu den Beitrag von Heinrich Haferkamp) und auf die neue Lage mit 
definitorischen Anpassungsmanövern reagiert. (Einen Überblick über 
neuere historisch vergleichende Erklärungansätze gibt Niels Kadritzke.) 
Die Rede von der »Rückkehr« des Nationalismus ist denn auch nicht zu- 
letzt Ausdruck einer Verlegenheit, da sie die Besonderheit dieser Erschei- 
nungen mit historischen Analogien verdeckt, und dem nationalen Mythos 
(s. dazu die Thesen Ludi Lodovicos), der sich selbst nur allzugern als 
»Wiedergeburt» präsentiert, stärker verhaftet bleibt, als ihr lieb sein kann 
(s. hierzu die Kontroverse zwischen Ernest Gellner und Branka Magas). 
Die neuen Nationalismen resultieren nicht aus verspäteten Übergangs- 
krisen agrarischer in industrielle Gesellschaften, sie reagieren auf spezi- 
fisch »moderne« Problemkomplexe. Die Sowjetunion war nicht das "letzte 
Imperium’, sondern zerbrach letzlich an einem Umverteilungsmechanis- 
mus zwischen den Republiken, als dieser nicht länger Wachstum, sondern 
die Übergangskosten zur Marktwirtschaft aufteilen sollte. Im neuen west- 
europäischen Nationalismus rächt sich, daß die Herstellung des gemeinsa- 
men Marktes ohne ausreichende sozialpolitische Absicherung verläuft und 
damit die Risiken auf jene Gruppen abgewälzt werden, die ihnen am we- 
nigsten gewachsen sind. Die rassistische Phantasien freisetzende Einwan- 
derung ist nicht zuletzt Folge unerfüllter Entwicklungsversprechen an die 
Länder der Dritten Welt. 

Auch wenn die Vielfalt der neuen Nationalismen vorschnelle Verallge- 
meinerungen verbietet, wäre Eric Hobsbawm doch darin zuzustimmen, 
daß sie allesamt nicht in der Lage sind, die Probleme, denen sie ihren 
Antrieb verdanken, zu lösen. Diese Einsicht wäre freilich erst dann ein 
Anlaß zur Hoffnung, wenn sie zu den Akteuren durchdringt. Ob das 
geschieht, ist zur Zeit sehr ungewiß. 
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Niels Kadritzke 
Die überraschende Wiederkehr des Nationalismus in 
die Geschichte: 


1. Sumpflandschaft nach Tauwetter 


Ein amerikanischer Historiker hat den Abbruch der Berliner Mauer mit 
dem Fall der Bastille zu Beginn der Französischen Revolution verglichen. 
Diese historische Parallele hat ihn nicht nur fasziniert, sondern auch 
beunruhigt. Bekanntlich hat Europa im Gefolge der großen Revolution 
von 1789 eine längere Epoche von Kriegen erleben müssen. Die angebli- 
che Lösung der "deutschen Frage‘ wäre bekanntlich ohne die Beendigung 
des Kalten Krieges nicht möglich gewesen. Doch das Auftauen der verei- 
sten Fronten und die Auflösung des Imperiums, das wir Ostblock nann- 
ten, hat noch ganz andere "nationale Fragen‘ auf die Tagesordnung ge- 
bracht und im Osten und Südosten Europas nationalistische Gefühle und 
vergessene nationale Konflikte freigesetzt. Überraschend daran nur, daß 
es so viele überrascht. 

Aber selbst wenn uns der Anblick der aufgetauten Sumpflandschaft natio- 
naler Rivalitäten und nationalistischer Exzesse zuweilen melancholisch? 
stimmen mag, besteht zur Nostalgie kein Anlaß. Vierzig Jahre Dauerfrost 
haben gezeigt, daß man Probleme nicht löst, indem man sie einfriert. 
Ebensowenig läßt sich leugnen, daß die verheißene »Neue Weltordnung« 
fatal an die alte Balkan-Unordnung von 1914 erinnert. Aus dieser Unord- 
nung wird zwar kein neuer Weltkrieg entspringen, aber regionale Kriege 
sind wieder führbar geworden. Und zwar im Namen fundamentalistischer 
Glaubenssätze, die uns kulturell vertrauter sind als der 'fremde' islami- 


1 Diesen Text möchte ich dem Andenken eines Freundes und Kollegen widmen. Egon 
Scotland, Korrespondent der Süddeutschen Zeitung, starb am 26. 7. 1991 in Sisak/ 
Kroatien an den Folgen einer Schußverletzung. An den Folgen des Nationalismus. 

2 »Wie wir heute in einem melancholischen Rückblick feststellen können, war es... die 
große Leistung der kommunistischen Regimes in Vielvölkerstaaten, die verheerenden 
Auswirkungen des Nationalismus in deren Innerem zu begrenzen.« Und mit Verweis 
auf Jugoslawien spricht Hobsbawm von der historischen Errungenschaft, daß über 
»einen längeren Zeitraum als je zuvor in der Geschichte der Region die Völker daran 
gehindert wurden, sich gegenseitig umzubringen« (Hobsbawm 1990, 207). Schon ei- 
nige Jahre zuvor gab der Nationalismusforscher Benedict Anderson zu bedenken: 
»Kalte Krieger, westliche Linke und östliche Dissidenten, die den Rückzug der Roten 
Armee aus Westeuropa erreichen wollen, sollten sich vergegenwärtigen, daß deren er- 
drückende Präsenz seit 1945 einen bewaffneten Konflikt zwischen den marxistischen 
Systemen dieser Region unmöglich gemacht hat.« (Anderson 1983, 12) 


Prokla. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 87, 22. Jg. 1992, Nr. 2, 166-188. 


Die überraschende Wiederkehr des Nationalismus in die Geschichte 167 


sche Fundamentalismus, der uns immer wieder als Hauptfeind der Zivili- 
sation und der westlichen Demokratie angetragen wird. 

Die fundamentalistischen Glaubenssätze, in deren Namen die Nationali- 
sten aller Länder aufeinander losgehen, sind, wie wir von Eli Kedourie 
erfahren, keiner uns fremden Religion entsprungen: »Der Nationalismus 
ist seinen unausgesprochenen Prämissen zufolge eine europäische Dok- 
trin, und seine Ausbreitung in Asien und Afrika folgt der Ausbreitung der 
europäischen Kultur, getragen vom Prestige und der Selbstgewißheit eu- 
ropäischer Macht.« (Kedourie 1970, 34). Nachdem der alte Kontinent in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts noch einmal eine Welle 'verspäte- 
ter" Nationalismen hervorgebracht hatte, die aggressivste und zugleich ir- 
rationalste Strategie dieses 'verspäteten Nationalismus‘ aber im zweiten 
Weltkrieg unter ungeheuren Opfern - und mit außereuropäischer Hilfe - 
gestoppt wurde, schien zugleich die engstirnige Strategie des Nationalis- 
mus als solche erledigt und überwunden. Nach den Grenzbereinigungen 
der Zwischenkriegszeit und der Fixierung umstrittener Grenzen durch den 
Kalten Krieg, stand Europa - im Westen wie im Osten - ganz im Zeichen 
übernationaler Zusammenschlüsse. Nationale Parolen und Irredenta-Am- 
bititonen gehörten im Bewußtsein der meisten Europäer einer vergange- 
nen und abgeschlossenene Epoche an. Auf die Rückkehr dieser Vergan- 
genheit in die Gegenwart reagiert die 'aufgeklärte europäische Öffentlich- 
‚keit‘ erschrocken oder mit beschwörenden Abwehrgesten. Eine Erklärung 
für die Renaissance nationalistischer Parolen versprechen uns offenbar 
nur diejenigen, die sie verkünden. Nur ist die Frage nach den Ursachen 
des Nationalismus viel zu ernst, um die Antwort den Nationalisten zu 
überlassen. 

Die folgenden Überlegungen zum 'neuen Nationalismus’ knüpfen an 
wichtige Erklärungsansätze an, die sämtlich in der englischen Tradition 
einer pragmatisch argumentierenden und sozialhistorisch gesättigten 
Theoriebildung stehen. Daß alle drei vorgestellten Ansätze mit signifi- 
kantem time-lag ins Deutsche übersetzt wurden, hat verschiedene Gründe. 
Einer liegt sicher darin, daß sie das Problem des Nationalismus nicht 
primär vom Extremfall des Nationalsozialismus her angehen. 

Ein zweiter Grund dürfte darin liegen, daß alle drei Autoren vehemente 
Kritiker der marxistischen Theoriebildung sind, der sie jedes analytische 
Verständnis für das Nationalismusproblem absprechen. Für Ernest Gell- 
ner zum Beispiel reduziert sich die marxistische Nationalismuserklärung 
auf einen planlosen ideologischen Befreiungsschlag: »So wie extreme 
Schiiten die Ansicht vertreten, der Erzengel Gabriel habe einen Fehler 
gemacht und die Botschaft Mohammed überliefert, obwohl sie für Ali be- 
stimmt war, so neigen Marxisten zu der Annahme, der Geist der Ge- 
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schichte oder das menschliche Bewußtsein habe einen schrecklichen Feh- 
ler begangen. Die Erweckungsbotschaft war für Klassen bestimmt, aber 
durch einen schrecklichen Fehler des Boten wurde sie den Nationen aus- 
gehändigt. Daher müssen die revolutionären Aktivisten heute den falschen 
Empfänger überzeugen, die Botschaft... an den rechtmäßgen... Empfän- 
ger herauszugeben.« (Gellner 1991, 190) 

Während Gellner der marxistischen »Theorie der falschen Adresse« mit 
vitriolischer Ironie begegnet, wirft Benedict Anderson den Marxisten eine 
schlichte Berührungsangst vor: Da sich der Nationalismus als marxisti- 
sche Anomalie erwiesen habe, seien sie dem Problem einfach ausgewi- 
chen (vgl. Anderson 1938, 13). Tom Nairn schließlich beginnt seine Be- 
trachtungen über die historische Zählebigkeit des Nationalismus mit dem 
Satz: »Das Problem einer Theorie des Nationalismus steht für das große 
historische Versagen des Marxismus.« Und Nairn hält dieses Versagen 
für verhängnisvoller als alle anderen Schwächen und Leerstellen des Mar- 
xismus. 


2. Marx, Engels und die 'geschichtsiosen Völker’ 


Diese Aussagen dreier herausragender Nationalismusforscher lassen sich 
nicht mit dem Hinweis auf ignorante oder opportunistische Adepten der 
reinen Lehre entschärfen. Sie zielen auf Marx und Engels selbst, die zu 
den 'nationalen Fragen’ ihrer Zeit engagiert und ausführlich Stellung ge- 
nommen haben. Zum Beispiel bereits im Kommunistischen Manifest. Die 
‚Behauptung, daß die Proletarier kein Vaterland kennen, mag freilich als 
die läßlichste und verständlichste aller Fehleinschätzungen durchgehen. 
Und der abschließende Apell 'Proletarier aller Länder vereinigt Euch' 
läßt bereits erkennen, daß die vaterlandslosen Arbeiter immerhin einer 
dramatischen Ermahnung durch die bürgerliche Intelligenz ihrer jeweili- 
gen Nationen bedürfen. 

Nach Ernest Gellner fallen Marx und Engels im Manifest einem ökono- 
mistischen Kurzschluß zum Opfer, indem sie die Bewußtseinsformen aus 
dem unmittelbaren Produktionsprozeß ableiten. Interessanter scheint mir 
die Frage, wo ıhre eigenen Bewußtseinsformen herrühren, wenn sie sich 
über die Nationalıtätenkonflikte ihrer Epoche äußern. Mit anderen Wor- 
ten: Wie vaterlandslos waren die Väter der Theorie vom vaterlandslosen 
Proletariat? Für den Engels des Jahres 1849 ist die Antwort eindeutig. 
Aus seiner Sicht haben sich die europäischen Nationen in zwei politische 
Lager geschieden: Auf der einen Seite die revolutionären Nationen der 
Deutschen, der Ungarn und der Polen. Auf der anderen Seite die 'von 
Natur konterrevolutionären Völker', die sich von 'der Reaktion' einspan- 
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nen lassen. So einfach ist das: die zivilisierten Nationen gegen die barba- 
rischen Völkerschaften, zu denen die Dänen, Basken und Bretonen gehö- 
ren, vor allem aber die Slawen der Habsburgermonarchie, also Tsche- 
chen, Slowenen, Kroaten und Serben. (MEW 6, 172f. und 279) 

Im Gewande Hegels und mit dem Furor des Weltgeistes empört sich En- 
gels über all die lästigen 'Natiönchen', die der Industrialisierung, dem 
Fortschritt, der Revolution im Wege stehen. Er nennt sie 'Völkerabfälle' 
und macht kein Geheimnis daraus, daß Abfälle auf den Müllhaufen der 
Geschichte gehören: »Der nächste Weltkrieg wird nicht nur die 
reaktionären Klassen und Dynastien, er wird auch ganze reaktionäre 
Völker vom Erboden verschwinden machen. Und das ist auch ein Fort- 
schritt.« (MEW 6, 172) Aus welchen historisch-gesellschaftlichen Bedin- 
gungen nationale Bewegungen entstehen, welche Lebensbedingungen sich 
in ihrem 'reaktionären' Bewußtsein artikulieren, interessiert Engels nicht. 
Es zählt allein der Maßstab des historischen Fortschritts, und der ist iden- 
tisch mit dem Recht des Stärkeren. Wenn sich acht Millionen Slawen von 
vier Millionen Ungarn unterjochen ließen, beweist das für den Sozialdar- 
winisten Engels nur, »wer lebensfähiger und energischer war, die vielen 
Slawen oder die wenigen Magyaren«. Dasselbe gilt für die Millionen 
Wallachen, Slawen und Griechen, die sich jahrhundertelang der os- 
manischen Herrschaft gebeugt haben (vgl. MEW 6, S.278). 

Für das Selbstbestimmungsrecht der Völker hat Engels denn auch nur 
Hohn und Spott übrig. Freiheit und Unabhängigkeit der Völker sind 
‘moralische Kategorien‘, bleiben "leere Traumgebilde' (MEW 6, 273). In 
der Geschichte zählen nur 'eherne Rücksichtslosigkeit', die großen Er- 
oberer Alexander, Caesar und Napoleön hätten es bewiesen. Das zeigt 
sich für Engels nicht nur auf dem Balkan. »Ist es etwa ein Unglück« - 
fragt Engels in seiner Polemik gegen Bakunins Idee eines demokratischen 
Panslawismus - »daß das herrliche Californien den faulen Mexikanern 
entrissen ist, die nichts damit zu machen wußten? Daß die energischen 
Yankees durch die rasche Ausbeutung der dortigen Goldminen die Zir- 
kulationsmittel vermehren,... große Städte schaffen, Dampfschiffahrtver- 
bindungen eröffnen,... den Stillen Ozean erst eigentlich der Zivilisation 
eröffnen, und zum dritten Mal in der Geschichte dem Welthandel eine 
neue Richtung geben werden? Die 'Unabhängigkeit' einiger spanischer 
Califormier und Texaner mag darunter leiden, die "Gerechtigkeit'und an- 
dere moralische Grundsätze mögen hie und da verletzt sein; aber was gilt 
das gegen solche weltgeschichtliche (sic!) Tatsachen?« (MEW 6, 2739) 
Engels als Flügeldadjudant des marschierenden Weltgeistes, verachtungs- 
voll auf die Verlierer zurückblickend, die als Fußkranke des zivilisatori- 
schen Fortschritts zurückbleiben. Diese Lumpenproletarier unter den Na- 
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tionen sind für ihn nur "Völker ohne Geschichte‘. Was besagen soll: Völ- 
ker, die keine Zukunft haben, es sei denn die, sich den historisch durch- 
setzungsfähigen Nationen assimilieren zu dürfen. Aus solchen Urteilen, 
vor allem über die Slawen, spricht überaus vernehmlich der deutsche Bür- 
ger, der an die beglückende Mission seiner überlegenen Kultur glaubt: 
Sollen die Tschechen und Slowenen doch froh sein, von den Deutschen 
geschluckt zu werden, denen sie ihre Zivilisation verdanken und die sich 
»die Mühe gegeben..., Handel, Industrie, erträglichen Ackerbau und Bil- 
dung bei ihnen einzuführen.« (MEW 6, 277) 

Solche Urteile sind keineswegs vormarxisitsche Jugendsünden des 'Schü- 
lers' Engels, die ihm sein 'Meister‘ Marx mit der Zeit noch ausgetrieben 
hätte. Der eurozentrische Fortschrittsglaube ist auch bei Marx anzutref- 
fen, ganz deutlich etwa in den Schriften über die britische Kolonialpolitik 
in Indien. Und der einzige Aufstand eines unterdrückten Volkes, den 
Marx und Engels mit Sympathie verfolgten, interessierte sie weniger der 
Unterdrückten wegen. Die Unabhängigkeit Irlands war nur deshalb ein 
wichtiges politisches Ziel, weil sie der entscheidende Hebel zu sein 
schien, um die soziale Revolution in England in Gang zu setzen. Daß der 
Haß auf die Völker, die den Fahrplan der Revolution zu stören wagten, 
zumal bei Engels keine Jugendsünde war, ergibt sich aus einem Brief, den 
er im reifen Alter von 62 Jahren an Eduard Bernstein schrieb. Dessen 
Sympathie mit den ‘unterdrückten Südslawen' versucht er mit folgenden 
Argumenten entgegenzutreten: »Wir haben ander Befreiung des westeuro- 
päischen Proletariats mitzuarbeiten und diesem Ziel alles andere unterzu- 
ordnen. Und wären die Balkanslawen etc. noch so interessant, sobald ihr 
Befreiungsdrang mit den Interessen des Proletariats kollidiert, so können 
sie mir gestohlen werden... Ich bin autoritär genug, die Existenz solcher 
Naturvölkchen mitten in Europa für einen Anachronismus zu hal- 
ten.«(MEW 35, 279ff.) Und um keinen Zweifel zu lassen, von welchem 
'Naturvölkchen' er am wenigsten hält, faßt Engels sein Urteil über die 
Bulgaren in dem Ausruf zusammen: »Wo in der Welt finden sie ein sol- 
ches Sauvolk wieder.«(MEW 35, 282.) 

Marx und Engels waren gewiß überragende Köpfe ihrer Zeit - aber eben 
ihrer Zeit. Moralische Empörung über ihre kulturellen Vorurteile ist die 
Kehrseite der Enttäuschung darüber, daß auch sie keine überzeitlichen 
Wahrheiten entdeckt haben. Diese Enttäuschung kann noch heilsamer 
wirken, wenn sie uns auf eine wamende Frage bringt. Auf die Frage 
nämlich, in wieweit unsere eigenen Einschätzung des Nationalismus unse- 
rem aktuellen zeitlichen und geographischen Horizont verhaftet bleibt. 
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3. Serajewo oder: geschichtslose Völker machen Geschichte 


Es gibt einen weiteren Grund, es sich mit Engels nicht leicht zu machen. 
In dem zitierten Brief von 1882 berührt er ein Thema, das höchst aktuell 
anmutet: »Um der paar Herzegowzen willen einen Weltkrieg entflammen, 
der 1000 mal mehr Menschen kostet, als in der ganzen Herzegowina 
wohnen - das ist nicht meine Ansicht von der Politik des Proletariats... 
Und wenn aus dem Aufstand dieser Burschen ein Weltkrieg zu entbrennen 
droht, der unsre ganze revolutionäre Situation verdierbt, so müssen sie 
und ihr Recht auf Viehraub den Interessen des europäischen Proletariats 
ohne Gnade geopfert werden.«(MEW 35, 280ff.) 

35 Jahre später war der erste Weltkrieg da. Ausgelöst durch das Attentat 
einiger "Burschen', die keine Rücksicht auf den von Engels programmier- 
ten Lauf der Geschichte nehmen wollten. (Die Pointe, daß dieser 'konter- 
revolutionäre' Krieg am Ende das welthistorische 'Abfallprodukt' der rus- 
sischen Revolution hervorbrachte und damit eine fatale Umpolung der 
idee und Moral des revolutionären Marxismus, kann hier nicht weiter er- 
örtert werden.) Zwar waren es keine Viehräuber aus Herzegowina, son- 
dern junge serbische Nationalisten aus Bosnien, die den österreichischen 
Thronfolger in Serajewo erschossen. Doch sie auch sie wollten demon- 
strieren, daß sie mit ihrer nationalen Unabhängigkeit nicht mehr auf Ak- 
tionen anderer warten wollten: weder auf die väterlichen Reformen einer 
intelligenteren Wiener Obrigkeit, noch auf die brüderliche Revolution des 
vaterlandslosen Wiener Proletariats. 

Die Attentäter von Serajewo würde man heute als Terroristen bezeichnen, 
so wie lange Zeit die PLO. Im September 1970 fühlte sich die Welt durch 
einen Satz des Palästineserführers George Habasch herausgefordert: Es 
sei seinem Volk ganz egal, ob aus dem Kampf um seine nationalen Rechte 
ein neuer Weltkrieg entstehe. So war es im STERN zu lesen. Das Zitat 
war gefälscht - übrigens von demselben Journalisten, der ein paar Jahre 
später mit den gefälschten Hitler-Tagebüchern Geschichte machen wollte. 
Das falsche Habasch-Zitat demonstrierte, daß eine Nationalbewegung sich 
international isoliert, wenn sie ihre Ziele absolut, also ohne Rücksicht auf 
den 'Rest der Welt‘ zu formulieren wagt. 

Engels wäre völlig recht zu geben, wenn militante Nationalisten - damals 
oder heute - einen Weltkrieg ganz allein auslösen könnten. Das können 
und konnten sie natürlich nicht. 1914 war der Balkan der entscheidende 
Krisenherd, aber zur bosnischen Lunte brauchte es das Pulverfaß. Zum 
Weltkrieg entwickelte sich die Balkankrise, weil auf den Ruinen des os- 
manischen und des habsburgischen Vielvölkerstaates die europäischen 
Großmächte um geopolitische und ökonomische Einflußssphären konkur- 
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rierten. 

Das Ende des Ersten Weltkrieges bedeutete auch das Ende des Habsbur- 
ger und des osmanischen Reiches. Nur der dritte Vielvölkerstaat hat seine 
Niederlage überlebt. Das russische Reich wurde nicht zerstückelt, es 
mußte lediglich Polen in die erneute nationale Selbständigkeit entlassen. 
Die Revolution von 1917 rettete den territorialen Bestand des Imperiums, 
den die Rote Armee gegen die westlichen Siegermächte und ihre weißen 
Truppen behaupten konnte. Doch damit waren auch die Unabhängigkeits- 
bestrebungen der nichtrussischen Nationalitäten blockiert. 

Auf dem Balkan dagegen war mit der Auflösung der Vielvölkerstaaten 
der Weg zur endgültigen nationalen Selbstbestimmung frei geworden - 
wenn auch keineswegs frei von fremden Einflüssen. Trotz der von US- 
Präsident Wilson proklamierten 'Neuen Weltordnung', die das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker ermöglichen sollte, war die Versailler Frie- 
denskonferenz eine Fortsetzung der Großmacht-Veranstaltungen des 19. 
Jahrhunderts, nur daß sich die Zahl der kleineren Klienten-Staaten 
vermehrt hatte. Daß bei der Festlegung der Nachkriegsgrenzen nicht 
unbedingt die ethno-historischen Gegebenheiten ausschlaggebend waren, 
erhellt eine Szene, die Harold Nicolson als Berater des britischen 
Premierministers Lloyd George bei den Verhandlungen in Sövres 
miterlebte. 

Es geht um die Aufteilung des osmanischen Reiches. Die Politiker haben 
sich um eine Karte niedergelassen. Als Lloyd George, der die griechi- 
schen Ambitionen auf das westliche Kleinasien unterstützt, vom italieni- 
schen Außenminister auf die Zone südlich von Izmir angesprochen wird, 
lehnt er entschieden ab: »Oh nein, die können Sie nicht haben, sie ist 
voller Griechen.« Und er zeigt auf der Karte die griechischen Siedlungs- 
gebiete, die sich die ganze Küste entlang bis nach Osten an die syrische 
Grenze hinziehen. Nicolson wird blaß. »Oh Gott, nein,« flüstert er seinem 
Chef ins Ohr, »da gibt es nicht viele Griechen.« »Aber doch, antwortete 
Lloyd George, »sehen Sie nicht, daß hier alles grün eingezeichnet ist?« 
Da erst geht Nicolson auf, daß sein Chef die geographische für eine 
ethnographische Karte gehalten hat: Das Grün der Ebenen für Griechen, 
das Braun der Berge für Türken. Aber der britische Außenminister geht 
souverän witzelnd über seinen Irrtum hinweg. (Nicolson 1933, 72f.). 
Diese wahre Geschichte steht für die vielen Anekdoten, die zur Ver- 
schwörungsfolklore aller Nationalbewegungen geworden sind. Sie bele- 
gen - ob sie nun nur wahr oder nur plausibel ersonnen sind - den Verrat 
der großen Imperien an den kleineren Völkern. Für die außerbalkanischen 
Großmächte war es stets komfortabel, den eigenen Anteil an der soge- 
nannten Balkanisierung der vormals osmanisch regierten Regionen zu ver- 
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schweigen. Doch auch für die rivalisierenden Balkan-Nationalitäten hatte 
der Hinweis auf die Großmachtinteressen die Funktion, von der Tatsache 
abzulenken, daß die eigene Nationalbewegung mindestens ebenso erbittert 
gegen ihre Nachbarnationen kämpfte. 

Schon bevor der Erste Weltkrieg alle vorangegangenen Kriegsschrecken 
relativierte, hatten die Balkankriege von 1912 und 1913 in aller Welt Ent- 
setzen ausgelöst. Der Grund waren die fürchterlichen Kriegsverbrechen, 
die von allen Beteiligten an der Zivilbevölkerung begangen wurden. 
Zaumal im zweiten Balkankrieg wurden die griechischen, serbischen, bul- 
garıschen Armeen ganz gezielt zur Vertreibung und Liquidierung 'feindli- 
cher‘ Bevölkerungsgruppen, eingesetzt, das heißt als ein Instrument ethni- 
scher Flurbereinigung. Dieser national organisierte Terror war keines- 
wegs auf die moslemische Balkanbevölkeung beschränkt, die man mit der 
osmanischen Staatsgewalt aus Europa hinwegfegen wollte. Der zweite 
Balkankrieg war der Verteilungskampf der 'christlichen' Siegermächte um 
die europäischen Gebiete des osmanischen Reiches, und erst in diesem 
Krieg erreichten die Leiden der Zivilbevölkerung ihren Höhepunkt (vgl. 
Carnegie-Report 1914.) Ein friedliches Zusammenleben der griechischen 
und slawischen Bevölkerung im Kampfgebiet konnte man sich danach 
nicht mehr vorstellen. Das Abschlachten endetete mit dem ersten völker- 
rechtlich besiegelten Bevölkerungsaustausch der Menschheitsgeschichte 
zwischen den Nachbarländern Bulgarien und Griechenland. 

Hätte man dieses Prinzip auf alle Balkangrenzen angewendet, wäre eine 
allgemeine Bevölkerungswanderung in Gang gesetzt worden. Weil man 
nicht Millionen von Menschen umsiedeln konnte, blieben überall Min- 
derheiten auf »feindlichem« Territorium zurück. Deshalb versuchten fast 
alle Balkanstaaten, ihre Grenzen zu revidieren, um 'ihre' Minderheiten 
heimzuholen. Wo das gelang, war damit nur eine andere Bevölkerungs- 
gruppe zur Minderheit geworden. Was Eli Kedourie für die Entstehung 
der Nationalstaaten festgestellt hat, galt und gilt erst recht für die Balkan- 
region: »Der Versuch, die politische Landkarte mit linguistischen Krite- 
rien in Einklang zu bringen, ist zwangsläufig eine blutige und brutale 
Angelegenheit.«(Kedourie 1970, 35) 

Doch die Angelegenheit war nicht nur blutig und brutal, sie war auch 
unlösbar. Ohne Umsiediungsprogramme läßt sich nicht eine einzige 
Grenze auf dem Balkan zu einer ethnographisch sauberen Trennlinie ma- 
chen. Deshalb leben heute noch Rumänen in der sowjetischen Moldau- 
Republik, Ungarn in Rumänien, Slowaken in Ungarn, Ungarn in Serbien, 
Serben in Albanien, Albaner in den jugoslawischen Regionen Kosovo und 
Mazedonien, Griechen in Albanien, Türken in Griechenland und Alba- 
nien, Bulgaren in Rumänien, womit wir zum Ausgangspunkt unseres 


174 Niels Kadritzke 


Minderheiten-Überblicks zurückgekehrt wären. Der damit keineswegs 
vollständig ist und nicht einmal die besonders komplizierte Lage inner- 
halb Jugoslawiens und das besonders komplizierte Mazedonien-Problem 
berücksichtigt. 


4. Kokoschka oder Modigliani 


Bei Ernest Geliner finden wir diesen militanten Balkan-Nationalismus 
folgendermaßen gekennzeichnet: »In wütender Rivalität mit ähnlichen 
Konkurrenten erstrebte er die Vorherrschaft über eine chaotische ethno- 
graphische Landkarte mit vielen Dialekten, mit unklaren historischen 
oder linguistischen oder Herkunsftszugehörigkeiten... mit komplexen und 
vielfäl-tigen Loyalitäten der Verwandtschaft, des Territoriums und der 
Religion... In vielen Fällen mußten gauze Bevölkerungen ausgetauscht 
.oder vertrieben, mehr oder weniger zur Assimilation gezwungen und 
manchmal liquidiert werden, um jene enge Beziehung zwischen Staat und 
Kultur zu erreichen, die das Wesen des Nationalismus ausmacht.«(Geilner 
1991, 150f.) 

Unter Berufung auf den montenegrinischen Historiker Plamenatz bezeich- 
net Gellner diesen militanten Typ als den 'östlichen‘ Nationalismus. Im 
Gegensatz zum "westlichen' Typ könne der nicht im Namen einer entwic- 
kelten 'klar definierten und kodifizierten Hochkultur’ mit deutlich abge- 
stecktem linguistischem Territorium handeln, sondern habe sich die eige- 
ne Hochkultur und das eigene kulturelle Geltungsgebiet erst in kürzerer 
Zeit erkämpfen müssen. Gellner will damit nicht sagen, daß die zu frü- 
hem Selbstbewußtsein gelangten Hochkulturen einen "sanften Nationalıs- 
mus' garantieren - der italienische wie v.a. der der deutsche Faschismus 
bezeugen das Gegenteil. Doch diese Beispiele würde er als "Irrwege' be- 
zeichnene, während für den "östlichen Nationalismus’ der aggressive Typ 
als Normalfall erscheint. 

Diese Unterscheidung riecht nach jenem abschätzigen Urteil über die öst- 
liche Kultur und Mentalität, das auch in den westlichen Begriff der 'Bal- 
kanisierung' eingegangen ist. Bei Gellner jedoch ist ein solches Vorurteil 
nicht mitgedacht, denn er insistiert darauf, daß der "östliche' Nationalis- 
mus sich nicht etwa aus der besonderen Brutalität eines bestimmten Men- 
schenschlages erkläre, sondern »aus der unausweichlichen Logik der Si- 
tuation«. Mit einer Sensibilität für die konkreten historischen Bedingun- 
gen, die wir ın Engels’ Vorurteilen über die "balkanesischen Naturvölk- 
chen' vermissen, kann Gellner nur konstatieren, daß sich das Prinzip des 
Nationalstaates auf dem Balkan unter sehr viel ungünstigeren Vorzeichen 
durchsetzen mußte als z.B. in Westeuropa. Die Grausamkeit und die Tra- 
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gik liegt also bereits in dem rigosen Homogenitätsideal beschlossen, das 
laut Gellner die Geschichte der Nationenbildung in ganz Europa und der 
entwickelten Welt geprägt habe. 

Diese säkulare weltgeschichtliche Durchsetzung des Nationalstaatsprin- 
zips faßt Gellner in seinem Schlußkapitel mit einem der Kunstgeschichte 
entiehnten Bild zusammen: Für ihn gleicht die europäischen Landkarte 
vor dem Zeitalter des Nationalismus einem Gemälde von Kokoschka - mit 
vielfach abgestuften Formen und Farben, ohne klare Flächen und Trenn- 
linien zwischen den ethnisch, religiös und kulturell unterschiedlichen Ge- 
meinschaften, die auf engstem Raum zusammenlebten. Dagegen erinnert 
die Landkarte nach Durchsetzung des Nationalstaatsprinzips eher an Mo- 
digliani: Mit klaren, von einander abgesetzen Flächen und Farben, ohne 
Schattierungen, Übergänge und Überschneidungen.(Gellner 1991, 202f.) 
Gellner würde ohne weiteres zugeben, daß auch ein Kokoschkagemälde 
seine Reize hat. Doch die Botschaft seiner Theorie liegt darin, daß Mo- 
digliani die moderne, Kokoschka hingegen eine untergegangene Epoche 
repräsentiere. Homogene Nationalstaaten gehören für ihn zu den Selbst- 
verständlichkeiten des modernen Zeitalters. Der Glaubenssatz aller Natio- 
nalisten, daß idealerweise die nationalen und politischen Grenzen trenn- 
scharf zur Deckung zu bringen seien, entspricht nach Gellner den objekti- 
ven gesellschaftlichen Erfordernissen. Denn die Entwicklung von einer 
statischen, hierarchisch traditionell geprägten Agrargesellschaft zur ar- 
beitsteiligen industriellen Wachstumsgesellschaft erfordert nicht nur die 
Entwicklung der Produktivkräfte, sondern auch eine gewisse Standardi- 
sierung der Menschen. Damit aus einem organischen Geflecht traditio- 
neller Gemeinschaften eine mobile, alphabetisierte, kulturell homogene 
Gesellschaft werden kann, müssen die Individuen neu sozialisiert werden. 
Entscheidend hierfür ist die Fähigkeit zu kontextfreier Kommunikation, 
welche die allgemeine Schulpflicht und ein vom Staat organisiertes Bil- 
dungssystem voraussetzt.3 

Gellners soziologische Theorie des Naticnalstaates fußt auf einer fast en- 


3  Geliner 1991, 89. Geliners moderner Mensch ist demnach ein Produkt seiner national 
organisierten Kultur, ein Mensch ohne Nationalität fast so unvorstellbar wie ein 
Mensch ohne Schatten. Das scheint übertrieben formauliert, aber sicher ist, daß ein 
Mensch ohne bescheinigte Nationalität es heutzutage fast unmenschlich schwer hat, 
Anerkennung zu finden und soziale Wurzeln zu schlagen. Eric Ambler-Leser seien an 
den verzweifelten Kampf erinnert, den der Anglo-Araber Arthur Abdel Simpson um 
staatliche Ausweispapiere und kulturelle Akzeptanz führen muß - und der ihn stets in 
ebenso illegale wie erfolglose Unternehmungen treibt. Simpson wäre in Geliners so- 
ziologischem Modernisierungsmodell der anomische Fall schlechthin. Und sein un- 
freiwilliger und verdrossener Internationalismus repräsentiert das Gegenteil des soliden 
nationalen Bewußtseins, das Geliner bei den am schärfsten gebeutelten Klassen und 
natürlich beim moderen Proletariat verzeichnet. 
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zyklopädischen Übersicht über die - zumindest europäische - Geschichte. 
Weil sie eine historisch gesättigte Theorie darstellt, ist sie notwendiger- 
weise pessimistisch. Denn Gellner kann natürlich nicht übersehen, daß 
die Konkurrenz der Nationen über Leichen geht. Seine nüchterne Rech- 
nung lautet: Die Zahl potentieller Nationen ist mindestens zehnmal größer 
als die Zahl lebensfähiger Staaten. Bei der Homogenisierung der größeren 
Nationen zu Nationalstaaten bleiben die kleineren oder verspäteten Natio- 
nalitäten auf der Strecke. Sie werden mit sanfter oder mit Zwangsgewalt 
assimiliert, vertrieben und im Extremfall liquidiert. 

In einem Vortrag in Berlin hat Gellner die Nacht- und-Nebel-Dimension 
des Nationalismus gezeichnet. Mit der Anspielung auf die Nazi-Termi- 
nologie will er die Schrecken kenntlich machen, die der Nationalismus 
für die ethnisch heteronomen Subjekte mit sich bringt. Da die modernen 
Gesellschaften ihre egalitären Versprechen nur selten einzulösen vermö- 
gen, zählen die Mitglieder diskriminierter oder zwangsassimilierter ethni- 
scher Gruppen häufig zu den sozial Deklassierten. Wenn die Bruchlinien 
zwischen den sozialen Schichten mit den ethnischen Trennlinien zusam- 
menfallen, wird das Bewußtsein nationaler Identität wahrscheinlich ver- 
stärkt oder überhaupt erst geweckt. 

Das Resultat wird in der Regel wiederum eine neue und separatistische 
Nationalbewegung sein, die es irgendwann zu ihrem eigenen Staat, ihrer 
eigenen Grammatik, ihrer eigenen Fluggesellschaft bringen kann. Und am 
Ende auch zur Unterdrückung ihrer eigenen Minderheiten. Wenn also die 
empirische Durchsetzung des Nationalprinzips einerseits fast als Naturge- 
setz gesehen wird, anderseits aber nur auf letztlich blutige Weise erfolgt, 
stehen wir vor einem zutiefst deprimierenden Befund. Entsprechend resi- 
gniert muß Gellner der Annahme Kants zustimmen, daß die Parteilich- 
keit, also »die Tendenz, Annahmen zu den eigenen Gunsten zu machen, 
die grundlegende menschliche Schwäche darstellt, aus der sich alle ande- 
ren ergeben.« Deshalb könne sıch auch kein Nationalismus eine selbstre- 
flexive Haltung leisten, denn politische Wirksamkeit wäre beeinträchtigt, 
»wenn die Nationalisten die Untaten ihrer eignen Nation ebenso sensibel 
registrierten wie diejenigen, die ihrer eigenen Nation angetan werden.« 
(Gellner 1991, 9) 

Das letzte Zitat Gellners benennt die Lebenslüge der Nationalisten, die ın 
entsetzlicher Reinheit von den national-populistischen Führern verkörpert 
wird, die im zerfallenden Jugoslawien und auf den Trümmern der So- 
wjetunion ihre ideologische Hegemonie durchgesetzt haben. Es ist eine 
alte und immer wieder dieselbs Geschichte: daß die Nationalisten aller 
Kontinente und aller Zeiten wie die heutigen Führer der Kroaten und Ser- 
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ben immer nur die Untaten der anderen Seite wahrnehmen und kein 
Wahrnehmungsorgan für die Untaten der eigenen Nation besitzen. 


5. Nationalität und Zwang, oder: wie man glückliche Türken macht 


Ein Mensch ohne Nationalität mag uns heute so wenig vorstellbar sein 
wie ein Mensch ohne Schatten. Doch seine konkrete Nationalität ist keine 
biologische Eigenschaft, ja nicht einmal ein »natürliches Gefühl«. Wäre 
sie das, bräuchte es keinen Nationalismus. Nach Gellner ist Nationalbe- 
wußtsein in aller Regel ein Produkt aus Loyalität und Zwang, aus freiwil- 
liger Identifizierung und massivem Anpassungsdruck. Nehmen wir als 
“Beispiel die Türkei, die bei vielen Experten als Prototyp einer erfolgrei- 
chen nationalistischen Modermisierung gilt. Die stufenweise Umwandlung 
des multi-ethnischen osmanischen Reiches in einen Nationalstaat erfor- 
derte den Einsatz sämtlicher von Gellner aufgezählten Nacht- und Nebel- 
methoden. Die Liquidierung der armenischen Minderheit durch die Jung- 
türken vor dem und im ersten Weltkrieg gehörte ebenso dazu wie die 
Ausschaltung der griechischen Minderheit. Die wurde durch den grie- 
chisch-türkischen Bevölkerungsaustausch von 1923 besiegelt, der zwar 
Resultat des griechischen Angriffskrieges war, jedoch voll in das Pro- 
gramm der Türkifizierung Kleinasiens paßte, das Atatürk von den Jung- 
türken übernommen hatte. 

Doch die Türkei ist damit 1923 noch keineswegs zu einem homogenen 
Nationalstaat geworden. Von Nationalgefühl konnte etwa bei der traditio- 
nellen Bauernbevölkerung überhaupt keine Rede sein. Die Schaffung der 
türkischen Nation aus den Menschen Anatoliens fiel zusammen mit der 
Einebnung einer vielfältigen Landschaft von sprachlichen, ethnischen, re- 
ligiösen Gemeinschaften und Identitäten, die bis heute nicht abgeschlos- 
sen ist. In Schule, Armee und Öffentlich organisiertem Leben läuft ein 
forciertes Programm, das jede neue Generation zu stolzen Türken soziali- 
sieren, beziehungsweise assimilieren soll. Doch nach über vier Genera- 
tionen türkischer Republik registriert das neueste Handbuch für Klein- 
asien immer noch fast fünfzig ethnische oder religiöse Minderheiten. 
(Andrews 1989) Die heimliche Leitlinie der Assimilierungsbestrebungen 
ist der bekannte Ausspruch des Staatsgründers, der in jeder Amtsstube 
und in jedem Schulzimmer hängt: »Wie glücklich ist, wer sich Türke 
nennen kann«, so lautet die exakte Übersetzung, und die ist wichtig. 
Atatürk hat nämlich keineswegs formuliert: »Wıe glücklich, wer Türke 
ist«e. Zum Türken wird man ernannt, denn dem Staatsgründer war wohl 
bewußt, daß die echten ethnischen Türken auf dem türkischen Territorium 
nur eine Minderheit darstellten. Die Staatsraison fordert allerdings, daß 
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sich niemand dieser ehrenvollen Ernennung zum Türken entziehen kann. 
Wer kein glücklicher Türke sein will, macht sich der nationalen Unzu- 
verlässigkeit verdächtig, wie zum Beispiel die nicht assimilierungswilli- 
gen Kurden. 

Das wichtigste Mittel nationaler Homogenisierung war die Einführung 
der lateinischen Schrift und der allgemeinen Schulpflicht, die auch die 
Macht der Religion zurückdrängte. Für die Kurden und die anderen Min- 
derheiten bot sich damit die Chance, den Anschluß an die sich moderni- 
sierende Gesellschaft zu finden, aber eben nur als Türken. Heute sind 
Millionen ehemaliger Kurden durch die entwickelte Ökonomie der West- : 
türkei auch ethnisch integriert worden. Doch wo die Modermisierung 
nicht gelungen ist, wie im Südosten Anatoliens, hat der türkische Natio- 
nalstaat den Kurden nicht viel mehr gebracht, als das Verbot, sich Kurden 
zu nennen und auf kurdisch alphabetisiert zu werden. In der Türkei ist 
heute der Prozeß noch immer nicht abgeschlossen, den andere National- 
staaten in Europa schon viel früher durchlaufen haben. Zum Beispiel 
Griechenland, dessen nationale Befreiungsbewegung zu Beginn des 19, 
Jahrhunderts in ganz Europa ungeheuere Sympathien genoß. Die Ideolo- 
gie dieses edelsten und selbstverständlichsten aller Nationalismen war 
freilich ein Kunstprodukt intellektueller Auslandsgriechen, das den grie- 
chischen Bauern von 1821 ebenso fremd sein mochte, wie den anatoli- 
schen Moslems der Nationalismus Atatürks. (vgl. Kitromilides 1989) Das 
Ansinnen der Auslandsgriechen und ihrer philhellenischen Freunde, den 
Geist des antiken Griechenland in einem nach-osmanischen Staat auferste- 
hen zu lassen, hat die griechische Gesellschaft bis heute auf tragische 
Weise überfordert. Und das linguistische Projekt einer ans Altgriechische 
angelehnten Hochsprache hat keineswegs Gellners kontextfreie Kommu- 
nikation ermöglicht, sondern dazu beigetragen, die Volksmassen der Elite 
auszuliefern und von wirksamer politischer Partizipation auszuschließen. 


6. Die Erfindung der Nation 


Imagined communities, "vorgestellte oder eingebildete Gemeinschaften’ 
heißt der Originaltitel der Untersuchungen von Benedict Anderson über 
Ursprünge und Ausbreitung des Nationalismus. Die deutsche Ausgabe ist 
unter dem Titel Die Erfindung der Nation erschienen und wurde damit 
um eine wichtige Dimension verkürzt. 'Erfindung' benennt lediglich die 
manipulativen Leistungen der nationalistischen Philologen und Histori- 
ker, die das Streben nach dem eigenen Staat mit einem bestenfalls ideali- 
sierten, schlimmstenfalls verlogenen Geschichtsbild letitimierten. Ander- 
son aber interessiert sich mindestens ebensosehr für das gesamtgesell- 
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schaftliche Bedürfnis nach nationaler Selbstgewißheit und historisch be- 
wiesener Kontinuiät, das in den Köpfen der Menschen oder zumindest der 
selbstbewußter werdenden Schichten entstehen konnte. Er will die psy- 
chologische Empfänglichkeit für die 'imaginierte Gemeinschaft der Na- 
tion’ aufzeigen, die aus den ideologischen 'Erfindungen' der nationalen 
Erweckungsbewegungen eine höchst reale und objektiv wirksame politi- 
sche Waffe macht (S. 18f.). Nach Anderson bedient der Nationalismus 
nämlich emotionale Bedürfnisse, die in den vornationalen traditionellen 
Gesellschaften von der Religion erfüllt wurden. Am anschaulichsten wird 
diese metaphysische Dimension des Nationalgefühls an dem universalen 
Prototyp aller nationalen Monumente: Für Anderson verweist das "Grab- 
mal des unbekannten Soldaten‘ mit seiner Affinität zum Tod als letzter 
Stufe der Schicksalshierarchie auf die mythische Dimension des National- 
gefühls. Zwar fordern zuweilen auch nicht-nationalistische Ideologen ihre 
Anhänger auf, ihr Leben zu riskieren, doch ein Grabmal des unbekannte 
Marxisten oder ein Mahnmal für gefallene Liberale wäre in der Tat eine 
ideologische Absurdität. Daß der Nationalismus das Erbe der religiösen 
Denkweisen im Zeitalter der Aufklärung antreten Konnte, erklärt Ander- 
son so: »Mit dem Verfall der Religiosität verschwand das Leid, in das der 
Glaube eine Ordnung gebracht hatte, keineswegs. Der Zusammenbruch 
des Paradises macht den Tod willkürlich und überführt jeden Erlösungs- 
gedanken der Absurdität. Notwendig wurde somit eine Umwandlung des 
Unausweichlichen in Kontinuität, der Kontinuität in Sinn. Nur wenige 
Dinge sind hierzu geeigneter, als die Nation. Es ist das Wunder des Na- 
tionalısmus, den Zufall in Schicksal zu verwandeln.«(20) 

Mit der Entwicklung des europäischen Nationalismus zur neuen säkularen 
Religion traten die Intellektuellen die Nachfolge der Priester an. Ander- 
son belegt exemplarisch die Rolle der Philologen bei der Codifizierung 
der einzelnen nationalen Hochsprachen und der Historiker bei der Erfin- 
dung einer rational und emotional eingängigen Nationalgeschichte. Als 
potentielle Konsumenten dieser philologisch-historiographischen Revolu- 
tion ermittelt er die alten gebildeten Klassen und die neuen bürgerlichen 
Berufsgruppen. Die Beispiele, die uns Anderson vorführt, weisen oft 
überraschende Bezüge zu unserer unmittelbaren Gegenwart auf. Wir er- 
fahren z.B. daß um 1830 die Sprache der Slowenen, der Serbokroaten 
und der Bulgaren noch als Dialekte einer slawischen Grundsprache galten 
und sich erst danach in separate Schriftsprachen auseinander differenzier- 
ten. (78) Dieser Prozeß geht bis heute weiter, insofern die slawo- 
mazedonische Schriftsprache erst während der letzten 40 Jahre eingeführt 
wurde. Und zwar mit dem ausdrücklich politischen Ziel, den 
slawophonen Bewohnern des nördlichen Mazedonien ein eigenständiges 


180 Nieis Kadriizke 


Nationalgefühl gegenüber Serben, Bulgaren und Griechen zu vermitteln. 
Obwohl diese Sprache in Sofia lediglich als bulgarischer Dialekt gesehen 
und in Athen sogar heute noch für 'nichtexistent' erklärt wird, ist sie 
innerhalb weniger Schulgenerationen zu einer unleugbaren Realität 
geworden, die der Bevölkerung des südlichsten jugoslawischen Staates 
eine wichtige Dimension ihrer eigenständigen Identität erfahrbar macht. 
Auch die problematischen Leistungen der nationalen Intelligenz stellen 
ihre aktuelle Wirksamkeit unter Beweis. So ist die abenteuerliche Erfin- 
dung der kroatischen Nationalhistoriker, die dem kroatischen Unabhän- 
gigkeitsstreben eine tausendjährige Geschichte erdichtet haben, in der 
schwülstigen Präambel der kroatischen Verfassung von 1991 zur Staats- 
‚doktrin erhoben worden (Nakarada 1991, 392, Anm. 16). Die serbischen 
Nationalisten wiederum begründen noch heute die Entrechtung der 
90prozentigen Mehrheit von Albanern im Kosovo mit dem nekrophilen 
Argument, daß hier vor 600 Jahren in der Schlacht auf dem Amselfeld 
serbisches Blut vergossen wurde. 

Anderson schildert den Prozeß der geistigen Modernisierung und Homo- 
genisierung, den Gellner mit seiner Nationalismustheorie idealtypisch 
entworfen hat. Dabei stößt er immer wieder auf einen historischen Wider- 
spruch, den er für die ambivalenten Konsequenzen nationalistischer 
Ideologien verantwortlich macht. Die vor- oder übernationalen Dynastien 
versuchen sich der volkstümlichen Nationalbewegungen zu erwehren, in- 
dem sie ihnen einen offiziellen Nationalismus entgegensetzen. Anderson 
schildert diesen Versuch, die schmale und enge Haut der Nation über den 
riesigen Körper eines Imperiums zu spannen, vor allem am Beispiel der 
Russifizierung der ethnisch heterogenen Bevölkerung des Zarenreiches 
(91 u. 113). Allerdings zeigt er die Neigung, die dunklen Seiten des Na- 
tionalismus, seine expansionistischen Tendenzen und rassistischen Aus- 
brüche nur dem dynastisch geprägten offiziellen Nationalismus zuzurech- 
nen und umgekehrt die volkstümlichen Nationalbewegungen als demokra- 
tisierende politische Kräfte zu glorifizieren und ihr aggressives und ex- 
pansives Potential zu verharmlosen. 

Dabei versucht Anderson mit Beispielen idyllisch-friedlicher Volkspoesie 
die These zu belegen, die eigentliche Botschaft des Nationalismus sei 
Nächstenliebe, die Liebe zur eigenen nationalen Gemeinschaft, der die 
interesselose Solidarität ihrer Angehörigen gelte. Nur im Namen einer 
solchen Gemeinschaft sei es möglich, vom Individuum existentielle Op- 
fer, also auch die Bereitschaft zum Sterben zu fordern (142ff.). Daß im 
Namen der Nation immer wieder Haß gegen das Fremde schlechthin ge- 
fordert wurde, läßt Anderson lediglich als 'Mißbrauch' gelten, wie er je- 
dem ethischen Prinzip zustoßen könne. Einen systematischen Zusammen- 
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hang zwischen Nationalismus und Rassismus bestreitet er mit dem Hin- 
weis, Nationalisten würden ın historisch-schicksalhaften Begriffen den- 
ken, Rassisten hingegen von einer immerwährenden Gefährdung des na- 
tionalen Erbguts, also von ahistorischen Vorstellungen, ausgehen. Expan- 
sionistisches Denken schließlich sei dem Nationalismus gänzlich fremd, 
denn selbst der glühendste Nationalist wünsche nicht, daß alle Mitglieder 
der menschlichen Gattung der eigenen Nation angehören. Derartige 
Wünsche sind allerdings auch dem glühendsten Rassisten fremd, denn der 
wili sich von der fremden Rasse entweder abgrenzen, oder als Herren-ras- 
se über sie herrschen. Auf dieser abstrakten Ebene läßt sich der Nationa- 
lismus schwerlich entlasten. Er muß sich vielmehr - wie jede andere Leh- 
re mit praktischem Anspruch - an seinen konkreten historischen Formen 
messen lassen. 


7. Where the East begins 


1929 verfaßte Hamilton Fish Armstrong, Journalist und später Herausge- 
ber der 'Foreign Affairs’, eine heute noch lesenswerte Balkanreportage. 
Das Buch hatte den Titel "Where the East begins’. Was Armstrong damit 
sagen wollte, machte er anhand seiner einleitenden Reiseanekdoten deut- 
lich. 


»Die Balkanreise beginnt in Triest mit der Frage eines italienischen Kellners: 'Sie fahren 
nach Zagreb? In diesem Drecknest können es nur diese kroatischen Schweine aushalten; 
wir hier in Triest, wir halten die Grenze von Dantes Zivilisation. Dahinter, da beginne der 
Orient’, 


In Zagreb erläutert ein stolzer Kroate die jahrhundertelange Beziehung seines Volkes zur 
westlichen Kultur: 'Die Unterdrücker haben immerhin die katholische Religion und das 
westliche Alphabet hinterlassen. Die Serben dagegen, die haben einfach zu lang unter 
türkischem Einfluß gelebt. Belgrad - das gehört nun mal leider schon zum Orient, '« 


In Belgrad kommt Armstrong mit einem serbischen Offizier ins Gespräch: »'Sie fahren nach 
Sofa weiier? Hoffentlich wissen Sie, was Sie da erwartet. Diese Bulgaren sind doch halbe 
Tataren. Die haben noch vor den Türken den Orient auf den Balkan gebracht, und 
eigentlich leben sie noch heute im Orient.‘ 


Im Zug von Sofia nach Istanbul fragt ein bulgarischer Mitreisender: "Waren Sie schon 
einmal in Konstantinopel? Da werden Sie zum ersten Mal erleben, was Orient bedeutet!'« 
(Armstrong 1929, XIff.) 


Die interkulturelle Reise von 1929 läßt sich bis in unsere Zeit fortsetzen. 
Als sich vor ein paar Jahren meine türkischen Freunde A. und A., die 
schon lange in Berlin leben, zur Heirat entschlossen, hielten sie es für un- 
nötig, ihre Eltern in Istanbul zu konsultieren. Doch die haben das überra- 
schend gelassen hingenommen, und die junge Ehefrau wußte auch, wa- 
rum: »Die waren froh, daß ich ihnen einen Istanbuler präsentiert habe. 
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Meine Mutter hat nur gemeint: "Hauptsache, Du bringst uns keinen aus 
Anatolien.'« Der Gegensatz zwischen Orient und Okzident, zwischen Is- 
lam und Christentum setzt sich bis in die moderne türkische Gesellschaft 
fort. Der im Westen Europas erfundene Nationalismus hat eine Wertskala 
etabliert, die von einem zivilisatorischen West-Ost-Gefälle ausgeht. Daß 
Nationalisten des Ostens und fundamentalistische religiöse Bewegungen 
nicht nur des Islams die säkularisierte Wertskala umkehren wollen, ist nur 
die logische Fortsetzung der im 19. Jahrhundert in Gang gebrachten hi- 
storischen Dynamik. 

In dieser Perspektive erweist sich die aggressive Konkurrenz zwischen 
den Nationalismen nicht nur als die dunkle Seite, sondern als der histori- 
sche Kern des Problems. Bei aller liebenswürdigen Unschuld patriotischer 
Lieder - die Erfindung der Nation stiftet mit der Akreditierung einer hei- 
ligen Nationalgeschichte immer auch Werturteile über andere Nationen. 
Auf dem Balkan haben sıe nur länger überdauert als anderswo. Die von 
Anderson festgestellte Kontinuität von religiösen und nationalistischen 
Bekenntnissen gilt nicht nur für das Bedürfnis nach mythischer Sinnge- 
bung des Lebens, sie gilt auch für das Bedürfnis nach Abwehr und Ab- 
wertung des Fremden. Elie Kedourie hat auf diese Kontinuität von reli- 
giösem und nationalem Homogenitätsbedürfnis hingewiesen: »Wenn uns 
die europäischen Erfinder der nationalistischen Doktrin auffordern, die 
Welt als eine Welt von Nationen wahrzunehmen, die hinsichtlich ihrer 
Geschichte, ihrer Sprache, ihrer Wünsche und Bestrebungen eine voll- 
kommen homogene Einheit sei, so besteht kein Zweifel daran, daß hier zu 
einem metaphysischen Prinzip erhoben wurde, was die krude Gerechtig- 
keitsidee des Augsburger Religionsfriedens von 1555 mit der Formel 
‘cuius regio, eius religio' ausdrückte.« 

Das Prinzip nationaler Homogenität läßt sich, wie auch Ermest Gellner 
zugeben mußte, nur im günstigsten Fall durch die Assimilierung nationa- 
ler Minderheiten realisieren. Im brutaleren, aber immer noch unblutigen 
Fall muß ein Bevölkerungsaustausch vereinbart werden. Die gewaltsamste 
Variante ethnischer Flurbereinigung ist auf die Nacht- und Nebelmetho- 
den der Vertreibung und Vernichtung angewiesen. Oder auf erzwungene 
Grenzverschiebungen mit bzw. ohne Kriege. Das Ende des Ersten Welt- 
krieges war auch deshalb nur der Anfang einer Zwischenkriegszeit, weil 
die vielen nationalen Fragen nicht durch eine neue internationale Frie- 
densordnung aufgehoben oder entschärft wurden. Ohne diese offenen Ir- 
redentaprobleme hätte die große ökonomische und soziale Krise am Ende 
der Zwanziger Jahre nicht das Treibhausklima für erneute, besonders ag- 
gressive nationalistische Bewegungen erzeugen können. 

Wenn die Verbrechen z.B. der kroatischen Ustascha noch 50 Jahre später 
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in den Köpfen und Seelen vieler Serben Verbrechen gegenüber Kroaten 
legitimieren können - auch weil der neue kroatische Staat nicht ein Wort 
des Bedauerns über die Verbrechen seines Vorläufers kundgetan hat - ist 
damit ein böses Mentekel an die Wand geschrieben. Denn alles spricht 
dafür, daß auch die Erinnerung an die Verbrechen von heute 50 Jahre 
später erneut aktiviert werden kann. 


8. Der moderne Janus 


Obwohl Nationalismus nur in extremen Fällen die physische Vernichtung 
von Minderheiten propagiert, hält Tom Nairn den Faschismus dennoch 
für einen logischen Fluchtpunkt nationalistischen Denkens: »Über den 
Nationalismus theoretisieren, ohne dies zu sehen, ist schlimmer als eine 
Hamletaufführung ohne den Prinzen von Dänemark. Der Nationalismus 
ist zwar eine so wandelbare und allgegenwärtige Erscheinung der neueren 
Geschichte, daß man von keinem eindeutigen Archetypus sprechen kann, 
aber der Faschismus, in seiner umfassenden historischen Perspektive ge- 
sehen, sagt uns mehr über Nationalismus als jedes andere Beispiel.« 
(Nairn 1978, 27) 

Diesen Satz hat Tom Nairn vor fünfzehn Jahren in seinem wichtigen Auf- 
satz 'Der moderne Janus’ geschrieben. Auf deutsch ist er nur noch in Bi- 
bliotheken nachzulesen. Das Buch, in dem er übersetzt vorliegt, ist zehn 
Jahre zu früh erschienen und längst vom Markt verschwunden. Tom 
Nairn geht in seinen Überlegungen von dem Widerspruch aus, den er als 
linker Aktivist der Scottish Nationalist Party besonders schmerzlich emp- 
funden hat. Ganze Generationen von praktizierenden Internationalisten 
hätten sich für nationalistische Bewegungen in den entferntesten Gegen- 
den engagiert, bei nationalen Parolen in geographisch näher liegenden 
Regionen jedoch immer nur und voreilig Faschismus gewittert. Gegen 
diese automatische Übung, Nationalisten nach Maßgabe ihrer Feinde oder 
auch Bündnispartner in gute und böse einzuteilen, besteht Nairn auf der 
prinzipiellen Ambivalenz jedes Nationalismus: »Die Substanz des Natio- 
nalismus als solchem ist immer moralisch, politisch und menschlich 
zweideutig. Deshalb sind moralisierende Einstellungen zum Nationalis- 
mus immer so fruchtlos. Sie halten sich immer nur an eines der beiden 
Gesichter und wollen nicht wahrhaben, daß diese Gesichter zu ein und 
demselben Kopf gehören. Der Nationalismus gleicht in diesem Sinne dem 
alten römischen Gott Janus, der auf den Toren stand und mit dem einen 
Gesicht nach vorne, mit dem anderen nach hinten blickte. Genauso steht 
der Nationalismus über der Pforte, die für die menschliche Gesellschaft 
“ins Zeitalter der Moderne führt. Und während sich die Menschheit durch 
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diese enge Pforte drängt, muß sie verzweifelt in die Vergangenheit zu- 
rückblicken, um Kraft zu schöpfen für die Feuerprobe der Entwicklung.« 
(Naim 1978, 28ff.) 

Auch Tom Naim erklärt den Nationalismus aus einer bestimmten Ent- 
wicklungs- oder Modernisierungstheorie. Aber das Irrationaie, das ihm 
anhaftet, ist für ihn nicht, wie für Benedict Anderson, eine harmlose Sa- 
che, und seine aggressive Fremdenfeindlichkeit sieht er nicht nur als 
Reaktion auf innergesellschaftliche Widersprüche und Konflikte, wie es 
Ernest Gellner tut. Für Nairn entspringt die bedrohliche Aggressionsbe- 
reitschaft jedes Nationalismus einem tödlichen Widerspruch, der in der 
ungleichen Entwicklung der Weltgesellschaft als solcher angelegt ist. Hät- 
te sich die Welt gleichmäßig und harmonisch entwickelt, hätte der Aus- 
druck nationaler Identität womöglich stets die idyllischen Formen anneh- 
men können, die Anderson als ihr harmonisches Wesen sieht. Doch die 
nationalen Gesellschaften haben sich unter kriegsähnlichen Bedingungen 
entwickelt und immer neue, schmerzhafte Widersprüche hervorgebracht. 
Die ungleiche Entwicklung hat vielen Gesellschaften die traditionellen 
Strukturen zerstört, ohne tragfähige moderne aufzubauen und damit die 
vereinheitlichende und sozial stabilisierende Seite kapitalistischen Wachs- 
tums zur Geltung zu bringen. 

Wo die chaotische, desorientierende Seite der Modernisierung dominiert, 
gewinnt der Nationalismus für Nairn eine wichtige Funktion. Er ist eben 
nicht nur "falsches Bewußtsein’. Vielmehr vermittelt er die Tröstungen 
einer gemeinsamen Kultur, die eingebildet sein mag, für das wirkliche 
Befinden der Menschen aber mehr bedeuten kann, als die rationalen An- 
gebote unserer aufklärerischen Tradition. Der Nationalismus könne unter 
Umständen die einzige reale, wenn auch nicht materielle Kompensation 
für die Opfer bieten, die der ungleiche Modemisierungsprozeß den Men- 
schen abfordert, die ihn als soziales Elend und kulturelle Ächtung erfah- 
ren. Das materielle Dilemma der Rückständigkeit macht empfänglich für 
die Tröstungen nationalen Denkens und Empfindens, 

Aus diesen Überlegungen folgt für Nairn auch, warum Marx und Engels 
das Problem des Nationalismus nicht entschlüsseln konnten, sondern noch 
selbst ein Teil des Problems waren. Als Beobachter der Anfänge der in- 
dustriellen Revolution unterstellten sie einen quası linearen welthistori- 
schen Prozeß, den sie aus den Verlaufsformen der englischen und westeu- 
ropäischen Entwicklung extrapolierten. Ein Marxismus, der diese mecha- 
nistischen Vorstellungen der Gründerväter nicht überwindet, demonstriert 
für Nairn die Befangenheit in seiner westlichen Herkunft, seine eurozen- 
trische Deformation. Nur wer mit der ungleichen Entwicklung die 
tatsächlichen Beziehungen innerhalb der Menschengattung zur Kenntnis 
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nähme, könne die notwendigen Irrtümer der marxistischen Nationalis- 
mustheorien materialistisch verstehen und damit der keineswegs unerklär- 
lichen und dämonischen Macht der modernen nationalistischen Bewegun- 
gen auf die Spur kommen. (a.a.o., 41ff.) 


9. Kein Ende der Geschichte 


Am Ende des Kalten Krieges hat ein intellektueller Stratege der amerika- 
nischen Regierung im Überschwang des Sieges gleich das Ende der Ge- 
schichte ausgerufen. Der Irrtum war rasch aufgeklärt. Spätestens mit Be- 
ginn der Golfkrise war erwiesen, daß vom neuen Zeitalter der friedlichen 
Verwaltung internationaler Konflikte nıcht die Rede sein konnte. Der 
Blockkonfrontation folgte die neue globale Unordnung, den klaren 
Frontlinien die Fragmentierung regionaler Konfliktkonstellationen; um es 
mit Gellner zu sagen: auf Modigliani folgte Kokoschka. 

Das grandiose Scheitern der vermessenen Idee vom Ende der Geschichte 
bedeutete freilich keinen Triumph für eine rivalisierende Geschichtsphilo- 
sophie, und gewiß nicht für die Vertreter einer kritischen Gesellschafts- 
theorie. Die neue Weltunordnung dürfte im Gegenteil nur den Pessimis- 
mus verstärkt haben, der sich schon immer binter der verzweifelten Lei- 
denschaft verbarg, die viele eurozentrische Intellektuelle für die Revolu- 
tionen am anderen Ende der Welt entwickelten. Diesen heimlichen Pessi- 
mismus hat Tom Nairn seinen marxistischen Freunden schon in seinem 
‘Modern Janus’ bescheinigt. Als einer der ersten hat er dabei auf jenes 
Sinnbild linker Fortschrittsverzweiflung verwiesen, das seitdem fast zu 
einer Kultfigur geworden ist. Die Rede ist natürlich von Benjamins Engel 
der Geschichte, der vom Sturm des Fortschritts in eine ungewisse Zu- 
kunft getrieben wird. Anders als der Janus auf den römischen Stadttoren 
hat dieser Engel nur ein Gesicht, und das schaut unverwandt nach rück- 
wärts, in die Vergangenheit. Der zukunftsblinde Flug des Engels symbo- 
lisiert unsere Unfähigkeit, vorauszusehen, wohin der Wind des Fort- 
schritts die menschliche Gattung entführt. Das Einzige, was wir erken- 
nen, sind die Trümmer der Katastrophen, die sich am Rande der Piste un- 
seres Entwicklungsprozesses übereinander türmen. 

Wenn wir uns auf dieser Piste heute von den nationalistischen Gespen- 
stern der Vergangenheit eingeholt sehen, ist das gleichwohl eine optische 
Täuschung. Zwar sind viele dieser Figuren mit traditionellen Gewändern 
kostümiert, aber das erklärt noch nicht ihre Rückkehr in unsere Gegen- 
wart. Wenn sich die heutigen Serben in ihrem Nationalismus an den 
kroatischen Faschismus von 1943 erinnert fühlen, oder wenn die aktuelle 
slowakische Unabhängigkeitsbewegung mit den Parolen des Naziprotek- 
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torates von 1938 hantiert, zeigt sich darin tatsächlich die Macht der Ver- 
gangenheit. Aber warum die Serben und Kroaten und Slowaken ausge- 
rechnet jetzt von dieser Macht ergriffen werden, erklärt sich nur aus ihrer 
gegenwärtigen Situation. Die aufgetaute Sumpflandschaft, von der wir am 
Anfang gesprochen haben, mag uns noch so sehr an die alten Tümpel und 
Wasserläufe erinnern, entstanden ist sie jedenfalls aufgrund einer Klima- 
veränderung in der Gegenwart. 

Dennoch können wir aus den historischen Entstehungsbedingungen der 
alten Nationalismen lernen, worauf wir in der Gegenwart achten müssen. 
Von Gellner haben wir erfahren, daß Nationalitätenkonflikte in der Regel 
dort virulent bleiben, wo die nationalstaatliche Homogenisierung miß- 
lingt. Doch dieses Mißlingen kann zwei Gründe haben. Die Assimilie- 
rung von Minderheiten kann unvollkommen geblieben oder ganz unter- 
blieben sein. Oder die Modernisierung als solche ist mißlungen, und das 
hat zu sozialen Konflikten geführt, die unzufriedene Minderheiten auf na- 
tionalistische Ziele orientiert. ER 
In den meisten Staaten Ost- und Südosteuropas liegen beide Arten des 
Mißlingens vor. Und in Ländern wie Rumänien oder Jugoslawien hat es 
ganz den Anschein, als ob sich beide in ihrer Wirkung nicht nur addieren, 
sondern multiplizieren. In der Sowjetunion wurde spätestens seit Stalin 
jene Differenzierung in selbständige Nationalstaaten unterdrückt, die in 
Südosteuropa mit der Auflösung des osmanischen und des Habsburger 
Reiches unvermeidlich geworden war. Und im gesamten ehemaligen Ost- 
block blieb die ethnische Gemengelage der Zwischenkriegszeit weitge- 
hend erhalten, ohne durch demokratische Autonomie- oder Minderheiten- 
regelungen entschärft zu werden. Die gesellschaftliche Entwicklung nach 
1945 hat die innerstaatlichen nationalen Konflikte im günstigsten Falle 
unterdrückt; im schlimmsten Falle wurde das Minderheitenproblem, etwa 
der Ungarn in Rumänien oder der Türken in Bulgarien zu einem gefährli- 
chen zwischenstaatlichen Konfliktpotential. 

Inzwischen hat das Scheitern des staatlich organisierten Reproduktions- 
modells in allen Ostblockländern zu einer tiefgreifenden sozio-ökonomi- 
schen Krise geführt, die eine überaus fatale Modemisierungsbilanz offen- 
bart. Die alten Sozialstrukturen sind bereits erfolgreich zerrüttet, während 
die materiellen und sozialen Errungenschaften im Chaos des Übergangs 
vom Staatssozialismus zur Marktwirtschaft aufgezehrt werden. Das gilt 
auch für das ehemalige Jugoslawien, wo der ungleiche ökonomische Miß- 
erfolg die historischen Rivalitäten zwischen den Teilrepubliken bis zum 
Nationalitätenkrieg zugespitzt hat. 

Wenn ein vernetztes ökonomisches System in einer so riesigen Region zu- 
sammenbricht, steht für ungeheuer viele Menschen nicht nur der ge- 
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wohnte Lebensstandard, sondern auch das erworbene Lebensgefühl ın 
Frage. Oder noch mehr, denn die Frage lautet zugleich, wie es überhaupt 
weitergeht. Die Auflösung des Ostblocks hat die unterdrückten Nationa- 
lıtätenkonflikte Ost- und Südosteuropas also nicht nur wieder aufgetaut, 
sondern zusätzlich sozial aufgeheizt. Diesen Menschen steht die fürchter- 
liche Feuerprobe einer Entwicklung bevor, die ihnen mehr abfordert, als 
sie womöglich aushalten können, denn sie bedeutet zugleich einen radi- 
kalen Systemwechsel, ist also ein mühsamer Prozeß und abrupte Umstel- 
lung zugleich. Die Pforte der Entwicklung, durch die sich diese Gesell- 
schaften im Übergang zu einer Modernisierung unter kapitalistischem 
Vorzeichen zwängen müssen, ist so fürchterlich eng, daß die Menschen 
sich gegenseitig die Luft zu nehmen drohen. Und da das neue System 
mitmenschliche Härte und Konkurrenz zum Prinzip erhebt, wäre es ein 
Wunder, wenn diese härtere Konkurrenz der Individuen nicht auch die 
Vorurteile zwischen den Nationalitäten verschärfen würde. Ganz so, wie 
es Ernest Gellner als Modell ethnischer Diskriminierung entwickelt hat. 
Wir können uns die Sache auch am Bild des Januskopfes klarmachen, der: 
für Tom Nairn die Ambivalenz des Nationalismus symbolisiert. In der hi- 
storischen Situation dieser Gesellschaften kann das Gesicht, das der Zu- 
kunft zugewandt ist, bei aller Anstrengung noch nichts erkennen. Oder 
das, was es erblickt, ist so erschreckend, daß es lieber die Augen schließt. 
Es bleibt also nur der Blick zurück, denn allein die Orientierung an der 
guten alten nationalen Vergangenheit bietet einen erträglichen Anblick. 
Vor dem Hintergrund einer ungleichen Entwicklung können allerdings 
nicht nur die Zukunftsängste der Zweifelnden und Verzweifelten einen 
nationalistischen Ausdruck annehmen. Nationale Unabhängigkeit streben 
auch gerade die Gebiete an, die sich eine günstige Zukunft ausrechnen, 
wenn sie sich vor dem sozialen Chaos noch rechtzeitig in Sicherheit brin- 
gen. Der Anteil des rette-sich-wer-kann-Separatismus ist etwa im Falle 
Kroatiens und Sloweniens, aber auch bei den baltischen Sowjetrepubliken 
nicht zu übersehen. 

Wie stark die nationalen Gefühle von sozialen Perspektiven bestimmt 
sind, läßt sich sozusagen per Gegenprobe an einer der vielen umstrittenen 
Balkangrenzen aufzeigen. Bis vor kurzem haben die griechischen Natio- 
nalisten bei der albanischen Regierung gegen die Unterdrückung ihrer an- 
geblich 400.000 Landsleute im Süden Albaniens protestiert. Seit die Al- 
baner ihre Südgrenze geöffnet haben und Tausende albanischer Hellenen 
nach Griechenland abwandern ließen, hat man die Zahl 400 000 von of- 
fizieller Seite nicht mehr vernommen. Und die Vorstellung, die vielleicht 
150 000 Griechen, die es tatsächlich in Albanien gibt, könnten ihre Wie- 
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dervereinigung mit Griechenland einklagen, dürfte bei den meisten Grie- 
chen keine Begeisterung, sondern nur wüste Alpträume auslösen 
Nationale Begeisterung kann also ziemlich schnell, wenn sie mit dem 
Interesse am sozialen Besitzstand zu kollidieren droht. Wir kennen es 
auch aus unserem neuen Deutschland einig Vaterland, in dem wir uns 
anschicken, die Nationalismustheorie um eine aufschlußreiche empirische 
Variante zu bereichern. Nachdem wir bereits demonstriert haben, daß es 
eine Nation auch in zwei Staaten aushält, führen wir der Welt jetzt vor, 
daß sich ein Nationalstaat auch zwei Gesellschaften leisten kann. Mit der 
Verwandlung der nationalen in eine soziale Frage - die des Teilens erwor- 
bener Besitzstände nämlich -, sind wır dabei, die pazifierende Wirkung 
‚nationaler Einheit vorzuführen. Denn wer wollte es bestreiten: ein ähnli- 
; ches soziales Gefälle, wie es auf absehbare Zeit zwischen den beiden 
“deutschen Gesellschaften fortbestehen wird, hätte in ethnisch gemischten 
® Staaten schon längst zum offenen Nationalitätenkonflikt geführt. 
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Ludi Lodovico 
Wem das Posthorn bläst - zur Konstruktion und 
Konjunktur des Nationalen 


1. Einleitung 


Wiederholt sich die Geschichte? 1917/18 - nach der revolutionären bzw. 
militärischen Beseitigung des zaristischen Reiches, der Donaumonarchie 
und der letzten Reste des osmanischen Reiches auf dem Balkan - erschien 
der »National«staat als Zauberformel: jedem Kind einen Lampion und je- 
der »Nation« ihren eigenen Staat. Das deckt sich mit der »Burlesken 
Träumerei« des unvergleichlichen Erik Satie: »Ich finde, daß alle Franzo- 
sen, die auf französischem Gebiet geboren sind, von französischen Eltern 
oder solchen, die diesen Anschein erwecken, ein Anrecht auf eine Anstel- 
lung bei der Pariser Post haben sollten«. Mit der Post hat der moderne 
Begriff »Nation« immerhin soviel zu tun, daß er von Paris aus seine Reise 
antrat und daß Lenin außer für »nationale« Selbstbestimmung für die deut- 
sche Post schwärmte. 

Wenn man die Reaktionen auf den Untergang der Sowjetunion durch- 
sieht, so scheint es, als hätten die Kommentatoren nicht Post aus Paris, 
sondern aus Washington erhalten. Haben sie Woodrow Wilson persönlich 
zum ghost-writer erkoren? »Nationale Selbstbestimmung« und »Natio- 
nal«staat, die sich als Volksvorurteile in den Hirnen festgefressen haben, 
gelten auf jeden Fall wieder einmal als erstrebenswerter globaler po- 
litischer Normalzustand. Die abenteuerliche Prognose, die Völker der 
ehemaligen Sowjetunion würden jetzt gleichsam »normalisiert« und in die 
europäische Tradition des vermeintlich selbstverständlichen und demokra- 
üschen Nationalismus zurückgeholt, müßte der Redlichkeit halber die 
Tribute nennen, die die Menschen in Europa seit etwa 200 Jahren entrich- 
tet haben für derlei Normalität. 

Wohin man heute zwangsläufig gerät, wenn man noch einmal versucht, 
die Welt nach »Nationen«, »Nationalstaaten« oder der Fiktion des »natio- 
nalen Selbstbestimmungsrechts« einzurichten, führen die politischen und 
militärischen Eliten im ehemaligen Jugoslawien praktisch vor, und große 
Teile der deutschen Presse sowie das Stammtischgerede begleiten das Ge- 
schehen mit wohlfeilen, also »serbenfresserischen« Kommentaren. Allen 
voran trabt die FAZ. Schon am 12.12.1990 entdeckte J.G. Reißmüller 
bei den Serben eine Spezialität, die es ihm so angetan hat, daß er nun bald 
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täglich darauf zurückkommt: »die uneuropäische Politik des Unterdrük- 
kens anderer Völker«. Im Baltikum genauso: »die ganze Unterdrückungs- 
aktion in Litauen ist uneuropäisch« bzw. »asiatisch«, vulgo: »sowjetisch« 
(15.1.1991). Wem das alles irgendwie bekannt vorkommt, ist auf der 
richtigen Spur. Was authentisch europäisch ist, hat Treitschke längst be- 
schrieben: »Wenn die Engländer ... die Hindus vor die Mündungen der 
Kanonen banden und sie 'zerbliesen', daß ihre Körper in alle Winde zer- 
stoben, so kann man das, da doch der Tod sofort eintrat, nicht tadeln. 
Daß in solcher Lage Mittel des Schreckens angewendet werden müssen, 
ist klar«. Bei Reißmüller ist auch alles klar - im Namen des »nationalen 
Selbstbestimmungsrechts« klagt er die nationale »Anerkennung« ein, 
deren Verweigerung ebenso unterhalb des »europäischen« Standards 
liegen soll wie die Skepsis gegenüber dem »nationalen Selbstbestim- 
mungsrecht«, das nun als Krone der »europäischen Rechtskultur« (FAZ 
17.7.91) herhalten muß. - Man kann sich theoretisch fragen, im Namen 
welcher Prinzipien und Ideologien in den letzten 200 Jahren am gründ- 
lichsten gemordet wurde, oder man kann ganz empirisch die Friedhöfe 
der Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts besichtigen - eines steht 
außer jedem Zweifel: der Politik und Staatsbildung nach »nationalen« Kri- 
terien, dem Popanz »Nationalstaat« also, kann niemand streitig machen, 
daß er vom jugendlichen, revolutionären und zeitweise emanzipatorischen 
Heroen zum bloßen Zulieferer der Totengräber verkam. »Nationalstaat« 
und »nationale« Selbstbestimmungsrhetorik veralteten schnell, was unmit- 
telbar mit der Erzeugung, Praxis und Rechtfertigung von »Nationen«, 
»Nationalitäten« und »Nationalstaaten« zu tun hat. Die vermeintliche 
Krone »europäischer Rechtskultur« lebt von theoretischen Improvisa- 
tionen und billigen Ideologemen; »nationale« Selbstbestimmung ist heute 
substanzlose Gesinnungshuberei oder, wenn sie ernsthaft praktiziert wird, 
eine Kannibalen-Parole. 


2. Nation - in jeder Hinsicht ein Gemachtes 


Mangels tragfähıger Grundlagen in der Gegenwart wichen die Ideologen 
des »Nationalstaats« immer auf die Geschichte aus. Die fehlende Kohä- 
renz des Prinzips sollte sich angeblich aus menschlicher Natur, gemein- 
samer Abstammung, gemeinsamer Sprache, Geschichte und Kultur erge- 
ben. Schon bei oberflächlicher Betrachtung erweist sich jedoch das Natio- 
nale als ein in langen und komplizierten Prozessen entstandenes histo- 
risch-politisches Konstrukt und nicht als quasi-natürliche Gegebenheit. 
Der im 19. Jahrhundert im Windschatten der nationalen Bewegungen »er- 
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fundene« Syliogismus, wonach sich ein allemal »tatenhungriges« Volk (1) 
im Krieg zur Nation formiert (2) und dabei die »fremden« Bevölkerungs- 
teile tötet, vertreibt, unterwirft oder assimiliert, um schließlich nach lan- 
gem Ringen den angeblichen »Normalzustand«, d.h. den Status eines 
ethnisch homogenen »Nationalstaats« zu erreichen (3), ist eine nationali- 
stische Legende oder, was schlimmer ist: eine Rechtfertigung des Hin- 
mordens Unzähliger zur höheren Ehre von »Nation«, »Nationalstaat« und 
»Vaterland«. Solche historischen Legenden drechseln das Nationale zum 
Subjekt der Geschichte, so als ob das angeblich in allen Völkern schlum- 
mernde Nationale von Anfang an nur darauf gewartet hätte, vom Sieg- 
fried »Nationalstaat« wachgeküßt zu werden, um die Nicht-Nationalen zu 
vertreiben, zu schlachten oder zu assimilieren. Je später das Wachküssen 
der Nation faktisch stattfand, desto tiefer wurde »das Nationale« in den 
Seelen der Individuen und Völker verankert - exemplarisch durch die 
deutsche Geschichtswissenschaft. Im Bemühen, die Zeugung der Nation 
möglichst weit nach hinten zu verlegen, um die Spätgeburt zu »erklären« 
und gleichzeitig aus dem Alter jener Urkopulation der zu spät und zu kurz 
gekommenen »Nation« der Gegenwart Geltungsansprüche, Vorrechte, 
Überlegenheit und dergleichen zuzuschlagen, haben Generationen von Hi- 
storikern Bibliotheken zusammengesschrieben. 

Bei Licht besehen ein Gebirge von papierner Vergeblichkeit, denn für die 
Begriffe Volk und Nation sieht die Bilanz in der kritischen Forschung 
trübe aus. Für kein einziges Großvolk kann man ein hohes Alter, unge- 
brochene Kontinuität oder gar - liebstes Kind der Nationensucher und Na- 
tionalitätenbastler - ethnische Homogenität belegen. Und was die Anfän- 
ge, Wiegen und Geburtsstunden von Großvölkern und Nationen betrifft, 
so liegen sie nicht im geheimnisvollen mythologischen Dunkel, im Kyff- 
häuser, auf den Schlachtfeldern vor Troja oder im Frühmittelalter, son- 
dern ganz profan zwischen Buchdeckeln bzw. auf der platten Hand: »In 
einem gewissen Sinne sind es die Historiker, die die Nationen schaffen« 
(Guense 1971, S.123). 

Verkürzt und vereinfacht (Vgl. Wenskus 1961, S.82f): am Anfang stand 
nirgendwo ein großes Volk und schon gar nicht eine ethnisch oder 
sprachlich homogene Nation, sondern eine Vielfalt von »bunten« gentilen 
Verbänden. Diese Verbände Stämme zu nennen, verbietet die Tatsache, 
daß mit dem Begriff »Stamm« immer noch die legendäre gemeinsame Ab- 
stammung, Sprache und Kultur verbunden wird. Genau das war jedoch 
nicht der Fall. Die gentile Entwicklungsphase ist überall gekennzeichnet 
durch eine Vielfalt von Siediungsformen, inneren sozialen Beziehungen, 
Herrschaftsverhältnissen und ethnischer Mischungsverhältnisse. Erst re- 
lativ spät bilden sich gentile Verbände zu Völkern und Großvölkern, wo- 
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bei deren einzelne Bestandteile in Sprache, Kultur und Sitten sehr lange 
resistent bleiben gegenüber den vereinheitlichenden (#Nationalisierungs-«) 
Tendenzen. 

So ist es z.B. nichts als ein Gerücht, die Franken seien das Urvolk und 
die Begründer »Frankreichs«. Der Anteil eingewanderter (!) Franken am 
bunten Völkergemisch aus Römern, Galliern, Kelten, Bretonen, Norman- 
nen, Burgundern etc., aus dem zwischen Mittelalter und Neuzeit, von 
dem kleinen Gebiet der Ile de France ausgehend, Frankreich heranwächst, 
ist minimal. Einzig im Seinebecken dürfte der Anteil der Franken im 
6./7.Jh. um zehn Prozent betragen haben, sonst überall bedeutend weni- 
ger (Werner 1984, S.358). Nicht die Franken ethnischer Herkunft bilden 
Frankreich, sondern Herrschergeschlechtern und sozialen Eliten mit zum 
Teil fränkischen Vorfahren ist es im Laufe der Jahrhunderte gelungen, die 
anderen in »Frankreich« siedelnden, einwandernden und sich vermischen- 
den gentilen Verbände, Völkerschaften und »Stämme« sowie deren herr- 
schende Schichten zu einem Gemeinwesen zu formen. »Unterwerfung ge- 
gen Schutz« vor inneren und äußeren Feinden lautete die Formel, nach 
der im Laufe der Jahrhunderte so etwas wie ein Staat im modernen Sinne 
und »nationaler« Zusammenhalt geschaffen wurden; dieser »nationale« 
Zusammenhalt umfaßte jedoch in Frankreich bis zur Revolution explizit 
nur die oberen Stände. Von der nachrevolutionären Nation unterscheidet 
sich dieser Begriff grundsätzlich, obwohl ihm dasselbe Wort zugrunde 
liegt. Das einfache Volk dagegen blieb, was es war: normannische, aqui- 
tanische, gaskognische Magd, Bäuerin oder Handwerkersfrau; provenzali- 
scher, bretonischer, burgundischer etc. Bauer, Knecht oder Handwerker; 
und genauso redeten sie vielerlei Sprachen, nur nicht Französisch. 
»Frankreich« erschien dem menu peuple noch bis ins 18. Jahrhundert hin- 
ein als ein ebenso unverständliches und künstliches Produkt wie die dazu- 
gehörige Hochsprache Französisch: eine Sache der weltlichen und kirchli- 
chen Herren, mit der das gemeine Volk nichts zu schaffen hatte. Bei den 
anderen europäischen Großvölkern und Nationen verhielt es sich nicht 
anders. 

Ludwig XIV.: »Die Nation ist kein Staatsstand (corps d'Etat) in Frank- 
reich«, und »die Nation ist vollständig in der Person des Königs verkör- 
pert«. Keine hundert Jahre später wird Emmanuel Joseph Sieyes seinen 
fulminanten Traktat mit dem Satz beginnen: »Der dritte Stand ist eine 
vollständige Nation« (Sieyes 1789, S.121).1 Das war keine empirische 
Beschreibung, sondern ein bürgerlich-revolutionäres Programm - in sei- 


1 Im intellektuellen Horizont eines FAZ-Leitartikels erscheint »Frankreich« trotzdem mit 
»seiner tausendjährigen Geschichte als stolzer Nationalstaat« (FAZ v. 21.4.92, T. v. 
Münchausen). 
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ner ganzen Widersprüchlichkeit zwischen Emanzipation und erneuter 
Ausgrenzung derer, die man zur Nation nicht, nicht mehr oder noch nicht 
zählen mochte. Die Französische Revolution schuf den modernen, der 
Tendenz nach demokratischen Nationsbegriff. Die Beziehung zwischen 
moderner Nation und moderner Demokratie ist zwar genetisch unbestreit- 
bar, aber praktisch lose und extrem provisorisch, theoretisch irrelevant 
und juristisch kriminell. 


3. Anachronistische Rückprojektionen: »Deutschland« 


Es ist ein fast unauflösbares Volksvorurteil und ein Anachronismus, im 
Blick auf Frankreich von einer »alten« Nation zu reden, obwohl sich diese 
über fünf Jahrhunderte langsam und mit Rückschlägen entwickelte und 
erst in und nach der Revolution von 1789, vor allem in den Kriegen ge- 
gen das arıstokratisch-monarchische Europa regelrecht geschaffen wurde. 
Carnot, der Kriegsminister, gilt nicht nur als »organisateur de la victoi- 
re«, sondern auch als einer der Schmiede der modernen Nation, als deren 
Kinderstube Schule und Kaserne fungieren (»die Schule wird zum Vor- 
raum der Kaserne« Taine 1893, $S.229).2 Das ist nicht falsch, greift aber 
zu kurz, denn es dauerte noch eine ganze Weile, bis der französische Zen- 
tralstaat mit seinen Präfekten, Offizieren und Schulmeistern als nationalen 
Rasenmähern die überkommenen sozialen, kulturellen und sprachlichen 
Gewächse einheitlich zurechtgestutzt und zur Grande Nation (uni-)for- 
miert hatte. Dazu mußten die Volkssprachen und Dialekte systematisch 
herabgesetzt werden, bis in der Öffentlichkeit nur noch das akademisch 
normierte Hauptstadtidiom Französisch aufzutreten wagte; dazu mußten 
vor allem die allgemeine Schulpflicht und mit ihr eine verbindliche Natio- 
nalsprache »eingeführt« werden (Peingeführt« verharmlost die Brutalität, 
mit der der Pariser Zentralismus regionale Sprachen und Dialekte buch- 


2 Die rigorose Sprachpolitik aller französischen Staatsverwaltungen vor und vor allem 
seit der Revolution bewunderte jenseits des Rheins der bedeutende Romanist 
K.Vossler: »Nicht einmal beim Sprechen, geschweige denn beim Schreiben, erlaubt 
sich der gebildete Franzose volkstümliche Nachläßigkeiten« (Vossier 1913, S.372). 
Henri IV. sieht seine Muttersprache als »naiven Übergriff« bzw. »Gascognismus« ver- 
spottet (ebd.), Flaubert wird professoral schwer zensuriert wegen seiner Neigung zu 
»Normandismen«.- Als Frangois I. am 15.8.1539 dekretierte, weder Latein noch die 
Volkssprachen in amtlichen Dokumenten zu verwenden, stieß er auf harten Widerstand 
(ebd., S.251). Kein-Wunder - noch 1789 hätte nur eine Minderheit das Französische 
als Mutter- oder gar als Umgangssprache bezeichnet. Die Nationalsprache Deutsch hat 
ihre Wurzeln denn auch nicht bei einem ominösen »deutschen Volk«, sondern in der 
Hofkanzlei Karls IV. in Prag und an den Schreibpulten der Theologen und Professoren 
zwischen Reformation und Aufklärung. 
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stäblich ausrottete). 

Es ist schon ein schwieriges Geschäft, nachzuzeichnen, wie die französi- 
sche Nation in Schule und Kaserne herangezüchtet, von national einge- 
stellten Intellektuellen herbeigeschrieben und wie die französische Hoch- 
sprache staatlich verordnet wurde; für das Deutsche ist das noch etwas 
dornenreicher, weil man es nicht nur mit nationalistisch eingefärbten 
Anachronismen zu tun hat, sondern seit Beginn der deutschen Geschichts- 
wissenschaft mit einer militanten Ideologieproduktion, die sich - pragma- 
tisch entschärft - in Teilen der deutschen Mediaevistik und Rechtsge- 
schichte bis heute durchhält. 

Der Beginn der deutschen Historiographie fällt zeitlich zusammen mit der 
Wahrnehmung nationaler, nationalstaatlicher Defizite in den Staaten des 
Deutschen Bundes gegenüber dem nachrevolutionären Frankreich. Das 
sollte kompensiert werden mit einer programmatısch deutschnationalen 
Lesart der mittelalterlichen Quellen: die Probleme der Gegenwart be- 
stimmten die Wahrnehumng und Aufbereitung der Vergangenheit. 

Der »deutschen Nation«, einer geschichtsphilosophischen und politischen 
Konstruktion par excellence, verliehen national gesinnte Historiker den 
Charakter eines Naturtatbestandes, indem sie »Germanen« und »Deutsche« 
nicht nur gleich-, sondern als »von Anfang an« vorhandenes, homogenes 
Großvolk voraussetzten, das im mittelalterlichen Kaiserreich eine »deut- 
sche Einheit« angeblich verwirklicht hatte und dann fahrlässig @Italien- 
politik«) verspielte. Die richtige Voraussetzung, daß gentile Verbände, 
Völkerteile, Völkerschaften, »Stämme« und Völker älter sind als »Staa- 
ten«, »Reiche« und »Nationen« verlängerte die deutsche Historiographie 
und Rechtsgeschichte zur Vorstellung eines immer schon existierenden 
»deutschen Volkes«, das eben nur Pech gehabt habe mit seinen von Italien 
berauschten Herrschern und herrschsüchtigen Päpsten und deshalb in 
punkto Staatlichkeit und Nationalität gegenüber »Frankreich« (das es 
damals so wenig gab wie ein »deutsches« Kaiserreich) ins Hintertreffen 
geraten sei. 

»Germania« und »Gallia«3 waren von der römischen Antike bis ins Mittel- 


3 Vgl. zum folgenden Werner (1986, S.782ff) mit weiterer Literatur. - Daß der zuweilen 
an nationalem Priapismus leidende Journalist J.Busche (1991, S.105 ff) aus dem Ur- 
sprung von theodiscus (»lateinischer Neologismus«) die scharfe Vermutung preßt, eben 
dieser Ursprung habe das »Aufrücken« des Adjektivs »zum Substantiv« vor dem 11.Jh. 
verhindert und nicht die schlichte Tatsache, daß es vor dem 11.Jh. eben niemanden 
gab, der sich selbst oder andere als »Deutsche« betrachtete (ganz zu schweigen von 
»deutscher Nation«, das erst im 14./15.Jh. erscheint und in der Regel nur die Titulatur 
eines supranationalen Verbandes meint) liegt auf der Hand. Wo jedoch ausgewiesene 
Fachleute aus der Mediaevistik - gegen die Quellen und gegen den Forschungsstand - 
mehr oder weniger gleich argumentieren, regiert der über die Nazi-Zeit hinweg geret- 
tete nationale Obskurantismus: »Daß der Kaisergedanke und der Begriff des Imperiums 
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alter und die Neuzeit hinein geographische Begriffe. Der Rhein bildete 
die Ost-West-Grenze. Das Wort »Germania« in mittelalterlichen Quellen 
zielt immer auf diese geographischen Grenzen und nicht auf die ethnische 
Abstammung der Bevölkerungen oder politische Substrate. Die nach Gal- 
lien gewanderten Franken waren ebenso »Germanen« wie die dieseseits 
des Rheins verbliebenen. Als »Deutsche« bezeichneten sich freilich weder 
die einen noch die andern. 

Anders verhält es sich mit der Sprachenbezeichnung; »deutsch« bzw. 
»theodiscus«, gebildet aus althochdeutsch diot (Volk), meint alle nicht-ro- 
manischen Volkssprachen. Die nationes theodiscae umfassen z.B. nicht- 
romanisch sprechende Franken in den heutigen Ländern Flandern, Deut- 
schland und Frankreich, Sachsen in England, Goten und Langobarden in 
Italien; hier heißen Franken, die nicht-romanisch reden, deshalb teutonici 
oder tedeschi, und umgekehrt nennen diese die romanische Sprachen ver- 
wendende Umgebung »Welsche«. Nicht-romanisch sprechende Sachsen in 
England oder Franken in Flandern bzw. Italien tauchen in den Quellen als 
nationes theodiscae auf, können jedoch nicht »deutsche Stämme« oder gar 
»Deutsche« gewesen sein, da sie niemals dem politischen Gemeinwesen 
angehörten angehörten, das - 962 als ostfränkisches Reich gegründet - 
erst im 11.Jh. gelegentlich als regnum Teutonicum (1073) auftaucht. Die 
an-deren Franken, Sachsen usw. gehören selbstverständlich zu den konsti- 
tuierenden Bestandteilen der anderen im Entstehen begriffenen 
Großvölker in »England« bzw. »Frankreich«. 

Mit »regnum« meinen die mittelalterlichen Quellen einen sekundären 
Herrschaftsverband; man erklärt sich dessen Entstehung aus seßhaften 
gentilen Verbänden, die sich eben durch diese Seßhaftigkeit kulturelle, 
rechtliche und politische Strukturen schaffen und dabei die zu verschiede- 
nen Zeiten eingewanderten wie die »eingeborenen« gentilen Verbände as- 
similieren. Diese Teilreiche (regna oder auch patriae) umfaßten also im- 
mer Verbände unterschiedlicher Herkunft und Abstammung: Gothia, Bur- 
gundia, Francia, Saxonia, Lotharingia, Baioaria, Alemannia, Italia, Pro- 
vincia sind keine homogenen Gebilde wie die anachronistischen Begriffe 
»Stamm« oder »Stammesherzogtum« suggerieren, sondern über lange Zeit 
entstandene melting pots. Die deutsche Übersetzung für »regnum« ist in 
der Regel »rich« oder »lant« (»regnum Baioariae«, »Baiernlant«). Für eine 
Mehrzahl von regna auf dem Territorium des ostfränkischen Reiches exi- 
stiert vor dem 16.Jh. für »Deutschland« ganz selbstverständlich und »lo- 


nicht in die Kategorien der Nationalstaaten des 19.Jh. hereingehören« (Schlesinger 
1965, S.121f), ist zwar nicht neu, aber hat sich noch nicht überall herumgesprochen 
(Graus 1969, S.18). 
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gisch« nur der Plural »deutsche Lande«.4 Der Alemanne, Sachse oder 
Baier existierte nicht von Anfang an, sondern entstand in einem ge- 
schichtlichen Prozeß im Zuge der Vermischung und Verbindung von gen- 
tilen Verbänden zu Teilreichen/regna; gleichzeitig als Baier und Deut- 
scher oder Sachse und Deutscher konnte man erst ab dem 11.Jh. be- 
zeichnet werden - gut 500 Jahre nachdem Alemannen, Baiern, Sachsen, 
Franken usw. belegt sind. Wie unwichtig das »Deutschsein« neben der 
faktischen Zugehörigkeit zu einem regionalen Teilreich und seiner Herr- 
schaft (regnum, patria) blieb, beweist die Tatsache, daß der politische Be- 
griff »deutsches Volk« erst nach der Französischen Revolution und in An- 
lehnung an die revolutionäre Terminologie vom souveränen »peuple fran- 
gais« nachzuweisen ist (Werner 1992). 

Das »Deutsche Kaiserreich«, angeblich 962 von Otto dem Großen gegrün- 
det, gehört zu den Fiktionen der nationalstaatlich imprägnierten Historio- 
graphie des 19, Jahrhunderts, die bis heute in schlechten Schulbüchern 
und im common sense fortieben.5 Ottos »Imperium Romanum« (erst seit 
1157 mit dem Zusatz »Sacrum« und erst seit 1442 mit der Präzisierung 
»nationis germanicae«, also: »Heiliges Römische Reich germanischer (!) 
Nation« und erst seit dem Kölner Reichsabschied von 26.8.1512 und bis 
zum Untergang des Reiches (12.7.1806) hieß es offiziell und adjektivisch 
»Heiliges römisches Reich deutscher (!) Nation«) war nicht eines der 
»Deutschen«, womöglich gar der »deutschen Nation« im modernen Sinne, 
sondern jenes der Franci et Saxones (Franken und Sachsen). Diese bean- 
spruchten. die Erbschaft des »(Sacrum) Imperium Romanum« für sich. 
Franci et Saxones mußte man allerdings geographisch näher bezeichnen, 
um sie z.B. von den »französischen« bzw. »englischen« Sachsen und Fran- 
ken abzugrenzen - deshalb der spätere Hinweis auf die rechtsrheinisch ge- 
legene Germania im Zusatz »nationis germanicae«, nicht etwa »teutoni- 
cae« oder »theodiscae«. Näherhin meinte Otto d. Gr. mit den Franci et Sa- 
xones, in deren Namen er auftrat, nicht »Völker« im modernen Sinne, 
sondern den in »Kirche« und »Staat« Macht und Herrschaft ausübenden 
Adel (zusammengefaßt in der Formel: regnum Francorum et Saxonum). 
Diese weltliche und kirchliche Elite fungiert in den mittelalterlichen 
Quellen unter dem Begriff »populus« / »Volk« , das die Kirchenoberen 


4 Der terminologische Wechsel von den »deutschen Landen« zu »Deutschland« geht im 
wesentlichen zurück auf den Streit unter den Humanisten über die materiellen und 
kulturellen Fortschritte in Italien und in der Germania, wie sie Tacitus beschrieben hat. 
Dazu provozierte zuerst die Schrift des Enea Silvio Piccolomini, De ritu, situ, moribus 
et conditione Germaniae (1457/58), vgl. See (1970, S.14ff). 

5 »Gleichwohl wußten die Deutschen im Reich ihrer mittelalterlichen Kaiser, daß sie 
deutsch waren« (Busche 1991, S.107). Wann und von wem? Post festum und exklusiv 
von Busche und seinesgleichen. 
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und die Könige wählte bzw. absetzte. Mit »Volk« war also - im Unter- 
schied zum heutigen Sprachgebrauch - auschließlich das Kirche und Staat 
lenkende Volk, eine dünne Oberschicht aus Kriegern, Adligen, Klerikern 
und Freien, gemeint.6 

Zu welchen Konfusionen es in Sachen »deutsch« und »Nation« trotz dieser 
relativ einfachen und eindeutigen Zusammenhänge nach wie vor kommt, 
soll an einem Beispiel gezeigt werden. Der ebenso verdienstvolle wie 
konservative Sozialhistoriker Werner Conze schrieb drei Jahre vor seinem 
Tod einen Aufsatz unter dem Titel: »Deutschland« und »deutsche Nation« 
als historische Begriffe (Conze 1983). 

Hochideologisierter Ramsch wie der Begriff »Stammesnationen« (ebd., 
24) erscheint darin, aber kein einziger eindeutiger Beleg für das Titelwort 
»deutsche Nation«. Das ist handwerklich gesehen ein Defizit und faktisch 
das Eingeständnis, daß es frühe Belege für diesen Begriff in politischen 
Kontexten nicht gibt, weil man sich noch für sehr lange Zeit zwar als 
»Deutscher« (d.h. deutschsprachiger Bayer, Sachse etc.) bezeichnen konn- 
te, der Ausdruck »deutsche Nation« aber immer die Verbindung zum 
»Heiligen Römischen Reich deutscher Nation« herstellte, also gerade - 
modern gesprochen - ein supranationales Gebilde meinte, dem selbstver- 
ständlich Ungarn, Kroaten, Norweger, Böhmen etc. mitangehörten. Das 
handwerkliche Defizit gerät Conze jedoch unter der Hand zum peinlichen 
Lapsus, wenn er als »Beleg« den Abschied des Augsburger Reichstags 
vom 25.9.1555 heranzieht. Conze suggeriert, hier stünde bereits »die 
Teutsch Nation, unser geliebt Vaterland« (ebd., S.28)7 in einem moder- 
nen Sinne, d.h. als ein explizit und exklusiv auf ein national-»deutsches« 
Substrat abzielendes Subjekt zur Debatte. Das ist natürlich nicht der Fall, 
und Conze konnte das auch wissen, denn er zitiert nur die obenstehenden 
Worte, aber nicht den klaren Kontext, aus dem hervorgeht, daß auch 


6 Am Begriff »Volk« ist der Bruch, den die Französische Revolution darstellt, exempla- 
risch nachvollziebar. Die demokratischen Konnotationen des Begriffs »Volk« treten erst 
nach 1789 in den Vordergrund, vgl. Grimm, Deutsches Wörterbuch: »infolge der hier 
notwendigerweise entstehenden Kämpfe erhielt "Volk' den Klang eines politischen 
Parteiworis; es umschloß gewissermaßen die Forderung der Demokratie, die Vertreter 
einer starken Monarchie liebten es nicht und verwandten für die Gesamtheit der Staats- 
bürger lieber das Wort 'Nation', während 'Volk’ für die Opposition einen berauschen- 
den Klang hatte« ($.468). In den mittelalterlichen Quellen hat populus/Volk ständisch- 
rechtliche bzw. politische Konnotationen und meint immer eine Minderheit im Gegen- 
satz zum sozial-schichtenspezifischen vulgus/Pöbel, womit der »große Haufe« bzw. der 
»gemeine Mann« bezeichnet wird. 

7 Belege wie »in dem riche und sunderlich in deutschen landen« (1442, ebd., S.26) do- 
kumentieren gerade nicht ein »deutsches Selbstbewußtsein«, wie Conze sagt, sondern - 
textgetreu gelesen - die Koexistenz von »internationalem« Reich und »deutschen (d.h. 
deutschsprachigen) Ländern«, also Sachsen, Baiern, Franken etc. sowie die Nichtexi- 
stenz von »Deutschen« und »Deutschland«. 
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1555 »deutsche Nation« nur auf die Titulatur des Reichsverbands abhebt, 
nicht auf eine nationale Abgrenzung, einen nationalen Staat im heutigen 
Sinne: »Darauf Wir uns Gott dem Allmächtigen zu Lob und zu Ehren und 
Jhr Liebd. und Kayserlicher Majestät zu freundlichem und brüderlichem 
Gefallen, auch des gnädigen, milden Willens und Vorhabens des Heil. 
Reiches Teutscher Nation, Unsers geliebten Vatterlands, Unser und des 
heiligen Reichs gemeiner Stände und Untertanen Nutz, Wolfahrt, Ge- 
deyen und Aufnehmen zu befördern...«; an anderer Stelle heißt es »im 
Reich Teutscher Nation«. Und wo ausnahmsweise von der »Teutsch Na- 
tion, unser(m) geliebt Vatterland« die Rede ist, liegt die gegen Conze 
sprechende Pointe genau darin, daß es im zu stiftenden Religionsfrieden 
darum geht »Zertrennung und Untergang« einzelner Reichsteile »zu ver- 
hüten«, also gerade nicht Teile des Reichsverbandes zu modernen, andere 
Gebiete auschließenden »Nationen« zu machen.8 

Überhaupt mußte Conze, dem Wissenschaftler, bewußt sein, was Conze, 
der Nationale, vergaß: Gens und natio können in mittelalterlichen Texten 
in einem einzigen Satz Familien, Adelsgeschlechter, regionale Gruppen 
und supragentile Verbände bezeichnen, woraus nüchterne Mediaevisten 
schon seit geraumer Zeit den notwendigen Schluß zu ziehen, »daß von 
diesen gentes kein gerader Weg zu den europäischen Nationen führt« 
(Beumann 1986, $.30). 


4. Das angeblich nationalstaatliche Jahrhundert 


Nationen im modernen Sinne, Nationalismen und Nationalstaaten sind al- 
so eine europäische Erfindung - und eine späte obendrein. Sie entstehen, 
grob gesagt, erst mit der Zerstörung der agrarisch-lokal bestimmten Ge- 
sellschaften im Zuge der ökonomischen Modernisierung und Industniali- 
sierung. »Der Tatbestand, eine Nation(alität) zu besitzen, ist kein inhären- 
tes Attribut der Menschlichkeit, aber er hat diesen Anschein erworben« 


8 Abschied des Augsburger Reichstages (25.9.1555), abgedr. in Zeumer (1913, 8.342, 
344). - Im Abschnitt über die »Policey-Ordnung« (ebd., $.365f) wird u.a. das Verbot 
der Einfuhr von »fremder Nation Tücher« ins »Heil. Reich Teutscher Nation« begrün- 
det. Dabei steht für den ausführlichen Reichstitel gelegentlich die Abkürzung »Teut- 
sche Nation«, aber aus dem Kontext wird unzweifelhaft klar, daß das ganze Reich 
gleichsam als Zollgebiet gemeint ist. Im umfangreichen Reformwerk gibt es einzige 
Stelle, wo »vom geliebten Vatterland Teutscher Nation ... sonderlich«, also in Abset- 
zung vom »Heiligen Reich« gesprochen wird, was man als exklusiven Bezug auf jene 
oberdeutschen Teile im ostfränkischen Reich interpretieren könnte, wo der religiös 
motivierte Bürgerkrieg am verheerendsten tobte (ebd., S.342). Freilich ist dies eine 
sehr wacklige Basis für das laute nationale Capriccio Conzes, denn rund 20 eindeutige 
Belege im gleichen Text passen überhaupt nicht zur angeschlagenen Melodie. 
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(Emest Gellner). Es handelt sich, bei der meistens staatlich mitgestalteten 
und mitgetragenen nationalen Territorialisierung im Augenblick des rea- 
len Substanzverlusts der Differenz zwischen Menschen unterschiedlicher 
Herkunft um eine Form von »invented traditions« (Eric J. Hobsbawm): 
Hymnen, Feste, Folklore, Fahnen, Kasernendrill, Erziehungsrituale - In- 
strumente im nationalen Baukasten. Im großen Schatten des Nationalen 
lassen sich sehr vielseitige Geschäfte abwickeln. Der Verdacht, daß hier 
in der Regel ziemlich Trübes geschieht, wenn man richtig hinsieht, ist für 
eine aufklärerische und kritische Position unverzichtbar.® 

Im Falle Deutschlands sind die teutonisierenden Konstruktionen geradezu 
grotesk: als staatsrechtlich relevanter Begriff taucht »Deutschland« über- 
haupt erst im 19, Jahrhundert auf - in der Deutschen Bundesakte vom 
8.7.1815. Vorher ist die vermeintliche Nation zwischen dem 16. und 19, 
hauptsächlich adjektivisch und in den Köpfen einiger Inteilektueller vor- 
handen. Zu den objektiven Determinanten des wirtschaftlichen, gesell- 
schaftlichen, kulturellen und - nur ansatzweise - staatlichen Zusammenle- 
bens der Menschen zwischen Mittelalter und 18. Jahrhundert konnte die 
Nationalität schon allein deshalb keine wichtige Rolle spielen, weil diese 
Gesellschaften und Staaten, die ihre Truppen oft und gerne aus »Auslän- 
dern« rekrutierten, um den eigenen Bevölkerungsbestand zu schonen, in 


9 Der Philosoph R.Bubner (1991) bejaht die Frage: »Brauchen wir einen Begriff Nation« 
und versucht obendrein in hegelianischer Manier, »die Notwendigkeit eines Begriffs 
der Nation« (gegen die Realitäten und um so schlimmer für diese?) darzutun. Das ge- 
lingt ihm nur mittels einer ebenso grotesken wie unhistorischen Gleichsetzung von 
Staat und Nation sowie einem argumentativen Webfehler, den seine eigene Branche 
petitio principii nennt - nämlich etwas »schlichtweg zu unterstellen, um dessen Gültig- 
keit es gerade geht«. Bubners großspurige Behauptung (»Der Nationalstaat ist eine be- 
stimmte Allgemeinheit in Gestalt konstitutionell begründeter Rechtsordnung, die sich 
mit dem besonderen Profil einer auf Grund ihrer Geschichte unterscheidbaren Nation 
vermittelt«) zerschellt an den tatsächlichen historischen Formationsprozessen, und die 
vermeintlich nationale »Rechtsordnung ... vermittelt« sich historisch und in der Ge- 
genwart (z.B. in der ehemaligen Sowjetunion oder im untergehenden Jugoslawien) 
vornehmlich mit dem Charme einer wilden Metzelei im Schlachthof. Dem hilflosen 
Versuch, das »historisch greifbare Selbst« als Substrat von »Selbstbestimmung« ausge- 
rechnet im Konstrukt Nation anzusiedein, ergeht es wie dem »historischen Recht«: der 
regressus ad infinitum ist so unvermeidlich wie der salto mortale in die Opernwelt ge- 
schichtsphilosophischer Spekulation. Solchen Begriffsakrobaten wurde schon vor über 
100 Jahren heimgeleuchtet; an einem historischen Wendepunkt schrieb E.Renan an 
D.Strauß am 15.9.1871: »Lothringen hat einmal zum deutschen Reich gehört, darüber 
besteht kein Zweifel... Fast überall da, wo die hitzigen deutschen Patrioten sich auf ein 
altes germanisches Recht berufen, können wir ein noch älteres keltisches belegen, und 
vor den Kelten lebten dort, wie man sagt, die Allophylen, die Finnen, die Lappen; und 
vor den Lappen waren es die Höhlenmenschen und vor den Höhlenmenschen die 
Orang-Utans. Für eine solche Geschichtsphilosophie gibt es als ein dingliches Recht in 
der Welt nur das Recht der Orang-Utans, die ungerechterweise von der bösen Zivilisa- 
tion vertrieben worden sind.« (Rougemont 1962, S.282) 
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einem strikten Sinne a-national waren. Die Oberschichten, allen voran 
Adel und Klerus, orientierten sich an gesamteuropäisch generierten Hand- 
lungskodizes, Kulturmustern und Moden; oft sprachen sie die Sprache 
»Ihres« Volkes nicht oder nur unzureichend. Für das Volk, für die Unter- 
schichten also, hörte die Welt buchstäblich am Dorfrand auf. Sie waren 
nach Sprache, Sitten, Kultur, sozialen Beziehungen und wirtschaftlichen 
Verflechtungen während Jahrhunderten lokal, allenfalls regional geprägt. 
Und die Angehörigen der sehr dünnen Mittelschicht, die allein »Nationa- 
lität« als Abgrenzungs- und Anerkennungsmerkmal hätte ausbilden kön- 
nen, verkehrten untereinander als Gelehrte lateinisch und als Händler 
kommerziell - auf jeden Fall eher nach kosmopolitisch-universalistischen 
Standards als nach nationalen. 

Auch die Sprache bildet - entgegen dem naiven, national getrimmten 
Denken des 19. Jahrhunderts - dort kein objektives Abgrenzungskriterium 
mehr, wo Mehrsprachigkeit die Norm abgibt und es mithin nur vom 
Willen der Individuen oder den mehr oder weniger zufälligen Einflüste- 
rungen, denen sie ausgesetzt sind, abhängt, welcher (Sprach-) Nation sie 
angehören wollen. Als Mitglied der polnisch-deutsch-litauisch »versipp- 
ten« Oberschicht z.B. konnte man sich sprachlich, kulturell oder politisch 
je nach Opportunität an mindestens drei Nationalitäten positiv orientieren 
- an der polnischen, der deutschen oder der litauischen; und negativ be- 
setzt blieben wenigstens zwei, die jüdische und die russische; für die öst- 
lichen Teile der ehemaligen Habsburger Monarchie gilt Ähnliches, eben- 
so wie für große Bereiche des Balkans. Der US-Soziologe W.B. Pittsburg 
stellte schon 1882 fest: »Der einzige Weg, um zu entscheiden, ob ein In- 
dividuum zu einer oder der anderen Nation gehört, ist, es zu fragen«. 

Im angeblich nationalstaatlich dominierten 19. Jahrhundert gab es genau 
einen Staat, den man ohne größere Vorbehalte als homogenen National- 
staat bezeichnen könnte: Portugal (Hobsbawm 1991, S.112).10 Richtig ist 
freilich, daß es sich zum Teil um ein von nationalistischen Ideologien be- 
herrschtes Jahrhundert gehandelt hat, was notorisch verwechselt und zu- 
sammengeworfen wird.11 Der Nationalszaat war vor allem der ideologi- 
sche Panzer, den sich (bis 1914 fast auschließlich) jene mittleren sozialen 
Klassen und Schichten gegen die Bedrohung überzogen, die sie als die ge- 
fährlichste am Horizont aufgehen sahen: die internationalistische und so- 
zialistische Arbeiterbewegung. Den Höhepunkt erreichte der Nationalis- 


10 Heute - nach der »Auflösung« des portugiesischen Kolonialreichs stimmt nicht einmal 
mehr das, wovon man sich auf den Straßen Lissabons schnell überzeugen kann. 

11 »Die grundsätzliche Loyalität des neuen Nationalismus galt paradoxerweise nicht "dem 
Land', sondern allein seiner Auffassung von diesem Land - einer ideologischen Kon- 
struktion« (Hobsbawm 1991, S.111). 
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mus jedoch nicht im 19., sondern erst im 20. Jahrhundert - nach dem 
epochalen Bruch von 1917, d.h. dem Eintritt der USA in den bislang eu- 
ropäischen Krieg und dem Ausbruch der Oktoberrevolution. Der Nationa- 
lismus und der national definierte Staat bot jenen mittleren sozialen Klas- 
sen und Schichten vor allem in der zerfallenen Donaumonarchie einen 
Schutz gegen die drohende soziale Revolution; den siegreichen Alliierten 
erschien die Zerschlagung des Habsburger Imperiums in Kleinstaaten als 
probates Mittel, das kriegerische Potential aufzusplittern (vgl. ebd., 
153f.) und zu »neutralisieren«. Wenn die Gelehrten-Floskel vom Pyrrhus- 
sieg je zutraf, dann auf die Geschichte und die Praxis des 1918 durch die 
Sieger proklamierten Prinzips des »nationalen Selbstbestimmungsrechts«. 


5, »Nationales Selbstbestimmungsrecht« nach 1918 


Historiker, Juristen, Philosophen, Politiker und Lexikographen sprachen 
im 19. Jahrhundert quer durch das politische Spektrum von den halbfeu- 
dalen Konservativen bis zu den Demokraten nicht vom »nationalen 
Selbstbestimmungsrecht« oder vom »Selbstbestimmungsrecht der Völker« 
wie die UNO-Resolution Nr. 545 vom 5.2.1952, sondern vom »Nationa- 
litätenprinzip« (Bluntschli, Brater 1862, S.152ff).12 Sie wußten warum. 
Wissenschaft und Politik hatten im 19. Jahrhundert eine durchaus realisti- 
sche Vorstellung davon, was passieren kann, wenn man Individuen, 
Gruppen oder gar ganzen Völkern ein »Selbstbestimmungsrecht« ein- 
räumt. Im fachphilosophischen Jargon mochte der Kantische Begriff an- 
gehen, in der Politik hing ihm der Ludergeruch der »classes dangereuses« 
an. Außerhalb der gerade nicht national kostümierten Theorien des Anar- 
chısmus und des Sozialismus Marxscher Prägung hatten Begriffe wie 
»Selbstbestimmung«, »Emanzipation« und »Autonomie« deshalb geringe 
Bedeutung und keinerlei gesichertes theoretisches oder politisches Hei- 
matrecht (von ihrer Eignung für nationalistische Rituale träumte noch 
nicht einmal jemand). 

Woodrow Wilson, der das Prinzip »nationaler Selbstbestimmung« mit sei- 
nem Friedensprogramm vom 8.1.1918 in die internationale Debatte lan- 
cierte, mußte sich von seinem engsten Berater, dem Staatssekretär Robert 


12 Im Prinzip gilt: »Jede Nation ist berechtigt, sich zum Staate zu einigen und zu organi- 
sieren« (ebd. S.157). Freilich nur unter der Bedingung, »die historische Rechtsordnung 
.. zu respektieren«, (ebd., S.159). Schließlich: »Die höchste Staatenbildung beschränkt 
sich nicht auf eine einzelne Nationalität, sondern verbindet verschiedene nationale Ele- _ 
mente zu einer gemeinsamen menschlichen Ordnung«. Einmal mehr: das national ver- 
blendete und verbiesterte Jahrhundert ist nicht das letzte, sondern das laufende. 
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Lansing vorrechnen lassen, welches Chaos die Floskel anrichten konnte - 
unabhängig davon, ob sie wörtlich oder nur rhetorisch verstanden wurde: 
»Das ganze Wort "Selbstbestimmung' ist mit Dynamit bis zum Rande ge- 
laden. Es wird Hoffnungen erwecken, die sich nimmer erfüllen lassen. 
Ich fürchte, daß es tausende und abertausende Leben kosten wird... 
Welch ein Verhängnis, daß dies Wort je geprägt wurde! Welch Elend 
wird es über die Menschen bringen!« (Lansing 1921, $.73). Zwar gilt das 
zwangsläufig nur, wenn man sich Selbstbestimmung als »national« einge- 
färbte und national überhaupt definierbarei3 vorstellt - aber davon wollte 
die ebenso staatsfixierte wie bürgerliche Welt nichts wissen, die mit der 
Parole den mittelständischen Nationalismus auf dem Balkan zufriedenstel- 
len, gleichzeitig den expansiven Nationalismus in Deutschland bändigen 
und obendrein den revolutionären Vielvölkerstaat Sowjetunion Konter- 
karieren wollte. 

Auf dem Balkan brach das Prinzip »nationale Selbstbestimmung« nicht 
einfach ein. Es stürzte einen halben Kontinent ins voraussehbare Elend. 
Die Versuche, im Osten und Südosten Europas nach 1918, das Kriterium 
der Nationalität zur Staatsbildung heranzuziehen, mußte scheitern, weil in 
diesen Räumen seit Jahrhunderten ethnisch, kulturell und sprachlich viel- 
fach durchmischte Völker lebten und leben. Soziale Bindungen, ökonomi- 
sche Strukturen und politische Beziehungen folgten bis dahin in diesen 
Regionen entlang vielerlei Traditionen und Prinzipien - nur nicht dem na- 
tionalen. Das vollkommen willkürliche nationale Prinzip erzeugte höchst 
bunte »National«staaten, die mit ihren Minderheiten keineswegs humaner 
verfuhren als die alte Herrschaft. Außerdem schuf der kleinstaatliche Na- 
tionalismus nun jede Menge »national« begründeter »Anschluß-« bzw. 
»Befreiungs«-Bewegungen. Mit der Unterwerfung des vielfältigen lokalen 
und regionalen Zusammenlebens unter den Primat des Nationalen und 
Nationalstaatlichen wurden die Konflikte auf dem Balkan dramatischer 
und unlösbarer als je zuvor. Die übergestülpten nationalen Ord-nungsre- 
zepte satter »Nationalstaats«-Realisten bereiteten dem nationalistischen 
Populismus und der vulgär-völkischen Demagogie den Weg als Herr- 
schaftsinstrumente. 

In den 20er Jahren gab es eine von den Regierungen in Osteuropa hoch- 


13 Alle drei Komponenten des Pseudobegriffs »nationales Selbstbestimmungsrecht« wer- 
den mindestens doppel- bzw. mehrdeutig, wenn das Selbst, das angeblich bestimmt, 
gleichzeitig national und rechtlich verfaßt sein soll. Wird die Nation streng definiert, 
gerät universalistisches Recht zur fictio iuris innerhalb willkürlicher »ethnischer« Gren- 
zen; hält man sich an Recht, das diesen Namen verdient, muß man alle Hoffnung auf 
Fremdes ausgrenzenden Nationalitätenzauber ebenso fahren lassen wie Identitätssuf- 
tung durch rechtliche Privilegierung einer Nationalität - z.B. im Wahl- und Beamten- 
recht und anderswo. 
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bezahlte Riege von Fachleuten, die sich mit nichts anderem befaßten als 
mit »Methoden der Nationalitätenzählung in Österreich-Ungarn und in der 
Tschechoslowakei«. Das war das akademische Lösungsmuster für die die 
hausgemachten Nationalitätenkonflikte. Subkutan wurstelten nationali- 
stisch angeheizte Terroristen ganz unakademisch im Namen »nationaler« 
Selbstbestimmung mit Dynamit und Brownings. Für beide - Nationalitä- 
ten-Zähler und Nationalitäten-Dynamiter - gab es viel zu tun, denn die 
Nachhilfe für jede »Nation« - ob mittels Fragebögen oder Anschlägen - 
rief allemal eine oder mehrere Gegen-Nationen auf den Plan. Obendrein 
rutschten die längst überforderten staatlichen Organe in die Konflikte hin- 
ein oder installierten sich als diktatorische Schiedsrichter oberhalb »ihrer« 
Nationalitäten. Der Zerfall der Staaten war in beiden Fällen absehbar. 

Da es niemals ein allgemein akzeptiertes und akzeptables Verfahren für 
die Bestimmung dessen gab, was eine »Nation« ist, geschweige denn eine 
konsensfähige Theorie und Praxis, wie und von wem das »Selbstbestim- 
mungsrecht« der »Nation« legitim in Anspruch genommen bzw. durch-ge- 
setzt werden soll, lief dieses famose Recht schnurstracks auf eine Gleich- 
setzung von Recht und Gewalt hinaus. 

Das »nationale Selbstbestimmungsrecht« ist historisch betrachtet nicht 
weniger fragwürdig als die Passierscheine, die sich die Convention natio- 
nale im Namen der Nation frangaise am 19.11.1792 und am 15.12.1792 
ausstellte, um den unterdrückten Völkern - ohne sie zu fragen - »Brüder- 
lichkeit und Hilfe« (Forrest 1988, S.146ff) anzudienen für die Befreiung 
von despotischer Herrschaft. Als Exportartikel verkam »nationaie Selbst- 
bestimmung« im ersten, napoleonischen Anlauf schnell zur »brüderlichen 
Hilfe« im Namen der »nationalen Befreiung«. 14 


14 Kein Mißverständnis westeuropäischer und amerikanischer Linker ist gravierender und 
langlebiger, als die Subsumierung der Befreiung von Völkerschaften aus kolonialer 
Abhängigkeit unter dem unpassenden Terminus »nationale Befreiung«. Erstens handel- 
te es sich bei den abhängigen Völkern in den wenigsten Fällen um eine »Nation« oder 
auch mehrere »Nationen«, und zweitens machte die »nationalstaatliche« Verpuppung 
sozialrevolutionärer Befreiungsbewegungen meistens nur eine Not zur Tugend: weil 
die soziale Revolution ganz oder auf halbem Wege stecken blieb, bedurfte sie eines na- 
tionalen Kostüms, um wenigstens Reste von Massenloyalität und Legitimität zu behal- 
ten. Der algerische wie der kubanische Nationalismus sind typisch für diese Deforma- 
tion. Drittens konnte der Kampf gegen Imperialismus und Kolonialismus nur deshalb 
den Schein eines »nationalen Kampfes« annehmen, weil führende Köpfe der Befrei- 
ungsbewegungen europäische Theorien, Begriffe und Traditionen umstandslos auf 
Afrika, Asien und Lateinamerika übertrugen. Ob historische Ignoranz, Befangenheit in 
leninistischen Schematismen oder schlichte terminologische Schlamperei dafür verant- 
wortlich ist, wäre am Einzelfall zu klären. 
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6. »Nationale Selbstbestimmung« heute 


Roosevelts und Churchills Atlantik-Charta vom 14.8.1941 enthielt eine 
unverbindliche Formulierung des nationalen Selbstbestimmungsrechts. 
Die UNO-Charta vom 24.10.1945 anerkennt den Grundsatz der Selbstbe- 
stimmung im allgemeinen, aber erst die Resolution Nr. 545 vom 5.2. 
1952 statuiert explizit ein »Selbstbestimmungsrecht der Völker« bzw. »das 
Recht der Völker und Nationen auf Selbstbestimmung« (Resolutionen 
1990, S.32) - freilich ohne ein Wort der begrifflichen Klärung. Weder 
»Volk«, »Nation« oder »Land« noch Inhalt und Umfang des Rechts auf 
»nationale« Selbstbestimmung oder jenes auf »nationale« Unabhängigkeit 
werden genauer gefaßt in den nachfolgenden Resolutionen Nr. 1514 vom 
14.12.1960 über »die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Län- 
der und Völker«, Nr. 2649 vom 30.11.1970 über die »weltweite Verwirk- 
lichung des Rechts der Völker auf Selbstbestimmung« und Nr. 40/56 vom 
2.12.1985 zum »25.Jahrestag der Deklaration über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker« (ebd. S.44ff, 72ff, 
88ff). Ein Grund dafür liegt ım prinzipiellen Opportunismus staatlicher 
Eliten und politischer Klassen, demzufolge zwar jeder »nationale Staat« 
jeden anderen anerkennt, freilich mit dem notorischen Vorbehalt, aus 
Gründen »nationaler Selbsterhaltung« (die immer einseitig festgestellt 
werden) den hehren Grundsatz desavouieren zu dürfen. 

Was speziell die »nationalstaatliche Unabhängigkeit« betrifft, so ist sie 
weitgehend schimärisch, wenn man sieht, wieviele Staaten - zumal euro- 
päische - in internationale bzw. zwischenstaatliche Strukturen, Bündnisse, 
Gemeinschaften etc. eingebunden sind und viele Kompetenzen abgetreten 
haben. Ganz zu schweigen von der internationalen wirtschaftlichen und 
kapitalistischen Verflechtung unter der Dominanz von ein paar Dutzend 
weltweit operierenden Großkonzernen, die jeder »nationalen« Regierung 
mehr oder weniger direkt diktieren können, was anliegt.15 Unabhängig 
sind fast alle Staaten nur noch bei Unwesentlichem; in den Kernbereichen 
regieren international strukturierte Kapitalistische Abhängigkeitsverhält- 
nisse vielfältiger Art und Strenge - trotz aller nationalen Rhetorik und 
militärischen Folklore. 

Zwar bietet die (fingierte) nationalstaatliche Territorialisierung keinerlei 
Gewähr dafür, daß reale politische, wirtschaftliche und soziale Probleme 
gelöst werden. Im Gegenteil: in der Regel verschärfen solche anachroni- 


15 Wenn die Schweiz ein amerikanisches Kampfflugzeug beschaffen will, bestehen die 
Waffenproduzenten auf 50 Mic sFr. Anzahlung, noch bevor das zuständige Parlament 
die Beschaffungsvorlage zu Gesicht bekommt. Eine nette Lektion, die wohl ein tough 
guy oder ein tough baby aus der parlamentarischen Grundweisheit, wonach immer B 
sagt, wer A gesagt hat, gelernt hat. 
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stischen Territorialisierungen bestehende Konflikte und erzeugen zusätzli- 
che. Das gilt für die Auflösung der ehemaligen Sowjetunion ebenso wie 
für die Verhältnisse im untergehenden Jugoslawien. »In einer Welt, in der 
wahrscheinlich nicht mehr als ein Dutzend von insgesamt 170 Staaten 
überzeugend von sich behaupten können, daß ihre Bürger nicht nur in ei- 
nem abstrakten Sinne mit der Gesamtheit einer einzeinen ethnischen oder 
Sprachgruppe identisch sind - in einer solchen Welt ist jeder Nationalis- 
mus, der sich auf die Herstellung einer solchen Homogenität gründet, 
nicht nur nicht wünschenswert, sondern selbstzerstörerisch« (Hobsbawm 
1991, 214). Die Berichte und Bilder von den Tatorten belegen dies täg- 
lich. 

Der konservative Historiker Hans Rothfels, der vor dem Krieg in Königs- 
berg lehrte und 1933 emigrieren mußte, sprach 1952 von der »offenbaren 
Absurdität, die dem Ideal des autonomen Nationalstaats angesichts der 
Dimensionen des Zeitgeschehens anhaftet« (Rothfels, 1952, 124). Seither 
haben sich die sozialen, wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse so 
verändert, daß »Absurdität« geradezu schönfärberisch klingt. Arbeitsemi- 
gration, europäische Integration und starke Flüchtlingsbewegungen haben 
alle europäischen Gesellschaften und Staaten zu ausgesprochenen Viel- 
völkerstaaten gemacht. Überall hinkt demgegenüber die nationalstaatliche 
Ideologie und Praxis, mit der je nach Land 10 bis 30% der Einwohner 
vom Wahlrecht und anderen Rechten ausgeschlossen werden, den gesell- 
schaftlichen Realitäten hinterher. Besonders grotesk ist die Lage der 
BRD, wo die politische Klasse mit dem Beischluß der ex-DDR nach 
Grundgesetz Art. 23 absichtlich den Weg einer Filialeneröffnung unter 
pseudo-nationalstaatlichem Vorzeichen wählte und nicht denjenigen einer 
demokratisch legitimierten Neukonstititution nach Art. 146 (unter Einbe- 
ziehung aller dauerhaft im Lande wohnenden und arbeitenden Menschen). 
Die politische Klasse erweckte mit ihrem Vorgehen im nationalistischen 
Milieu - hüben und vor allem drüben - Hoffnungen auf eine Fortsetzung 
und Steigerung dieses Kurses bis hin zu »richtiger« nationaler Politik; sie 
schürte nationale Hoffnungen, die sie natürlich nicht erfüllen kann. Wenn 
die Bonner Politik den Rechtsradikalismus auch nicht erzeugte, so trieb 
sie ihm doch viele Menschen zu. Gleichzeitig frustierte die kabinettspoli- 
tisch legitimierte Erweiterung im nationalen Galopp nicht nur viele Deut- 
sche, sondern alle im Land lebenden Ausländer, die eine demokratische 
Gleichberechtigung anstreben. Ausländer und Flüchtlinge kriegen die 
Ressentiments des nationalen Mobs, den mittlerweile die finanziellen 
Kosten der Vereinigung mehr drücken als ihn die nationale Einheit stimu- 
liert, am direktesten zu spüren. 
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Nicole Janigro 
»Jugoslawismus« - Aufstieg und Niedergang eines 
Modells 


1. Der aktuelle Stand: der Krieg. 


»Auf Wiedersehen bis zum nächsten Krieg« - aus dem Titel eines be- 
rühmten jugoslawischen Films, der sich auf ironisch»unbeschwerte« 
Weise über die Vergangenheit der kriegerischen Väter lustig machte, ist 
wieder eine tragische, sehr balkanische und bedrückende Feststellung 
geworden. Zur Zeit scheint es nämlich keine politischen Lösungen zu ge- 
ben, die in der Lage wären, dem »jugoslawischen Labyrinth« wieder Frie- 
den zu bescheren. Wie ein Fluch breitet sich der Krieg nach und nach 
über alle sechs ehemaligen jugoslawischen Republiken aus. Nicht einmal 
Bosnien-Herzegowina mit seinem extremen Völkergemisch - mehr als 
40% Moslems, ca. 32% Serben und 17% Kroaten - konnte sich aus dem 
Konflikt heraushalten, obwohl Sarajewo traditionell - und noch zu Titos 
Zeiten - für einen gelungenen Ausgleich von Serben und Kroaten stand. 
Denn aus dem im Juni 1991 in Slowenien begonnenen, im Herbst auf 
Kroatien ausgeweiteten und mittlerweile auch den Süden überziehenden 
Krieg sind längst viele inner-jugoslawische Kriege geworden. Um sie zu 
unterscheiden, spricht man bereits vom »dritten Balkan-Krieg«. 
Vermutlich würde der Konflikt wirklich balkanische Dimensionen an- 
nehmen und sich über die ganze Region ausdehnen, sollten sich die 
Kriegstreiber entschließen, eine neue Front in Makedonien aufzumachen. 
In dieser Republik hat sich mittlerweile die albanische Minderheit - über 
20% der Bevölkerung - für autonom erklärt und damit für erhebliche Ver- 
stimmungen zwischen der EG und Griechenland gesorgt; albanisch-make- 
donische Spannungen wiederum würden nicht ohne Auswirkungen auf das 
»serbisierte« Kossovo bleiben. Selbst Albanien steht den Ereignissen in 
der benachbarten »Provinz« nicht mehr gleichgültig gegenüber. Man 
weiß, daß die Amerikaner der neuen Regierung in Tirana versprochen ha- 
ben, einer eventuellen »Wiedervereinigung« des albanischen Volkes nicht 
im Wege zu stehen. Unübersehbar ist jedoch auch die Präsenz der italie- 
nischen Marine vor der albanischen Küste. Und so weiter, und so fort: 
die ethnischen Verstrickungen im geopolitisch-kulturellen Raum des ehe- 
maligen Jugoslawiens scheinen kein Ende zu nehmen und vor allem un- 
entwirrbar zu sein, während das internationale Interessenspiel immer un- 
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durchsichtiger wird. Auf dem Balkan aber hat sich noch keine »neue Ord- 
nung« etabliert; die politischen Prozesse sind noch ebenso im Gange wie 
das militärische Kräftemessen; die Frage, die sich bei jeder taktischen 
oder strategischen Erwägung stellt, lautet in der Tat: »was wird aus Jugo- 
slawien?« 


Zweifellos ist der Augenblick jetzt nicht gerade günstig, um über Erfolg 
oder Versagen des jugoslawischen »Modells« nachzudenken. Im Inneren 
des Landes tut dies verständlicherweise niemand. Zu dramatisch und zu 
»heiß« ist die Realität, als daß sie aus gebührender Distanz analysiert wer- 
den könnte, zu sehr überwiegen nationalistische und andere Emotionen. 
So sind viele - auch Intellektuelle - dazu übergegangen, die Vergangen- 
heit zu erforschen, nicht zuletzt in der Hoffnung, in ihr eine Erklärung 
für die Gegenwart zu finden. In den von den Zeitungen Sloweniens, Ser- 
biens und Kroatiens veröffentlichten Tagebüchern und Memoiren, sowie 
in den neuen Geschichtshandbüchern für die Schulen wird der Akzent 
durchgängig auf die Differenz verlagert. Die verschiedenen Religionen, 
die vielen Sprachen, die vielfältigen kulturellen Einflüsse - habsburgische 
im Norden, byzantinische im Süden -, die kontrastierenden historischen 
Erfahrungen der Südslawen -: all das wird herangezogen, um den gegen- 
wärtigen Krieg und die »nationalistischen Exzesse« zu erklären. Nach ei- 
nem in allen ehemals sozialistischen Ländern üblichen Muster wird die 
jüngere Geschichte einfach »übersprungen«, vom »zweiten Jugoslawien« 
nach 1945 spricht man erst seit Beginn seiner »Auflösung«, die mit dem 
Verschwinden Titos 1980 einsetzte. Dafür verweilt man umso lieber und 
länger beim »ersten Jugoslawien«, dem zentralistischen, das nach dem Zu- 
sammenbruch Österreich-Ungarns und des Ottomanischen Reichs 1918 
gegründet wurde. Wer hingegen die Idee der nationalen Hegemonie ab- 
lehnt, betont die Analogien und Affinitäten, die historischen Ähnlichkei- 
ten und die gemeinsamen Erinnerungen der Jugo-Slawen und verweist auf 
das mehr als vierzigjährige friedliche Zusammenleben. Zwischen diesen 
beiden Positionen gibt es keinen wirklichen Dialog; ob jemand sich zu 
den »Antijugoslawen« oder zu den »Philojugoslawen« zählt, hängt oft 
vom jeweiligen persönlichen Schicksal ab. Wer z. B. in einer gemischten 
Familie aufgewachsen ist oder als Kind von Diplomaten oder Militärs mit 
ständig wechseindem Wohnsitz oder sich in einer anderen Republik als 
seiner ursprünglichen niedergelassen hat, der wird sich schwerlich die 
»Ideale« separater Nationen zu eigen machen; er wird nicht akzeptieren, 
daß ein Teil des Landes nicht mehr seine’ »Heimat« sein soll. Und immer 
deutlicher wird der Bruch zwischen den »kosmopolitischen« Intellektuei- 
len - die, wenn auch vorübergehend, das Ausland vorziehen und es nicht 
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ertragen können, ihr Land »schrumpfen« zu sehen - und den »nationalen«, 
die entschlossen (oder gezwungen) sind, ihren neuen Staat zu verteidigen. 
In »Briefe an Niemand. Zeugnisse und Dokumente des Krieges in Kroa- 
tien.« (Hefti edizioni, Milano, 1992), kann man verfolgen, wie die ver- 
schiedenen Äußerungen vom jeweiligen Ort abhängen, an dem sie verfaßt 
wurden. Wer Wochen in einem Schutzkeller verbracht hat, kann sich 
nicht vorstellen, von jemandem verstanden zu werden, der dank glückli- 
cher Lebensumstände in der gleichen Zeit im Ausland unterrichtete. In 
der internen Debatte formieren sich mithin zwei Fronten, die sich ver- 
mutlich auch in der nächsten Zukunft gegenüberstehen werden. 

Doch auch unter Gelehrten und Beobachtern begegnet man überaus sche- 
matischen Positionen, die das Jugoslawien Titos als »Gefängnis der Na- 
tionen« beschreiben und im serbo-kroatischen Krieg den Kampf des »Bol- 
schewismus« gegen die »Demokratie« sehen (so etwa Johann Georg Reiss- 
müller in »Der Krieg vor unserer Haustür«, Stuttgart, DVA 1992). 

Das aber hat mit dem jugoslawischen »Modell« nichts zu tun. Leider ist 
man versucht zu sagen: wenn die historische Realität jener Föderation, 
jenes »übernationalen« Staates, diesem Schwarzweißschema entsprochen 
hätte, wäre es kein Problem, sie zu analysieren. Sie war aber - und sie ist 
nicht erst heute - überaus kompliziert, eben: anders. Sie war es zur Zeit 
des »real existierenden Sozialismus« und ist es unvorhergesehenerweise 
auch nach dem Wendejahr '89 geblieben, wo in ihr - zu einem Zeitpunkt, 
da aufgrund ihrer entwickelten Marktwirtschaft bereits über eine 
Aufnahme in der EG verhandelt wurde - ein Krieg entfesseit worden ist, 
der zum ersten Mal seit 1945 in Europa die Flugalarmsirenen aufheulen 
ließ und mehr als eine Million hungernder und verängstigter Menschen 
auf die Suche nach Schutzräumen trieb. Dasselbe Land, das zuvor 
positives »Modell« des Sozialismus war, erlebt heute den Übergang auf 
die denkbar dramatischste Weise, die ihrerseits zum Modell, zum 
negativen, versteht sich, für beileibe nicht nur innerethnische Konflikte 
unserer gemeinsamen Zukunft werden könnte. 

Die Besonderheit des »jugoslawischen Falles«, die von vielen erst ent- 
deckt wurde, als es das einzigartige Land nicht mehr gab, hat auch der 
Linken - zumindest in Italien - eine Menge Probleme bereitet. Trotz der 
geographischen Nähe, der Gewaltsamkeit der Kämpfe, der Tausenden von 
Toten, der Zerstörung vieler Städte, ist der jugoslawische Krieg nicht 
wirklich »populär«, nicht wirklich spürbar geworden. Die wenigen pazifi- 
stischen Initiativen taten sich schwer. Monatelang lähmte eine Spaltung in 
der Frage der »Anerkennung« und der »Selbstbestimmung« die ökopazifi- 
stische Bewegung. Vor allem aber fehlt auch den Pazifisten in diesem 
Krieg die Figur des Feindes. Sehr bald hatte man nämlich begriffen, daß 


2i0 Nicoie Janigro 


die Gleichung Kroaten/Faschisten und Serben/Kommunisten nicht 
brauchbar war. Auf wessen Seite sich also stellen? Zu originellen Analy- 
sen hat die Rückkehr des Krieges in Europa jedenfalls noch nicht geführt. 
Nach wie vor scheint die Wahrung des status quo - kategorischer Impera- 
tiv der Jahre des kalten Krieges, da man glaubte zu wissen, wer die 
»Guten« und die »Bösen« sind - der »konservativen« Linken als das klei- 
nere Übel zu gelten. Gegen den Krieg als solchen mobil zu machen, 
scheint kein ausreichendes Ziel abzugeben. 


2. Jugoslawien gestern: die Auflösung. 


Es war einmal ein Land namens Jugoslawien ... So werden vielleicht die 
Erzählungen der heute Jungen an die nächsten Generationen beginnen. 
Für die Kinder, die den Krieg live oder per TV sehen, kommt es jetzt 
darauf an, daß ihnen das Wort »Jugoslawien«, das vielen Erwachsenen 
mittlerweile zum Fluch geworden ist, nicht entfährt. Und dabei glaubte 
ein Großteil der Gelehrten noch während der 80er Jahre, daß Jugoslawien 
eine »balkanische Schweiz«, eine »multiethnische Gemeinschaft« werden 
würde, in der nach mancher Auseinandersetzung sich schließlich die 
»Einheit der Verschiedenheit« durchsetzen würde. Doch schon die ersten 
Mehrparteienwahlen der Nachkriegszeit - in denen zur verfassungsgeben- 
den Versammlung vom 11. November 1946 gab es nur noch eine einzige 
Liste - hatten einen Vorgeschmack dessen gegeben, was in den letzten 
Jahren geschehen sollte: eine streng auf ethnischer Basis »überwachte«, 
interne Differenzierung an der Spitze. Die Wahlen waren zwischen den 
einzelnen Republiken nicht synchronisiert worden. Im Gegenteil: zwi- 
schen den slowenischen und den serbischen (Dezember 1990) vergeht fast 
ein Jahr - Slowenien wird sich später als erstes Land vom Krieg »befrei- 
en«. Bei unterschiedlichen Wahlgesetzen - in Kroatien und Serbien wer- 
den Parteien mit relativen Mehrheiten begünstigt - fällt das Ergebnis 
bekanntlich 4:2 aus, d.h. in Slowenien, Kroatien, Makedonien und Bos- 
nien-Herzegowina unterlag die alte Liga der Kommunisten (die sich mit 
neuem Namen vorstellte), einzig in Serbien und Montenegro bleiben die 
(Ex-)Kommunisten an der Macht. Allerdings hatten nur die wenigsten der 
zu Dutzenden angetretenen Parteien übernationale Ziele in ihre Program- 
me aufgenommen. Zu den Ausnahmen zählte die Reformer-Liga, die trotz 
der mächtigen Unterstützung des damaligen Premiers Ante Markovich 
weitgehend im Verborgenen operieren mußte. Wie kamen die gegensätzli- 
chen Ergebnisse in den »nordwestlichen« und den »östlichen« Republiken 
zustande? Einen ersten Hinweis liefert die Analyse der sozio- 
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ökonomischen Gegebenheiten. Für die Kommunen Serbiens läßt sich 
nämlich feststellen, daß die sozialistische Partei Serbiens (die von Slobo- 
ban Milosevic angeführten Ex-Kommunisten) umso erfolgreicher ab- 
schnitt, je weniger entwickelt die Region war, in der gewählt wurde. 
Spätere empirische Untersuchungen aus dem Jahr 1991 bestätigten diese 
Tendenz. Zum ersten Mal in ihrer Geschichte sieht sich die Partei von ei- 
ner bäuerlichen Mehrheit getragen, ohne großen Rückhalt bei den ande- 
ren Bevölkerungsschichten. Doch das Problem der strukturellen Unter- 
entwicklung kann hier nur teilweise zur Erklärung herangezogen werden, 
auch weil sonst die Wahlergebnisse in Bosnien-Herzegowina und Make- 
donien - zwei traditionell zurückgebliebene Regionen, in denen die 
Kommunisten empfindliche Niederlagen erlitten - rätselhaft blieben. 
Gewinner dieser ersten Mehrparteienwahlen in ganz Jugoslawien waren 
durchweg diejenigen, die ein »nationales Programm« vorzuweisen hatten. 
Sowohl in Serbien wie in Montenegro war die »Wende« innerhalb der 
kommunistischen Liga viel früher erfolgt als in den anderen Republiken. 
Bereits 1987 hatte Milosevic meetings organisiert und »sein« Volk zur 
»Wiedereroberung des Kossovo« aufgerufen. In den anderen Republiken 
waren hingegen neue Wählergemeinschaften den Ex-Kommunisten zuvor- 
gekommen. »Auf jeden Fall überrascht die Geschwindigkeit, mit welcher 
die kommunistischen Parteien der jugoslawischen Republiken sich von 
Interessenvertretern der Arbeiterklasse zu Repräsentanten der eigenen 
Nation gewandelt haben ... Da das entstandene programmatische Vakuum 
durch die Übernahme von Institutionen und Werten der liberalen und plu- 
ralistischen Demokratie (Bürgerrechte, freie Wahlen, Gewaltenteilung, 
Eigentum, Unternehmertum) nicht vollständig aufgefüllt werden konnte, 
griff man auf die nationalistische Ideologie zurück. Die Wende vom 
Kommunismus zum Nationalismus wurde durch den Umstand erleichtert, 
daß beide Ideologien kollektivistischen Typs sind, mit einer geringeren 
'»Distanz« zueinander als etwa zur Demokratie, die wesentlich auf das In- 
dividuum basiert. Daraus erhellt die Mühelosigkeit der programmatischen 
Übertragung von Begriffen wie 'Klasse', 'Klasseninteresse' und 'Klassen- 
feind' auf 'Nation', "nationales Interesse' und 'Feind der Nation'.« 
Diese Betrachtung stammt von dem Belgrader Politologen Vladimir 
Goati, der seit vielen Jahren die politische Struktur der jugoslawischen 
Gesellschaft untersucht. In Die jugoslawische Wende. Vom Monismus 
zum Bürgerkrieg (Belgrad 1991), vergleicht Goati die Wahlergebnisse mit 
denen anderer ehemals sozialistischer Länder und interpretiert sie im 
Kontext anderer Erkenntnisse der politischen Soziologie Jugoslawiens. 
Der Übergang vom Kommunismus zum Nationalismus, dessen Problema- 
tik auch die Länder der ehemaligen Sowjetunion betrifft, ist das zur Zeit 
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am meisten diskutierte Thema des Umbaus Mittel- und Ost-Europas. In 
diesem Zusammenhang fällt auf, daß schon bald nach den »unglaubli- 
chen« Ereignissen von '89 viele der scheinbar so neuen Elemente des 
»Bruchs« eine erstaunliche Kontinuität zu den voraufgegangenen Regimes 
offenbarten. 

Zarko Puhovski, politischer Philosoph aus Zagreb, bemerkt hierzu in 
seiner Schrift »Die sozialistische Konstruktion der Wirklichkeit« (Zagreb 
1990): »Der 'reale Sozialismus' war nur als surrealistischer möglich. 
Schon aus Prinzip scherte er sich nicht um die Realität seines Aktionsbe- 
reichs. Er war zwar in der Lage, die Vergangenheit und (vor allem) die 
Zukunft des eigenen Landes sowie alle für die Realität anderer Länder 
(und Systeme) relevanten Aspekte zu thematisieren, aber seine Wirklich- 
keit blieb reine Proklamation, Erfindung (weswegen man sie auch gar 
nicht zu analysieren brauchte). Ein hypertropher ideologischer Apparat 
(beispiellos in der Weltgeschichte) hatte demnach eine einzige Aufgabe: 
die Thematisierung der realen Verhältnisse zu verhindern und sie durch 
die Diskussion von Ideologemen zu ersetzen - paradigmatisch hierfür. die 
»Arbeiterselbstverwaltung« -, die die wirklichen Probleme des täglichen 
Lebens verbergen sollten.« Puhovski zufolge ist der Nationalismus die 
»Reservelegitimation« solcher Systeme, weil er mit ihnen dieselbe surrea- 
listische Struktur und Methodologie teilt. Dort wo dieser Rekurs nicht 
möglich war, wie in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), »ist 
das Regime über Nacht gestürzt«. 

Daß auch die Opposition in den sozialistischen Gesellschaften sich natio- 
nalistisch artikulierte, hängt Puhowski zufolge mit dem für jene Systeme 
chrakteristischen Verbot aller politischen Tätigkeiten außerhalb der offizi- 
ell zugelassenen zusammen. Vereinigungen auf nationaler Basis brauchen 
weder eine besondere Organisation noch ein bestimmtes Programm. 
Name, Vorname und Religion bilden, so Puhowski, Konstanten, die kein 
System auslöschen kann. »Bezeichnenderweise läßt sich dieser Trend 
nicht nur in multinationalen Völkergemeinschaften beobachten, sondern 
auch - wie etwa in Polen - in mononationalen ... Das fundamentale politi- 
sche Merkmal nationalistischer Vereinigungen (auf außergesetzlicher, op- 
positioneller Ebene) ist ihre Latenz, insofern es ihnen gelingt, einer la- 
tenten Homogenität Form zu verleihen, einer nicht organisierten Gruppe, 
die allerdings, sobald es die veränderten Umstände erlauben, mit großer - 
für externe Beobachter gar »überraschender« - Geschwindigkeit zu einer 
durchorganisierten Aktion übergehen kann.« 

Überaus anregend, um nicht zu sagen provozierend, ist die Analyse des 
Fhilosophen und Psychoanalytikers Slavoj Zizek. Seiner Meinung nach 
konnte der Nationalchauvinismus in Jugoslawien wie in ganz Osteuropa 
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‘wieder erstarken, weil er den Schock des plötzlichen Einbruchs des Ka- 
pitalismus »auffängt«. Darum, so Zizek, wird der Gesellschaft die Ge- 
meinschaft entgegengesetzt. Für den »populistischen Nationalismus« war 
der Kommunismus ein Fremdkörper, so wie es jetzt der Kapitalismus ist. 
Was die neuen Eliten anstrebten sei eine kapitalistische Gemeinschaft 
ohne »zivile Gesellschaft, ohne formale Beziehungen zwischen den Indi- 
viduen und ohne Entfremdung.« 


Das Stimmenverhältnis bei den Wahlergebnissen spiegelte mithin das eth- 
nische Puzzle der verschiedenen Republiken getreulich wider. Das Aus- 
einanderbrechen des »universalen« Rahmens, der jahrzehntelang als Ideal 
des »Jugoslawischen Modells« gegolten hatte, hat viele dazu getrieben, 
ihr Heil unter der Flagge des jeweils einschlägigen Nationalismus zu su- 
chen, was wiederum dıe Minderheiten »außer Haus«, wie etwa die Serben 
in Kroatien, veranlaßte, den Schutz der Zentralregieruing anzufordern. 
Die serbische Frage wirft indessen besondere Probleme auf, die nicht al- 
lein unter dem Gesichtspunkt von Minderheitenrechten betrachtet werden 
dürfen. Die serbische Bevölkerung ist nämlich über den gesamten geogra- 
phischen Raum des ehemaligen Jugoslawiens zerstreut - mit der einzigen 
Ausnahme Sloweniens. Vor allem aber wurde das historische Schicksal 
Serbiens seit jeher mit dem Jugoslawiens identifiziert. Die Interessen, die 
bei der Beurteilung der jugoslawischen Krise im Spiel sind, hängen weit- 
gehend vom Standort des Beobachters ab: Ljubljana und Zagreb, aber 
auch Sarajewo und Skoplje sind nicht Belgrad. 

Es mag heute müßig sein, dies festzustellen, aber als Mitte der achtziger 
Jahre die schwere Krise des Landes auch von offizieller Seite zugegeben 
wurde, war es eben die »serbische Frage«, die problematisch erschien. 

Im Frühling 1989, wenige Monate nach dem Tod Titos, dem eine lange 
Agonie voraufgegangen war, explodiert aufs Neue die autonome Provinz 
Kossovo, deren letzte Revolte - im Namen einer »Republik Kossovo« - 
1966 gewaltsam niedergeschlagen worden war. In der Zwischenzeit aber 
sind die Albaner, die schon nach dem zweiten Weltkrieg Serben und 
Montenegerinern gegenüber in der Mehrheit waren, auf nahezu 90% der 
Gesamtbevölkerung angewachsen. Und so waren die Albaner die ersten, 
die den mittlerweile inflationären Slogan vom »ethnisch sauberen« Terri- 
torium prägten, während sich immer mehr Serben marginalisiert fühlten 
und auswanderten. 

Mit der Charta von 1974 gewinnen die sechs Republiken und zwei serbi- 
schen Provinzen Vojvodina und Kossovo neue Autonomien, einschließ- 
lich Stimm- und Vetorecht in den Organen der Föderation. Diese Verfas- 
sung ist bereits »konföderativ« angelegt, sie gründet auf dem Selbstbe- 
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stimmungsrecht der Völker, aus denen sich Jugoslavien zusammensetzt, 
und sieht sogar das Recht auf Abspaltung vor (nicht für die zwei Provin- 
zen). Juristen und Politologen haben ganze Bücherwände über diese Kon- 
struktion geschrieben. Einige - die den Begriff der »Veto-Demokratie« 
einführten - meinten, eben jene Verfassung trage die Schuld an der »Re- 
feudalisierung« der Republiken. Der endgültige Text, der 1974 angenom- 
men wurde, ist das Ergebnis eines langen und gewundenen. Weges, der 
1967 begann, als die ersten Berichtigungen an der Verfassung von 1963 
vorgenommen wurden. Das waren Jahre großer Veränderungen. Von 
1965 datiert die ökonomische Reform, die »weniger Staat und mehr 
Markt« durchsetzte, mit der sofortigen Folge von Arbeitslosigkeit und so- 
zialen Mißständen. Dem studentischen Aufruhr von 1968, der sich auf 
Belgrad konzentrierte, folgte der slowenische »Straßenskandal« - Ljubli- 
ana will sich an Europa anschließen - und 1971 der »nationalistische 
Frühling« Kroatiens, der mit Festnahmen und Säuberungen unter den 
Zagreber Kommunisten erstickt wurde. Rückblickend läßt sich sagen, daß 
die Verfassung von 1974 der letzte schriftliche Vertrag zwischen den Re- 
pub-liken war, und der letzte große Vermittlungsversuch von Präsident 
Tito. Dieser hatte, besorgt um die möglichen Machtkämpfe nach seinem 
Ableben, das System der kollektiven Präsidentschaft der Föderation 
ersonnen, die einen jährlichen Wechsel des Staatschefs und damit der 
Nationalität vorsah und tatsächlich bis wenige Wochen vor Ausbruch des 
Krieges das letzte »interjugoslawische« Organ blieb. 

Durch die Verfassung von 1974, die den Republiken größere Machtbe- 
fugnisse einräumt, gerät Serbien in eine widersprüchliche Situation, da es 
in seinen beiden Provinzen nur mehr über eine »halbierte« Autorität ver- 
fügt. Dieser Umstand hat - zusammen mit den immer deutlicheren sepa- 
ratistischen Tendenzen Sloweniens - zu jenem Gefühl der »Bedrohung« 
geführt, das eine so große Rolle in der »Renaissance des serbischen Na- 
tionalismus« gespielt hat, und dessen äußerst geschickter Fürsprecher Slo- 
bodan Milosevic wurde. Im Krieg zwischen Serbien und Kroatien scheint 
Ser-bien die aggressivere Kraft zu sein - weil es die überlegenen Waffen 
hat - und die »expansionistische«, obwohl seine Politik einen stark defen- 
siven Charakter trägt. Aufgrund seiner Rolle als jugoslawisches »Pie- 
mont«, seiner privilegierten Position in der Föderation - das serbische 
Element war in Heer wie Verwaltung übergewichtig - sowie aufgrund sei- 
ner langen Tradition als »Zentralstaat« ist Serbien das Land, das sich am 
meisten um den Auseinanderfall der Föderation sorgt. Zu Beginn der 
achtziger Jahre, da die nichtendenwollende jugoslawische Krise sich als 
schlimmer ökonomischer Engpaß entpuppte, hätte allerdings niemand 
daran gedacht, daß die Krise zum Ende des »zweiten Jugoslawiens« 
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führen würde. 

Was aber löste den qualitativen Sprung vom Ablösungsprozeß zum Krieg 
aus? Die »Perversionen« der »demokratisierenden Auflösung«, von denen 
Pedro Ramet spricht, hat auch der italienische Soziologe des Nationalis- 
mus Daniele Petrosino analysiert. Seiner Auffassung nach hat es in Jugo- 
slawien »einen Übergang von einem Bundesmodell auf Einparteienbasis 
zu einem Bundesmodell auf Mehrparteienbasis gegeben. Paradoxerweise 
aber ist diese - angesichts der Geschehnisse der siebziger Jahre und unter 
Berücksichtigung der multinationalen und polyzentrischen Realität der ju- 
goslawischen Föderation - einzig mögliche Lösung zugleich diejenige, die 
aufgrund der Besonderheiten des Landes zur »Paralyse des politischen Sy- 
stems« führen mußte (vgl. Daniele Petrosino, »La crisi del modello con- 
sociativo in Jugoslavia«, in Aa.Vv., L’enigma jugoslawo). 

Die Kritik nahezu aller Bereiche des sozialen und kulturellen Lebens, die 
einher geht mit einer reformerischen Wut, die weder vor Schulbüchern 
noch vor der Nationalhymne halt macht, ist das vielleicht eklatanteste In- 
diz einer auch geistigen Misere und Desorientierung, die das Land seit 
dem Tod Titos befallen hat. Zum ersten Mal seit der Befreiung des Lan- 
des durchläuft die herrschende Klasse Jugoslawiens eine tiefe und drama- 
tische Legitimitätskrise. Der auf einer stetigen dreißigjährigen Entwick- 
lung gegründete »historische Optimismus« wird durch die ökonomische 
Krise abrupt unterbrochen. Es beginnt der Kampf gegen die Inflation, die 
gegen Ende des Jahrzehnts dreistellige Ausmaße annehmen und sogar die 
Tausend-Prozent Marke erreichen sollte. 1982 wird die Rationierung von 
Elektrizität und Benzin eingeführt, zum ersten Mal bilden sich die für die 
Staaten des sogenannten »realen Sozialismus« typischen Schlangen vor 
den Lebensmittelläden, und in Zagreb nehmen öffentliche Küchen ihren 
Ende der fünfziger Jahre eingestellten Betrieb wieder auf: Jugoslawien 
kehrt zur Armut der Nachkriegszeit zurück. Ein soziales Trauma, ausge- 
löst durch »beschleunigte Säkularisierung, ökonomischen Verfall, Wie- 
deraufflackern eines exklusiven Nationalismus, Vertrauensverlust des po- 
litischen Systems«, das, wie Pedro Ramet bemerkt, seinen Niederschlag 
in der »apokalyptische Stimmung« findet, die für die literarische Kultur 
und die Rockmusik des Landes kennzeichnend ist. Auffälligstes Symptom 
der Infragesteilung der führenden Klasse ist die Tendenz, »auf die Ver- 
gangenheit zu schießen« und die ganze Geschichte von der Nachkriegszeit 
bis heute neu zu schreiben. Das Pamphlet »Der politische Pluralismus und 
der Monismus« von Kostunica und Cavoski (Belgrad 1983), wird zum 
meistgefragten Buch jener Zeit. 
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Ihre These: die Kommunisten hätten 1945 die Macht mit »List und Ge- 
walt an sich gerissen«. Der »Wahrheitsrausch« erfaßt die entscheidende 
Phase von 1948 - Stalinismus, die Einführung der Selbstverwaltung, die 
Beziehungen zwischen Tito und Stalin - ebenso wie das Jahr '68 mit dem 
anderen Tabu-Ihema. Der »Revisionismus« jedoch, die Sichtung und 
Neubewertung der historischen Vergangenheit, erweist sich nur teilweise 
als befreiend. Die »schwarze Welie« der Veröffentlichung von Romanen 
und Berichten politischer Gefangener und Verfolgter des Jahres 1948 
trägt ebenso wie deren Verfilmung zu einer Entmythisierung der Gestalt 
Titos bei und unterspült die noch intakte »rosafarbene« Welt des jugosla- 
wischen Selbstverständnisses. Plötzlich entdecken die Jugoslawen, daß sie 
genauso sind, wie sie der Regisseur Boro Draskovic in seinem an die 
Tradition des Grand Guignol anknüpfenden (und 1985 in Venedig vorge- 
stellten) Film »Das Leben ist schön« zeigt, nämlich »schmierig, häßlıch 
und bösartig«. Die Selbstzerstörungstendenzen werden nun immer stärker 
zunehmen und nicht auf die kulturelle Sphäre beschränkt bleiben. Auch 
die »merkwürdige« Logik des Krieges, die Häuser und Besitz aller Ju- 
goslawen vernichtet, trägt selbstzerstörerische Züge, und zwar selbst auf 
Seiten des Militärs - in dessen Reihen es zahlreiche Selbstmorde gegeben 
hat -, die es etwa vorziehen, die eigenen Munitionsdepots mitsamt Solda- 
ten in die Luft zu jagen, als die Waffen dem »Feind« zu überlassen . 

Das herausragende politische Ereignis der achtziger Jahre indes findet auf 
sozialem Terrain statt. Es handelt sich um die immer zahlreicher werden- 
den Streiks der Arbeiter, die sich in den Jahren 1987 und 1988 unter an- 
derem auch auf den Dienstleistungssektor ausweiten und mit 380.000 
Teilnehmern bei insgesamt 1570 Streiks 1987 einen Höhepunkt erreichen. 
Gestreikt wurde in Bergwerken, Krankenhäusern und Theatern, unter 
Politikern und Tänzerinnen, massenhaft und im ganzen Land. Doch trotz 
des massıvenn Charakters der Proteste - wobei es ın-91% der Fälle um fi- 
nanzielle Forderungen geht - bleibt die soziale Frage in der Schwebe, 
verursacht zwar Spannungen und Zusammenstöße mit Fabrikdirektoren 
und den unzähligen Repräsentanten der selbstverwalteten Unternehmen, 
wird aber nicht politisch. Die ökonomische und politische Dezentrierung, 
die tausende selbstverwaltete Institute und Organe, der Wust an Gesetzen, 
dıe Partizipation erschweren oder problematisch machen, die wachsende 
»republikanische« Aufteilung der kommunistischen Liga, das geringe Ver- 
trauen in die offizielle Gewerkschaft - all das hat zur Desorganisation und 
Atomisierung der Arbeiterklasse geführt. Die Arbeiter sind gleicherma- 
Ben objektiv und subjektiv gespalten. Das System der »selbstverwalteten 
Abkommen«, das mit dem Gesetz zur Gemeinschaftsarbeit 1976 einge- 
führt wurde, hat viele unerwünschte Auswirkungen gehabt, darunter ex- 
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treme Lohnschwankungen, die z.B. in Kroatien je nach Sektor um das 
15fache für dieselbe Aufgabe abwichen. Im Laufe der achtziger Jahre ver- 
festigt sich der regionale Hiatus immer mehr: je südlicher der Standort, 
desto dramatischer der Überlebenskampf. Die Streikwelle hinterläßt einen 
psychologischen Schock, doch an den wirtschaftlichen Verhältnissen än- 
dert sie nichts. Das Ohnmachtsgefühl wächst besonders bei den »Techni- 
kern«, die Repression des Apparates läßt nicht auf sich warten: wer sich 
an Streiks beteiligt, wird oftmals entlassen. Allmählich aber unaufhaltsam 
wird die nationale Zugehörigkeit - an der Basis wie an der Spitze - zum 
tiefstempfundenen Recht. 

Die Begeisterung für nationale Helden, die Suche nach sprachlicher Rein- 
heit, die Bevorzugung von allem, was nahe ist und das Mißtrauen gegen- 
über allem Fernen erinnern an die kämpferischen Traditionen jener Zeit, 
da für die Völker der Balkan Halbinsel das Ideal von Freiheit und Unab- 
hängigkeit synonym war mit dem Recht auf eine lokale Regierung. Für 
den Mann von der Straße, der in den wenigen Jahren nach Tito alle My- 
then und Orientierungen hat zusammenbrechen sehen, scheint das Natio- 
nalgefühl das einzig sichere Element seiner Identität zu sein. Auf höchster 
Ebene sich zu einigen wird immer schwieriger, die Republiken trachten 
danach, so wenig wie nur möglich miteinander zu tun zu haben: dem öko- 
nomischen entspricht ein politischer Nationalismus. Die Föderation funk- 
tioniert also bereits wie eine Konföderation. Aber noch ist Jugoslawien 
ein Rahmen zur Wahrung unterschiedlicher Interessen. Auf die Frage: 
»Was wird in Zukunft aus Jugoslawien?« gab es anläßlich einer bei 
Bürgern aus allen Teilen des Landes durchgeführten Erhebung 1990 noch 
gemischte Antworten. 39,1% der Befragten waren der Auffassung, daß 
Jugoslawien so oder so, ob als Konföderation oder infolge der Abspaltung 
einiger seiner Teile nicht mehr in der alten Form bestehen wird. Kaum 
weniger, nämlich 38,6% äußerten sich zuversichtlich, daß sich der status 
quo nicht ändern würde, selbst wenn die Dezentralisierung der Föderation 
weiter voranginge. Der Übergang zu einer Mehrheit für die separatisti- 
sche Option, wie sie sich in den Volksentscheiden über die Souveränität 
der jeweiligen Republiken artikulierte, sollte sich in etwas mehr als einem 
Jahr vollziehen, also ähnlich rasch wie der Übergang vom sozialen zum 
nationalen Programm. 


3. Das alte Jugoslawien: Wirklichkeit oder Fiktion? 


Ein »Kartenhaus«, eine »verhexte Kreatur«, eine »europäische Erfindung«: 
das sind nur einige der gängigen Ausdrücke, mit denen im ehemaligen 
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Jugoslawien (aber auch außerhalb) »das Land, das es nicht gibt« belegt 
wurde. Wie wir bereits anmerkten, sind die Erklärungen, die man für das 
Verschwinden eines Staates gefunden hat, das in mancherlei (auch theo- 
retischer) Hinsicht die Ausnahme von der Regel zu sein schien, fast alle 
tendenziös. Die Analytiker der »neuen sozialen Formationen« (Andrew 
Arato) im Osten Europas verwenden nur für Jugoslawien den Begriff des 
»nationalen Kommunismus«. In der Föderation der sechs Republiken und 
zwei autonomen Provinzen wurde der nationale Faktor nicht unterdrückt - 
jedenfalls nicht auf die Weise, ın der dies in der ehemaligen 
»multinationalen« und »sozialistischen« UdSSR geschah. Natürlich war 
das Gleichgewicht der Föderation von Anfang an durch die verschiedenen 
nationalen Temperamente äußerst gefährdet; von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
mußte es stets aufs Neue durch unermüdliche Vermittlungsarbeit stabıli- 
sıert werden, wobei der charismatischen Figur Titos eine zentrale Rolle 
zukam. Aber an einem interjugoslawischen Abkommen waren lange Zeit 
alle (oder fast alle) beteiligten Parteien interessiert. Der - trotz der 
offiziellen Übertreibungen unbestreitbare - soziale und ökonomische Fort- 
schritt; eine selbstverwaltete Dezentralisierung, die viele lokale Autono- 
mien garantierte; eine Kommunistische Partei, die zwar allgegenwärtig, 
aber (vor allem wegen ihrer multiethnischen Zusammensetzung) ziemlich 
pluralistisch war - das waren formende und kontinuitätsstiftende innere 
Kräfte. 

Die Legitimitätsbasis der kommunistischen Liga Jugoslawiens war mit an- 
deren Worten weitaus realer als die der anderen kommunistischen Partei- 
en in den Ländern der sogenannten »Volksdemokratien«. Zugleich unter- 
hielt Jugoslawien sehr enge Beziehungen zum Ausland, obwohl es auch 
von der Festschreibung des status quo in Jalta »blockiert« wurde. Die Ost- 
West-Spaltung wirkte sich auf den für Europa, die USA und die UdSSR 
geostrategisch so wichtigen Staat des Balkans in einer besonderen politi- 
schen und ökonomischen »Aufmerksamkeit« aus. 

In diesem Sinne kann man vielleicht denjenigen zustimmen, die heute 
rückblickend vom jugoslawischen »Privileg« sprechen. Als einziges weder 
im Warschauer Pakt noch in der NATO organisiertes Land (die isolierte 
Position Albaniens war von ganz anderer Qualität) spielte Jugoslawien 
eine besondere Rolle als Führer der blockfreien Staaten. In seinen besten 
Jahren waren in Belgrad hunderte von Journalisten akkreditiert, trafen 
sich Diplomaten aus aller Welt in der jugoslawischen Hauptstadt. In vie- 
len kritischen Augenblicken - man denke nur an Budapest 1956 - war die 
Vermittlungskunst der jugoslawischen Regierung gefragt. Sogar nach dem 
Tode Titos, als die Biockfreiheit zusehends problematischer wurde, fuhr 
Jugoslawien fort, zentraler Bezugspunkt für das Gleichgewicht auf dem 
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Balkan zu sein - wo es mit den bilateralen Beziehungen seit jeher nicht 
zum besten stand. Die jugoslawische Bedeutung auf der internationalen 
Bühne stärkte den inneren Zusammenhalt, ja trug in erheblichen Maße zu 
dessen Stabilität bei. Weit verbreitet ist das Bewußtsein, daß die verschie- 
denen jugoslawischen Völker nur vereint für ihre Verteidigung und ihre 
Entwicklung sorgen könnten. Ein anderer mächtiger Faktor für den inne- 
ren Zusammenhalt war naturgemäß der äußere Feind. Seit dem Bruch mit 
Stalin 1948 waren viele Jahre lang die Angst vor einer sowjetischen Inva- 
sıon und damit das Gefühl, von zwei Seiten belagert zu werden, nicht un- 
begründet. Das gab einem »nationalen Patriotismus« Auftrieb, der seit- 
dem zu einer Art jugoslawischem »gesunden Menschenverstand« wurde, 
den man auch bei Leuten antraf, die weder die Ideologie noch die Ideale 
des »selbstverwalteten Kommunismus« teilten - so wie in den Filmen des 
Bosniers Emir Kusturica alle, Serben, Moslems, Kommunisten die jugo- 
slawische Nationalmannschaft anfeuern und zu weinen anfangen, wenn 
sie die Nationalhymne hören. Zum ersten Mal wurde unter Beachtung der 
sprachlichen, religiösen und kulturellen Differenzen ein friedliches Zu- 
sammenleben praktiziert - in einem von der Geschichte geteilten, von den 
Kriegen verwüsteten Land (die im zweiten Weltkrieg erlittenen Zerstö- 
rungen kommen dem aus Polen und der Sowjetunion bekannten Ausmaß 
sehr nahe). So schien der »Jugoslawismus«, das historische Ideal ver- 
schiedener Nationalitäten, Wirklichkeit zu werden. Das geht so weit, daß 
bei der Volkszählung von 1981 anderthalb Millionen Bürger darauf ver- 
zichteten, ihre Nationalität anzugeben, um sich »Jugoslawen« zu nennen. 
Aber genau in dem Moment, da die supranationale Struktur auch nach 
dem Tod Titos zu halten scheint - im Frühling 1981 war das Militär im 
Kossovo einmaschiert und mit Beifall begrüßt worden (man hielt es für 
überparteilich) -, beginnt eine Krise, für die es weder eine Lösung noch 
ein Ende mehr geben sollte. Immer schwerer fällt der Partei ihre Rolle 
des Interessensausgleich zwischen den »selbstverwalteten Nationalhohei- 
ten«, der brüske Stillstand der ökonomischen Entwicklung mischt die 
Karten. der vielfältigen Bündnisse neu, das System, das die vielen ethni- 
schen Gruppierungen differenzierte, wird in Frage gestellt. »Wir halten 
aus Not zusammen, um nicht zu sagen aus Angst«, bemerkte der Zagreber 
Politologe Jovan Miric anläßlich des Auseinanderfallens der politischen 
Union. 

Was nach 1989 in Jugoslawien passiert, hängt enger mit den Ereignissen 
in den anderen osteuropäischen Staaten zusammen, als es zunächst den 
Anschein hat. So findet die »Wende« in der kommunistischen Liga 
Kroatiens in den Tagen von Ceaucescus Fall statt. Vor allem entfallen die 
äußeren Gründe, die das Land einten. Erst jetzt werden die »separatisti- 
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schen« Forderungen Kroatiens und Sloweniens historisch möglich. Zum 
»Sezessionismus« geht auch Serbien über, das nicht länger gewillt zu sein 
scheint, für ganz Jugoslawien einzustehen. Und von einer neuen Interpre- 
tation der Landesgeschichte, die Serbien »geschadet« habe, nimmt der 
wiedererstandene serbische Nationalismus seinen Ausgang, als dessen 
theoretische Basis man ein Dokument der Mitglieder der Akademie der 
Wissenschaften vermuten darf. Im jugoslawischen Nationalstaat scheinen 
die politischen Eliten der einzelnen Republiken nicht mehr das geringste 
Interesse an einem Zusammenbleiben zu haben. 


Der innerjugoslawische Konflikt - ein Krieg zwischen vielen Streitmäch- 
ten, zuweilen auch zwischen neugegründeten Staaten, der Haus um Haus 
und Dorf um Dorf geführt wird und mithin auf tragische Weise ein Bür- 
gerkrieg ist - hat das Wort »Jugoslawien« unaussprechbar gemacht. Sich 
Jugoslawisch zu nennen, heißt heute »neutral« zu bleiben, sich auf keine 
Seite der kämpfenden Parteien zu schlagen. Doch trotz des Krieges ist die 
tiefe wechselseitige Abhängigkeit zwischen den einzelnen Teilen des Lan- 
des - Slowenien einmal ausgenommen - unvermindert. Das gilt wirt- 
schaftlich - die ehemals jugoslawischen Rüstungsfabriken stellen immer 
noch Panzer für den Export her! - ebenso wie kulturell und psycholo- 
gisch. Die Debatte serbo-kroatischer Intellektueller, die heute im Ausland 
und über weite Distanzen geführt wird, scheint dazu verurteilt zu sein, ei- 
nes Tages am runden Tisch fortgeführt zu werden. Die ökonomischen Be- 
ziehungen, die sich zwischen Serbien und Slowenien wieder zu normali- 
sieren beginnen, werden wıeder aufgenommen werden, Handel und Ver- 
kehr ebenso. Schwierig hingegen gestalten sich bis zum Augenblick die 
Versuche oppositioneller - pazifistischer, feministischer, ökologischer, li- 
beral-demokratischer - Kräfte, übernationale Beziehungen aufrechtzuer- 
halten. Jeder Kontakt wird des »Verrats an der Nation« verdächtigt, schon 
vor den Wahlen war es der demokratisch-reformerischen Opposition nicht 
gelungen, eine Liste für das ganze Land durchzusetzen. Auch der demo- 
kratischen Opposition zum jugoslawischen Sozialismus blieb die dramati- 
sche Identitätskrise nicht erspart. Ihrer Flaggen und Programme beraubt, 
wird die linke Opposition gegen die Kriegstreiber Tudjman und Milosevic 
von der rechten »überholt« - was in Kroatien im Zusammenhang mit der 
Frage der Bürgerrechte erfolgte. Eine der letzten Zusammenkünfte der ju- 
goslawischen Opposition findet September 1991 in Genf statt, während in 
Kroatien bereits der Krieg tobt. Die Vertreter fast der Hälfte aller jugo- 
slawischen Stimmberechtigten schlagen vor, die Souveränität aller Repu- 
bliken in den gegenwärtigen Grenzen anzuerkennen, jedoch mit der Auf- 
lage, einen gemeinsamen jugoslawischen kulturellen und ökonomischen 
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Raum unter Aufsicht der Europäischen Gemeinschaft beizubehalten, mit 
weitgehenden föderalen Garantien für die territoriale Autonomie der 
neuen Staaten. 

Für die Völker im geopolitischen Raum des ehemaligen Jugoslawiens ist 
die nationale Frage nichts Neues. Die Idee des »Jugoslawismus« kam nach 
über einem Jahrhundert gemeinsamer Überlegungen in der historisch von 
den europäischen Mächten aufgeteilten Balkanregion auf. Die Historiker 
sind sich darin einig, daß es innerhalb Jugoslawiens hauptsächlich zwei 
Konfrontationslinien gab. Serbien erreichte die Anerkennung seiner Un- 
abhängigkeit (Berliner Abkommen von 1878) dank einer staatlichen Tra- 
dition, die es schon im Mittelalter zur »Vereinigung« vieler Populationen 
in einem Reich befähigte. 

Die serbische Tradition ist also seit jeher die des Einheitsstaates gewesen. 
Auch aus diesem Grund fällt es heute in Serbien schwer, die politischen 
Ziele der anderen jugoslawischen Republiken zu verstehen. Die Ge- 
schichte der anderen regionalen Gemeinschaften verläuft hingegen ganz 
anders. In Kroatien z.B. tendieren zunächst der Illyrismus und später der 
Jugoslawismus zur Bildung eines übernationalen Staates, weil der Schutz 
gegen die Großmächte verbessert, eine Autonomie der »kleinen Nationen« 
erreicht werden konnte. »Unitaristische« und »separatistische« Tendenzen 
markieren die Geschichte des ersten und des zweiten Jugoslawien. Man- 
che sprechen sogar von einer »politischen Komplementarität« von Serben 
und Kroaten, und zwar sowohl unter »ethnogenetischen« als auch unter 
»realpolitischen« Gesichtspunkten. In dem 1918 ausgerufenen »Reich der 
Serben, der Kroaten und der Slowenen« überwiegt - zumindest bis zum 
serbo-kroatischen Abkommen von 1939 - der autoritäre Zentralismus Ser- 
biens. Die Kontinuität seines militärisch-bürokratischen Apparats setzt 
sich auch in das Jugoslawien Titos bis in die sechziger Jahre fort. Inner- 
halb der kommunistischen Partei erfährt die »Nationale Frage« Schwan- 
kungen und Modifizierungen. In der Anfangsphase des Befreiungskrie- 
ges, im Dezember 1944 hatte Tito erklärt: »Das Wort Befreiungskampf 
des Volkes wäre nichts als eine Phrase, um nicht zu sagen ein Betrug, 
wenn es außer der Befreiung Jugoslawiens nicht zugleich die Befreiung 
der Kroaten, der Slowenen, der Serben, der Makedonier, der Albaner, 
der Moslems etc. und darüberhinaus Freiheit, gleiche Rechte und Brüder- 
lichkeit für alle Völker Jugoslawiens bedeuten würde«. Die Ideale der 
»Brüderlichkeit und Einheit« sollten in der Nachkriegszeit zu grundlegen- 
den Bestandteilen der offiziellen Ideologier werden - nach ihnen wurde 
sogar die Autobahn zwischen Zagreb und Belgrad genannt, auf der jetzt 
gekämpft wird. Und um diesen Idealen Glaubwürdigkeit zu verleihen, 
wird Tito als erster daran gehen, die ethnischen Gegensätze zu reduzieren 
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und die Toten des kroatisch-serbisch-moslemischen Bürgerkrieges ver- 
schweigen, der parallel zum Befreiungskampf tobte. Nach 1989 haben 
einzig die Slowenen versucht, die Trauer für alle Toten des Zweiten 
Weltkrieges und für diejenigen, die während des kommunistischen Regi- 
mes verschwunden sind, aufzuarbeiten. In Ljubljana wurden keine Monu- 
mente errichtet, aber zivile und religiöse Autoritäten feierten mit einer 
Zeremonie den Tag der »nationalen Wiederversöhnung«. 


4. Die jugoslawischen Nationalismen: back to the future 


Gegen Ende des Jahrhunderts bietet das »ethnische Revival« ein immer 
diffuseres Bild, während der Nationalismus ‘überall an Attraktivität ge- 
winnt, sogar, wie man in Los Angeles gesehen hat, für soziale Revolten. 
Am wenigsten beliebt ist das Phänomen bei Gelehrten marxistischer oder 
liberaler Provenienz, die dazu neigen, es als »Relikt der Vergangenheit«, 
als etwas für »Zurückgebliebene«, das mit »Unterentwicklung« zusam- 
menhängt. Einschlägig sind hier die Positionen von Eric Hobsbawn, der 
den gegenwärtigen Nationalismus für ein Phänomen des neunzehnten 
Jahrhunderts hält, oder von Ralf Dahrendorf. Demgegenüber scheinen 
Etienne Balibar und Immanuel Wallerstein in ihrem Dialog über »Rasse- 
Klasse-Nation« eher bereit, Analysen und Theorien zu kombinieren. 
Während der »jugoslawische Fall« in allen Büchern vertreten ist, die sich 
mit der Geschichte des Nationalismus beschäftigen, ist es nicht leicht, 
von bedeutenden Wissenschaftlern etwas über die gegenwärtigen 
Probleme geschrieben zu finden. In einem Interview mit dem »Corriere 
della Sera« (6.1.92) sagte Eric Hobsbawn, daß »ein Experte in Sachen 
Nationalismus, der dazu aufgerufen worden wäre, vorherzusagen, wo auf 
dem Balkan die größten Spannungen ausbrechen würden, mit Sicherheit 
gesagt hätte: in Makedonien. Dort gibt es seit Jahrhunderten - vor und 
nach dem Ottomanischen Reich - extreme irredentistische Reibungen. 
Stattdessen erleben wir tragische Kämpfe in Kroatien und Serbien, zwei 
Ländern mit einer weniger belasteten Vergangenheit.« 

Um die »fatale Anziehungskraft«, die der Nationalimus auf sehr verschie- 
dene Populationen und Ethnien - im Norden wie im Süden, im Osten wie 
im Westen - heute ausübt, besser zu verstehen, sind m.E. vor allem jene 
Analysen nützlich, die den Nationalismus als Produkt unserer Modernität 
ins Licht rücken, z.B. von Ernest Gellner und von seinem Schüler An- 
thony Smith. Ihrer Auffassung nach sind es gerade die Elemente einer 
kulturellen Vermittlung des Konflikts - der jugoslawische Krieg beginnt 
als »Krieg der Nachrichten«, »Krieg der Medien« -, die Rolle, die die lo- 
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kale Intelligenz jeweils gespielt hat, die aus den vielen jugoslawischen 
Nationalismen ein spezifisch zeitgenössisches Phänomen machen. Interes- 
sant ist in.diesem Zusammenhang die Analyse des Schriftstellers und Li- 
teraturkritikers Markus Gauss, der in den »Regionalismen« und ihren Ex- 
zessen das andere Gesicht des »Großen Europa« sieht. Die Rückkehr zur 
Vergangenheit wird vom Heute aus instrumentiert, anders gesagt »die 
Vergangenheit wird politisiert und die Gegenwart historisieri« (Vesna 
Pusic). Das mehr oder minder manipulierte historische Gedächtnis, die 
mehr oder weniger weit zurückreichende persönliche und familiäre Er- 
innerung werden herangezogen, um die Gegenwart zu erklären. Um sich 
in Ljubljana, Zagreb oder Sarajewo umzubringen, gibt es aus heutiger 
sicht keine hinreichenden Gründe. Man muß sie in der Vergangenheit 
suchen, bei den Massakern der Kroaten an den Serben, der Serben an den 
Moslems während des Zweiten Weltkriegs, ja man muß die Ursachen bis 
ins Mittelalter, bis vor Christi Geburt zurückverfolgen. 

Während des Zweiten Weltkriegs jedoch stellte sich der ethnische Kon- 
flikt in Jugoslawien in der Form eines politischen und ideologischen 
Kampfes dar - zwischen Partisanen und deutschfreundlichen »Tchetniks«, 
zwischen »Ustascha«-Verbänden und (serbischen) Partisanen, etc. Jetzt 
wird diese Front künstlich wiederbelebt. Natürlich gibt es zwischen den 
Regimes von Tudjman in Zagreb und Milosevic in Belgrad Differenzen. 
Aber es wäre maßlos übertrieben, wollte man hierbei von einem Zusam- 
menstoß der Systeme, etwa von »Demokratie« und »Bolschewismus« re- 
den. Die Selbstdarstellung der öffentlichen Meinung scheint nur in Kroa- 
tien den gewünschten Erfolg gehabt zu haben, wo die meisten Leute tat- 
sächlich überzeugt sind, gegen »Bolschewisten« zu kämpfen. Das alles 
aber geschieht post festum, um den ethnischen Streit zu rechtfertigen. Im- 
mer wird in den politischen Programmen und im Bewußtsein der Men- 
schen etwas anderes hinzugefügt, um den ethnischen Konflikt, der allein 
keinen ausreichenden Grund zu liefern scheint, zu motivieren. In Jugosla- 
wien sind die ethnischen Differenzen immer weniger »sichtbar« und evi- 
dent geworden. Der Krieg hat sie in fundamentale und vitale Identitäten 
verwandelt. 
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Übersetzung aus dem Italienischen: Daniele Dell' Agli 


PROKLA 88: Chaos, Seibstorganisation u. Gesellschaft Juni 1992 
Die kritische Sozialwissenschaft stand naturwissenschaftlichen Meta- 
phern bislang skeptisch gegenüber. Zu häufig dienten sie der Stabili- 
sierung bestehender sozialer Verhältnisse. Zu kurz war der Schritt von 
der organizistischen Staatsauffassung zur Legitimation totaler Herr- 
schaft. Zu leicht wurde aus der "Dialektik der Natur’ eine naturge- 
schichtliche Legitimation ‚der leninistischen Staatspartei. Eine neue 
Generation der Naturphilosophie operiert nun aber mit Begriffen, die 
nicht mehr umstandslos in das alte ideologiekritische Muster passen. 
Sie redet nicht von Harmonie, Gleichgewicht und zentraler Lenkung, 
sondern von katastrophischen Einbrüchen, chaotischen Prozessen und 
den Chancen einer spontanen Selbstorganisation. Ist das Vordringen 
dieser Metaphorik in die Geselischaftstheorie ein Zeichen dafür, daß 
der starre Dualismus zwischen Natur und Gesellschaft eingebrochen | 
ıst? Eröffnet sie neue Erkenntnischancen, und läßt sie sich sozıalwis- 
senschaftlich verallgemeinern? Kehrt ım naturalistischen Vokabular 
der jüngeren Systemtkeorie das von der traditionellen Sozialwissen- 
schaft verdrängte Verhältnis der Menschen zur Natur zurück? Oder 
aber bedeutet der analogisierende Rückgriff auf Naturphänomene 
einen Verlust an gesellschaftlichen Utopien, eine 'Naturalisierung‘ der 
| politischen Phantasie? Fließen ın die Metaphern des 'Chaos’ und der 
| "Selbstorganisation' bereits soziale Anschauungen ein, deren latente 
politische Botschaften einer genaueren Untersuchung bedürfen? 
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Erhard Stölting 
Angst, Aggression und die nationale Denkform. 
Osteuropäische Konflikte 


Aus westlicher Sicht stoßen die nationalen Entwicklungen ın Ostmittel- 
und Osteuropa häufig auf Unverständnis. Aus der Perspektive jenes Teils 
Europas, der sich politisch einen will, wirken der Zerfall Jugosiawiens, 
das drohende Auseinanderbrechen der Tschechoslowakei und alle anderen 
Konflikte fast anachronistisch. Bedenklichkeit gegenüber dem Nationa- 
lismus findet sich auch unter den Intellektuellen Ostmittel- und Osteuro- 
pas. Er scheint aber gegenwärtig unüberwindlich zu sein (Rupnik 1990). 
Sicherlich verstärken sich kulturelle Disparitäten nach dem Wegfall der 
Zensur. Im Westen hatten die Erfahrungen mit dem deutschen National- 
sozialismus Normen der Öffentlichen Rede herstellen helfen, die offen 
rassistische Äußerungen oder offen feindselig nationalistische Hetze aus- 
schlossen. Wesentliche Segmente der intellektuellen Gruppierungen Mit- 
tel- und Osteuropas haben diese Normen übernommen. Zuweilen schei- 
nen diese Segmente aber isoliert zu sein, so daß der Eindruck entsteht, 
mit der bürokratisch-staatlichen Zensur seien auch einige Bestandteile der 
cralischen Selbstzensur eingerissen worden. 

Das wird an der in vielen Ländern Öffentlich recht ungenierten Diskrimi- 
nierung der Sinti und Roma besonders deutlich. In den süd-osteuropäi- 
schen Ländern sind sie eine der quantitativ gewichtigsten ethnischen Min- 
derheiten (Pearson 1983). Überall aber dauert hier ihre Diskriminierung 
an. Ein Grund dafür sind soziale Wandlungsprozesse. Hatten sie früher in 
einigen zwar gering geachteten aber gesellschaftlich nachgefragten Be- 
rufszweigen - wie der Volksmusik, dem Wanderhandwerk, bestimmten 
Dienstleistungen - traditionell ein Monopol, so hat sie nun der gesell- 
schaftliche Modernisierungsprozeß funktionslos gemacht. Das steigert die 
Diskriminierung, der sie immer schon unterlagen, erheblich. Gerade die 
Bewahrung der kulturellen Identität verstärkt in dieser Situation die An- 
greifbarkeit, wenn der Staat nicht schützend eingreift. Ihrer traditionellen 
Lebensweise entsprechend drängen sie ihre Kinder nicht in die Bildungs- 
institutionen oder in anspruchsvolle wirtschaftliche Nischen, die trotz 
einer Diskriminierung wirtschaftlichen Erfolg versprechen. Überall leiden 
die Sinti und Roma daher überdurchschnittlich unter Arbeitslosigkeit, An- 
alphabetismus, Kindersterblichkeit und Krankheiten, die ihrerseits über- 
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durchschnittliches Elend anzeigen. In Bulgarien z.B. gab es den Volks- 
zählungen zufolge - Zahlen wurden bis einschließlich 1956 veröffentlicht 
- 1880: 19 549, 1934: 81 000, 1956: 197 865 Roma. Schätzungen bulga- 
rischer Roma-Organisationen nach sind es heute um 800 000 - fast ebenso 
viele wie Türken. Aber ihre politische Organisationsfähigkeit und damit 
ihr Pressionspotential ist weitaus geringer. Widerstandslos ließen sie sich 
schon in den 50er Jahren systematisch ansiedeln; noch vor den Türken 
wurden sie gezwungen, bulgarische Namen anzunehmen (Simonow 
1990). Heute leben sie in segregierten großstädtischen Ghettos. Ihre so- 
ziale Misere spiegelt sich in dem besonders negativen Bild, das sich die 
Bulgaren von ihnen machen. Einer bulgarischen Umfrage zufolge hielten 
89% die Zigeuner für notorische »Diebe«, 76% für »Zuhälter«, 75% für 
»Schwarzmarkthändler«, 70% für »Lügner« usw. (Troxel 1992). Die 
Situation ist in anderen Ländern ähnlich. Der jüngste Zensus in Rumänien 
ist offenbar schon deshalb unzuverlässig, weil viele Roma es vorzogen, 
sich nicht als solche zu erkennen zu geben und sich als »Ungarn« bezeich- 
neten (Ionescu 1992). Was die Roma zum bevorzugten Objekt von Ag- 
gressionen macht, ist möglicherweise weniger ihre Hilflosigkeit, als die 
in der Diskriminierung hervorgerufenen Anomien, die bei den Diskrimi- 
nierenden wiederum Angst wecken. Das Vorurteil schafft sich so seine 
bestätigenden Anhaltspunkte selbst. 

Die geringere Öffentliche soziale Kontrolle aggressiven diskriminatori- 
schen Verhaltens macht allerdings im Vergleich zu Westeuropa nur einen 
graduellen und sich überdies verringernden Unterschied aus. Der Mecha- 
nismus ist universell. Ein Anstieg von Feindlichkeit gegenüber fremden 
Unterschichten ist auch in den westeuropäischen Industrieländern beob- 
achtbar, überall kehren bislang tabuierte rassistische oder extrem nationa- 
listische Verhaltensformen in die Öffentlichkeit zurück. Das gilt nicht nur 
für das Gebiet der ehemaligen DDR, das noch weitgehend osteuropäische 
Züge trägt. 

Asymmetrie ist typisch für angstproduzierende Diskriminierungen und 
Vorurteile. Im europäischen Falle trifft das sogar auf großräumliche 
Wahrnehmungen zu. Es gibt ein spezifisch europäisches Prestige-Gefälle, 
das die nationalen Fremd- und Selbstdeutungen stets ausgesprochen oder 
unausgesprochen begleitet. Ein hoch zivilisierter Westen steht danach ei- 
nem »asiatischen« Osten gegenüber, der letztlich nicht mehr Europa zuzu- 
rechnen wäre. Dieses West-Ost-Schema ist an jeder Stelle einsetzbar. Für 
die europäisch-nationale Sichtweise beginnt Asien an der jeweils eigenen 
Ostgrenze. Die Völker östlich der je eigenen Grenze sind danach fremd- 
artig, barbarisch und schwer unterscheidbar. Ihre Sprachen zu erlernen, 
ist Sache von Experten und erhöht das kulturelle Prestige nicht. Der nach 
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Osten gerichtete Blick ist mithin tendenziell der eines Kolonisators oder 
eines blasierten Verächters: So schauten Deutsche nach Polen, Kroaten 
nach Serbien, Ungarn nach Rumänien und Russen nach Mittelasien. Die 
Akzentuierung der kulturellen Differenz an der eigenen Ostgrenze, be- 
tonte stets den impliziten Anspruch, selbst dem zivilisierten Westen, des- 
sen kulturgeographischer Westpol Paris oder London war, zuzugehören.1 
»Ostmitteleuropa«, eine Bezeichnung, die nicht nur in Polen, der Tsche- 
choslowakei und Ungarn beansprucht wird, ist mehr als eine geographi- 
sche Zuordnung (Vajda 1989, Lipski 1989). Nach »Osten« grenzen sich 
zur »westlichen« Selbstidentifikation Balten gegen Rußland, Kroaten ge- 
gen Serbien ab. Ukrainer verteidigen das Abendland gegen Rußland, Bul- 
garen verteidigen es gegen die Türken, Serben gegen den Islam über- 
haupt. Rumänien liegt geographisch zwar in Osteuropa, kulturell aber 
grenzt es angeblich an Frankreich. 

Der doppelte westöstliche Blick ließ sich aber auch normativ umdeuten 
(Geyer 1985; Kohn 1956). Die Zivilisation des Westens galt dann nicht 
mehr als erstrebenswert, sondern als dekadent, äußerlich, mechanisch. Ihr 
ließen sich innere Werte entgegensetzen, wie Tiefe, Aufrichtigkeit, Tap- 
ferkeit, Herzlichkeit, poetische Kraft usw. Die zivilisatorische Überle- 
genheit des Westens blieb zwar anerkannt, aber ihr sittlicher und men- 
schlicher Wert war radikal in Frage gestellt. In diesem Blick war auch die 
Selbstidentifikation anders - sie empfand sich östlicher, konservativer, 
wahrhaftiger.(Stölting 1991) Nun ließen sich sogar schwärmerische Sym- 
pathien für Östliche Kulturen formulieren; die unmittelbaren Nachbarn 
blieben allerdings meist ausgeschlossen. 


Der Begriff der Nation in Ost und West 


Der zwischen West und Ost differenzierende Blick gilt ab Paris und hat 
eine eine begriffsgeschichtliche Entsprechung. Denn es gibt eine westli- 
che und eine östliche Fassung des Begriffs der Nation (Lemberg 1950, 
Schieder 1991 b). Der östliche Typus unterstelle in der Tradition Herders 
bereits ein vorkonstituiertes Volk, der westliche Typus hingegen gehe 
von einem schon bestehenden staatlichen Gebilde aus, dessen Bürger 
ihren Staat konstituieren. Westlichem Verständnis nach sei die Nation 
frei, wenn ihre Bürger frei sind, östliches Verständnis denke eine Nation 
frei, wenn sie von Fremdherrschaft frei ist, also frei über sich entscheiden 


1 vgl. die Diskussionsbeiträge der ostmitteleuropäischen Intellektuellen in: H. Berg, P. 
Burmeister (Hg.) 1990, H.-A. Steger, R. Morell (Hg.) 1987, D. Spangenberg (Hg.) 
1987, H.-P. Burmeister, F. Boldt, Gy. M&szäros (Hg.), 1988. 
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kann, gleichgültig welche innere Verfassung sie wählt. (Schieder 1991 a) 
Bei genauerem Hinsehen sind die beiden Begriffe von Nation doch enger 
verschränkt, als zuweilen angenommen wird. Seinem Selbstverständnis 
nach war der östliche Typus demokratisch. Es war doch das Volk, das 
sich eine politische Form geben sollte. Die osteuropäischen Nationalbe- 
wegungen standen in diesem Sinne dem Risorgimento-Nationalismus na- 
he.2 Diese fortbestehende Nähe macht die gegen viele historische Erfah- 
rungen doch positive Grundposition vieler ehemals Oppositioneller ver- 
ständlich; die Nation als multifunktionaler Faktor der gesellschaftlichen 
Integration kann den Reformprozeß absichern (Staniszkis 1991, 339 ff). 
Geht man nur von Renans Diktum aus, die Nation entstehe allein aus dem 
Willen ihrer konstitutiven Individuen, sie bestehe in einem jeden Tag 
stillschweigend erneuerten Plebiszit, dann übersieht man leicht, daß auch 
bei Renan das Plebiszit mehr bedeutet als eine Entscheidung darüber ob 
man dies oder jenes Kino aufsuchen will (Renan 1947). Denn erstens 
konstituieren rechtliche Entscheidungen Bindungen, von denen nicht ein- 
fach kostenlos zurückgetreten werden kann. Zweitens bedarf, von der 
Idee der Volkssouveränität her gedacht, die Konstitution eines konstituie- 
renden Subjektes. Das Plebiszit setzt eine schon bestehende gesellschaftli- 
che Formierung voraus, in der Abstimmungen möglich sind. Das Pro- 
blem ist im übrigen aus den Diskussionen um die Vertragstheorien wohl- 
vertraut: Der Konstitution des Staates muß eine Konstitution der Gesell- 
schaft voraus gedacht werden, es sei denn, man lasse beide zusammenfal- 
len wie Hobbes - mit entsprechenden Konsequenzen. 

Entscheidend ist die Differenzierung von Staatsvolk und der von ihm ge- 
schaffenen politischen Form. Das Staatsvolk tritt im staatsrechtlichen 
Sinne als juristisches Subjekt auf. Daher wird ihm wie allen juristischen 
Subjekten ein Wille und Vernunft unterstellt. Sobald dieses Rechtssubjekt 
nicht mehr nur als juristische Fiktion gedacht, sondern als wirkliches 
Subjekt in der politischen Rhetorik dargestellt und schließlich als wirkli- 
ches Subjekt geglaubt wird, kommt es zu jener die Beziehung von »kol- 
lektiven Subjekten« und wirklichen Subjekten kennzeichnenden religiösen 
Struktur. Das Subjekt unterwirft sich, gibt sich auf, ist bereit, sein irdi- 
sches Leben zu opfern, um das höhere Leben der Nation sicherzustellen. 
Die Forderung an jedes Mitglied der Nation, das eigene Leben zu opfern, 
wenn es für die Existenz des Ganzen notwendig ist, gehört nicht zu den 
östlichen Spezifika; auch Renan war französischer Patriot. Die Nation 
wird zu einem religiösen Gebilde, das kollektive Einheiten stiftet und in 


2 Zum Risorgimento-Natonalismus: Schieder (1991 c), Kohn (1964, S. 45 ff.), Alter 
(1985, 33 ff., 60 ff.), Chabod (1979), de Sanctis (1951) 


Angst, Agression und die nationale Denkform 229 


Zeremonien gefeiert wird (Mosse 1976, Stölting 1985). 

Die Konstitution des Volkes konnte als formaljuristischer Akt, sie konnte 
aber auch als historischer, vom bewußten Willen der Einzelnen unabhän- 
giger Prozeß gedacht werden. Der westliche Begriff der Nation würde 
entsprechend rationalistisch von der Konstruktion eines Gesellschaftsver- 
trages ausgehen, der östliche die vorgeschichtliche Existenz oder Entste- 
hung der Nation unterstellen. Aber selbst in jenen Denktraditionen, die 
die Nation bzw. das Staatsvolk über einen Gesellschaftsvertrag ins Leben 
rufen lassen, wird, wo es um Geschichte und Politik geht, immer wieder 
die Vorstellung eines Volkes, das durch mehr als einen bloßen Willensakt 
verbunden ist, aufgegriffen. Die Vorstellung eines Volksgeistes findet 
sich zwar bei dem »östlichen« Herder voll ausgebildet, und über ihn ist 
sie in den Begriff der »Kulturnation«, die Basis des östlichen Nation-Be- 
griffes wurde, übergegangen; aber sie hat ältere und westliche Wurzeln. 
Sie findet sich bei Shaftesbury, Montesquieu und Rousseau (A.D. Smith 
1991, 71 ff.). Der Begriff ist auf so vielfältige Weise vorbereitet worden, 
daß es möglich ist, von »Proto-Nationen«, bzw. von »Proto-Nationalis- 
men« zu reden (Hobsbawm 1991, S. 46 ff.). 

Es geht an dieser Stelle noch nicht um die realgeschichtliche Genesis, 
sondern um Denkstrukturen, die mit den Begriffen gegeben sind, vor al- 
lem jenen der Volkssouveränität, der überall in der Welt inzwischen zum 
Grundstein politischer Legitimität geworden ist. In der Idee der Volks- 
souveränität flossen die im Westen schon länger ablaufenden sich an poli- 
tischen Grenzen separierenden Bildungsprozesse der Hochsprachen und 
ihrer zwangsförmigen Durchsetzung im höheren Bildungssystem einer- 
seits und die in der absolutistischen Staatsidee vorausgesetzte Homogeni- 
sierung von Untertanen und Territorium zusammen. Im Osten hingegen 
war dieser Prozeß langsamer verlaufen. Es war in viel geringerem Maße 
als im Westen zu sprachlichen Homogenisierungen und Einschmelzungen 
gekommen. Die Ende des 18. Jahrhunderts noch bestehenden Reiche - das 
russische, das österreichisch-ungarische, das osmanische, teilweise auch 
Preußen - erschienen als Vielvölkerstaaten. Nachdem der Begriff der 
Kulturnation erst einmal existierte, schien die Differenz von Staat und 
Nation sinnfällig (Hroch 1985). 

Die demokratische Idee, daß die Nation sich selbst eine politische Form 
geben solle, unterschied jene Nationalismen, die aus den verstreuten na- 
tionalen Partikeln einen Nationalstaat zusammenfügen wollten - wie den 
deutschen, den italienischen und teilweise den polnischen Nationalismus - 
nicht von jenen, die die Schaffung des Nationalstaates nur als Ablösung 
aus den multinationalen Reichen - den »Völkergefängnissen« - oder als 
deren Zerstörung denken konnten. Der Haß auf die »Völkergefängnisse« 


230 Erhard Stölting 


entsprach nicht linear dem Ausmaß wirklicher Unterdrückung. Seit dem 
Kompromiß von Kremsier 1848/49 gab es in Österreich eine historische 
Tendenz in Richtung einer immer größeren Gleichberechtigung der Na- 
tionen, was mit der scharfen Magyarisierungspolitik in Ungarn konstra- 
stierte (Schieder 1991 a). Die größere Liberalität schuf aber keine größere 
Stabilität. Schon die Existenz eines Staates, der nach dynastischen und 
nicht nationalen Kriterien entstanden und daher multinational war, er- 
schien vielen schwer erträglich. 

Gerade diese Unbedingtheit verweist jedoch auf die Zwangsläufigkeit po- 
litischer Begriffe und ihre Wirkungen, wenn sie »die Massen ergriffen« 
haben. Am Anfang der mittel- und osteuropäischen Nationalbewegungen 
standen oftmals romantische Gelehrte und Dichter, die keineswegs immer 
politische Nationalstaatlichkeit beabsichtigten, sondern denen es um die 
Sicherung und kongeniale Rekonstruktion einer abgesunkenen oder 
volkstümlichen Kultur ging. Wo soziale und sprachliche Differenzen zu- 
sammenfielen, gehörten die Grammatiker, Sagensammler oder Volks- 
dichter nicht selten jener beherrschenden Nation an, deren Herrschaft 
später als Fremdherrschaft bekämpft wurde (Smith 1991, S. 65 ff.). In 
der baltischen Renaissance ist der anfängliche Beitrag deutscher und pol- 
nischer Intellektueller, in Finnland der schwedische kaum zu übersehen 
(Senn 1959, Jutikkala 1962).3 

Die Entdeckung, daß es sich bei den Nationen nicht um uralte Entitäten, 
sondern um moderne Erfindungen handelt und daß an ihrer Wiege nicht 
die Götter sondern romantische Intellektuelle standen, ist in der Tat nicht 
mehr neu (Hobsbawm 1991, Anderson 1988). Den Prozeß der Einwur- 
zelung der nationalen Idee in einer bestimmten Bevölkerung nachzuzeich- 
nen, ist Aufgabe der historischen Forschung (Hutchinson 1987, Vakar 
1956, Heiberg 1989). In den meisten ost- und mitteleuropäischen Regio- 
nen war die Selbstidentifikation noch im 18. Jahrhundert nicht im heuti- 
gen Sinne national, aber es gab vielfach gesellschaftliche Bruchlinien, die 
einer nationalen Reinterpretation Plausibilität verleihen konnten. Der 
deutsche Adel und das deutsche Bürgertum im protestantischen Baltikum 
standen als beherrschende Schichten, einer anderssprachigen Bauernbe- 
völkerung gegenüber. Sinngemäß das gleiche galt für die polnischen 
Oberschichten in jenen Teilen des ehemaligen litauisch-polnischen Rei- 


3 Die Bedeutung der fremden Romantiker gilt auch in anderen Zusammenhängen. Die 
griechische Nationalbewegung verdankt Lord Byron wesentliche Stücke ihres antikisie- 
rend romantischen Selbstbewußtseins. Ebenso verdankt der beginnende türkische Na- 
tionalismus westlichen Gelehrten und Dichtern viele Begriffe und Bilder, etwa seitens 
des Ungarn Vämbery oder des Franzosen L&on Cahun, vgl. Mardin 1965, Berkes 
1964. 
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ches, die zu Rußland oder Österreich gekommen waren. Die ukrainische 
und litauische Bauernbevölkerung konnte lernen, den sozialen Konflikt 
als nationalen zu beschreiben. Auch religiöse Bruchlinien konnten natio- 
nal beschrieben werden. Der Unterschied zwischen Kroaten und Serben 
liegt in der religiösen Differenz (Turczynski 1976). Aber auch das osma- 
nische Millet-System wurde national interpretiert. Im armenischen Falle 
lag das besonders nahe, weil die Armenier nicht nur über eine eigene Kir- 
che sondern auch über eine eigene Sprache und eine eigene Schrift ver- 
fügten. Unsicherheiten zeigten sich im griechischen Falle. Im Zuge des 
»Bevölkerungsaustauschs« von 1922 wurden griechischsprachige Moslems 
in die Türkei, türkischsprachige orthodoxe Christen nach Griechenland 
umgesiedelt. Das Millet-System war erster Ausgangspunkt für die Natio- 
nalbewegungen der christlichen Bevölkerung des osmanischen Reiches 
(Lewis 1968). Wichtig war in jedem Falle, daß es plausible soziale, 
sprachliche oder wirtschaftliche Anhaltspunkte gab, die sich im nationa- 
len Sinne interpretieren ließen. 

Sobald sich erst einmal die Nationen hergestellt hatten, d.h. sobald die 
nationalen Begriffe erst einmal gesellschaftliche Denkform geworden wa- 
ren, blieben sie ein wichtiger politischer Faktor. Dabei muß nicht voraus- 
gesetzt werden, daß alle Mitglieder der Gesellschaft zu Teilen der Nation 
geworden seien. Selbst in Frankreich zog sich dieser Prozeß bis Ende des 
19. Jahrhunderts hin (E. Weber 1979). Aber die im Begriff angelegten 
Entwicklungs- und Konfliktmöglichkeiten entfalten sich bereits, wenn ein 
ausreichend großer und mächtiger Teil der Gesellschaft in nationalen Ka- 
tegorien denkt. 

Die als Form sozialer Wahrnehmung etablierte Nation enthält Mechanis- 
men, von denen her die nationalen Auseinandersetzungen rekonstruierbar 
werden. Das muß nicht heißen, daß die nationalen Denkformen dem poli- 
tischen Kalkül entzogen sind. Aber selbst wenn man sie nur als politische 
Sprache verstehen wollte, so hat diese doch ihre eigene Grammatik. 

Einer der wichtigsten Mechanismen besteht in der kollektiven Zurech- 
nung individuellen Handelns. Wird der Mensch nur als Verkörperung ei- 
nes Kollektivs gedacht, dann müssen seine Handlungen als solche des 
Kollektivs gedacht werden, dem er angehört. Da Individuen in der Regel 
absichtsvoll handeln, Können umgekehrt auch solche politische Entwick- 
lungen als nationale Böswilligkeit gedacht werden, die jenseits der natio- 
nalen Denkform auf sozialstrukturelle Faktoren zurückgeführt würden. In 
der Sowjetunion war es unter den nicht-russischen Völkern üblich, 
strukturbestimmende Übelstände den Russen zuzuschreiben. Ein Atom- 
kraftwerk im armenischen Erdbebengebiet konnte als russischer Versuch 
eines Genozids getadelt werden, der Ausbau der baltischen Häfen, der 
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große Mengen russischer Einwanderer brachte, galt als bewußter Russifi- 
zierungsversuch. Im Rahmen der nationalen Denkform war das allemal 
plausibel. In den Ministerien saßen Russen, die Zuwanderer waren Rus- 
sen, die Manager waren Russen, die Nutznießer waren Russen. Die Zu- 
schreibungen mußten nur hinreichend plausibel oder zumindest nicht 
gänzlich ausgeschlossen sein. Je mehr die politische Mobilisierung zu- 
nahm und je stärker sie durch die nationale Denkform bestimmt wurde, 
desto größer wurde der Bereich der kollektiven Zuschreibungen. Schließ- 
lich konnte in Rußland der Kommunismus zwar nicht den Russen aufs 
Schuldkonto geschrieben werden, wohl aber den Juden - Beweis: die Zahl 
der Juden in den Leitungsgremien der Kommunistischen Partei und der 
Geheimpolizei (Koenen 1991). Haftbar sind dieser Denkform entspre- 
chend nicht nur die unmittelbaren Täter, sondern ebenso die gesellschaft- 
liche Gruppe, der sie zugerechnet werden können: Das Massaker durch 
serbische Milizen darf danach durch ein Massaker an serbischer Bevölke- 
rung bestraft werden. 

Ein zweiter Mechanismus besteht in der konsequenten Anwendung nicht 
nur des juristischen Eigentumsbegriffes, sondern auch im Einbezug des 
nationalen Raumes in den organisch gedachten Volksbegriff. Der natio- 
nale Raum wird als integraler Teil der nationalen Identität gedacht. Min- 
derheiten, die sich abtrennen wollen, verletzen den nationalen Körper. 
Der Separatismus löst Existenzängste aus und kann entsprechende Reak- 
tionen zur Folge haben. Die Furcht vor der Zerstückelung peinigt aber je- 
den, der sich - dem nationalen Begriffstypus entsprechend - in der Nation 
aufgelöst hat. Die Metapher wird zur materiellen Gewalt. 

Als eine mythische Begriffsform saugt auch das nationale Denken natio- 
nale Topoi gleichsam auf, wie die der Verschwörung, des Retters, des 
goldenen Zeitalters oder der Einheit (Girardet 1986). Einige von ihnen 
werden gerade in den mittel- und osteuropäischen Auseinandersetzungen 
besonders deutlich. Hier sollen vor allem zwei behandelt werden: die 
Angst vor dem Untergang und das in die politische Propaganda umsetz- 
bare Gerücht. 

Unter Ansehung der Bevölkerungsmenge kann die Furcht vor dem Unter- 
gang einer Nation, einer Nationalkultur oder einer Sprache begründet 
sein. Die russische Zuwanderung in Lettland und Estland hätte die ein- 
heimische Bevölkerung sicherlich schon bald zur Minderheit im eigenen 
Lande gemacht (Helme 1991). Angesichts der außerordentlich niedrigen 
Geburtenrate dieser protestantischen Bevölkerung, die sogar noch unter 
der russischen liegt, konnten schon statistisch gesehen die nationalen Exi- 
stenzängte dort plausibei erscheinen. 

Aber die Furcht wirkt generell (Bib6 1986). Sie scheint dem Typus an- 
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zugehören, der ja immer das Selbstopfer verlangt, wenn das Ganze auf 
dem Spiele steht. Die Angst, das Ganze könne untergehen, gehört, ob sie 
zu recht oder zu unrecht besteht, immer dem nationalen Begriffstypus zu. 
An einigen Konfliktpunkten in Ostmittel- bzw. Osteuropa läßt sich diese 
Konstellation besonders gut beobachten. Der eine ist der Konflikt um die 
ungarische Minderheit in Siebenbürgen. 


Ungarische und rumänische Ängste 


Für das ungarische nationale Denken war der Vertrag von Trianon von 
1920 eine Katastrophe. Das Land verlor zwei Drittel seines Territoriums 
und ein Drittel der Ungarn an die Nachbarländer (Bogyay 1977, 162 ff.). 
Verwunden wurde dieser Verlust nie völlig. Die ungarischen Minderhei- 
ten in der Slowakei, in der Vojvodina, vor allem jedoch in Siebenbürgen, 
das seit Trianon zu Rumänien gehörte, waren daher ein Faktor impliziter 
oder expliziter Beunruhigung - auch wenn die ungarische Regierung aus- 
drücklich betonte, keine Grenzen verändern zu wollen (Oltay 1992). 

Auch die Gegenseite reagiert aus Furcht (Schöpflin 1974). Rumänien hat- 
te während des zweiten Weltkriegs Nordsiebenbürgen an Ungarn und die 
Süd-Dobrudscha an Bulgarien abtreten müssen. Die Bukowina und Bessa- 
rabien mußte es 1940 erstmalig, 1944 endgültig an die Sowjetunion abtre- 
ten. Die Zerstückelungsfurcht kann sich auf historische Erfahrungen 
berufen. Sie kann im Gegenzug die symbolische Zerstückelung der unga- 
rischen Minderheit in der Volkszählung von 1991 erklären. Gegen den 
Protest von Vertretern dieser Minorität, wurde versucht, zwischen Un- 
garn, Magyaren, Szekler und Csang6 zu differenzieren. Anstelle einer 
kompakten ungarischen Minderheit sollte es mehrere kleine geben. Diese 
Minimierung der anderen konnte das angsterregende Gewicht des absolu- 
ten Bevölkerungsrückgangs, der hohen Kindersterblichkeit und der nied- 
rigen Lebenserwartung in Rumänien ertragen helfen (lonescu 1992). 

Auf dem Hintergrund einer beiderseitigen Existenzangst ergeben sich ent- 
sprechend den unterschiedlichen Ausgangslagen unterschiedliche Argu- 
mentationsmuster. Wie schon Ceausescu meint auch die heutige rumäni- 
sche Regierung, daß Minoritätenfragen rein innere Angelegenheiten Ru- 
mäniens seien, die Ungarn nichts angingen (Oltay 1992). Die ungarische 
Regierung sei nicht legitimiert, als Anwalt der ungarischsprachigen Min- 
derheit aufzutreten. Minderheitenrechte werden rumänischerseits entspre- 
chend als individuelle Rechte, nicht als Gruppenrechte verstanden. Jeder 
habe ein Recht, seine Sprache zu sprechen, aber nicht, sie zur Staatsspra- 
che zu erheben. Das komme nur jener Nation zu, der das Gebiet aus hi- 
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storischem Rechte gehört - im Falle Siebenbürgens also den Rumänen. 
Die KSZE-Schlußakte wird rumänischerseits eher als Verpflichtung für 
die Minoritäten gedeutet, die Integrität des Landes, das sie als Gäste be- 
herbergt, zu respektieren und sich nicht von der einheimischen Bevölke- 
rung zu isolieren. Das Recht auf muttersprachliche Erziehung Könne ent- 
sprechend nur den Umständen und den nationalen Gewohnheiten des 
gastgebenden Landes entsprechend reguliert werden. Andererseits vertritt 
die rumänische Regierung gegenüber der ukrainischen durchaus Ansprü- 
che der rumänisch-sprachigen Bevölkerung der zur Ukraine gehörenden 
Nord-Bukowina und Süd-Bessarabiens (Martyniuk 1992). 

Die ungarische Regierung hingegen bezieht eine strikt ethnische Position. 
Sie lehnt im Sinne der KSZE-Schlußakte zwar einseitige gewaltsame 
Grenzveränderungen ab und erhebt keine Gebietsansprüche; die gegen- 
wärtigen Grenzen seien Bestandteil der europäischen Stabilität, gleichgül- 
tig - wie Premierminister Antall hinzufügte - ob sie gerecht oder unge- 
recht seien. Als ob diese Aussage die Nachbarländer nicht genug beunru- 
higen könnte, erklärte Antali, daß seine Regierung die Pflicht habe, alle 
Ungarn, gleichgültig in welchem Staat sie leben, zu vertreten. Er be- 
zeichnete sich entsprechend als Premierminister aller 15 Millionen Un- 
garn dieser Welt. Ungam habe die Vojvodina an das Königreich der Ser- 
ben, Kroaten und Slowenen, also an Jugoslawien, abtreten müssen, und 
nicht an Serbien (Oltay 1992). Das Trianon-Trauma und die schon im 
Denktypus angelegte nationale Existenzangst können mithin bei anderen 
spiegelbildlich Ängste auslösen. Die Möglichkeit von Kettenreaktionen 
wird erkennbar. 

Sicherlich gibt es trotz der Existenz starker nationaler Minderheiten und 
trotz der Allgegenwart nationaler Denkformen auch Handlungsalternati- 
ven. Das läßt sich in der Karpato-Ukraine ersehen, die seit 1945 zur So- 
wjetunion, 1919 bis 1945 zur Tschechoslowakei und vorher zu Ungam 
gehört hatte (Subtelny 1988, 458 ff.). Die Karpato-Ukraine hätte in einem 
regionalen Verbund mit Ungarn und der Ostslowakei besondere wirt- 
schaftliche Entwicklungsmöglichkeiten. Derartige regionale Kooperatio- 
nen wären auch mit Rumänien planbar. Daß sie nur mit der ukrainischen 
Regierung vereinbart werden können, hängt möglicherweise mit der bis- 
lang geschickten Minderheitenpolitik der ukrainischen Regierung und ei- 
ner entsprechend entspannten Situationssicht zusammen (Reisch 1992 b, 
Reisch 1992 a). 

Aber die politischen Prozesse ihrerseits hängen wiederum von innenpoli- 
tischen Entwicklungen ab, für die die durch den nationalen Denktypus 
nahegelegten Gerüchtestrukturen Vehikel werden können. Ein charakteri- 
stischer Fall waren die Kommunalwahlen in der Siebenbürgischen Haupt- 
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stadt Klausenburg (Cluj, Kolozsvar). Die Stadt hatte einst eine ungarische 
Mehrheit. Zuzüge im Prozeß der Industrialisierung, haben die Mehrheits- 
verhältnisse geändert, obwohl bis in jüngste Zeit das Zusammenleben der 
beiden Nationen friedlich war. Hier gab es eine hohe Anzahl gemischter 
Ehen, was immer Indikator entspannter ethnischer Beziehungen ist. Das 
extremistisch mobilisierbare Potential lebt allerdings in dem Gürtel von 
sıloförmigen Neubauten um die Stadt herum, ın denen, wie in vergleich- 
baren Quartieren auch in anderen Regionen Europas, sich sozialer und 
politischer Sprengstoff ansammelt. Hier hat die rechtsextremistische ru- 
mänische »Vatra Romaneasca« ihren stärksten Rückhalt, bzw. die von ihr 
initiierte »Partei der nationalen Einheit« (Gallagher 1992). Diese Partei 
erhielt in Kommunalwahlen zwar auch in Klausenburg nur knapp 16% 
der Stimmen, immerhin jedoch veranlaßte sie die schwache Regierungs- 
partei »Front der nationalen Rettung«, zu versuchen, die »Partei der na- 
tionalen Einheit« an nationalistischer Radıkalität zu übertreffen. Hebel, 
die Spannungen zu schüren, waren politische Forderungen der Ungam 
Rumäniens, deren Partei ihren Sitz in Klausenburg hat und deren radika- 
ler Flügel wiederum hier beheimatet ist. Die ungarische Partei forderte 
die Wiedereröffnung des ungarischen Konsulats in Klausenburg, das 1988 
geschlossen worden war, die Wiedereinrichtung ungarischer Schulen und 
der ungarischen Universität, die 1959 mit der rumänischen vereingt wor- 
den war (Oltay 1992). Trotz aller ungarischen Dementis nutzten die ru- 
mänischen Nationalisten die hierdurch ausgelöste Furcht vor ungarischen 
Sezessionsbestrebungen. 

Das Schüren von Angst dient dem Machterwerb; der Verdacht ist stärker 
als die Dementis. Damit kann eine ethnische Polarisierung gefördert wer- 
den, dıe, wird ihr nicht gegengesteuert, in Gewalt umschlagen kann. 
Dann jedoch wäre der Beweis der Gefährlichkeit der anderen erbracht. 
Der erschlagene Ungar geht aufs Konto »der« Rumänen und darf an ihnen 
gerächt werden, für den erschlagenen Rumänen werden »die« Ungam zur 
Rechenschaft gezogen. Vermittlungen sind nicht mehr möglich, denn die 
Faktenlage ist glaubhaft - die Mörder gehörten zu den anderen. 

Auch die Minoritäten können, wo erregte Stimmungen um sich greifen, 
in Steigerungsmechaniken geraten. Die Überzeugung vom eigenen Recht- 
haben kann den Blick für die wirklichen Kräfteverhältnisse trüben. Ge- 
rade gefährdete Minderheiten, die auf Hoffnung und Schutz angewiesen 
sind, können sich durch euphorische Zustände selbstsuggerierter Stärke 
gefährden. Schließlich kann Organisiertheit und örtliche Stärke auch Illu- 
sionen über die allgemeinen Stärkeverhältnisse aufkommen lassen. 

Die Ängste der Mehrheit können dann in Aggressivität oder in die Bereit- 
schaft umschlagen, solchen Gerüchten Glauben zu schenken, die dıe Se- 
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zessionsabsichten der Minderheit zu belegen scheinen. Das ist die Stunde, 
in der Extremisten auch dort Durchsetzungschancen haben, wo ihre Aus- 
gangsbedingungen zunächst schlecht schienen. 

Der Mechanismus der Selbstplausibilisierung von Gerüchten wird im 
Falle der albanischen Konflikte noch deutlicher. An ihnen wird erkenn- 
bar, wie sehr Gerüchte nicht nur der Mobilisierung dienen können, son- 
dern eigene Konstellationen schaffen, mit denen die Politik dann wieder 
zu rechnen hat und die ihr äußerliche Rahmenbedingungen setzen. 


Die Albaner und ihre Nachbarn 


Die sich gegenwärtig auf dem Balkan abzeichnende griechisch-serbische 
Koalition hat nicht nur im Sinne eines europäischen Bollwerks gegen den 
angeblich erneut gegen Europa anbrandenden Islam Bedeutung. Sie zeigt 
auch, daß auch Osteuropa wieder vereinigt ist. Den Mentalitäten und dem 
politischen Stile nach gehören Griechenland und die Türkei auch politisch 
zu Osteuropa. Die alten Konstellationen funktionieren wieder und die Dy- 
namik der Gerüchte, in der Unterstellungen zu Gewißheiten werden einer- 
seits, und die ihr zugrunde liegende zwingende nationale Denkform wird 
im mehrdimensionalen Konflikt um Albanien bzw. die Albaner besonders 
deutlich. 

Überraschend war zunächst, daß der Sturz der kommunistischen Herr- 
schaft in Albanien so rasch zu einer Verschlechterung der griechisch-al- 
banischen Beziehungen führte. Verantwortlich waren zunächst materielle 
Ursachen. Aufgrund der verzweifelten wirtschaftlichen Situation kam es 
immer wieder zu albanischen Massenfluchten nicht nur nach Italien, son- 
dern auch nach Griechenland. Etwa 60 000 Albaner gingen bis Dezember 
1991 nach Griechenland davon 40 000 illegal. Sie wurden lästig. Die 
griechischen Medien berichteten über den Anstieg von Verbrechen, Ver- 
gewaltigungen, Raub, Diebstählen, die von Albanern begangen worden 
seien. Es kam zu Razzien und Mißhandlungen, über die ausführlich und 
dramatisch in den Medien Albaniens berichtet wurde. Die daraus entste- 
henden antigriechischen Stimmungen schlugen auf die griechische Min- 
derheit zurück. Hinzu kam, daß die griechische Regierung Hilfe verspro- 
chen hatte, aber versuchte, sie auf die griechische Minderheit zu begren- 
zen (Zanga 1992). Sämtliche im albanischen Parlament vertretenen alba- 
nischen Parteien bezogen Stellung gegen die politische und kulturelle Or- 
ganisation der Griechen »Oimonia«, die drei Parlaments-Sitze errungen 
hatte. In den Medien beider Länder häuften sich Berichte über Menschen- 
rechtsverletzungen, Verfolgung und Folter im jeweiligen Nachbarland. 
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Der Konflikt wurde emotional vorbereitet. 

Der griechischen Angst vor Menschenfluten, die zum Untergang der ei- 
genen Nation führen und die Sorge um die unterjochten Teile der griechi- 
schen Nation, entsprach die albanische Angst vor einer möglichen verlet- 
zenden Zerstückelung des Landes. Die für die Feinde furchterregenden, 
für die Landsleute große Identitätsgefühle bereitstellenden historischen 
Interpretationen waren bereits da, um der aktuell geschürten Kontroverse 
einen Sinn zu geben. Den griechischen Vorstellungen entsprechend hätte 
Südalbanien - Nord-Epiros - rechtmäßig ein Teil Griechenlands zu sein. 
Etwa 20% der hier wohnenden 300 000 bis 400 000 Menschen sind nicht 
Moslems sondern orthodoxe Christen. Sie werden von griechischer Seite 
meist als autochthone Griechen angesehen. Die albanische Seite dagegen 
setzt die Sprache als Unterscheidungskriterium und geht nur von 60 000 
Griechen aus, die albanischen Historikern zufolge erst im 18. Jahrhundert 
von albanischen Großgrundbesitzern als Arbeitskräfte auf Latifundien ge- 
holt wurden (Zanga 1992). 

In jedem Falle erscheinen historische Interpretationen und nationale Iden- 
titätskonstruktionen als Basis für die Plausibilität von Gerüchten, die 
Stimmungen anschärfen und sich schließlich in gewalttätigen Auseinan- 
dersetzungen entladen können. Haben solche Auseinandersetzungen erst 
einmal stattgefunden, erscheint der Rückweg schwer. Denn die Greuel 
und Gegengreuel sind geschehen, und jeder sieht sich durch das Verhalten 
des anderen legitimiert. 

Die Auswegslosigkeit, in die nationale Geschichtsinterpretationen führen 
können, wird noch deutlicher am Konflikt um das Kosovo, der an den 
armenisch-aserbaidshanischen erinnert. Im serbischen Geschichtsbild 
nimmt Kosovo, das Amselfeid, einen zentralen Ort ein, obwohl 90% sei- 
ner Bewohner Albaner sind (Zanga 1975). Mit Kosovo wird das »goldene 
Zeitalter« der Serben identifiziert, und hier wurde 1389 ein serbisches 
Heer durch den osmanischen Sultan Murat I. vernichtet. Dieser Unter- 
gang des großserbischen Reiches wird von den serbischen Nationalisten 
so gefeiert, daß er fast wie ein Sieg erscheint. Die symbolische Botschaft 
ist eindeutig: Serbien ohne Kosovo erschiene ebenso beschädigt wie Spa- 
nien ohne Toledo, Frankreich ohne Reims, England ohne Canterbury 
oder Sachsen ohne Meißen. 
Nach serbischer Lesart war das Gebiet ursprünglich serbisch, bis albani- 
sche Zuwanderung die ethnische Zusammensetzung veränderte. Die alba- 
nischen - »türkischen« - Menschenfluten drohen das serbische Herzland 
nun nicht nur dem nationalen Körper zu entreißen, sie erneuern damit 
auch die türkisch-muslimische Gefährdung des christlichen Europa. 

Nach albanischer Lesart, sind die Albaner als Nachkommen der Illyrer 
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die eigentliche autochthone Bevölkerung der ganzen westlichen Balkanre- 
gion und damit auch des Kosovo. Hier seien sie schon immer in der 
Mehrheit gewesen. Hier habe das nationale Wiedererwachen 1878 - in 
Prizren - begonnen. Die geringe Zahl von Serben deute drauf hin, daß sie 
dem Lande nicht so verbunden gewesen seien, wie sie vorgeben. So hät- 
ten sie nach dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg in großer Zahl das 
Kosovo verlassen, um sich in der Vojvodina und der Backa auf den Höfen 
ausgesiedelter ungarischer und deutscher Bauern niederzulassen. 
Tatsächlich reichen die Konflikte bis zum Beginn des Jahrhunderts zu- 
rück. Historische Erinnerungen lassen sich in Angst umsetzen und zur 
Verschärfung des Konfliktes einsetzen. Erst 1926 war die albanisch-jugo- 
slawische Staatsgrenze festgelegt worden. Serbische Versuche, die Alba- 
ner des Kosovo, die »Türken«, zu assimilieren oder zu vertreiben und 
Serben anzusiedeln, mißlang. Der von albanischen Grundbesitzern gelei- 
tete Widerstand wandelte sich 1941 zur Kooperation mit der italienischen 
Besatzungsmacht, die Kosovo und die mehrheitlich albanisch besiedelten 
Teile Montenegros und Makedoniens mit Albanien zu einem groß-albani- 
schen Staat zusammenschloß. Die albanische SS-Division »Skanderbeg« 
wütete unter der serbischen Bevölkerung. Eine nennenswerte albanische 
Partisanenbewegung gab es im Kosovo ebensowenig, wie eine Exilregie- 
rung bei den Alliierten. So mußten die Kosovo-Albaner nach dem Krieg 
die Zeche bezahlen. Der stalinistische serbische Innenminister Rankovic 
drangsalierte die dem Kommunismus gegenüber feindselig eingestellte al- 
banische Bevölkerung. Seine Kontrolle war so dicht, daß 1948 Enver 
Hoxhas Aufruf zum Aufstand nach dem Ausschluß Jugoslawiens aus dem 
Kominform ohne Widerhall verpuffte. Die Situation entspannte sich erst 
nach dem Fall von Rankovic 1970. Es wurde die Universität Pristina ge- 
gründet; in der jugoslawischen Verfassung von 1974 erhielt Kosovo einen 
autonomen Status innerhalb Serbiens. Der Tod Titos weckte daher Be- 
sorgnisse und Bestrebungen, den Status einer serbischen Teilrepublik zu 
erringen. Das machte serbische Zerstückelungsängste mobilisierbar. Die 
dramatische Zuspitzung begann 1987 mit dem Aufstieg von Slobodan 
Milosevic. Die serbischen Medien berichteten von systematischen Ver- 
treibungen aus dem Kosovo. Serbische Frauen würden vergewaltigt, Kin- 
der erschlagen, Höfe angezündet. Auf dieser Basis konnte Milosevic seine 
Macht aufbauen und stabilisieren, auch wenn er die ausgelöste Bewegung 
schließlich nicht mehr unter Kontrolle behielt. 1990 wurde der Autono- 
miestatus aufgehoben, die albanischen Bildungsanstalten geschlossen 
bzw. serbisiert, die albanıschen Lehrer, Professoren, Ärzte, Ingenieure 
usw. entlassen. 

Die Repression der Albaner weckte, was sie u.a. bekämpfen sollte, die 
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Furcht vor einem separatistischen Terrorismus (Moore 1992). Sie legti- 
mierte ein weiteres Anziehen der Repressionsschraube. Daß es bislang 
noch keinen Terrorismus gegeben hat, muß die serbische Seite inzwischen 
allerdings wirklich beunruhigen. Der albanische Untergrund ist inzwi- 
schen offenbar so gut organisiert, daß alle Versuche, den Aufstand zu 
provozieren, um den Gegenschlag auszulösen, bislang erfolglos blieben. 
Es gelang ihm sogar im September 1990 den Verfassungsentwurf für ein 
unabhängiges Kosovo zirkulieren zu lassen und ihn ein Jahr später einer 
Volksabstimmung auszusetzen; an ihr beteiligten sich 98% der registrier- 
ten albanischen Wähler, obwohl die serbische Regierung das Referendum 
verboten und 40% aller serbischen Polizeikräfte im Kosovo konzentriert 
hatte. 99,7% der abgegebenen Stimmen sprachen sich für die Unabhän- 
gigkeit aus. Anerkannt wurde die Unabhängigkeit bislang nur in Tirana 
(Moore 1992). 

Es gehört wesentlich zu diesen Mechanismen, die sich in den südosteuro- 
päischen Fällen zeigen, die aber überall wo der nationale Begriffstypus 
von einer Bevölkerung übernommen wurde, daß sie von den Beteiligten 
nicht kalkuliert werden können. Der Nationalismus ist in diesem Sinne 
nicht nur politisch sondern auch soziologisch relevant. Durch die reli- 
giöse Form, ın der er zum Gemeinschaftserlebnis wird (Stölting 1985), 
konstituiert er auch soziale Einheiten. Der in dieser religiösen Form ent- 
haltene Mechanismus berauschender Selbstsuggestion kann dazu führen, 
daß Angehörige nationaler Minderheiten ihre Stärke überschätzen - v.a. 
"wenn sie sich über zahlenmäßige Stärke in punktuellen Situationen oder 
kleinen Regionen euphorisieren oder wenn sie glauben, auf Hilfe von 
Außen rechnen zu können. Das politische Fest, die Demonstration, die 
Kundgebung, sind Ereignisse, bei denen Menschen sich begeistern lassen 
und ihre Angst verlieren. Sie können zur Reaktivierung der eigenen 
schlummernden Kraft ebenso führen wie zur verhängnisvollen Selbstüber- 
schätzung: Wer immer in großen kollektiven emotionalen Ereignissen 
sich mobilisieren läßt, kann nicht kalkulieren. 

Das schließt nicht aus, daß andere mit der Mobilisierung und den Mobili- 
sierten kalkulieren. Aber auch hier können Fehler gemacht werden. 
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Ernest Gellner 
Nationalismus und Politik in Osteuropa: 


Der Nationalismus in Osteuropa hat seit 1915 fünf Stufen durchlaufen: 
Stufe 1 


Zur Zeit des Wiener Kongresses von 1815 war ganz Osteuropa unter drei 
Imperien aufgeteilt. Davor vorhandene Kleinstaaten, Überlebende der 
mittelalterlichen Zersplitterung, wurden von den drei großen politischen 
Einheiten aufgesogen. Das Leben der Hersteller politischer Landkarten 
wurde auf großartige Weise vereinfacht: In Zukunft sollten sie nur noch 
drei Farben brauchen, um ihre Aufgabe zu erledigen. 

Die drei Imperien waren dem nationalen Prinzip gegenüber weitgehend 
gleichgültig. Jedes von ihnen beruhte auf einer Dynastie und der Identifi- 
kation mit einer Religion: dem sunnitischen Islam, dem gegenreformato- 
rischen Katholizismus und dem orthodoxen Christentum. Glaube und Dy- 
nastie wurden für natürliche, angemessene und geeignete Grundlagen der 
politischen Ordnung gehalten. Jedes der drei Reiche war ethnisch vielge- 
staltig, aber keines hielt dies für ein Hindernis der politischen Lebensfä- 
higkeit. Viele der kulturell und sprachlich unterschiedlichen proto-ethni- 
schen Gruppen waren sich als solche ihrer selbst kaum bewußt. Wenn 
etwa jemand in Sarajewo als »Türke« bezeichnet wurde, hieß dies nicht, 
daß er türkisch sprach oder auch nur eine türkische Sprache kannte oder 
daß seine Vorfahren über Anatolien aus Zentralasien gekommen waren; 
es hieß einfach, daß er Muslim war und dies war vollständig damit 
vereinbar, daß er slawisch sprach und einheimischer Abstammung war. 
Heute dagegen nennt sich eine reale ethnische Gruppe, die durch einen 
gemeinsamen slawisch-muslimischen Hintergrund bestimmt ist (aber nicht 
mehr durch einen richtiggehenden Glauben), muslimisch, und sie hat die 
Anerkennung dieses Ausdrucks als akzeptable Kategorie für offizielle 
Zwecke wie die Volkszählung durchgesetzt. Genau wie ein Gentleman 
kein Mann war, der Griechisch und Latein konnte, sondern der diese 
Sprachen wenigstens vergessen hatte, ist ein »Muslim« kein Mensch 
mehr, der glaubt, daß es nur den einen Gott gibt und Mohammed sein 
Prophet ist, sondern einer, der diesen Glauben wenigstens verloren hat. 


1 Dieser Betrag ist zuerst erschienen in NLR 189, 1991, S. 127-34, 
Prokla. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 87, 22. Jg. 1992, Nr. 2, 242-252 
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Die Ironie besteht darin, daß in Zeiten, als die Religion gesellschaftlich 
wirklich eine Rolle spielte, ein ethnischer Begriff zur Bestimmung der 
Gemeinschaft der Gläubigen gebraucht wurde; heute, da die ethnische 
Zugehörigkeit eine Rolle spielt, ist es ein religiöser Begriff, der zur Be- 
stimmung einer ethnischen Gemeinschaft dient. 

Viele der Gruppen hatten eine Basis in der gesellschaftlichen Struktur, 
weniger im Territorium: sie waren mit einer bestimmten gesellschaftli- 
chen oder wirtschaftlichen Funktion verknüpft und nicht mit einem Stück 
Land. Jene kulturellen Gruppen, die mit dem Land verbunden waren, wa- 
ren dies in der Form eines unglaublich komplexen Flickwerks, nicht in 
hübsch kompakten Blöcken. Wichtig dabei ist, daß, als die Herren Euro- 
pas sich 1815 in Wien versammelten und den politischen Boden in völli- 
ger Mißachtung der ethnischen Dimension aufteilten, dies für völlig nor- 
mal gehalten wurde. Keine Welle des Protests überschwemmte Europa. 
Das heilige Recht der Ruritanier2 auf Selbstbestimmung, auf eigene kul- 
turelle Heimat und ein politisches Dach wurde ignoriert, ohne daß sich 
die Ruritanier oder irgendjemand anderes nennenswert oder überhaupt 
darüber aufregten. Die meisten Ruritanier nahmen davon kaum Notiz und 
waren sich kaum bewußt, Ruritanier zu sein. 


Stufe 2 


Bald sollte sich all dies ändern. Das 19. Jahrhundert wurde schnell zu ei- 
nem Jahrhundert des nationalistischen Irredentismus. Das nationalistische 
Prinzip, das die Nation als legitime Grundlage des Staates verkündete, 
bekam immer leidenschaftlichere und engagiertere Anhänger. In Osteu- 
ropa waren die Magyaren mehr oder weniger erfolgreich, die Polen nicht; 
verschiedene ethnische Gruppen des Balkans zogen Nutzen aus den 
Schwächen des Ottomanischen Reiches und sicherten sich in unterschied- 
lichen Graden die Unabhängigkeit; in Mitteleuropa gelang den Italienern 
und den Deutschen die Einigung. 

Warum dieser Stimmungsumschwung? Warum verlor im Verlauf eines 
Jahrhunderts etwas, das 1815 akzeptabel und sogar natürlich schien, seine 
Legitimität? Vom nationalistischen Gesichtspunkt aus ist die Antwort ein- 
fach: Die Nationen waren nicht tot gewesen, sondern hatten nur geschla- 
fen. Dank muß engagierten Erweckern abgestattet werden, den Intellektu- 
ellen, die eifrig bemüht waren, einstigen politischen und kulturellen 
Ruhm wiederzubeleben oder, im andern Fall, die Sprachen und Kulturen 


2 Bewohner eines Phantasielands in einem Roman von Anthony Hope; Schauplatz opern- 
hafter Räuberromantik. A.d.U. 
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»unhistorischer« Nationen zu kodifizieren, die sich zuvor keiner Staats- 
oder Hofliteratur gerühmt hatten. Letztere mochten zwar in der Vergan- 
genheit keine Ruhmestaten aufzuweisen haben, aber die Erwecker waren 
bereit, solche zu erfinden oder nach neuen zu streben. Die Erwecker ar- 
beiteten hart, und ihre schlafenden Schönheiten, die Nationen, antworte- 
ten ‚schließlich leidenschaftlich auf ihre Küsse. Endlich hellwach, kiagten 
sie ihre nun als legitim erkannten Rechte ein. Im Lichte der Hegelschen 
Feststellung, daß Nationen nur in die Geschichte eintreten, wenn sie ihren 
eigenen Staat erlangen, beharrten sie darauf, sich einen Platz auf der hi- 
storischen Bühne zu sichern. Wenn er ihnen verwehrt wurde - und natür- 
lich traten die alten Machthaber nicht einfach auf Verlangen ab - griffen 
sie oft zum Gewehr. 

Jene, die keine Symathien für die neue nationalistische Politik haben, ak- 
zeptieren häufig deren Selbstbild und kehren nur die Bewertung um, ohne 
das Bild zu verändern. Die meistverbreitete Theorie des Nationalismus 
ist, wie ich vermute, jene, die ihn nicht nur für eine Wiederbelebung von 
Kulturen hält, sondern für die Neubelebung atavistischer Blut-und-Boden- 
Instinkte im Gemüt des Menschen. Immer unterschwellig vorhanden, aber 
durch religiösen Glauben und andere Faktoren ım Zaum gehalten, 
ermöglichte es die Lockerung von Fesseln dem kaum gezähmten Monster, 
wieder aufzutauchen. Die aufklärerischen Ideale der Vernunft und Brü- 
derlichkeit oder die bloß oberflächlichen, instrumentellen Bindungen ei- 
ner Markt-Gesellschaft waren zu abstrakt, zu biutleer, zu wenig im 
Stammhirn verankert, um den libidinösen und aufrührerischen dunklen 
Göttern standhalten zu können. Ein großer Teil der romantischen Litera- 
tur des 19. Jahrhunderts gab einem solchen Menschenbild sehr viel Nah- 
rung und hieß damit gewissermaßen seine politischen Schlußfolgerungen 
gut. Eine weitere Bestätigung liefert der Darwinismus, der schließlich 
lehrt, daß der Mensch ein Tier ist. Daraus schien zu folgen, daß vom 
Menschen kein allzu hoher und vor allem rationaler Standard des politi- 
schen Verhaltens zu erwarten sei. Realistische Politik muß sich ihrer Kli- 
entel anpassen, und wenn die Gesellschaft eine Herde ist, sollten wir ihre 
Autoritätsstruktur wie ihren Symbolismus dieser Tatsache anpassen. 
Andere Kritiker des Nationalismus (etwa Elie Kedourie) machten sich 
eine andere Sichtweise zu eigen: Der Nationalismus wurde durch die eu- 
ropäische Ideologie aufgebracht, die bis dahin völlig gesunde politische 
Systeme pervertierte. Marxisten gaben wieder eine andere Erklärung: Der 
Nationalismus sei eine schlaue, oft bewußte Ablenkung der Bevölkerun- 
gen vom wirklich grundlegenden Klassenkonflikt, eine Verwirrung im 
Interesse der herrschenden Klassen, die so viel vom Klassenbewußtsein zu 
befürchten und viel von der Ermutigung eines aufgesetzten Nationalbe- 
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wußtseins zu gewinnen hatten. 

Keine dieser Theorien scheint mir im entferntesten annehmbar zu sein. 
Der Mensch des 19. und 20. Jahrhunderts ist für den Ruf des Blutes nicht 
anfälliger als sein Vorgänger: Besser ernährt, bequemer, vorsichtiger und 
friedlicher ım alltäglichen Leben (das er im Büro oder an den Schalthe- 
bein einer Maschine verbringt, nicht im Kampf mit der Natur), neigt er 
vielleicht sogar weniger zum Atavismus als sein schlechter gebildeter, 
weniger urbanisierter und domestizierter Großvater. Was die Ideologie 
anbelangt, zweifle ich sehr daran, daß sıe für sich allein die Macht hat, 
das politische und moralische Klima zu verändern. Und es ist sehr 
schwierig, den hartnäckigen und wiederholten Sieg des Nationalbewußts- 
eins über das Klassenbewußtsein einfach als Folge der erstaunlichen 
Klugheit der Herrschenden zu erklären. Sie zeigen ansonsten keine so 
verblüffende Kontrolle über das menschliche Material, das sie beherr- 
schen. 

Was dann? Die Anziehungskraft des nationalistischen Prinzips - Eine 
Kultur - Eine Nation - scheint mir eine unausweichliche Folge der neuen 
sozio-Öökonomischen Ordnung zu sein, die der Industrialismus, ja selbst 
der Schatten den er vorauswarf, mit sich brachte. Die Agrargesellschaft 
hat eine komplizierte und recht stabile Struktur, und die Kultur - Sprach- 
stile, Kleidung, Konsumformen, Rituale usw. - ist überhaupt kein ge- 
eignetes politisches Prinzip für sie. Ihre charakteristischen politischen 
Einheiten sind entweder lokale Gemeinschaften, die selten die Kultur, die 
sie gebrauchen, ganz ausschöpfen (sie teilen sie im allgemeinen mit ande- 
ren, ähnlichen Gemeinschaften), oder Imperien, die weit über die Gren- 
zen einer bestimmten Kultur hinausreichen. Erstere haben weder die Nei- 
gung noch die Mittel, die Grenzen ihrer Kultur zu erweitern; letztere ha- 
ben keinen Beweggrund, innerhalb dieser Grenzen zu verbleiben (sie sind 
am Surplus und am Gehorsam ihrer Untertanen interessiert, nicht an ihrer 
Folklore). 

All dies ändert sich mit der Moderne und dem Industrialismus. Eine recht 
stabile aber komplizierte Gesellschaftsstruktur wird durch eine mobile, 
anonyme Massengesellschaft ersetzt. In ihr hört die Arbeit auf körperlich 
zu sein und wird semantisch: »Arbeit« wird zur Manipulation von Leuten 
und Nachrichten, nicht von Dingen. 

Arbeit setzt nun die Fähigkeit voraus, auf kontextfreie Weise mit anony- 
men Fremden zu kommunizieren. Daher setzt sie formale Bildung voraus, 
die allein Lesen und Schreiben und andere erforderliche Fertigkeiten ge- 
währt. Auch werden Leben und Arbeit zu einer langen Reihe von Begeg- 
nungen mit allesdurchdringenden ökonomischen und politischen Bürokra- 
tien. Politische Teilhabe, effektive Staatsbürgerschaft, Beschäftigungsfä- 
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higkeit und Würde hängen sämtlich von der Beherrschung der schriftli- 
chen Hochkultur ab, die auch das gewählte Idiom der politischen Einheit 
ist, in der man lebt. Um diese vollständige Staatsbürgerschaft zu errei- 
chen, muß man sich entweder an die herrschende Hochkultur assimilieren 
oder die politischen Grenzen so verändern, daß die eigene Kultur in der 
sich neu bildenden Einheit bestimmend ist. 

Europäer des 19. und 20. Jahrhunderts haben beide Strategien eingesetzt, 
manchmal eine nach der anderen. Zu beachten ist, daß die Industriegesell- 
schaft die erste Gesellschaft ist, in der eine formalisierte, kodifizierte, er- 
ziehungsvermittelte, kontextfreie Kultur nicht mehr das Privileg und die 
Leistung einer Minderheit von Schriftkundigen, sondern zum durchgän- 
gigen Stil einer ganzen Gesellschaft wird. Dies, und nicht Atavismus oder 
die Klugheit von Ideologien oder Herrschenden, ist das Geheimnis der 
neuen Kraft des Nationalismus. Die Hochkultur ist wichtig, entscheidend 
wichtig für alle. Wirkliche Staatsbürgerschaft hängt nicht mehr vom Zu- 
gang zu den Riten der Stadt oder ihrer Untereinheiten ab, sondern von 
der Beherrschung der eine Ethnie bestimmenden Hochkultur (d.h. einer 
kodifizierten, verschriftlichten und erziehungsvermittelten Kultur), und 
von der Frage, ob man von dieser Kultur angesichts des von ihr vorausge- 
setzten und durchgesetzten Mitgliedstypus akzeptiert wird. 


Stufe 3 


Mit dem Jahr 1918 triumphierte der Nationalismus. Die drei religiösen 
Imperien, die 1815 Osteuropa unter sich aufgeteilt hatten, lagen ım Staub. 
Eines von ihnen, das zaristische, hat sich zugegebenermaßen kurz danach 
unter neuer politischer und ideologischer Führung erholt, aber lassen wir 
für einen Moment diese atypische Entwicklungslinie beiseite. Auf dem 
Territorium der anderen beiden ehemaligen Imperien trug der Nationalis- 
mus den Sieg davon, wenn dieser auch in gewisser Hinsicht ein Pyrrhus- 
sieg war. Die neuen Einheiten beanspruchten die Nation als Legitimati- 
onsprinzip, waren jedoch wie ihre imperialen Vorgänger durch ethnische 
Vielfalt und daher durch Konflikte geplagt. Diese Lage wurde durch die 
Komplexität der ethnischen Landkarte bestimmt. In mancher Hinsicht war 
das Schicksal der Nachfoigestaaten schlimmer: sie waren kleiner und da- 
her schwächer, und zu ihren Minderheiten gehörten viele Mitglieder der 
ehemals herrschenden kulturellen Gruppen, die Menschen, die die Spra- 
che des einstigen imperialen Zentrums sprachen und mehr oder weniger 
dessen Kultur gemeinsam hatten. Diese Gruppen fühlten sich in ihrer 
neuen, abgewerteten Stellung nicht wohl und konnten auf die Unterstüt- 
zung ihrer sprachlichen oder kulturellen Verwandten jenseits der Grenze 
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zählen. 

Die Mischung aus Schwäche, Fragmentierung und ethnischen Spannun- 
gen tat ihre zerstörerische Wirkung. Die Nachfolgestaaten fielen wie die 
Kegel an Hitler. Einige wehrten sich, einige wehrten sich oberflächlich 
und andere wehrten sich überhaupt nicht. Das machte, was die Geschwin- 
digkeit ihrer Unterwerfung anging, relativ wenig Unterschied. 


Stufe 4 


Während der vierziger Jahre wurde die ethnische Komplexität Osteuropas 
vielerorts erneut beträchtlich vereinfacht, zuerst durch Hitler und dann 
durch Stalin. Die Methode der friedlichen Assimilierung hatte in der Ver- 
gangenheit etwas zur ethnischen Homogenisierung beigetragen, sie wurde 
nun aber ergänzt durch brutalere Methoden, vor allem durch Genozid und 
durch die Zwangsumsiedlung von Bevölkerungen. Es hatte in dieser Hin- 
sicht einige frühere Experimente gegeben, vor allem beim Völkermord an 
den Armeniern und beim griechisch-türkischen Bevölkerungsaustausch 
nach dem Krieg zu Beginn der zwanziger Jahre, aber die vierziger Jahre 
waren die Zeit des ethnischen Massenmords und der Vertreibung 
schlechthin. In der Folge wurden einige ehemals plurale Gesellschaften 
unvergleichlich viel homogener: Polen, die tschechischen Länder und 
Belorussland. Andere zogen nicht so viel »Nutzen« aus den Verbrechen 
Hitlers und Stalins, und die ethnischen Spannungen schwelten weiter. 


Stufe 5 


Stufe 5 ist, was Osteuropa anbelangt, kein historisches Faktum. Sie ist 
eher eine Art vage Hoffnung, ein Wunsch, obwohl es einige Gründe gibt, 
zumindest an ihre Möglichkeit zu glauben, sowohl aus empirischen als 
auch theoretischen Erwägungen. Stufe 5, falls sie eintritt oder mancher- 
orts sich schon bemerkbar macht, hat einige angenehme Merkmale. Sie ist 
durch einen größeren und besser verteilten Reichtum des späten Indu- 
strialismus geprägt. Das heißt, daß die Feindseligkeiten zwischen den 
verschiedenen kulturellen Gruppen nicht so sehr durch Neid und die De- 
mütigung der Armut verschärft werden, die offensichtlich und bewußt mit 
dem ethnischen Status verbunden ist und als »Rückständigkeit« behandelt 
wird. Der fortgeschrittenere Industrialismus verändert auch wirksamer die 
beruflichen Strukturen und standardisiert die Kultur, so daß deren Diffe- 
renzen zumindest in gewissem Maß nur noch phonetischer und nicht mehr 
semantischer Natur sind: Sie handeln ähnlich und haben ähnliche Be- 
griffe, selbst wenn sie verschiedene Worte benutzen. Die These der Stan- 
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dardisierung industrieller Kulturen ist bei weitern nicht voll untermauert 
und in vieler Hinsicht fraglich (wenn man etwa die Industrieländer des 
Fernen Ostens betrachtet). Dennoch, wenn es um Gesellschaften geht, die 
zu einem gewissen Grad einen gemeinsamen Hintergrund haben und lange 
benachbart sind, spricht einiges für die These. Ökonomische und kul- 
turelle Konvergenzen verringern gemeinsam die ethnischen Feindselig- 
keiten: Der Mensch der späten Industriegesellschaft findet seine Identität 
wie sein unmittelbarer Vorgänger, der Mensch der frühen Industriegesell- 
schaft, immer noch am ehesten in einer Schriftkultur als in etwas an- 
derem, aber seine Schriftkultur unterscheidet sich nicht mehr so sehr von 
der seines Nachbarn. Vor allem gilt, daß bei allen immer noch vorhan- 
denen kulturellen Differenzen diese nicht mehr so sehr durch die Tatsache 
verschärft werden, daß die Menschen diesseits und jenseits der kulturellen 
Grenzen sich womöglich an ganz verschiedenen Punkten des Einfüh- 
rungsprozesses der industriellen Zivilisation befinden. (Dieses Phänomen 
findet sich immer noch in der Beziehung zwischen einer fortgeschrittenen 
Gastkultur und Gastarbeitern und verschärft oder verursacht natürlich die 
Spannungen zwischen den Gastgebern und den Migranten). 

Diese relativ angenehmen Bedingungen werden zumindest in Teilen 
Westeuropas annähernd erreicht, mit Ausnahmen wie Nordirland oder 
dem Baskenland. Es ist gegenwärtig nicht leicht, sich einen Krieg zwi- 
schen westeuropäischen Ländern wegen eines Gebietskonflikts vorzustel- 
len. Denkbar und wie es scheint in der Entwicklung begriffen ist eine Si- 
tuation, die als Föderalisierung und Kantonalisierung beschrieben werden 
kann. Solange jede gewichtige Kultur eine Heimatbasis hat, die ihr Über- 
dauern gewährleistet, beharrt sie nicht mehr auf völliger Unabhängigkeit 
oder auf die Übereinstimmung von ethnischen und politischen Grenzen. 
Dies ist jedenfalls der wünschenswerte Endpunkt der Entwicklung, die 
unter dem Industrialismus das Verhältnis von Kultur und politischem 
Gemeinwesen umgewandelt hat. Nach dem Sturm herrschte vergleichs- 
weise Ruhe. 


Eine neue säkulare Ideokratie 


Soviel zu einem relativ abstrakten Modell der Evolution ethnisch-politi- 
scher Wechselbeziehungen zwischen 1815 und heute. An diesem Punkt 
muß ein sehr wichtiges Faktum in die Argumentation eingeführt werden, 
das bisher weitgehend mißachtet wurde, vor allem, weil es keineswegs 
aus den Prämissen des Modells folgt. 1815 teilten drei Imperien Osteuro- 
pa untereinander auf. Zwei von ihnen (besser gesagt die Territorien, die 
sie besetzt hatten und die Bevölkerungen, über die sie herrschten) folgten 
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dem in meiner Argumentation aufgezeigten Weg. Aber das dritte tat dies 
nicht. 
Wohl brach das zaristische Rußland zusammen und löste sich auf. In der 
Moderne stellte sich heraus, daß sein ideologischer Zement nicht fester 
war als der seiner ottomanischen und habsburgischen Rivalen. Auf russi- 
schen Kirchen findet sich am Fuß des Kreuzes der Orthodoxen ein Halb- 
mond, ein Symbolismus, der manchmal mit dem Triumph des orthodoxen 
Christentums über den Islam erklärt wird. Doch als unter den Bolschewi- 
ken viele Kirchen zerstört wurden, fiel das Kreuz zusammen mit dem 
Halbmond. 
An die Stelle des zarıstischen Russlands trat eine neue, säkulare Ideokra- 
tie, mit einem kraftvollen, rücksichtslos durchgesetzten Glauben, und 
obwohl »alle Rußländer« die Stufen eins und zwei durchlaufen hatten, 
wurde Stufe drei abgewehrt: Der Kaukasus wurde von der Roten Armee 
in den frühen 20er Jahren zurückerobert, in den 30er Jahren wurden Zen- 
tralasien pazifiziert und die basmachischen Guerillas vernichtet, das Bal- 
tikum wurde 1940 und 1944-45 zurückgewonnen und ein Großteil Osteu- 
ropas wurde, weit über die von den Zaren jemals kontrollierte Grenze 
hinaus, einer effektiven indirekten Herrschaft unterworfen. 
Die neue säkulare Ideokratie war stark genug, den irredentistischen Na- 
tionalismus zu unterdrücken, solange sie den Glauben an sich und die 
Entschlossenheit bewahrte, alle erforderlichen Mittel einzusetzen, um die 
Kontrolle zu bewahren. Nach 1985 entsprang die Perestroika einem Ver- 
lust des Glaubens an die ökonomischen Methoden des Kommunismus, 
und der Verzicht auf den Einsatz rücksichtsloser Gewalt war zum Teil 
eine Zutat des Rezepts für die erhoffte ökonomische Erholung und zum 
Teil ein Preis für die Bewahrung des guten Willens im Westen, der sich 
als wesentlich für das neue Experiment herausstellte. So kam es zum 
Ende der allumfassenden Repression - Zwang wird gelegentlich immer 
noch eingesetzt, aber nur zögernd und aufgrund von Provokationen und 
mit politischer Beschränkung. Was geschieht bei diesen neuen Spielregeln 
mit der ethnischen Situtation? 
Man kann die Frage formulieren, sie jedoch noch nicht beantworten. Bis- 
her finden sich Anhaltspunkte für ein Umschlagen der Situation sowohl in 
die eine wie in die andere Stufe, die dieser Teil Osteuropas unter dem 
ommunismus ausgelassen hat: die Stufe des ethnischen Irredentismus, 
der mörderischen Gewalt, und die Stufe des Bemühens um eine abschlie- 
ßende und friedlichere Lösung, das föderal-kantonale Gemeinsame Haus 
unter Vermeidung der mörderischen und brutalen vorhergehenden Stufe. 
Die Geschichte wiederholt sich nicht vollständig. Marx hat gesagt, daß 
sie sich wiederholt, in dem Sinn daß, was beim ersten Mal eine Tragödie 
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war, beim zweiten Mal als Farce wiederkehrt. Man sollte diesem Apho- 
rismus nicht allzu sehr vertrauen. Es gibt keinerlei Garantie dafür, daß 
das, was das erste Mal eine Tragödie war nicht beim zweiten Mal eben- 
falls eine sein wird. 

Aber die Umstände sind nicht ganz die gleichen. Vor allem gibt es den 
Wunsch von Menschen, die guten Willens und bei Sinnen sind, die Wie- 
derholung des Genozids und der Zwangsumsiedlungen zu vermeiden. 
Jegliche Anwendung des nationalen Prinzips in extremis, die eine Über- 
einstimmung von ethnischen und politischen Grenzen fordert, würde un- 
vermeidlich mit einer solchen Barbarei einhergehen: die ethnischen Be- 
völkerungsmuster vieler Teile der Sowjetunion sind so komplex, daß es 
sicherlich keinen wunderbar vernünftigen Weg gibt, dieses Prinzip umzu- 
setzen. Seine Anwendung muß modifiziert und durch viele Kompromisse 
begleitet werden. 

Die politische Neubestätigung der ethnischen Identität tritt auch in neuen, 
in der Tat vollständig originellen Umständen zutage, die historisch ohne 
Parallele sind. Die civil society ist durch den bolschewistischen Zentra- 
lismus zerstört und atomisiert worden, durch die Verschmelzung der ge- 
samten - politischen, ökonomischen, ideologischen - gesellschaftlichen 
Hierarchie und Organisation in einer einzigen Nomenklatura. Wahr ist, 
daß es in einer schmerzhaften Wiederbelebung der civil society rasch 
deutlich wurde, daß ethnische Assoziationsformen viel schneller und ef- 
fektiver wiederbelebt werden können als andere. Die neuen politischen 
Parteien sind meist relativ kleine Intellektuellenzirkel, während die »na- 
tionalen Fronten« rasch wirkliche und dauerhafte Wurzeln ausbilden. 

Dies könnte zu der Erwartung führen, daß der Nationalismus dieses Mal 
sogar noch stärker sein wird als zuvor. Früher hatten die nationalistischen 
Bewegungen nichtnationalistische Rivalen, oft recht ansehnliche. Der 
Nationalismus war nicht die Tarnung zwielichtiger Klasseninteressen, wie 
die Marxisten behaupteten, aber dennoch wischte er nicht alles vollstän- 
dig weg, was ihm im Wege stand. Es gab auch funktionierende rivalisie- 
rende Assoziationsmuster. Gleichzeitig kann es aber keinen Zweifel daran 
geben, daß es ein genuines Verlangen nach einer civil society gibt, nach 
Pluralismus, nach dem Verschwinden von politischen, ideologischen und 
ökonomischen Monopolen und vor allem nach dem Verschwinden jener 
katastrophalen Verbindung der drei Formen des Zentralismus. 

Dies ist der neue Hintergrund, vor dem sich ethnische und andere politi- 
sche Wiederbelebungsbemühungen abspielen. Wir können die Faktoren 
aufzählen, die in das Spiel eingehen; das Ergebnis können wir nicht vor- 
hersagen. 

Moskau, September 1990 
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Postskript 


Der obige Text wurde rasch im Laufe eines Nachmittags auf einer ge- 
borgten, fürchterlichen sowjetischen Schreibmaschine heruntergetippt, im 
schwer bewachten Hochhaus der Akademie der Wissenschaften am 
Leninprospekt in Moskau, als Antwort auf eine dort drängend vorgetra- 
gene Forderung nach einem Kommentar zur ethnischen Situation in der 
Sowjetunion. Es folgen, ein Jahr später in Cambridge, einige Nachüber- 
legungen. 

Raymond Aron sagte immer, daß es nur zwei wirkliche Institutionen in 
Frankreich gebe - den Staat und die kommunistische Partei. In der 
UdSSR, wo diese beiden identisch waren, gab es nur eine Institution. 
Von daher schien mir, da es keine Alternativen gab, die Strategie Gorbat- 
schows, die einzig verfügbare Institution einzusetzen, nicht gänzlich ab- 
surd. Man könnte dagegen halten und sagen, daß man keine Institution zu 
ihrer eigenen Zerstörung einsetzen kann. Man kann dafür plädieren und 
sagen, wenn nur ein Werkzeug da ist, muß man es gebrauchen. 

Meine Empfänglichkeit für dieses Argument (ohne völlig überzeugt zu 
sein und ohne die Situation gutzuheißen, die seine Prämisse hergab) 
trennte mich und viele andere westliche Anhänger der Perestroika von 
den Moskauer Intellektuellen, die sich angewöhnt hatten, Gorbatschow zu 
verachten. (Der Unterschied beruhte nicht auf einer Einschätzung seiner 
Persönlichkeit oder auf Vermutungen über sein politisches pensee intime, 
Problemen, bei denen ich nicht glaube, über irgendwelche Einsichten zu 
verfügen. Er beruhte einfach auf den nach außen hin sichtbaren Zügen ei- 
ner Strategie.) Aber die Empfänglichkeit für diesen Standpunkt wurde 
durch die Einsicht verstärkt, daß die einzige Gegenkraft, die in der Lage 
war, gegen die (leider) einzig verfügbare Institution anzutreten, aus ethni- 
schen Bewegungen bestand, die rasch und effektiv mobilisiert werden 
konnten und wurden, Jelzins Bereitschaft, diese Gegenkraft einzusetzen, 
erschreckte mich. Meine Furcht wurde natürlich durch die Erinnerung an 
die Folge des vergleichbaren Zusammenbruchs des habsburgischen Reichs 
verstärkt, der zu einem politischen System führte, das so schwach war, 
daß es es ohne wesentliche Anzeichen von Widerstand an Hitler und Sta- 
lin fiel. Jelzin tat offensichtlich das gleiche wie Lenin und gab alle Gebie- 
te in der Hoffnung auf, Verbündete oder Neutrale zu gewinnen, während 
er seine Position im Zentrum verstärkte. Lenin hatte eine disziplinierte 
Partei und einen ideologischen Ankerpunkt, während Jelzin keins von 
beidem hat, was ihn entsprechend abhängiger macht von den entfesselten 
ethnischen Kräften. Lenin konnte sich schließlich zur vielzitierten Neuen 
ökonomischen Politik (NÖP) bekehren: aber die Leute, die sich jetzt da- 
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rauf berufen, scheinen nicht zu verstehen, daß das reale Äquivalent der 
NÖP heute eine Art Rückkehr zu den alten administrativen Methoden in 
der Wirtschaft sein würde, nach dem Prinzip (genuin analog zur NÖP), 
daß eine Methode, an die man nicht mehr glaubt, von der man aber weiß, 
daß sie mehr oder weniger funktioniert und mit der die Leute umgehen 
können, besser ist als eine Methode an die man glaubt, bei der man aber 
nicht die geringste Ahnung hat, wie sie umzusetzen ist. Die Vertreter der 
Perestroika haben ungefähr genauso viel Ahnung davon, wie man einen 
Markt zum Laufen bringt, wie die Bolschewiken vom Aufbau des Sozia- 
lismus. Aber der Abbau der alten Strukturen hat Jelzin auch die Möglich- 
keit genommen, die alten Institutionen zeitweise im ganzen Land einzu- 
setzen. 

Aus all diesen Gründen hatte ich Zweifel, was die Jelzinsche Strategie an- 
ging, ohne daß ich jemals dogmatisch sein wollte. Allerdings haben die 
Ereignisse die Richtigkeit der politischen Intuitionen Jelzins bestätigt. 
Gorbatschows Appeasement-Politik scheint den Parteibunker nicht kaltge- 
stellt zu haben. (Sie könnte allerdings zu seiner lauen und zögerlichen 
Haltung und zum Verzicht auf den Einsatz brutaler Methoden geführt ha- 
ben.) Als der Gegenschlag in der Form des gescheiterten Putsches kam, 
war es ein Faktum, daß Jelzin eine rivalisierende Machtbasis aufgebaut 
hatte und schnurstracks alles einsetzte, was zur Hand war. Dies entschei- 
dend für die Verhinderung des Putsches und muß anerkannt werden. 


Übersetzung: Klaus Fritz 
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Branka Magas 
Nationalismus und Politik in Osteuropa: 
Eine Antwort auf Ernest Gellner: 


»Nationalismus« ist ein häufig mißbrauchter Begriff, mit dem man alles 
erklären kann - und daher überhaupt nichts. Wenn er nicht in der kon- 
kreten Analyse der nationalen Struktur und Klassenpolitik eines be- 
stimmten Staates oder Gebietes wurzelt, läuft er Gefahr, analytisch leer zu 
werden. Das Werk von Ernest Gellner zeichnet sich seit langem durch die 
Anerkennung der herausragenden Bedeutung des Nationalismus als prä- 
gender Kraft der Moderne aus. Im Unterschied zu vielen liberalen oder 
sozialistischen Autoren hat Gellner nationale Bewegungen nie einfach als 
Abweichungen vom Pfad des menschlichen Fortschritts verdammt. Der 
große Wert seines kurzen Essays über »Nationalismus und Politik in Ost- 
europa« besteht darin, daß er von Anlage und Anspruch her die Möglich- 
keit bietet, ein Licht auf die tieferliegenden Probleme zu werfen, die sich 
hinter dem Begriff des »Nationalismus« verbergen. Der folgende Kom- 
mentar ist als anerkennende Entgegnung gedacht, die versucht, deutlicher 
das spezifisch politische Moment im Nationalismus und seiner Geschichte 
herauszuarbeiten. 

Gellners Ansatz besteht darin, hundertsechzig Jahre osteuropäischer Ge- 
schichte zu untersuchen und eine Stufenfolge von fünf zeitlich abge- 
grenzten Phasen des Nationalismus aufzuschlüsseln: (1) der Nullpunkt 
(1815); (2) der Triumph des »nationalistischen Prinzips« (19tes Jahrhun- 
dert); (3) die Schaffung von Nationalstaaten (1918); (4) die brutal durch- 
geführte ethnische »Säuberung« (Zweiter Weltkrieg); und (5) der Nieder- 
gang des Nationalismus (in der Zukunft). Soll ein solcher Ansatz Erfolg 
haben, muß er auf einem konsistenten theoretischen Modell und der aus- 
giebigen Kenntnis der Geschichte der Region beruhen. Unglücklicher- 
weise weist Gellners Text in beiden Hinsichten Mängel auf. Zunächst ist 
festzustellen, daß durch die regelmäßige Vermengung von Ethnizität, Na- 
tionalität und Staatlichkeit Verwirrung gestiftet wird. Allgemeiner gesagt 
ist es zweifelhaft, ob eine solcher Ansatz überhaupt brauchbar ist ange- 
sichts der Ungleichzeitigkeit der politischen und ökonomischen Dimen- 
sionen der Staatenbildung in Mittel- und Osteuropa (und nicht nur dort). 
Gellners durchgängiger Bezugspunkt ist Westeuropa und er beschreibt 


1 Dieser Beitrag ist zuerst in NLR 191 erschienen. 
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den Nationalismus des 19. Jahrhunderts in Osteuropa als »unausweichli- 
che Folge der neuen sozio-ökonomischen Ordnung«, die »Moderne und 
Industrialismus« mit sich brachten. Doch obwohl der »Industrialismus« 
zuerst im Westen triumphierte, ist/war dieser Westen nicht nach dem 
Prinzip 'eine Nation - ein Staat! organisiert (z.B. Großbritannien, Bel- 
gien, die Schweiz). Desgleichen wurde in Osteuropa diesem Prinzip nicht 
immer entsprochen: 1918 entstanden mehrere Staaten, die ihrem Selbst- 
verständnis nach multinational waren. Weiterhin wird aus Gellners Aus- 
führungen nicht klar, ob die osteuropäischen Gesellschaften einfach die 
Erfahrungen Westeuropas wiederholten oder ob das, was sie taten (auch) 
eine Kompensation dafür war, nicht »dabei« zu sein. 


»Historischer Nationalismus« 


Es muß betont werden, daß in weiten Teilen Osteuropas der Sieg des na- 
tionalen Gedankens der Industrialisierung vorausgeht. 1848, als alle Teil- 
nationalitäten der Habsburger Monarchie ihre nationalen Programme for- 
mulierten - die im übrigen bis 1918 und in mancher Weise sogar darüber 
hinaus praktisch unversehrt überlebten - waren die meisten Gesellschaf- 
ten, denen sie angehörten, weitestgehend Agrargesellschaften. Tatsächlich 
blieb der größte Teil Osteuropas bis nach dem Zweiten Weltkrieg Agrar- 
gesellschaft. 

Können wir bestimmen, wann der Nationalismus in diesem Teil Europas 
die Szene betrat? Gab es einen »Nullpunkt«? Gellners Erläuterung der Si- 
tuation bis und einschließlich 1815 geht grundsätzlich fehl, nicht zuletzt 
weil die Aufteilung eines großen Teils von Osteuropa unter drei Imperien 
dem Wiener Kongress vorausgeht. Auch geht die Darstellung fehl, weil 
sie die frühere Phase des »historischen Nationalismus« ausläßt (z.B. 
löschte die Aufteilung Polens nicht die Erinnerung der Polen an ihren 
einstigen Staat, und antideutsche Gedichte waren schon im Ungarn und 
Kroatien des 17. Jahrhunderts geläufig) und weil sie die Auswirkungen 
der Französischen Revolution nicht beachtet. 

Metternich wußte es besser: Auf dem Wiener Kongreß betonte er die Ge- 
fahr, die nicht nur der liberale, sondern auch der nationale Gedanke für 
die konservative Ordnung in Europa darstellte. Der Nationalismus warte- 
te keineswegs noch auf seine Geburt, sondern wurde schon als eigenstän- 
dige politische Kraft wahrgenommen. 

Im Gegensatz zur Behauptung Gellners waren die drei Imperien zu jenem 
Zeitpunkt weder gleichermaßen indifferent gegenüber dem nationalisti- 
schen Prinzip, noch waren es die nationalistischen Eliten, die in diesen 
Imperien lebten. Es stimmt, daß der Adel das Wort »natio« für sich reser- 
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vierte. Als jedoch der habsburgische Staat Latein einmal als offizielle 
Sprache zugunsten des Deutschen aufgegeben hatte (was vor der Französıi- 
schen Revolution geschah), wurde das multi-ethnische - multi-sprachliche 
- Wesen des Imperiums sichtbar. Warum, fragten die magyarischen Adli- 
gen ihren deutschen König, sollte unser Konvent deutsch sprechen, wenn 
wir Ungarn sind? Sie machten sich dann eifrig daran, ihre »Mutterspra- 
che« zu erlernen. An diesem Punkt begann sich der alte »historische Na- 
tionalismus« in einen »nationalen Nationalismus« zu wandeln. 

Aber den wirklichen Impetus brachte die Französische Revolution. Die 
polnische und italienische Begeisterung für die Revolution war auch 
durch den Wunsch nach einem wiederhergestellten Polen und einem ver- 
einigten Italien inspiriert. Wie Tolstoi beschreibt, ermutigte die französi- 
sche Invasıon die russische Aristokratie dazu, nun russisch zu sprechen 
(und nicht französisch). Als in Französich-Illyrien einmal die offiziellen 
Dokumente und Journale in den Nationalsprachen erschienen, gab es im 
heutigen Slowenien und westlichen Kroatien kein Zurück mehr zum 
Deutschen oder Italienischen. Der nationale Aufstand der Serben, um ein 
anderes Beispiel zu nehmen, war schon ein Faktum. Wenn diese Völker 
nicht auf dem Kongress von 1815 vertreten waren, heißt dıes nicht, daß 
sie dessen Beschlüsse als legitim akzeptierten. Der Fortschritt des Natio- 
nalismus in diesem Teil Europas ist ein viel komplexerer, unsteterer und 
widersprüchlicherer Prozeß als Gellner vermuten oder der Blankobegriff 
»Nationalismus« schließen läßt. Eins ist jedoch sicher: 1815 war nicht der 
Ausgangspunkt. Die »lange Welle« begann viel früher und hat ihren Ur- 
sprung tief in der Entlatinisierung Europas. 

Die Vorstellung, die legitime Grundlage des Staates sei die Nation, war 
keine rein nationalıstische Erfindung, wie Gellner behauptet. Sie wurde 
durch die Französische Revolution in Umlauf gebracht. Da sie den Ge- 
danken der Volksdemokratie enthielt, wurde sie von den anciens rögimes 
als subversiv verdammt. 1848, ım Jahr der »nationalen Revolutionen«, 
gab es mehrere unterschiedliche »nationalistische« Strömungen, unter de- 
nen der Wunsch nach autonomer Staatlichkeit und der Begriff der Volks- 
souveränität (im Gegensatz zur göttlichen Autorität des Monarchen) vor- 
herrschend waren, obwohl der liberale Gedanke der konstitutionellen Re- 
gierung und der Rechte des (einzelnen) Bürgers ebenfalls zu dieser Zeit ın 
Erscheinung trat. Der Begriff der »Nation« ergab sich aus all diesen Teil- 
strömungen, allerdings mit unterschiedlichen Implikationen. 

Gellner überschätzt sicher die ethnische Komplexität - das »unglaublich 
komplexe Flickwerk« - Osteuropas. Ethnisch gemischte Gebiete waren re- 
lativ klein im Verhältnis zu den national homogenen Territorien. Die 
Schwierigkeiten ergaben sich eher aus dem Umstand, daß politische und 
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ethnische Grenzen oft nicht zusammenfielen. So beanspruchten etwa ım 
Falle des Habsburgerreichs sowohl die Tschechen als auch die Deutschen 
das Königreich Böhmen für sich. Eine weiteres, verwandtes Problem er- 
gab sich aus der Anlage des Wahlsystems, das die Mehrheit der erwach- 
senen Bevölkerung für den größten Teil des 19. Jahrhunderts und in eini- 
gen Fällen bis 1918 ausschloß. So war etwa die österreichische Kronko- 
lonie Carniola? zum überwiegenden Teil slowenisch, aber das Recht auf 
Repräsentation genossen nur nur die größten Steuerzahler, die ethnisch 
Deutsche waren. Das Problem war nicht die ethno-soziale Bevölkerungs- 
struktur als solche, sondern die unterschiedliche Macht, die von den ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen ausgeübt wurde. Als das ethnische 
Gewicht der Slowenen im lokalen Parlament einmal zum Tragen kam, 
wurde Camiola ruhiges Gewässer, was die nationalen Konflikt anbe- 
langte. Zur selben Zeit wurde die Demokratisierung des österreichischen 
Staates eine zutiefst nationale Frage, weil sie das Machtgleichgewicht 
zwischen den beteiligten Nationalitäten bedrohte. Das erklärt, warum die- 
ses Reich nie den »natürlichen«, d.h. föderalen Weg eingeschlagen hat. In 
der Tat, als die Einführung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts für 
Männer im österreichischen Teil Österreich-Ungarns den Slawen eine 
numerische Mehrheit im Reichsrat verlieh, hörte das parlamentarische 
Leben auf, zu funktionieren. 

Es gibt keinen direkten Zusammenhang, wie ihn Gellner behauptet, zwi- 
schen dem Erfolg der nationalen Bewegungen im 19. Jahrhundert und der 
Verbreitung dessen, was er das »nationalistische Prinzip« nennt. So waren 
etwa die Magyaren nicht deshalb »erfolgreich«, weil sie bessere Nationa- 
listen als die Polen waren, sondern weil sie einen Staat hatten, der als le- 
gitimes politisches Subjekt anerkannt war. Dieser Staat war jedoch eth- 
nisch nicht homogen: nichtungarische Nationalitäten machten fast die 
Hälfte der Bevölkerung aus. Die nationale Festigung Ungarns in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderst war von daher keineswegs eine Tri- 
umph des »nationalistischen Prinzips« - außer man versteht diesen Tri- 
umph als die Erlangung der Vorherrschaft einer Nation über andere. 

Es ist wahr, daß das Verlangen nach unabhängiger Staatlichkeit in Osteu- 
ropa die Antwort auf die ökonomischen Veränderungen war, die im Ka- 
pitalistischen Westeuropa ihren Nährboden hatten. (Die Entscheidung Jo- 
sephs des Zweiten, Latein als offizielle Sprache des Reiches durch 
Deutsch zu ersetzen, war eine solche Antwort). Aber sie nahm die Form 
einer Reaktion auf die Macht an, die durch jene Veränderungen in die Be- 
ziehungen zwischen den Staaten einflossen: die Macht, direkt oder indi- 


2  _Camiola bezeichnet eine Region in den Ostalpen, einst Siedlungsgebiet der keltischen Karner. 
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rekt gesellschaftliche Verhältnisse in anderen Staaten zu verändern. Es ist 
das Streben nach der Macht, die gesellschaftlichen und politischen Ver- 
hältnisse im eigenen Land prägen zu können, das dem Nationalismus, wie 
wir ihn kennen, zur Geburt verhalf. Um ein Beispiel zu nennen: Der un- 
garische Nationalismus, der durch die Geschichte und inzwischen auch 
die Sprache genährt war, wurde Mitte der 1840er Jahre neu geboren, zu 
einem Zeitpunkt, als der ungarische Adel entscheiden mußte, ob Wien 
oder Budapest die Leibeigenschaft in Ungarn abschaffen werde. 

Daher ist es die politische Macht, und nicht, wie Geliner behauptet, die 
»Bewahrung der Kultur«, die das Fundament des modernen Nationalismus 
bildet. Nationen sind - wie Lenin so gut verstanden hat - vor allem politi- 
sche Gemeinwesen. Wann und wie das Wahlsystem zu ändern ist; wie die 
Autorität zwischen Gemeinde- Provinz- und Staatskörperschaften zu ver- 
teilen wird; welche Sprache in der Schule gelehrt werden soll; welche Art 
von Straßen- und Bahnsystem gebaut werden soll; die gesetzlichen Vor- 
schriften für die Kapitalakkumulation; staatliche Unterstützung für die In- 
dustrie; Besteuerungsformen; Militärdienst; Zollvorschriften; gewerk- 
schaftliche Organisation; Außenpolitik und so weiter - all diese für den 
modernen Kapitalismus konstitutiven Muster wurden zu Brennpunkten 
heftiger nationaler Kämpfe im Habsburgerreich. 


Staatlich gestützter Nationalismus 


Hinzu kommt, wie Benedict Anderson ausgeführt hat, daß ın der zweiten 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts ein staatlich gestützer Nationalismus 
zutage trat. Dies verstärkte noch das Verlangen nach staatlicher Unabhän- 
gigkeit unter Völkern ohne Staat. Ein solcher Nationalismus braucht an- 
dererseits keinen ethnisch homogenen Staat. Wenn Kautsky oder Lenin 
von »Nationalstaaten« sprachen, dachten sie an Staaten, die ethnisch ho- 
mogen waren. Wenn ein ungarischer Nationalist des 19. Jahrhunderts 
vom »Nationalstaat« redete, dachte er an das (multinationale) Territorium 
der Krone des Hl. Stephan. Eine Folge davon war die »Verhärtung« der 
nationalen Politiken innerhalb imperialer Regimes, die kurz vor dem Zu- 
sammenbruch standen. Der Sezessionismus entwickelte sich zuerst und 
vor allem als Reaktion auf den staatlich gestützten Nationalismus der 
herrschenden Nationen. Der Erste Weltkrieg trug dazu bei, diese Tendenz 
noch zu beschleunigen. 1914 stellten Masaryk und seine Anhänger noch 
eine kleine Minderheit in der tschechischen Politik dar, aber im Mai 1917 
waren die tschechischen politischen Parteien offen sezessionistisch. 

Wie auch immer der Entwicklungstrend gewesen sein mag, behauptet 
Gellner, die Tendenz zur Ausbildung von (ethnisch fundierten) National- 
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staaten konnte in Osteuropa aufgrund seines »unglaublich komplexen eth- 
nischen Flickwerks« nicht zum Ziel gelangen - und der Aufstieg von 
Nachfolgestaaten verschärfte nur noch dieses Problem. Tatsächlich war 
dies eines der Hauptargumente der Austromarxisten zugunsten der Erhal- 
tung des Reichs. Es ist heute oft im Hinblick auf andere multinationale 
Staaten zu hören. Allerdings war dies 1918 nicht das Hauptproblem. Der 
hartnäckige Nationalismus war eher eine Folge dessen, was als »Friede 
von Versailles« bezeichnet wird. Zunächst einmal war das Ausmaß an eth- 
nischer Vielfalt innerhalb der neuen Staaten bei weitem nicht unausweich- 
lich: vielerorts zogen die Sieger die Grenzen absichtlich unter Verletzung 
des ethnischen Prinzips. Wilsons ursprüngliche Vorstellung, wonach die 
staatlichen Grenzen wo immer möglich den ethnischen folgen sollten, 
wurde in Versailles nicht respektiert - selbst durch den amerikanischen 
Präsidenten nicht. Noch wichtiger war am Ende der undemokratische 
Charakter der betreffenden Mächte, und dies nicht nur hinsichtlich ihrer 
nationalen Minoritäten. Eine weitere Runde »national-demokratischer Re- 
volutionen« hätte in ihnen stattfinden können, und diese hätten das »na- 
tionale Problem« - zumindest eine Zeitlang - gelöst. National-demokrati- 
sche Revolutionen sind schließlich nie dauerhafte oder perfekte Errungen- 
schaften. 

Abgesehen davon würde es jedoch falsch sein zu behaupten, daß ihre 
»ethnische Komplexität« dazu beitrug, daß die osteuropäischen Staaten 
»wie Kegel« an Hitler fielen. Ihre militärische Niederlage war schließlich 
zum größten Teil der beispiellosen Gewalt geschuldet, die der Nazistaat 
einsetzte. Tatsächlich paßt das Argument, wonach interne Schwäche für 
die Niederlage verantwortlich sei, viel besser auf den Fall des homogenen 
Frankreich - der großen Militärmacht im Europa der Zwischenkriegszeit - 
als auf die national heterogenen Länder Östeurpas. Dem Krieg, argumen- 
tiert Gellner, folgte ein brutal durchgeführter Prozeß der nationalen Ho- 
mogenisierung (Phase 4), weshalb manche dieser Staaten (Polen, Tsche- 
choslowakei und Belorussland) heute eher den Ländern des europäischen 
Westens ähneln. Nachdem sie die Stufen 1 bis 4 durchlaufen haben, kön- 
nen sie sich nun an die Stufe 5 annähern - im Unterschied zu den übrigge- 
bliebenen ethnisch gemischten Staaten, die zu weiteren ethnischen Span- 
nungen verdammt sind. Aber dies ist natürlich falsch. Nationale Homoge- 
nität in Polen hat den polnischen Nationalismus (oder Antisemitismus) 
nicht zum Verschwinden gebracht. Und im ethnisch fast homogenen Un- 
garn wird der Nationalismus immer noch durch den Traum der Einverlei- 
bung des überwiegend von Rumänen bewohnten Transsylvanıens genährt. 
In der Beschreibung von Phase 5 wird Gellners Argumentation besonders 
widersprüchlich. Harmonische inter-nationale Beziehungen werden - trotz 
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des konfliktorischen Charakters von »Hochkulturen« - zu einer Frage des 
materiellen Reichtums: eines »größeren und besser verteilten Reichtums 
des späten Industrialismus«. In Westeuropa wird die Assimilierung von 
Millionen von Gastarbeitern an eine »fortgeschrittene Gastgeberkultur« 
ein rein technisches Problem - obwohl das Gegenteil evident ist. Die 
»ökonomische und kulturelle Konvergenz« einer »späten Industriegesell- 
schaft« ermöglicht eine neue Ära harmonischer inter-nationaler Beziehun- 
gen, wie dies durch die Integration, Föderalisierung und Kantonisierung 
Westeuropas erwiesen werde. 

Aber was ist mit den föderalen und subföderalen Staaten, die sich heute in 
Osteuropa finden? Tatsächlich trifft die These vom Triumph des Nationa- 
lismus im Jahr 1919 nicht auf die Tschechoslowakei, Jugoslawien oder 
die Sowjetunion zu. In all diesen Fällen wählten die beteiligten Nationen 
eine andere Lösung, obwohl nicht alle gleichermaßen willentlich. Der 
Zusammenbruch Österreich-Ungarns wirft Licht auf das Geheimnis des 
bolschewistischen Erfolgs beim Zusammenhalt eines großen Teils des al- 
ten Reichs: die föderale Formel, die die Sowjetunion mit vielen staatli- 
chen und parastaatlichen Grenzen: durchzog und Republiken, autonome 
Republiken, autonome Regionen usw. erzeugte. Das Recht auf Sezession 
war in der Verfassung verankert. Was die Bolschewiken anboten, war 
nicht unähnlich dem, was Geliner als »föderal-kantonales Gemeinsames 
Haus« bezeichnet. Dasselbe gilt für Jugoslawien nach 1945. In beiden 
Fällen muß betont werden, daß dieses Arrangement im Gefolge ethnischer 
Konflikte und mörderischer Gewalt zustande kam. 


Gellners theoretische Substitution 


Was ist nun bei diesen föderierten Staaten schiefgegangen? Geliner argu- 
mentiert, daß Staat und Gesellschaft der Sowjetunion drei seiner fünf 
»Phasen« nicht durchgemacht hätten (Triumph des Nationalismus, Schaf- 
fung von Nationalstaaten, inter-ethnische Kriege), aber nun drauf und 
dran seien, eben dies zu tun. Allerdings wäre es unmöglich, die bolsche- 
wistisch angeführte Revolution ohne ihre besondere Antwort auf die na- 
tionale Frage zu verstehen. Die Geschichte der Sowjetunion läßt vermu- 
ten, daß diese »Phasen« tatsächlich durchlaufen wurden, wenn auch auf 
eigenartige und widersprüchliche Weise. So sind die Republiken und an- 
dere parastaatliche politische Einheiten ethnisch fundiert - sie sind Natio- 
nalstaaten im relevanten Sinne des Wortes -, besaßen aber, zumindest bis 
in jüngste Zeit, wenig politische Autonomie. 

Industrialisierung und Entwicklung einer nationalen Kultur haben stattge- 
funden, aber unter Regeln, die durch ein einziges (russisches) Zentrum 
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diktiert wurden, das sich außerhalb jeder demokratischen Kontrolle be- 
fand. Die Logik von Gellners historischem Argument sollte ihn zu den 
Thesen führen, daß nach den Wurzeln der nationalistischen Widerbele- 
bung in der heutigen Sowjetunion unter folgenden Gesichtspunkten zu su- 
chen sei: (a) die Unterdrückung politischer Autonomie in den beteiligten 
Nationalstaaten; (b) der unstete Prozeß der Industrialisierung; (c) die kon- 
fliktorische Natur der Produktion von »Hochkultur« (z.B. die Dominanz 
der russischen Sprache); (d) das Bestreben, lange bestehende national-po- 
litische Einheiten innerhalb einzelner Republiken zu zerstören (z.B. Ge- 
orgien, Aserbeidschan usw.). Doch Gellner argumentiert keineswegs in 
diese Richtung. Stattdessen führt er eine neue Reihe quasi-analytischer 
Begriffe ein: eine »schmerzhafte« Wiederbelebung der Zivilgesellschaft; 
ein »genuines Verlangen« nach Pluralismus und einem Ende des politi- 
schen, ideologischen oder ökonomischen Monopols; die Schwäche der 
ideologischen Rivalen des Nationalismus. Aber wäre es nicht nützlich 
gewesen, den Charakter der »Zivilgesellschaft« in Slowakien oder Bos- 
nien zu Beginn dieses Jahrhunderts zu betrachten; das »politische Mono- 
pol« im zaristischen Russland; die Rolle, die das westliche »ökonomische 
Monopol« beim Abgang des ottomanischen Reichs spielte? Und war nicht 
der Sieg des konservativen Nationalismus in Osteuropa 1918 auch der 
Schwäche der »ideologischen Rivalen des Nationalismus« geschuldet? In 
dieser theoretischen Substitution liegt eine Annahme, der sich Gellner 
nicht bewußt zu sein scheint. 

Versuchen wir, diese Annahme deutlich zu machen, indem wir die Frage 
stellen: Worin besteht das Wesen der Politik des Nationalismus in der 
heutigen Sowjetunion? 

Gellner zieht eine klare Unterscheidungslinie zwischen den demokratisch 
orientierten neuen politischen Parteien und den nationalen Fronten. Er 
behauptet, daß erstere »dazu neigen, relativ kleine Intellektuellenzirkel zu 
sein, während es die 'natıonalen Fronten' sind, die schnell wirkliche und 
dauerhafte Graswurzeln ausbilden«. Unter dieser Voraussetzung wird der 
Nationalismus vermutlich »noch stärker sein als das letzte Mal«. Anderer- 
seits scheint der Erfolg der nationalen Fronten unausweichlich: »Bei der 
schmerzhaften Wiederbelebung der Zivilgesellschaft wird schnell deut- 
lich, daß die ethnische Assoziation schneller und wirksamer als jede an- 
dere wiederbelebt werden kann.« 

Dieses Argument verfehlt den wichtigsten Punkt. Die Geburt der natio- 
nalen Fronten war schließlich die Arbeit genau jener kleinen Gruppen von 
Intellektuellen - wie auch kleine intellektuelle Zirkel die nationale Wie- 
derbelebung ın Ost- und Mitteleuropa vor ein oder zwei Jahrhunderten 
auslösten. Allerdings ist der Unterschied diesmal, was die Sowjetunion 
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angeht, daß - im Gegensatz zum zaristischen Russland - die nationalen 
Fronten und ihre intellektuellen Ideologen innerhalb gut definierter politi- 
scher Einheiten operieren, die durch das föderale Arrangement geschaffen 
wurden. Dies ist die Annahme die als selbstverständlich genommen wird, 
die aber den ganzen Unterschied ausmacht. Hier liegt die Erklärung da- 
für, warım der Nationalismus in Osteuropa die Form eines politischen 
Kampfes um die Kontrolle der existierenden lokalen Staaten annimmt, 
durch die es möglich ist, alle anderen Zweige der »Zivilgesellschaft« zu 
beherrschen: Ökonomie, kulturelle Institutionen, Medien usw. Denn die 
einfache Übernahme der Kontrolle über die vorhandene staatliche Struk- 
tur ist eine viel direktere Aufgabe als ihr neues, demokratisches Leben 
einzuhauchen oder eine ganz neue zu schaffen. Natürlich nährt sich der 
Erfolg der Nationalisten vor allem aus der Unfähigkeit der zentralen 
Partei- und Staatsbürokratie, ein alternatives, demokratischeres Konzept 
für die Union vorzustellen. Denn ohne eine demokratisch konstituierte 
Föderation gibt es kaum Hoffnung, daß sich Demokratie auch nur in 
einem ihrer Teile entfalten wird. 

Gellner hat daher recht, wenn er den Zusammenhang betont zwischen der 
nichtvorhandenen Demokratie in der Sowjetunion - die Folge der Ver- 
schmelzung der gesamten gesellschaftlichen Hierarchie und Organisation 
zu einer einzigen vertikalen organisierten Nomenklatura - und dem Wie- 
deraufstieg der destruktiven Kraft des Nationalismus, sobald dieses Sy- 
stem zu zerfallen begann. Er hat auch recht, wenn er darauf beharrt, daß 
sich Genozid und Zwangsumsiedlung wiederholen können, wenn zugelas- 
sen wird, daß das nationale Prinzip in extremis - die absolute Überein- 
stimmung von ethnischen und politischen Grenzen - umgesetzt wird. 
Auch lenkt er zurecht unser Augenmerk auf das genuine Verlangen nach 
Demokratie, das als Gegenkraft wirken wird. Schließlich ist ein wesentli- 
ches Merkmal von Gellners Ansatz zum Problem des Nationalismus in 
der östlichen Hälfte Europas seine herzliche Zuneigung zu den Völkern 
dieser Region und sein Wunsch, daß ihnen ausgewachsene Kriege erspart 
bleiben mögen. 


Übersetzung: Klaus Fritz 
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Heinrich Haferkamp 

Von der »Entzauberung des Staates« zur 
»Wiederkehr des Leviathan«? Anmerkungen zu An- 
thony Giddens' Analyse des Nationalstaats 


Nationalismus und Nation, lange Zeit eher vernachlässigte Themen der 
Sozialwissenschaften, erfahren eine überraschende Aufmerksamkeit. An- 
gesichts der Ereignisse in Osteuropa sind durch Nationalitätenkonflikte, 
nationalistische Bewegungen und separatistische Tendenzen Probleme ins 
Bewußtsein getreten, die man historisch für überholt hielt. Dies gilt erst 
recht für den Nationalstaat, dem das soziologische Gegenwartsbewußtsein 
vorschnell attestiert hatte, ein anachronistisches politisches Ordnungs- 
prinzip darzustellen. In der These vom Ende des Zeitalters der National- 
staaten vermischt sich die empirische Behauptung, daß globale ökonomi- 
sche Zusammenhänge, waffentechnologische Entwicklungen und interna- 
tionale Vergesellschaftungsformen die Souveränität nationalstaatlicher 
Ordnungen fortschreitend unterhöhle, mit der normativen Option, daß 
man von einer Idee Abschied nehmen sollte, die seit ihrem Bestehen zu 
imperialistischer Expansion, nationalistischen Aggressionen und in deren 
Folge zu zwei Weltkriegen geführt habe. Empirischer Impressionismus 
verbindet sich mit moralischer Entschiedenheit und verhindert so die For- 
mulierung genauerer Kriterien, an denen die vermuteten Entwicklungs- 
prozesse überprüft werden könnten. Verstellt wird vor allem die Einsicht, 
daß Nationalismus und Nationalstaat zwar häufig gemeinsam auftretende, 
aber dennoch zu unterscheidende Phänomene darstellen, die man nicht 
ohne Schaden für die Analyse miteinander identifiziert. 

Dabei wäre zunächst einmal dem Umstand Rechnung zu tragen, daß der 
Nationalstaat ein politisches Ordnungsprinzip bildet, das historisch seit 
seinem Erscheinen im 19. Jahrhundert »erfolgreicher« gewesen ist als 
Demokratie und Rechtsstaat, ja noch die Konkurrenz von demokratischem 
Kapitalismus und Staatssozialismus überboten hat. Eine ausreichende Be- 
handlung im Rahmen sozialtheoretischer Erörterungen hat er gleichwohl 
nicht erfahren. Angesichts des geringen Interesses der Soziologie an die- 
ser Thematik ist es kaum überraschend, daß eine der wenigen soziologi- 
schen Analysen zu diesem Komplex bislang weitgehend unbeachtet 
geblieben ist. 
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Die Rezeption der Theorie von Anthony Giddens hat sich vorrangig auf 
seine grundlagentheoretischen Ausführungen zum Thema Handlung und 
Struktur, zur Konzeption der Strukturierung, der Theorie der Macht und 
des sozialen Wandels bezogen. Für weniger bedeutsam werden jene seiner 
Arbeiten gehalten, in denen er sich stärker mit den institutionellen Struk- 
turen der modernen Gesellschaften beschäftigt (Kiessling 1988, 32). In 
diesen Umkreis gehört auch die Mitte der achtziger Jahr entstandene Stu- 
die »The Nation-State and Violence« (Giddens 1985). Der politische Kon- 
text war seinerzeit durch die Aktivitäten der europäischen Friedensbe- 
wegung angesichts der Nachrüstungsbeschlüsse der NATO-Staaten be- 
stimmt. Auch wenn durch das Ende des Ost-West-Konflikts und damit 
der Konfrontation der Supermächte dieser Bezug entfallen ist, so haben 
doch die Ereignisse der jüngsten Zeit gezeigt, daß die Phase nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts nicht durch das Verschwinden militärischer 
Macht und der Drohung kriegerischer Auseinandersetzungen gekenn- 
zeichnet sein wird. Aber nicht allein die politische Aktualität solcher Fra- 
gen unterstreicht die Bedeutung der nationalstaatlichen Organisation. 
Giddens zentrale These ist gegen die stillschweigende Identifizierung des 
Gesellschaftsbegriffs mit der politischen Form des Nationalstaats formu- 
liert. 

Seine Untersuchung verdankt sich drei disparaten Problemstellungen. 
Zunächst ist Nation-State and Violence der zweite Teil einer Kritik am hi- 
storischen Materialimus, die an die zentrale Bedeutung der Marx'schen 
Theorie des Kapitalismus für eine Analyse der gegenwärtigen Gesellschaft 
anknüpft, um zu fragen, welchen Beschränkungen dieses Modell unter- 
liegt. Seine Kritik zielt dabei auf eine Reformulierung der Klassentheorie 
und eine Einschränkung ihres Erklärungsanspruchs, auf verschwiegene 
evolutionistische Grundannahmen im historischen Materialismus und auf 
die Entfaltung einer angemessenenen Theorie des modernen Staates. Zum 
zweiten vermutet Giddens, wie erwähnt, eine implizite Verknüpfung des 
Nationalstaates mit dem Gesellschaftsbegriff in der Soziologie. Drittens 
stellt er sich Phänomenen, die innerhalb der soziologischen Theorie unbe- 
rücksichtigt geblieben sind: Die Organisationsform der Nationalstaaten 
hat sich nach dem Zweiten Weltkrieg weltweit durchgesetzt; kriegerische 
Auseinandersetzungen stellen bis hin zur Katastrophe eines Nuklear- 
krieges eine ständige Bedrohung dar. 

Die modernen Gesellschaften sieht Giddens gekennzeichnet durch vier in- 
stitutionelle Muster: Kapıtalismus, Industrialismus, administrative Über- 
wachung und Kontrolle der Gewaltmittel. Diese sind eigenständig in dem 
Sinne, daß sie nicht aufeinander reduzierbar sind. Gleichwohl läßt sich, 
wie mir scheint, die Auffassung verteidigen, daß sie nicht gleichgewichtig 
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sind. Denn obwohl alle vier Dimensionen die Herausbildung der moder- 
nen Gesellschaft bestimmen, kommt doch eine entscheidende Bedeutung 
der politisch-staatlichen Macht zu. Giddens' provozierende These liegt 
nun darin, daß der Nationalstaat als Bestandteil einer internationalen 
Staatenordnung mit einem System politisch-administrativer Überwa- 
chungspraktiken, Regelungsformen und Kontrollmedien verbunden sei, 
das die Nation allererst herstelle und damit nichts weniger als die mo- 
derne Gesellschaft durchsetze. Diese Auffassung unterscheidet sich glei- 
chermaßen von den überkommenen Einschätzungen der Nationalismusfor- 
schung wie der soziologischen Analyse des Staates. Ich möchte im fol- 
genden nach einem Seitenblick auf das Verhältnis von soziologischer 
Theorie und Staat (1.) zunächst Giddens’ Neufassung der Begriffe Na- 
tion, Nationalstaat, Nationalismus vorstellen (2.), die Mechanismen der 
politischen Vereinheitlichung beleuchten und die Folgen für den Gesell- 
schaftsbegriff festhalten (3.). Die Plazierung des Nationalstaates im Kon- 
text einer Gesellschaftstheorie erfordert die Verknüpfung mit den übrigen 
gesellschaftlichen Teilbereichen, vor allem mit dem modernen Kapitalis- 
mus und demokratischen Partizipationsstrukturen (4.). Darüberhinaus 
bleibt zu klären, in welchem Sinne der Nationalstaat auch für die gegen- 
wärtigen Gesellschaften ungeachtet aller auffälligen Erscheinungen inter- 
nationaler Vergesellschaftung noch eine realitätsmächtige Grösse ist (5.). 
Überblickt man die Gesamtanlage der Untersuchung, bleiben trotz über- 
zeugender Neueinschätzungen viele Fragen offen. Ich möchte abschlie- 
Bend zeigen, daß Giddens sein Programm einer Historisierung des Gesell- 
schaftsbegriffs nur um den Preis von Verkürzungen durchführen kann, 
die teils auf unausgeschöpfte Möglichkeiten seines analytischen Instru- 
mentariums, teils auf fundamentale Schwächen seines gesellschaftstheore- 
tischen Konzepts verweisen (6.). 


1. Staat und Nationalstaat in der soziologischen Theorie 


Der Ausgangspunkt der Analyse Giddens’ ist die im Rahmen der Soziolo- 
gie zu konstatierende Vernachlässigung der Kategorie des Staates im all- 
gemeinen wie der des Nationalstaats im besonderen. i 

Folgt man dieser These, dann tritt im Liberalimus und der akademischen 
Soziologie wie auch in der marxistischen Theorietradition der Staat ge- 


1 Lediglich Max Weber 1976, Norbert Elias 1970; 1979, Alain Touraine 1986, Ray- 
mond Aron 1962 und C.W.Mills 1959. haben in ihren Arbeiten dem Nationalstaat Be- 
achtung geschenkt, ohne daß er als systematische Kategorie innerhalb ihrer Konzeptio- 
nen eine weitere Ausformulierung erfahren hätte. 
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genüber den dynamischen Kräften der modernen Gesellschaft in den Hin- 
tergrund. Die mangelnde Berücksichtigung politisch-staatlicher Macht in 
der Gesellschaftstheorie ist dabei nicht zufällig. Sie ist einmal Folge einer 
verengten Fachsoziologie, die die Beschäftigung mit Staat und Politik der 
Politikwissenschaft zuweist. Vor allem liegt sie jedoch in den Prämissen 
des sozialtheoretischen Denkens begründet: Sowohl der Marxismus wie 
auch die Soziologie haben ein Gesellschaftsverständnis ausformuliert, 
welches das historisch neu hervortretende »System der Bedürfnisse« als 
strukturierendes Feld in den Mittelpunkt stellt. Weder der Begriff des 
Kapitalismus noch der der arbeitsteiligen Industriegesellschaft weisen dem 
politisch-staatlichen Sektor mehr als eine zweitrangige Rolle zu. So bleibt 
bei Durkheim und Marx der Staat eine primär auf das Innere der Gesell- 
schaft bezogene, entweder repressive oder moralische Koordinierungsin- 
stanz. Ebensowenig lag das Problem zwischenstaatlicher Gewalt in der 
Perspektive empirischer Erwartungen, die sich aus den evolutionistischen 
Grundannahmen über den friedlichen und zivilisatorischen Charakter in- 
dustriegesellschaftlicher Tauschbeziehungen oder die Abschaffung kriege- 
rischer Gewalt im Sozialismus speisten. Diesen Mangel sieht Giddens 
strukturell in dem Bezugsrahmen angelegt, den beide noch teilen: Die 
Tradition des Liberalismus der klassischen politische Ökonomie. Nun 
kann gewiß nicht geleugnet werden, daß der deutliche Mangel einer 
Theorie des Staates in der Marx'schen Theorie nicht zur Kenntnis ge- 
nommen worden wäre. Giddens verweist selbst auf die Arbeiten von Mi- 
liband, Poulantzas und Offe. Aber auch für diese gilt die Beschränkung 
auf die Relationierung von politischer Macht und Klassenherrschaft oder 
Staat und Ökonomie. Der Staat wird als eine abhängige Größe behandelt, 
die sich historisch aus der Klassenspaltung ergibt oder strukturell auf die 
ökonomische Reproduktion bezogen bleibt. Diesen Restriktionen unter- 
liegen noch die Theorien des Imperialismus. In der liberalen Soziologie 
hingegen ist zwar eine stärkere Auseinandersetzung mit den historischen 
Erscheinungen von Nationalismus und Nationalstaat zu finden. Diese 
werden aber, wie bei T.H. Marshall und R. Bendix, vorrangig unter der 
Perspektive der Durchsetzung von Bürgerrechten, Volkssouveränität und 
Demokratie betrachtet. Die Konzeption der Industriegesellschaft sieht im 
Staat eine Institution, die einen rationalen Interessenausgleich innerhalb 
der Gesellschaft herbeiführt (Giddens 1987, 166-169). 

Diese Kritik an der soziologischen Tradition läßt sich problemlos ın die 
Gegenwart verlängern. Die Diskussionen der Politischen Soziologie um 
die Reichweite staatlicher Macht kreisen nach der Enttäuschung der eu- 
phorischen Reformhoffnungen der siebziger Jahre um die Programmfor- 
mel einer »Entzauberung des Staates« (Willke 1983). Gemeint ist damit 


266 Heinrich Haferkamp 


der paradoxe Tatbestand einer Ausdehnung staatlicher Regelung gesell- 
schaftlicher Bereiche bei gleichzeitiger Verringerung effektiver und ratio- 
naler Gestaltungsfähigkeit, eine Problemstellung, die sich den Bezugs- 
punkt einer wohlfahrtsstaatlichen Steuerungsnorm vorgeben läßt und aus 
den Widerständen, auf die staatliche Reformpolitiken an den subsystemi- 
schen Eigenrationalitäten stoßen, den Schluß zieht, daß das Konzept 
staatlicher Souveränität sich historisch überlebt habe. Auf neokonservati- 
ver Seite fand die Erfahrung von den Grenzen des Wohlfahrtsstaates in 
der Formel der »Unregierbarkeit moderner Demokratien« ihren Ausdruck. 
Daß dieser Bezugspunkt als empirische Basis für eine umfassende The- 
matisierung staatlicher Macht ausreichend ist, wird man bezweifeln dür- 
fen. Auffällig ist eine auf die scheinbare Normalität der Nachkriegsperi- 
ode fixierte Verengung des Rlicks.2 Überdies scheint die Vermutung nicht 
unangebracht, daß die systemtheoretische Vorstellung einer polyzentri- 
schen Gesellschaft ohne hierarchische Spitze die Traditionen des liberalen 
Gesellschaftsverständnisses fortsetzt und damit den oben skizzierten Prä- 
missen verhaftet bleibt. 

Die Traditionen, die Giddens zur Reformulierung der Soziatheorie unter 
dem Gesichtspunkt einer adäquaten Berücksichtigung staatlicher Macht 
anführt, sind nicht leicht auf einen Nenner zu bringen. Wichtige Quellen 
sind für ihn zunächst die Analysen von Weber und Hintze. Webers allge- 
meine Definition des Staates, die sich auf die Elemente der Monopolisie- 
rung der legitimen Gewaltsamkeit und der Gebietsherrschaft bezieht, ist 
erst unter modernen Bedingungen voll gültig. Otto Hintze, der in der 
deutschen Geschichtswissenschaft der Jahrhundertwende als einer der er- 
sten eine Verbindung von Soziologie und Geschichte anstrebte, hat her- 
vorgehoben, welche Bedeutung die äußeren Verhältnisse der Staatenbil- 
dung auf die Staatsverfassungen besitzen. Foucault entlehnt Giddens das 
Konzept der Disziplinarmacht, mit dem er die gesellschaftsumfassenden 
Überwachungsprozeduren begreifen will, die mit weichen Kontrollen die 
staatlich-manifeste Gewalt nach innen substituieren. Auch Motive der 
Theorie des nation-buildung von K.W. Deutsch fließen in die Argumen- 
tation ein und scheinen den Blick auf die Bedeutung von Information, 
Kommunikation und Transport als wesentlichen Medien der politischen 
Integration zu richten. Die Anregungen recht heterogener Traditionen 
verknüpft Giddens zu einer historisch-komparativen Analyse staatlicher 
Organisationsstrukturen, die unter Rückgriff auf die Theorie der Struktu- 
rierung ausformuliert wird. Diese versucht, den Begriff der Struktur mit 


2 Zum zeitgeschichtlichen Index soziologischer Kategorien am Beispiel der Modernisie- 
rungstheorie s. Klaus Müller 1992. 
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dem eines aktiven Handlungssubjekts zusammenzubringen. Struktur ist 
dabei sowohl Medium wie Resultat sozialen Handelns, d.h. sie kommt 
sowohl als Beschränkung wie als Ermöglichungsmoment sozialen Han- 
delns ın den Blick. Strukturen umfassen dabei Regeln und Ressourcen, 
welche zwar nicht automatisch, aber insofern zur Reproduktion sozialer 
Systeme beitragen, wie sie durch aktive Handlungssubjekte ins Spiel ge- 
bracht werden. Die Prozesse einer so verstandenen Strukturierung schlie- 
ßen in allen Fällen drei Komponenten ein: Ausübung von Macht, Kom- 
munikation von Bedeutung und die Dimension der Legitimation (Giddens 
1988, 51 ff.). 

Zentrale Bedeutung besitzt für Giddens' die Analyse von Macht. Auf 
elementarer Ebene ist damit nicht eine Hierarchie zwischen sozialen Ak- 
teuren, sondern die gestaltende Kapazität des menschlichen Handelns ge- 
meint. Macht ist also logisch mit Handeln verbunden. So verstanden, läßt 
sie sich auf dieser Ebene nicht kritisieren. Gleichzeitig wird der Machtbe- 
griff mit dem Ressourcenbegriff verknüpft. Giddens unterscheidet zwi- 
schen allokativen und autoritativen Ressourcen, die sich vereinfachend als 
ökonomische und politische Machtmittel verstehen lassen. Erst auf der 
Ebene ihrer institutionellen Vermittlung kann Macht zum Gegenstand 
kritischer Gesellschaftstheorie werden, weil hier asymmetrische soziale 
Beziehungen von Akteuren durch die ungleiche Verteilung der Zugriffs- 
möglichkeiten auf allokative und autoritative Ressourcen eine Rolle spie- 
len. Ein so gefaßter Machtbegriff vermeidet, Macht nur als einsinnige 
Beziehung von Machtbesitzer und Machtunterworfenem zu begreifen. 
Auch die der Macht unterworfenen Akteure verfügen je nach Reichweite 
der mobilisierbaren Ressourcen über Möglichkeiten der Gegenstrategien. 
Das Spiel von Kontrollstrategien und Gegenstrategien faßt Giddens unter 
den Begriff der »Dialektik der Kontrolle« (Giddens 1985, 7 ff.). 


2. Nationalstaat, Nation und Nationalismus 


Giddens' Konzeption des Nationalstaates hebt sich von einer Vorstellung 
ab, die normalerweise die sozial- und politikwissenschaftlichen wie histo- 
riographischen Analysen bestimmt. Diese begreifen den Nationalstaat von 
seinen kulturellen und sozio-politischen Voraussetzungen her. Zwei Tra- 
ditionen sind für das Verständnis von Nation und Nationailstaat folgen- 
reich gewesen.3 In der subjektivistischen Tradition der durch demokrati- 


3 Siehe ausführlich zu den unterschiedlichen Traditionen des Verständnisses von Nation 
und Nationalismus Theodor Schieder 1984, 120 ff. und H.A. Winkler 1984, 7 ff. 
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sche Revolutionen bestimmten westeuropäischen und nordamerikanischen 
Staaten wird die Nation als politische Willensgemeinschaft begriffen, die 
sich selbst eine politische Verfassung gibt. Zu ihr gehören alle, die an der 
Konstitution einer politischen Gemeinschaft beteiligt sind. In den Worten 
des Abb& Sieyes: Eine Nation ist »eine Gesamtheit von vereinigten Indi- 
viduen, die unter einem gemeinsamen Gesetz stehen und durch dieselbe 
gesetzgebende Versammlung vertreten sind« (zit. nach Schieder 1984, 
122). Entgegen diesem Verständnis von Nation als Staatsbügerschaft hat 
die mittel- und osteuropäische Tradition eine objektivistische Auffassung 
geprägt. Diese geht von einer gewissermaßen vorpolitischen Substanz na- 
tionaler Identität aus, die in gemeinsamer Sprache, Kultur und Geschichte 
ihr Fundament besitzt. Der Nationalstaat ist der institutionelle Rahmen, 
in dem eine Nation ihre Eigenständigkeit und Einheit in eine politische 
Form bringt. Beide Auffassungen teilen aber noch die Voraussetzung, das 
Verhältnis von Nation und Staat von unten nach oben zu konzipieren; die 
politisch-staatliche Einheit wird entweder von einer präsozialen Substanz 
oder von einem politischen Willensakt her gedacht. 

Giddens’ Ansatz liegt auf einer Linie mit verschiedenen neueren Untersu- 
chungen (Hobsbawm 1991; Anderson, 1988), die diesen Interpretationen 
gegenüber den artifiziellen und produzierten Charakter von Nation und 
Nationalität hervorgehoben haben. Er unterscheidet sich jedoch von ihnen 
durch eine stärkere Gewichtung der Autonomie der politisch-staatlichen 
Machtstrukturen, die an diesem Prozess formend beteiligt sind. So defi- 
niert er die Elemente nationalstaatlicher Verfassung folgendermaßen: 
»The nation-state, which exists in a complex of other nation-states, ıs a 
set of institutional forms of gouvernance maintaining an administrative 
monopoly over a given territory with demarcated boundaries, its rule be- 
eing sanctioned by law and direkt control of the means of internal and 
external violence« (Giddens 1987, 171). Historisch entwickelt sich der 
Nationalstaat aus dem Machtgefüge des Absolutismus, mit dem zum er- 
stenmal ein stabiles Niveau der Zentralisierung politischer Macht- und 
Gewaltmittel und ein internationales Staatensystem etabliert wird. Das 
Fehlen eines einheitlichen Imperiums und die plurale politische Macht- 
struktur in Europa stellen darüberhinaus eine wesentliche Vorausetzung 
für die Entwicklung der modernen kapitalistischen Marktökonomien dar.4 
Der Nationalstaat existiert von Anfang an in einem System von National- 
staaten. Damit wird die Vorstellung abgewiesen, daß als theoretisch kon- 
stitutiv allein die innergesellschaftliche Relation von Sozialstruktur und 


4 Siehe zum Zusammenhang von politischem Piuralismus, kulturelier Homogenität und 
kapitalisticher Entwicklung auch Hall 1988 und Ashworth/Dandeker 1987. 
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politischer Herrschaft zu gelten habe, zu der gewissermaßen erst nach- 
träglich die zwischengesellschaftlichen Beziehungen träten, die dann wis- 
senschaftlich separiert als »Außenpolitik« oder »Theorie internationaler 
Beziehungen« zu bearbeiten wären. Die externe Relation von Beziehung 
zwischen Staaten und die interne Relation von Sozialstruktur und Staat 
sind demzufolge gleichursprünglich. Die äußeren Beziehungen sind we- 
sentlich durch Machtkonkurrenz und Chance zur Anwendung militäri- 
scher Gewaltmittel bestimmt.5 Insoweit der Nationalstaat ein Verwal- 
tungs- und Gewaltmonopol über ein Territorium mit klar definierten 
Grenzen aufrechterhält, kann Giddens von einer im Normalfall weitge- 
henden internen Pazifizierung dieser Gesellschaften sprechen, die die 
Ausdifferenzierung zwischen polizeilicher und militärischer Gewalt vor- 
aussetzt. Innerhalb der »Gebietsherrschaft« ist Herrschaft durch rechtliche 
Regeln abgesichert, denen mit Sanktionsgewalt Geltung verschafft werden 
kann. Das administrative Monopol schließt Mechanismen der Überwa- 
chung und Kontrolle über das Herrschaftsgebiet und die unterworfene Be- 
völkerung ein - Überwachungsaktivitäten, die zum großen Teil auf doku- 
mentarischer Praxis und Informationsbeschaffung beruhen, wie auch auf 
der faktischen Vereinheitlichung des Herrschaftsgebiets. So gesehen stellt 
sich die Nation nicht als eine ethnisch-kulturelle Substanz oder Willensge- 
meinschaft dar, sondern als das Resultat der Vereinheitlichung politischer 
Herrschaftsgebilde, die selbst wiederum in der internationalen Machtkon- 
kurrenz ihren Antrieb findet (Giddens 1985, 116 ff.). Die Identität der 
Nation wird wesentlich durch die administrativen Integrationsmechanis- 
men gestiftet, die im Grenzfall aus relativ heterogenen, durch ethnische, 
lokale, kulturelle und soziale Differenzen bestimmten sozialen Gebilden 
erst eine faktische Einheit herstellen.6 

Nationalismus begreift Giddens dagegen als eine Form kollektiver Iden- 
tität, die sich primär sozialpsychologisch bestimmen läßt: »...the affılıa- 
tion of individuals to a set of symbols and beliefs emphasizing communa- 
lity among members of a political order« (Giddens 1985, 116). Sozialge- 
schichtlich erklärt sich die Entstehung des Nationalismus primär durch 
das Zerfallen der kommunalen und lokalen, traditionell religiös bestimm- 
ten Formen kollektiver Identitätsmuster, die in der modernen Gesellschaft 
nicht mehr als übergreifendes sicherheitsstiftes Sinngebilde reproduziert 
werden können. 


Auf den Zusammenhang zwischen der »äußeren Form der Staaten« und der internen 
Struktur politischer Gebilde verweist schon Otto Hintze 1970, 34 ff. 

»Die Nationalität der europäischen Kulturvölker hat sich in diesem Prozeß erst allmäh- 
lich herausgebildet; sie ist keine ursprüngliche Naturtatsache, sondern gewissermaßen 
selbst erst ein Produkt der Staatenbildung.« (Hintze 1970, 36) 
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Daß Giddens der Behandlung des Nationalismus in seiner Analyse nur 
wenig Beachtung schenkt, erklärt sich in erster Linie daraus, daß ihrzu- 
folge der Nationalstaat nicht auf der 'Nation’ oder dem Nationalimus auf- 
ruht. Natürlich bestreitet er nicht die Bedeutung nationalistischer Bewe- 
gungen, die von politischen Eliten für machtpolitische Ziele instrumenta- 
lisiert werden; nur ist der Nationalismus eben nicht fundamental für das, 
was einen »Nationalstaat« als integriertes Machtgebilde auszeichnet. 
Gleichwohl vermißt man bei Giddens die Frage, welche Rolle der Natio- 
nalismus im Kräftefeld der Bildung des modernen Nationalstaates spielt. 
Eine Berücksichtigung des Nationalismus als einer sozialen Bewegung, 
die zugleich »von unten« wächst und politische Forderungen artikuliert, 
hätte seinem Erklärungsansatz, der die staatlichen Entscheidungsstruktu- 
ren für ausschlaggebend hält, einen präziseren Zuschnitt verliehen.? 

Der Nationalstaat stellt ein staatliches Machtgebilde dar, das gewisserma- 
Ben oberhalb konkreter politischer Ordnungsformen wie demokratischer, 
autoritärer oder totalitärer Herrschaft liegt. Giddens kann seinen spezifi- 
schen Charakter durch Anwendung von Kategorien seiner Machttheorie 
erläutern. Dabei bezieht sich scope of rule auf die Fähigkeit der Inhaber 
von Herrschaftspositionen, ausgedehnte Räume zu kontrollieren, während 
intensity of rule die Fähigkeit meint, über Sanktionen Folgebereitschaft 
sicherzustellen (Giddens 1985, 10; 35 ff.). Das geschichtlich neue Niveau 
gesellschaftlicher Integration, das mit dem Nationalstaat erreicht wird, 
tritt in der Absetzung vom Integrationsmuster traditioneller Imperien her- 
vor. Diese sind segmentären Charakters. Herrschaftskultur und Alltags- 
kultur der Herrschaftsunterworfenen fallen weitgehend auseinander. 
Ebenso gibt es keine durchgängige Vereinheitlichung des Herrschaftsge- 
biets. Dies hängt vor allem mit den nur schwach entwickelten Kontroll- 
und Herrschaftsmitteln zusammen, dıe zwar eine Konzentration und in- 
tensive Anwendung von Macht in den städtischen Herrschaftszentren er- 
lauben, aber nicht in der Lage sind, daß gesamte Herrschaftsgebiet exten- 
siv und zugleich intensiv zu überwachen. Die administrative Reichweite 
der Macht ist gering, und traditionale Staaten zeichnen sich dadurch aus, 
daß sie keine im modernen Sinne festgelegten Territorialgrenzen, sondern 
bewegliche »frontiers« besitzen. Traditionelle Staaten werden daüber- 
hinaus nicht »regiert«, denn ein kontinuierliches und effektives Handeln 
einer politischen Instanz über ein umgrenztes Gebiet hinweg existiert 
nicht. Weil effektive administrative Kontrollmechnanismen fehlen, ıst 
auch die sporadische Anwendung militärischer Gewalt ein wesentliches 


7 Eine Brücksichtigung des Nationalismus »von unten« findet sich in der Analyse von E. 
Hobsbawm 1991, 59 ff. 
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»inneres Auskunftsmittel« der Herrschaft und zur Systemintegration tradi- 
tionaler Gesellschaften von elementarer Bedeutung. 


3. Mechanismen der Integration 


Die zentrale These, daß die Nation wesentlich ein Produkt staatlicher 
Machtpraktiken sei, könnte nun dem Mißverständnis Vorschub leisten, 
daß in Giddens Verständnis eine zentrale politische Macht, ausgestattet 
mit einem einheitlichen Herrschaftswillen, despotisch die Gesellschaft aus 
sich hervorbringe oder steuere. Im Zentrum des analytischen Blickfelds 
steht aber nicht ein monolithischer staatlicher Akteur, sondern eher ein 
Netz organisatorischer Strukturen. Für diesen Machttypus hat Michael 
Mann den Terminus »infrastrukturelle Macht« geprägt (Mann 1988, 5 
ff.). Er bezeichnet die Fähigkeit moderner Staaten, soziale Zusammen- 
hänge zu durchdringen, politische Regelungen zu implementieren und 
Aktivitäten zentral zu koordinieren. Von diesem Machtypus ist die »de- 
spotische Macht« abzuheben, die auf die direkte Herrschaft einer politi- 
schen Elite über die Aktivitäten der Gesellschaft bezogen ist. Die Verein- 
heitlichung eines sozial durchaus heterogenen Gebildes zur Nation ist so- 
mit eher das indirekte Resultat der Ausdehnung staatlich-administrativer 
Machtapparate, der Durchdringung der Gesellschaft mit homogenisieren- 
den Praktiken und informationellen Kontrollmöglichkeiten. Diese stehen 
sicher in einem Bezug zum Interesse politischer Machthaber an der Aus- 
dehnung der Verfügungsmöglichkeiten über allokative und autoritative 
Ressourcen, ein Interesse, welches selbst wesentlich durch die Dynamik 
der Machtkonkurrenz eines Staatensystems determiniert wird. Gleichwohl 
steuern sie die enstehende Gesellschaft nicht in dem Sinne, daß sie will- 
kürlich und voraussetzungslos über soziale und ökonomische Verhältnisse 
politisch disponieren könnten. Insofern treffen Vorwürfe des »Politizis- 
mus« oder der Überschätzung der staatlichen Eingriffskapazitäten die von 
Giddens und Mann vertretene Position nicht. 

Zu klären bleibt noch die Frage, über welche Mechanismen die heteroge- 
nen sozialen Verhältnisse zur Form der Nation integriert werden. 
Zunächst bestreitet Giddens nicht, daß Kapitalismus und Industrialismus 
wichtige Vereinheitlichungssgeneratoren für die moderne Geseilschaft 
darstellen. Die Entstehung einer auf Warenproduktion und Tausch beru- 
henden Ökonomie legt aus eigener Dynamik eine Tendenz zum Abbau re- 
gionaler Unterschiede, hoheitlicher Sonderrechte und von abgeschlosse- 
nen Wirtschaftsräumen frei. Des weiteren stellen die Entstehung von 
Schrift und Buchdruck wesentliche Bedingungen zur Durchsetzung von 
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Amts- und Offizialsprachen dar, die erst einen durchgängigen Kommuni- 
katıonsraum schaffen. Gleichwohl sind die autoritativen Ressourcen, 
denen Giddens schon bei der Durchsetzung der modernen Geselischaft 
einen herausragenden Stellenwert zugesprochen hatte, auch für die interne 
Strukturierung der modernen Geseilschaft entscheidend. 

Schon die Entstehung der Schrift verweist in den Hochkulturen auf ihre 
Abhängigkeit von staatlichen Bürokratien, die sie vornehmlich zu Ver- 
waltungszwecken entwickeln. Auch die Durchsetzung von Nationalspra- 
chen ist weniger ein naturwüchsiger Prozess, als vielmehr Resultat politi- 
scher Festsetzungen, die später durch die Einführung von Volksschulen 
und der allgemeinen Schulpflicht flankiert wird. Selbst in den klassischen 
Ländern der Nationalstaatsbildung wie Frankreich, bei denen man geneigt 
ist, von einer Kongruenz von »Nation« und »Staat« auszugehen, erweist 
sich im historischen Rückblick die Einheitlichkeit der Sprache als Schöp- 
fung staatlicher Dekrete. Zu den genuin staatlichen Bereichen mit großem 
Einfluß auf die Formung der Gesellschaft gehören die Prozesse der ver- 
waltungstechnischen Homogenisierung, der Institutionalisierung eines 
Rechtssystems und von Rechtsansprüchen, die an die Staatsbürgerposition 
gebunden sind, der Festsetzung eines umfassenden Steuersystems, der 
Einrichtung stehender Heere und der Einführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht. Weiterhin von Bedeutung ist die staatliche Sicherung eines Geld- 
systems, die Ausdehnung und Vereinheitlichung von Transport und Ver- 
kehr, Informationserhebung und -speicherung durch Verwaltungsapparate 
und dadurch ermöglichte Praxen der Überwachung und Kontrolle und 
eine reflexive Informationsverwertung, die durch die entstehenden Sozi- 
alwissenschaften ermöglicht werden. An diesen Beispielen wird deutlich, 
daß auch die rechtsstaatlichen Partizipations- und wohlfahrtsstaatlichen 
Teilhaberechte primär auf den Rahmen nationalstaatlicher Verfassung zu- 
geschnitten sind und in besonderer Weise die Nation zu einer politischen 
Gemeinschaft zusammenfügen. 

Für die Beschreibung dieser Prozesse ist die Kategorie der surveillence 
(Überwachung) konstitutiv. Es wäre gleichwohl verfehlt, Überwachung 
primär als repressiv zu verstehen; eher ist sie als eine weiche und flie- 
Bende Macht der Kontrolle und Regelung und, ähnlich der Foucaultschen 
Auffassung, als »produktiv« vorgestellt. Allerdings scheinen die unaus- 
getragenen Implikationen und normativen Voraussetzungen der verschie- 
denen Interpretationsprämissen: die Foucault'sche Disziplinarmacht einer- 
seits und die modernisierungstheoretische Integration und Penetration ei- 
nes Territoriums andererseits, bei Giddens zu einem merkwürdigen 
Schwanken zwischen einer positiven Bewertung der Mobilisierungsfähig- 
keit für kollektive Ziele und dem Schrecken vor der Ausdehnung von 
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Kontrollchancen zu führen. Als Schwachstelle bleibt schon hier der Um- 
stand zu vermerken, daß Giddens im Rahmen seiner strukturellen Analyse 
nicht auf die politischen Akteure, die sozialen Trägerschichten oder poli- 
tische Elitegruppen eingeht. Sowohl die Zusammensetzung der Staatselite 
wie auch deren Verhältnis zu den strategischen sozialen Eliten ist jedoch 
für die jeweilige Ausformung eines nationalstaatlichen Gebildes von ent- 
scheidender Bedeutung.8 

Auf empirischer Ebene stellt sich das Problem, ob diese Kriterien zur Be- 
schreibung der Vereinheitlichung zur Nation ausreichen. Giddens' These 
scheint in einem hohen Maße für die historischen Fälle plausibel, in 
denen der Staatsbildungsprozess zu einem sehr frühen Zeitpunkt einsetzte. 
Dies trifft etwa für England, Frankreich, Schweden und Portugal zu 
(Alter 1985, 27). Auch bei den Gesellschaften, die im 19. Jhdt. noch 
nicht auf eine klare politisch-staatliche Einheit rekurrieren konnten, für 
die deshalb das objektivistische Nationenverständnis tragend wurde und 
in denen die vorstaatlichen Nationalbewegungen wesentlich an der For- 
mung des modernen Staates beteiligt waren, erweist sich die Identität von 
»Nation« und »Staat« als Konstrukt. So war etwa die kleindeutsche Lö- 
sung des Deutschen Kaiserreichs von 1871 wesentlich ein Resultat des 
preußischen Obrigkeitsstaates, für den die Ziele der nationalen Eini- 
gungsbewegung zwar in einem instrumentellen Sinne bedeutsam war, der 
aber selbst nicht »nationale«, sondern dynastische Interessen verfolgte. In 
ähnlicher Weise wurde in Italien unter der Führung des Herrscherhauses 
Piemont-Sardinien die nationale Einigung hergestellt, ohne auf eine schon 
vorhandene Nationsbildung rekurrieren zu können. »Nach der geglückten 
Gründung des italienischen Nationalstaates 1861 soll der frühere pie- 
montesische Ministerpräsident Massimo d'Azeglio vor allem mit Blick 
auf den Nord-Süd- Gegensatz innerhalb Italiens bemerkt haben: "Wir ha- 
ben Italien geschaffen, nun müssen wir Italiener schaffen.'« (Alter 1985, 
28). Insofern wird die Unterscheidung von »echten« und »unechten« Na- 
tionalstaaten zurecht als Fiktion entlarvt. Schwieriger sind die Fälle Ost- 
und Mittelosteuropas einzuschätzen. Jugoslawien und die frühere UdSSR 
zeigen ja, daß auch eine administrative Vereinheitlichungspraxis nicht auf 
Dauer Bestand haben muß oder jenes Maß an Integration, das für eine 
konsolidierte nationalstaatliche Machtfiguration konstitutiv ist, gar nicht 


Interessante Parallelen ergeben sich zu der Analyse, die E. Balibar unter dem Stich- 
wort der »Territorialisierung« durchführt. Die politische Herstellung einer »Nation- 
Form« und die Prozesse nationalstaatlicher Homogenisierung im Rahmen kapitalisti- 
scher Klassengesellschaften werden allerdings funktionalistisch auf Durchsetzungser- 
fordernisse der kapitalistischen Produktionsweise zurückbezogen (Balibar 1990, 108 


ff.). 
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erst erreicht. Von diesen Fällen aus wäre zu fragen, ob Giddens nicht die 
Prozesse des »State-Building« und »Nation-Buildung« zu nahe aneinander- 
rückt. Die Dimension des Staatsbildungsprozesses wird von ihm in bein- 
druckender Klarheit vorgeführt, die Nationsbildung selbst, so künstlich 
sie ım Hinblick auf ethnische Gruppen auch sein mag, muß gleichwohl 
auch auf Ressourcen rekurrieren, die ein staatliches Machtgebilde nicht 
vollständig selbst erzeugen kann.? 

In Giddens' Theorie wird das zur Nation, was innerhalb der Staatstheorie 
»Staatsvolk« heißt: die herrschaftsunterworfene Bevölkerung, die einem 
Regime untersteht und den selben Homogenisierungsleistungen unterwor- 
fen ist, versteht sich zunehmend auch faktisch als Einheit. Erst daraus re- 
sultiert, so kann man Giddens verstehen, die Nation als sich selbst identi- 
fizierende imaginäre Gemeinschaft. Um diese These auszuführen, hätte 
sich Giddens jedoch weitaus stärker auf die Dynamik von staatlicher For- 
mung und das Zusammenspiel der sozialen Kräften einlassen müssen. 
Denn um die Konstitution einer Gesellschaft verständlich zu machen, 
wäre erst aufzuzeigen, wie die gewissermaßen staatlich-fremdverfügte 
Identität auch sozial »angenommen« wird. 


Giddens’ Analyse zielt nun nicht nur auf den Aspekt der staatlichen Er- 
zeugung von Nation, sie schließt auch die Kritik an einem in der soziolo- 
gischen Theorie als unproblematisch unterstellten Gesellschaftsbegriff 
ein. Giddens bezweifelt mit verschiedenen Autoren die Tragfähigkeit ei- 
nes Gesellschaftsbegriffs, der auf die universale Komponente einer wie 
immer definierten Geschlossenheit zielt.10 »Der Begriff der Gesellschaft 
besitzt eine natürliche Bedeutung, auf die ich mich stütze - er bezeichnet 
ein begrenztes System und die soziale Vereinigung im allgemeinen. Die 
Betonung der Regionalisierung hilft, uns daran zu erinnern, daß der Grad 
der 'Systemhaftigkeit' in sozialen Systemen äußerst variabel ist und daß 
"Gesellschaften’ selten leicht angebbare Grenzen besitzen - zumindest bis 
zum Beginn der modernen Welt der Nationalstaaten« (Giddens 1988, 40). 
Insofern erhält die »Konstitution der Gesellschaft« - so der Titel von Gid- 
dens’ anspruchsvollem, aber analytisch-formal bleibendem grundlagen- 
theoretischen Programm,i1 ihre materıale und gehaltvollere Fundierung in 


9 Kritische Ausführungen zu den Problemen der staaiszentrierien Ansätze zur Erklärung 


von nation-building finden sich bei Anthony D. Smith 1989, 228 ff. 

Michael Mann hat in seiner historisch-soziologischen Studie zur Geschichte der Macht 
auf den Umstand verwiesen, daß Gesellschaften nicht einfach mit Systemen 
identifiziert werden können. »Societies are constituted of multiple overlapping and 
intersecting sociospatial networks of power ... Societies are not unitary. They are not 
social sytems (closed ore open); they are not totalities.« (Mann 1985, 1) 

{1 Siehe zu den Problemen dieses Ansatzes die Kritik von Heide Gerstenberger 1988. 
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der Analyse des Nationalstaates. Erst der vom Nationalstaat geschaffene 
soziale Zusammenhang enthält die Elemente einer funktionalen Vernet- 
zung, kommunikativen Dichte und eines institutionellen Zusammenhalts, 
die uns die Vorstellung eines klar umgrenzten »sozialen Systems« nahele- 
gen. Giddens hebt den schlichten Umstand ins Bewußtsein soziologischer 
Reflexion, daß wir zumeist vom Modell nationalstaatlich verfaßter Ge- 
sellschaften ausgehen. Insofern hält er auch die Rede von »der« kapitali- 
stischen Gesellschaft für problematisch, denn die ökonomischen Produk- 
tions- und Marktbeziehungen des Kapitalismus greifen weit in ein Welt- 
system aus, das eher ein Netz ökonomisch-funktionaler Abhängigkeiten 
mit unterschiedlichen Verdichtungen, Zentren und Rändern bildet. Diese 
Abhängigkeiten allein schaffen jedoch noch keine Gesellschaft. »'Capita- 
list society’ is a 'society' only because it is also a nation-state, having de- 
limited borders, which mark off its souvereignty from that claimed by 
other nation-states« (Giddens 1985, 141). 


4. Nationalstaat, Kapitalısmus und Demokratie 


Die Merkmale der kapitalistischen Gesellschaft werden von Giddens in 
enger Anlehnung an den historischen Materialismus gefaßt (Giddens 
1985, 135). Sie beruht auf einem ökonomischen System, das durch den 
Investitions-Profit-Reinvestitionszyklus und die Ausnutzung warenförmi- 
ger Arbeitskraft bekennzeichnet ist. Für Gesellschaften mit kapitalisti- 
scher Wirtschaft ist weiterhin eine Abtrennung der ökonomischen von der 
politischen Sphäre kennzeichnend, wobei die Autonomie des Staates in 
dieser Hinsicht durch den kapitalistischen Akkumulationsprozess und die 
Möglichkeit der Abschöpfung von Steuern strukturell begrenzt wird. Ka- 
pitalistische Gesellschaften zeichnen sich weiterhin dadurch aus, daß die 
sozialen Klassen von Lohnarbeit und Kapital in einer direkt reziproken 
Beziehung stehen. Anders als in traditionalen Gesellschaften, in denen die 
Produzenten im Besitz der Produktionsmittel sind, strukturieren Herr- 
schaftsbeziehungen unmittelbar den Arbeitsprozess. Durch den Zwang zu 
einer beständigen Kooperation kommt es überhaupt erst zu einem endemi- 
schen Konflikt zwischen den Klassen. 

Der moderne Kapitalismus fällt in seiner entwickelten Phase nicht nur 
empirisch-historisch mit der Herausbildung des Nationalstaats zusammen. 
Die interne Verknüpfung von Kapitalismus und Nationalstaat sieht Gid- 
dens darin, daß erst mit dem Übergang zur modernen Gesellschaft die 
Gewalt aus den Produktionsbeziehungen vollständig ausgeschlossen und 
in den politischen Institutionen zentralisiert wird. Der damit einherge- 
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hende Kontrollverlust wird durch eine Verdopplung von bürokratischen 
Überwachungsmechanismen kompensiert: Auf der Ebene des Arbeitspro- 
zesses bilden sich Kontrollagenturen in Form des Managments, auf der 
Ebene des Staates werden administrative Überwachungsinstanzen einge- 
richtet. Für die modernen Gesellschaften gilt überdies, daß der Kapitalis- 
mus als weltumspannendes Produktions- und Austauschsystem nicht mehr 
durch den Umfang politischer Herrschaftsstrukturen begrenzt wird. Die- 
ser Umstand war für Giddens, wie wir oben sahen, ja gerade der Grund 
dafür, den Kapitalismus für sich noch nicht als die entscheidende gesell- 
schaftsbildende Kraft zu begreifen. Wird damit von der genetischen Seite 
her die Verbindung von Nationalstaat und Kapitalismus in einer nichtre- 
duktionistischen Weise reformuliert, findet sie andererseits ın Giddens’ 
Analyse hinsichtlich gesellschaftsinterner Interferenzen doch wenig Be- 
achtung. Inwieweit die politische Handlungsdynamik nationalstaatlicher 
Machteinheiten auch von gesellschaftsinternen Konfliktkonstellationen 
und Modernisierungsblockaden abhängt, wie sie sich in den überschnei- 
denden Konfliktlinien verschiedener Klassen etwa im Deutschen Kaiser- 
reich feststellen lassen, muß auch für eine Konzeption, die der 
Eigendynamik staatlicher Machtkonkurrenz einen entscheidenden Rang 
einräumt, eine empirisch offene Frage bleiben. 

Obwohl Giddens den Nationalstaat zunächst als einen »Machtbehälter« 
("power-container') bestimmt, der oberhalb konkreter politischer Ord- 
nungsformen liegt, nimmt er dennoch eine interne Verknüpfung mit de- 
mokratischen Strukturen an. Im Anschluß an Lindbloms Begriff der Poly- 
archie interpretiert Giddens die demokratische Partizipation als asymme- 
trischen Pluralismus, d.h. als Kampf einer Vielzahl von mit unterschiedli- 
cher Macht ausgestatteten sozialen Gruppen um Einfluß.12 

Die immanente Verknüpfung von Nationalstaat und Demokratie ergibt 
sich daraus, daß im modernen Staat der unmittelbaren Gewaltausübung 
nach innen weitaus weniger Bedeutung als in tradıtionalen Gesellschaften 
zukommt. Administrative Gewalt hängt zu großen Teilen von der Mobili- 
sierung von Aktivitäten durch die Ausdehnung der Übrerwachungsakti- 
vitäten ab, und dies erhöht die wechselseitigen Beziehungen zwischen den 
Regierenden und den Regierten. »The more reciprocity is involved, the 
greater the possibilities the dialectic of controll offers subordinate groups 


12 Wahlsysteme, formale politische Gleichheit der Stimmen, politische Arenen und Beru- 
fungsinstanzen vermitteln die demokratische Politik. 'Courts of appeal' meint nicht nur 
Parlamente, Gerichtshöfe etc., sondern alle Arenen, wo Auseinandersetzungen über 
politische Entscheidungen geführt werden. Der Begriff Polyarchie ist dabei nicht auf 
liberale Demokratien beschränkt, so daß er verschiedene Formen der politischen Herr- 
schaft innerhalb des »Systems« von Nationalstaaten meinen kann. 


Von der »Entzauberung des Staates« zur »Wiederkehr des Leviathan«? 277 


to influence the rulers. I take this to be the 'structural backdrop' against 
which polyarchy develops, first of all in the shadow of the absolutist state 
and then more openly and directly in the course of the transition to the 
nation-state« (Giddens 1985, 202). Insofern stellen sich die politischen 
und sozialen Bürgerschaftsrechte als Kehrseite der zunehmenden »wei- 
chen« Kontrollstrategien des modemen Staates dar. 

Diese »realistische« Demokratieinterpretation hat gewiß den Vorzug, 
nicht normativ die demokratischen Herrschaftsformen zu idealisieren. Sie 
enthält jedoch eine Schwierigkeit, die sich schon bei der Behandlung des 
Nationalimus geltend gemacht hatte: Demokratie wird ausschließlich in 
einer vertikalen Beziehung von staatlicher Macht und herrschaftsunter- 
worfener Bevölkerung gefaßt. Sowohl die sozialen Gruppen, Klassen und 
Schichten sowie die politischen Bewegungen, die: Partizipationsforderun- 
gen geltend machen, wie überhaupt die horizontal verlaufenden sozialen 
Prozesse der Bildung demokratischer Institutionen aber werden ausge- 
blendet.13 Insofern bleibt der Demokratiebegriff defizitär. 


5. Nationalstaat und internationale Ordnung 


Giddens weist darauf hin, daß sich nach dem Zweiten Weltkrieg mit der 
Phase der Entkolonialisierung das Prinzip nationalstaatlicher Souveränität 
weltweit verallgemeinert hat, mit der Folge einer Anarchie konkurrieren- 
der Machteinheiten auf der Ebene der internationalen Ordnung. Dieses 
nationalstaatliche Machtsystem entwickelt sich parallel zum kapitalisti- 
schen Weltsystem, ohne daß es auf die Dynamiken des letzteren zurück- 
geführt werden könnte. 

Nun ist gerade in der gegenwärtigen Diskussion die Tragfähigkeit des 
Nationalstaatsprinzips bezweifelt worden. Einmal wird angenommen, daß 
es aufgrund der wachsenden Verdichtung wirtschaftlicher und politischer 
Beziehungen zu immer stärkeren Interdependenzen zwischen den einzel- 
nen Ländern kommt, die die einzelstaatliche Souveränität grundlegend 
einschränken. Innerhalb der Grenzen des Nationalstaates können seine hi- 
storischen Funktionen, die Gewährleistung militärischer Sicherheit und 
ökonomischen Fortschritts, nicht mehr erfüllt werden (Czempiel 1987). 
Eine andere Position rückt die Probleme der »Risikogeseilschaft« in den 
Mittelpunkt, da aufgrund ökologischer Katastrophen oder Gefährdungen 
nationale Grenzen bedeutungslos werden. Einerseits sind die Gefährdun- 


13 Siehe zur Analyse der sozialen und kulturellen Dimension von Demokratie den Sam- 
melband von Ulrich Rödel (Hrsg.) 1990. 
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gen schon heute international, andererseits lassen sie sich auch nur durch 
transnationale oder wenigsten internationale Politiken beheben (Beck 
1986, 48 ff.). Im Rahmen der Soziologie schließlich ist die These von der 
Weltgesellschaft am prägnantesten im Systemfunktionalismus ausformu- 
liert worden. Für Luhmann ist Gesellschaft per se Weltgesellschaft. »Ge- 
sellschaft ist danach das umfassendste Sozialsystem, das alles Soziale in 
sich einschließt und infolgedessen keine soziale Umwelt kennt... Gesell- 
schaft betreibt Kommunikation, und was immer Kommunikation betreibt, 
ist Gesellschaft.« Damit ist klar: »Gesellschaft ist heute eindeutig Weltge- 
sellschaft - eindeutig jedenfalls dann, wenn man den hier vorgeschlagenen 
Begriff des Gesellschaftsbegriffs zugrundelegt« (Luhmann 1984, 
555/585). Nach Luhmann können staatlich verfaßte Einzelgesellschaften 
nicht mehr Grenzen für Funktionssysteme und Kommunikationen dar- 
stellen. 

Die Annahmen der Konzeptionen von Interdependenz, Risikogesellschaft 
und Weltgesellschaft erzeugen allerdings nur den Anschein einer notwen- 
digen Tendenz zur Aufhebung einzelstaatlicher Souveränität. Gegen die 
Interdependenzthese wird man festhalten müssen, daß der unterstellte Zu- 
sammenhang von zunehmender Verflechtung und Souveränitätsverlust 
nicht zwingend ist, denn es ist ja durchaus denkbar, daß staatliche Eigen- 
interessen auch unter den Bedingungen von Abhängigkeit verfolgt wer- 
den. Interdependenzen bilden dann den Hintergrund oder den realen Be- 
dingungszusammenhang, in dem gemäß nationalstaatlicher Interessen ge- 
handelt wird. Die Rede von der »Internationalisierung des Risikos« läßt 
außer acht, daß Regelungsanforderungen noch keineswegs identisch sind 
mit Lösungskapazitäten. Schließlich suggeriert die Vorstellung einer 
Weltgesellschaft, daß eine ähnliche soziale Kohärenz, wie sie für Staats- 
gesellschaften typisch ist, auch die Ebene internationaler Beziehungen be- 
stimme. Sie verdankt sich überdies keiner empirischen Analyse einer an- 
genommenen weltgesellschaftlichen Verflechtung, sondern wird definito- 
risch gesetzt. Das »internationale System« jedoch ist kein System im 
strikten Sinne, es besteht aus einer Vielzahl unterschiedlicher Akteure - 
und das heißt vor allem: Nationalstaaten; es kennt verschiedene Macht- 
zentren, Herrschaftsgefälle und differente Konfliktformationen und -kon- 
stellationen (Senghaas 1988). 

Durch diese Einwände ist die These von der struktureilen Dominanz des 
Nationalstaates noch nicht widerlegt. Vor einer schnellen Verabschiedung 
dieses Prinzips ist vielleicht ein Blick auf die Bedingungen lohnend, unter 
denen sich der Nationalstaat international zum umfassenden Ordnungs- 
prinzip entwickeln konnte. Giddens arbeitet drei Hauptkomponenten her- 
aus. Die erste Voraussetzung sieht er in der Verquickung von industriel- 
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ler und militärischer Macht. Der Industrialismus erweist sich so weniger 
als Medium einer friedensstiftenden Ordnung und des historischen Fort- 
schritts, als vielmehr eng verwoben mit der Erzeugung von Vernichtungs- 
kapazitäten, die zur Behauptung im staatlichen Konkurrenzkampf dienen. 
Denn die im Rahmen des Kapitalismus entfachte industrielle Produktion 
erlaubt eine Industrialisierung der Kriegsführung, die militärische Gewait 
in bisher unbekannter Weise freisetzt. Mit der Ausbreitung des National- 
staats außerhalb Europas in der Phase nach dem Zweiten Weltkrieg wird 
eine politische Struktur in Regionen exportiert, denen die europäischen 
Voraussetzungen der über historisch lange Prozesse verlaufenden Na- 
tionalstaatsbildung weitgehend fehlen. Durch den Export von Waffensy- 
stemen können Nationalstaaten zu Regionalmächten avancieren, die von 
ihren innergesellschaftlichen und technologischen Ressourcen her dazu ei- 
gentlich gar nicht in der Lage wären. Den zweiten Grund sieht Giddens in 
der oben dargestellten Ausdehnung und Konsolidierung der administrati- 
ven Macht des modernen Staates. Schließlich ist für die allgemeine Insti- 
tutionalisierung dieses Prinzips der Modus der internationalen Anerken- 
nung staatlicher Souveränität entscheidend. 

Zur weltweit bestimmenden Form der politischen Verfassung entwickelte 
sich der Nationalstaat erst nach dem Zweiten Weltkrieg durch die Ein- 
richtung eines Systems reflexiver Überwachung auf internationaler Ebe- 
ne. Der Völkerbund wie auch die Vereinten Nationen sind - weit davon 
entfernt, den Nationalstaat in eine Form des Weltstaates zu überführen - 
gerade die Mechanismen gewesen, über die sich die nationalstaatliche 
Verfassung als eine globale politische Form durchsetzen konnte. Denn 
erst in diesem Rahmen kam es zu einer international verbindlichen Aner- 
kennung der politischen Souveränität einzelner Staaten. Das Selbstbestim- 
mungsrecht der Nationen ist Ausdruck dieses Prozesses; es war sowohl 
für Woodrow Wilson wie für Lenin ein leitendes Prinzip, bezeichnender- 
weise nicht ohne auf die Legitimationsformel der »Nation« als Kriterium 
der Staatenbildung zu rekurrieren. Das einfache Bestehen internationaler 
Körperschaften widerspricht also nicht der Vorherrschaft nationaistaatli- 
cher Verfassung, sondern konsolidiert diese erst. In diesem Sinne tritt für 
Giddens ein politisches Konkurrenzsystem von Nationalstaaten als paral- 
lele Machtstruktur neben das kapitalistische Weltsystem, wobei zwischen 
dem formellen Prinzip der Souveränität von Staaten und den internationa- 
len Machtverhältnissen ein Spannungsverhältnis besteht. 

Diese Aspekte thematisiert er sowohl unter dem Gesichtspunkt ökonomi- 
scher Integrationsprozesse wie auch politisch-militärischer Bündnissy- 
steme und Konfliktlinien. So verweist er auf den stark heterogenen und 
zerklüfteten Charakter internationaler Beziehungen, die gekennzeichnet 
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sind von Hegemoniebestrebungen, geopolitischen Abhängigkeiten, Kon- 
fliktkonstellationen und Bündnisstrukturen. Diese Tendenzen lösen jedoch 
die nationalstaatliche Souveränität solange nicht auf, wie die Kriterien der 
Souveränität, zu denen die Verfügung über die Gewaltmittel, ein homo- 
gener Rechtsraum und Rechtsgehorsam, das sanktionsgestützte Einklagen- 
können von Rechten, die Geltung des Geldsystems, die Entscheidung 
über den Ausnahmefall und Steuerpflicht gehören, an den Rahmen eines 
staatlichen Geltungsbereichs gebunden sind. Die zu beobachtende Inter- 
dependenz ist in Giddens’ Sicht eher die Bedingung, unter der national- 
staatliche Interessen sich durchsetzen. Bündnisse, Verträge, Paktierungen 
jeder Art schränken zwar de facto den Handlungsspielraum staatlicher 
Akteure ein, ohne jedoch die Einzelstaaten als Entscheidungsinstanz 
aufzuheben. 


6. Die Macht des Staates und die Ohnmacht der Gesellschaft: 
Schwierigkeiten einer staatszentrierten Erklärung 


Es ist nicht verwunderlich, daß dieser anspruchsvolle Ansatz, der so ver- 
schiedene Themen der soziologischen Analyse anschneidet und verknüpft, 
eine Fülle kritischer Einwände provoziert hat. 

Von Seiten der marxistischen Theorie ist Giddens vorgehalten worden, 
daß er die direkte Auseinandersetzung mit marxistischen Staatstheorien zu 
stark zugunsten allgemeiner Einwände gegen Evolutionismus und Klas- 
sentheorie umgehe. Dies wirke sich auf bestimmte Teilbereiche der Ana- 
lyse nachteilig aus. Vor allem würden die Auswirkungen von sozialen 
Klassenspaltungen und Hegemonialkämpfen auf das politische System wie 
auch die Formierung von sozialen Interessen in politischen Verbänden 
und Parteien zu stark ausgeklammert. Darüberhinaus vernachlässige er 
fast vollständig die Dimension des Wohlfahrtsstaates (Jessop 1989, 103 
ff.). Autoren, die eher das Problem von Krieg und moderner Gesellschaft 
bearbeiten, haben bemängelt, daß Giddens die Industrialisierung der 
Kriegsführung und ihre Wirkung auf die Sozialstruktur zu wenig berück- 
sichtige (Shaw 1989, 129 ff.). David Held hat auf die Bedeutung von 
Bürgerrechten hingewiesen, die im Giddenschen Schema nur verkürzt be- 
handelt werden (Held 1989, 162 ff.). Diese Kritiken treffen gewiß parti- 
elle Schwächen der Analyse von Giddens. Die Vernachlässigung etwa des 
Wohlfahrtsstaates ist um so erstaunlicher, als gerade an der Entstehung 
und Ausdehnung sozialstaatlicher Regelungen deren enge Verflechtung 
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mit den veränderten Formen der Kriegsführung im Zeitalter des totalen 
Krieges hätten deutlich gemacht werden können. 14 

Bedeutsamere Probleme der Giddens'schen Analyse sehe ich aber in fol- 
genden Punkten. Auf diese lassen sich auch m.E. die Schwierigkeiten und 
offenen Fragen zurückführen, denen wir in den Ausführungen zum Na- 
tionalismus, zur Demokratie und zur Reichweite staatlicher Macht begeg- 
neten. 

1. Der Umstand, daß Giddens die interne Pazifizierung innerhalb entwik- 
kelter Nationalstaaten zu unproblematisch setzt, berührt nicht nur die ge- 
schichtliche Dimension der lange noch vorherrschenden gewaltsamen 
Auseindersetzungen zwischen Klassen, sie trifft auch den zivilitionstheo- 
retischen Gehalt und die zivilisatorischen Leistungen moderner Staatlich- 
keit nach innen. Formell trifft die These der relativen Friedfertigkeit ge- 
wiß zu. Bei der Behauptung des Ausschlusses der Gewalt aus den gesell- 
schaftlichen Beziehungen wird jedoch zu wenig berücksichtigt, wie stark 
die Verrechtlichung der Beziehungen mit faktischer Stabilisierung von 
manifesten Gewaltverhältnissen einhergeht (Shaw 1989). 

2. Die analytischen Einzelbefunde zum modernen Nationalstaat werden 
von Giddens zu einer Zeitdiagnose verdichtet, die hauptsächlich zwei Zi- 
vilisationsgefährdungen hervorhebt. Hinsichtlich der internen Struktur na- 
tionalstaatlich verfaßter Gesellschaften wird aufgrund der hohen Kapazitä- 
ten der Kontrolle, Überwachung und Erreichbarkeit die Gefahr eines Um- 
schlags in eine Form totalitäter Herrschaft endemisch, in den internatio- 
nalen Beziehungen droht die Gefahr unkontrollierter militärischer Gewalt- 
ausbrüche. Allerdings liegt in Giddens’ Argumentation eine nicht unbe- 
trächtliche Schwierigkeit. Denn sowohl Totalitarismus wie Demokratie 
gehen gleichermaßen aus der Struktur nationalstaatlicher Gesellschaften 
hervor. Die Ausweitung der infrastrukturellen Macht erfordert sowohl 
Inklusion und Demokratisierung, wie sie gleichzeitig durch das Zusam- 
menspiel von Vereinheitlichung und zentralisierten Kontrollmöglichkeiten 
den Übergang zum Totalitarismus zur Gefahr macht. Da Giddens keine 
weiteren Differenzkriterien analytisch einzieht, kann er die politischen 
Dynamiken, die zu totalitären oder demokratischen politischen Formen 
führen, letztlich nicht schlüssig begreifen. 

3. Der von Giddens entfaltete Machtbegriff beweist seine Stärken vor al- 
lem im Hinweis auf die unterschiedliche Verfügung über verschiedene 
Ressourcen und in der »Dialektik der Kontrolle«. Auch vermag er die für 
den modernen Staat insgesamt gestiegene Eingriffs- und Steuerungskapa- 
zitäten eindrucksvoll hervorzuheben. Gleichzeitig macht sich jedoch in 


14 Siehe zum Zusammenhang von Krieg und Sozialpolitik ausführlich Reidegeld 1989. 
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den Begriffen »power container«, »information storage«, »time-space-di- 
stanciation«, die sich auf die gestiegenen Kapazitäten des modernen Staa- 
tes beziehen, eine problematische Tendenz zu einer Technifizierung des 
Machtbegriffs bemerkbar, der gegenüber die Analyse spezifisch sozialer 
Herrschaftsverhältnisse und Machtbildungsprozesse in den Hintergrund 
treten, obwohl dies von seinen Prämissen her nicht notwendig gewesen 
wäre. Giddens benutzt zwar den Begriff der Arena als eines Feldes politi- 
scher Auseindersetzung, aber diese bleibt doch ohne Akteure und ohne 
Konkrete politische Auseinandersetzungen ein leerer Ort. 

4. Dies hängt vielleicht mit einer weiteren Schwäche der Gidden'schen 
Analyse zusammen: die Konzentration auf die infrastrukturellen Wirkun- 
gen von politischer Macht klammert in einer für die Analyse selbst un- 
vorteilhaften Art und Weise die handlungstheoretische Perspektive aus, 
deren Verbindung mit institutionellen Strukturen die Theorie der Struktu- 
rierung gerade zum Programm erhoben hatte. Auf theoretisch-methodi- 
scher Ebene ist dieses Problem in der Trennung der Analyse institutio- 
neller Ordnungen von der des strategischen Handelns angelegt. Denn 
Giddens Konzeption der Dualität der Struktur impliziert eine jeweils 
wechselseitige Einklammerung von handlungs- und strukturtheoretischen 
Aspekten. So hat die Sozialtheorie zum einen Gesellschaft methodisch aus 
der Perspektive der Handelnden zu rekonstruieren, um den Schein einer 
subjektlosen Reproduktion sozialer Strukturen durchbrechen zu können, 
zum anderen werden die strukturellen Aspekte gesellschaftlicher Zusam- 
menhänge, auf die die nichterkannten Handlungsbedingen und Hand- 
lungsfolgen verweisen, nur einer institutionell gerichteten Analyse zu- 
gänglich, die methodisch unter der Einklammerung der Perspektiven der 
sozialen Akteure verfährt. Mit diesem Versuch der Verbindung von 
Handlung und Struktur entsteht das Problem, daß die Analyse gewisser- 
maßen zugleich zu subjektivistisch und zu objektivistisch zu werden 
droht. Denn in der strategischen Analyse des Handelns wird die Aktivität 
des Subjekts überstark auf die symbolischen Elemente von Wissen und 
Reflexivität ausgerichtet, während die institutionelle Analyse die struktu- 
rellen Aspekte von sozialen Systemen »als solche«, unter Absehung von 
Handiungsprozessen untersucht. Die so vollzogene Trennung von Struk- 
tur und Prozess läßt viele Fragen im Hinblick auf die Formierung von in- 
stitutionellen Ordnungen unbeantwortet. Die dynamischen Machtbezie- 
hungen zwischen politischen Eliten und sozialen Klassen oder zwischen 
gesellschaftlichen Schichten selbst tauchen in seiner Analyse nur partiell 
auf und bleiben für die Erklärung der Stabilisierung nationalstaatiicher 
Machtapparate weitgehend außer Betracht. 
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Dies wäre sowohl für die Klärung der entwicklungstheoretischen Fragen 
der Übergänge von traditionellen zum absolutistischen, schließlich zum 
modernen Nationalstaat wie auch für die Einschätzungen der gegenwärti- 
gen politischen Bewegungen zur Einschränkung des staatlichen Gewalt- 
potentials bedeutsam gewesen. Evolutionistische Fehldeutungen der Ge- 
sellschaftsgeschichte lassen sich nicht dadurch überwinden, daß man ent- 
wicklungsgeschichtliche Aspekte überhaupt aus der sozialtheoretischen 
Behandlung ausklammert. Diese Schwäche auf der Ebene der Hand- 
lungstheorie besitzt ihre Entsprechung in einem reduzierten Politikbe- 
griff. Da der Machtbegriff nur auf das politisch-staatliche Zentrum bezo- 
gen wird, das Politische selbst nur vom Pol der Regierungsfähigkeit her 
konzipiert ist, fehlt die Spannung zu einem Politikbegriff, der auch die 
Bewegungen im sozialen Raum erfaßt. Der Bezug auf einen erweiterten 
Politikbegriff hätte vielleicht die Einsicht ermöglicht, daß auch die unpo- 
litische bürgerliche Gesellschaft, der als für das sozialtheoretische Denken 
zentraler Kategorie Giddens die Vernachlässigung des Politischen anla- 
stet, als polemischer Gegenbegriff zum absolutistischen Staat selbst ein 
politischer Begriff ist (G.L.Ulmen 1991, 293). 

5. Dem korrespondiert schließlich die systematische Ausblendung jenes 
Bereichs, der heute häufig unter der Kategorie »civil society« diskutiert 
wird. Ich möchte mit diesem Begriff an das Verständnis der Sozialtheorie 
Gramsci's anschließen, in der er die intermediären Institutionen bezeich- 
nen soll, die gewissermaßen zwischen Staat und Ökonomie liegen (Kebir 
1985). Die vier Hauptachsen in Giddens' Gesellschaftsmodell: Kapitalis- 
mus, Industrialismus, Surveillence und militärische Gewalt, lassen sich 
leicht als eine Differenzierung der Kernbereiche Öknomie und politischer 
Herrschaft entschlüsseln. Weil eine eigenständige Schicht sozialer Institu- 
tionen und kultureller Muster unberücksichtigt bleibt, kommt die »Gesell- 
schaft« ausschließlich als Interventionsfeld staatlicher Strukturierungs- 
praktiken in den Blick. Das Fehlen dieser Dimension macht sich auch in 
der unzureichenden Behandlung der Demokratie geltend, die nur in ihren 
funktionalen Aspekten beleuchtet, nicht aber von ihrer sozialen und kultu- 
rellen Seite berücksichtigt wird. Diese Ebene hätte gewiß auch stärker in 
politisch-praktischer Hinsicht den pessimistischen Gegenwartsdiagnosen 
von Totalitarismus- und Kriegsgefahr einen Ansatzpunkt bieten können. 
Für eine theoretische Erklärung, die konsistent und gleichzeitig umfas- 
send ist, bleibt der Giddens’sche Entwurf letztlich zu überfrachtet und un- 
scharf. Er bietet eher einen analytischen Aufriß der Probleme, die mit 
dem Nationalstaat verbunden sind und zielt auf eine polemische Infrage- 
stellung der eingespielten Selbstverständlichkeiten der soziologischen Ge- 
genwartstheorie. Gleichwohl bleibt sein großes Verdienst, ein Thema für 
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die Soziologie erschlossen zu haben, dessen Bedeutung diese lange ver- 
kannt hat und das sıe erst einmal zur Kenntnis nehmen sollte, bevor sie 
sich vorschnell den allgemeinen Urteilen über ein Ende des Nationalstaats 
anschließt. Die Einführung des Staates als Thema einer kritischen Sozial- 
theorie verweist eindringlich darauf, in welchem Ausmaß das »Geschichte 
machen« immer noch zentralisiert ist. 


Literatur 


Alter, Peter 1985: Nationalismus, Frankfurt a.M. 

Anderson, Benedict 1988: Die Erfindung der Nation. Zur Karriere eines erfolgreichen 
Konzepts, Frankfurt/New York 

Ashworth, Clive/ Dandeker, Christopher 1987: Warfare, social theory and Wesi European 
development, in: The Sociological Review, Vol. 35, 1-18 

Arnason, Johann P. 1987: The Nation-State and Violence, The Australian and New Ze- 
aland Journal of Sociology, Vol. 23, 433-442 

Aron, Raymond 1962: Frieden und Krieg, Eine Theorie der Staatenwelt. Frankfurt a.M. 

Balibar, Etienne 1990: Die Nation-Form. Geschichte und Ideologie, 107-130, in: Bali- 
bar,E./ Wallerstein,I. 1990: Rasse Klasse Nation. Ambivalente Identitäten, Berlin 

Beck, Ulrich 1986: Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt 
a.M. 

Berger, Johannes (Hrsg.) 1986: Die Moderne- Kontinuitäten und Zäsuren, Soziale Welt, 
Sonderband 4, Göttingen 

Czempiel, Ernst-Otto 1987: Die Zukunft des Nationalstaates, in: Beyme/Czempiel/ Kiel- 
mannsegg/ Schmoock (Hrsg.), Politikwissenschaft. Eine Grundlegung, Bd. Il: Außen- 
politik und Internationale Politik, Stuttgart u. a. 

Dandeker, Christopher 1990: The Nation-State and the Modern World System, in: Jon 
Clark et al. (eds.), A. Giddens. Consensus and Controversy, Basingstoke 1990, 257-269 

Elias, Norbert 1979: Über den Prozeß der Zivilisation, Frankfurt a.M. 

Elias, Norbert 1970: Was ist Soziologie?, Weinheim; München 

Gerstenberger, Heide 1988: Handeln und Wandeln. Anmerkungen zu Anthony Giddens' 
theoretischer Konstitution der Gesellschaft, Prokla 71, 144-164 

Giddens, Anthony 1981: A Contemporary Critique of Historical Materialism, London 

Giddens, Anthony 1982: Sociology. A brief but critical introduction, London 

Giddens, Anthony 1985: The Nation-state and Violence. A Contemporary Critique of Histo- 
rical Materialismus Vol. 2, Oxford 

Giddens, Anthony 1987: Social Theory and Modern Sociology, Oxford 

Giddens, Anthony 1988: Die Konstitution der Gesellschaft, Frankfurt/New York 

Hall, John A. 1988: States and Societies: The Miracle in Comparative Perspektive, 20-38, 
in: Europe and the Rise of Capitalism, ed. by Jean Beachler, John A. Hall and Michael 
Mann, Cambridge 

Held, David/ Thompson, John B. 1989: Social Theory of modern societies. Anthony Gid- 
dens and his Critics, Cambridge 

Hintze, Otto 1970: Staat und Verfassung. Gesammelte Abhandlung zur allgemeinen Verfas- 


Von der »Entzauberung des Staales« zur »Wiederkehr des Leviaihan«? 285 


sungsgeschichte, 3. Aufl., Göttingen 

Hobsbawm, Eric J. 1991: Nationen und Nationalismus. Mythos und Realität seit 1780, 
Frankfurt/ New York 

Joas, Hans/ Steiner, Helmut (Hrsg.) 1989: Machtpolitischer Realismus und pazifistische 
Utopie. Krieg und Frieden in der Geschichte der Sozialwissenschaften, Ffm. 

Joas, H. 1989: Die Klassiker d. Soziologie und der Erste Weltkrieg, in: Joas/Steiner 1989, 
179-210 

Kebir, Sabine 1985: Gramscis Begriff der ‘bürgerlichen Gesellschaft'. Entstehungsge- 
schichte und Aktualität, in: Politische Vierteljehresschrift, 26. Jahrgang, 183-204 

Kennedy, Paul 1989: Aufstieg und Fall der großen Mächte. Ökonomischer Wandel und mi- 
lütärischer Konflikt von 1500 bis 2000, Ffm. 

Kiessling, Bernd 1988: Kritik der Giddenschen Sozialtheorie.Ein Beitrag zur theoretisch- 
methodischen Grundlegung der Sozialwissenschaften, Frankfurt a.M.-Bern-New York- 
Paris 

Lefort, Claude/ Gauchet, Marcel 1990: Über die Demokratie: Das Politische und die In- 
stituierung der Gesellschaft, 89-123, in: Autonome Gesellschaft und libertäre Demokra- 
tie, Ulrich Rödel (Hrsg.), Frankfurt a.M. 

Luhmann, Niklas 1975: Die Weltgesellschaft, in: Soziologische Aufklärung 2. Aufsätze zur 
Theorie der Gesellschaft, 51-71, Opladen 

Luhmann, Niklas 1984: Soziale Systeme. Grundriß einer allgemeinen Theorie, Frankfurt 
a.M. 

Mann, Michael 1985: The sources of social power. A history of power from the beginning 
to A.D. 1760, Vol. I, Cambridge 

Mann, Michael 1988: The Autonomous Power of the State: its Origins, Mechanisms and 
Results, in: States, War and Capitalism. Studies in Political Sociology, Oxford 

Mills, C. Wright 1959: Die Konsequenz: Politik ohne Verantwortung, München 

Müller, Klaus 1992: 'Modernising' Eastern Europe. Theoreticai Problems and Political 
Dilemmas, in: Archives Europeennes de Sociologie, Vol. 33, No. 1, 3-44 

Reidegeld, Eckart 1989: Krieg und staatliche Sozialpolitik, in: Leviathan 14, 479-526 

Rittberger, Volker 1990: Theorien der internationalen Beziehungen. Bestandsaufnahme und 
Forschungsperspektiven. PVS Sonderheft 21, Opladen 

Schieder, Theodor 1984: Typologie und Erscheinungsformen des Nationalstaats in Europa, 
in: Winkler 1984, 119-137 

Senghaas, Dieter 1988: Konfliktformationen im internationalen System, Frankfurt a.M. 

Senghaas, Dieter 1990: Europa 2000. Ein Friedensplan, Frankfurt a.M. 

Shaw, Martin 1989: Ideen über Krieg und Militarisierung in der Gesellschaftstheorie des 
späten 20. Jahrdunderts, in: Joas/Steinert 1989, 283-309 

Smith, Anthony D. 1986: State-Making and Nation-Building, in: John A. Hall (ed.), States 
in History, 228-263 

Touraine, Alain 1986: Krise und Wandel des sozialen Denkens, in: Berger (Hrsg.) 1986, 
15-40 

Ulmen, Gary L. 1991: Politischer Mehrwert. Eine Studie über Max Weber und Carl 
Schmitt, Weinheim 

Weber, Max 1976: Wirtschaft und Gesellschaft, 5. Aufl., Tübingen 

Willke, Helmut 1983: Entzauberung des Staates, Königstein/Ts. 

Winkler, Heinrich A. (Hrsg.) 1984: Nationalismus, 2. Aufl., Königstein/Ts. 


286 


Chantal Mouffe im Gespräch mit Michael Walzer 


»Man muß nicht nur tolerant sein, sondern auch demütig« 


Chantal Mouffe - Ihr Werk beginnt, in Frankreich bekannt zu werden. Es 
erregt lebhaftes Interesse, da es einen wenig verbreiteten Typus politi- 
scher Philosophie verkörpert. Sie sind sowohl Historiker als auch Theo- 
retiker, Sie nehmen die Literatur und die Religion, Philosophie und Ge- 
schichte gleichermaßen zum Ausgangspunkt Ihrer Reflektionen. Außer- 
dem verfolgen Sie die aktuellen politischen Ereignisse und scheuen sich 
nicht vor politischem Engagement. Daher die Vielfalt und der Reichtum 
Ihrer Eingriffe. In die angloamerikanische Debatte über Gerechtigkeit ha- 
ben Sie auf vielbeachtete Weise eingegriffen Spheres of Justice, (deutsche 
Übersetzung Sphären der Gerechtigkeit, Campus-Verlag Frankfurt/Main 
1992). Im Rahmen dieser Diskussion werden Sie generell in die Gruppe 
derjenigen Autoren eingeordnet, die die 'Communitarians’ genannt wer- 
den, weil sie die individualistische Konzeption des Subjekts, wie man sie 
bei den liberalen Kantianern findet, im Namen einer visionären "konstitu- 
tiven' Gemeinschaft kritisieren. Doch haben Sie sich zunehmend von die- 
ser Position entfernt. Ich könnte mir vorstellen, daß Sie sich im Grunde 
jenen Denkern nicht mehr verwandt fühlen, die wie Richard Rorty oder 
John Gray den politischen Liberalismus verteidigen wollen, indem sie 
Universalismus- und Rationalismuskritiken liefern und eine 'kontextuali- 
stische' Perspektive anbieten. Genau wie Sie betrachten jene die moderne 
Demokratie als Tradition und lehnen jeden Versuch ab, die demokrati- 
schen Werte metaphysisch zu begründen. 

Michael Walzer - Wie Sie wissen, handelt es sich nicht um organisierte 
Gruppen oder gar um kohärente politische Tendenzen. Wenn man sie auf 
einer Karte situieren wollte, würde man eine Karte der akademischen 
Welt benötigen, nicht der politischen oder der 'realen' Welt. Deshalb 
habe ich es nicht gern, wenn man in meinen Paß "Communitarıan', 'Uni- 
versalist' oder 'Postmmoderner' schreibt. Das entspricht nicht meinen Ein- 
stellungen. Andererseits rede ich gern von dem, was ich bin, vielleicht 
inanchmal zuviel: Amerikaner, Jude, Intellektueller, demokratischer So- 
zialist, etc. Da fühle ich mich engagiert, und da wurde mein 'Ich' kon- 
stituiert, und zwar mehrmals. Ich vermute, daß man mich nicht zufällig 
als Communitarian klassifiziert. Aber ich fühle mich unwohl mit dem 
kommunitären Eifer und der etwas erstickenden Idee, eine einzige Ge- 
meinschaft könne unseren Bedürfnissen genügen. Ich kenne meine inne- 
ren Widersprüche und erkenne die gleichen Zeichen von Gespaltenheit an 
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meinen Freunden wieder. Was wir brauchen, ist eine weniger beengende 
Politik, etwas wie eine liberale und pluralistische Sozialdemokratie. Ich 
will allerdings ‚herausstreichen, daß wir für eine solche Politik kämpfen 
müssen, Denn wenn sie ihren Ursprung in bestimmten Charakteristika un- 
serer politischen Tradition hat, ist es notwendig, daß wir andere Charak- 
teristika der gleichen Tradition bekämpfen. Mir liegt es fern, mich ge- 
mütlich in der Tradition und in den überlieferten Kontexten installieren 
zu wollen wie ein Greis im Lehnstuhl. Ich kann mir sehr wohl theoreti- 
sche Grundlagen ausmalen, aber das hält mich nicht davon ab, die Einheit 
zwischen Theoriekritik und politischer Praxis zu suchen. 

Chantal Mouffe - Obwohl man Sie oft John Rawls entgegenseizt, habe ich 
den Eindruck, daß Sie ihm in Wirklichkeit auf politischer Ebene näher 
sind als seinen Kritikern aus den Reihen der communitarians, da auch 
Rawls eine bestimmte Form der Sozialdemokratie verteidigt. Seine theo- 
retische Position hat sich andererseits seit Eine Theorie der Gerechtigkeit 
(Suhrkamp-Verlag Frankfurt 1979) weiterentwickelt. In seinen neueren 
Artikeln versichert er, daß es nicht sein Ehrgeiz sei, eine Theorie der Ge- 
rechtigkeit zu formulieren, die für alle Gesellschaften gültig wäre. Ge- 
rechtigkeit im Sinne von Ausgleich (Equite), so Rawls, stützt sich auf in- 
tuitive Vorstellungen in der politischen Kultur der liberal-demokratischen 
Gesellschaften; sie sind daher nur für diese Gesellschaften gültig. Ist das 
nicht eine Perspektive der 'kontextualistischen' Art, die der Ihren ganz 
ähnlich ist, auch wenn die Resultate, die Sie beide erzielen, verschieden 
sind? 

Michael Walzer - Es ist für mich keine Überraschung festzustellen, daß 
Rawls einige Schritte in meine Richtung gemacht hat. Doch habe ich den 
Eindruck, daß es auch auf Seiten der 'Kontextualisten' Änderungen gege- 
ben hat: gewisse Versuche, die Gemeinsamkeiten, die es zwischen allen - 
oder fast allen - menschlichen Zusammenhängen gibt, hervorzuheben. Ich 
möchte beispielsweise meine Solidarität mit den tschechischen oder chine- 
sischen Demokraten ausdrücken können, auch wenn diese die ins Augen 
springenden Affinitäten zwischen ihren Argumenten und der amerikani- 
schen Erfahrung nicht akzeptieren. So nähern wir uns beide - an was an? 
An einen immer noch ungenügend definierten Punkt. Nichtsdestotrotz 
bleiben noch genug wichtige und augenfällige Unterschiede zwischen uns 
bestehen, vielleicht wegen der akademischen Disziplinen, die unsere je- 
weiligen Konzeptionen der distributiven Gerechtigkeit geprägt haben. 
Rawls läßt sich von theoretischer Ökonomie und Entwicklungspsycholo- 
gie inspirieren, ich mich ven Geschichte und Anthropologie. Daraus 
folgt, daß sich in seiner "Gerechtigkeit als Verteilungsgerechtigkeit‘ nur 
ein Komplex kohärenter Prinzipien findet, während die distributiven Prın- 
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zipien meiner 'komplexen Gerechtigkeit' radikal anders sind, eher in Har- 
monie mit unseren Vorstellungen von sozialen Güter als mit den Resulta- 
ten eines rationalen Wahlverfahrens. 

Chantal Mouffe - Kommen wir kurz auf Ihre Vision einer pluralistischen 
und liberalen Sozialdemokratie zurück. Mit diesem Projekt identifiziere 
auch ich mich und habe versucht, es auszuarbeiten, ausgehend von der 
Idee einer 'Mehrheitsdemokratie'. Diese beruht darauf, 'linke’ Politik in 
Richtung einer "Radikalisierung der Demokratie’ zu überdenken, etwa mit 
dem Ziel der Erweiterung des Egalitätsprinzips und der Freiheit in einer 
zunehmenden Anzahl sozialer Beziehungen. In der Tat handelt es sich um 
verschiedene Modalitäten dessen, was Norberto Bobbio als "liberalen So- 
zialismus' bezeichnet. Heute sind wir schon sehr viele, die finden, daß 
dies die einzig plausible und legitime Form darstellt, die Forderungen 
nach sozialer Gerechtigkeit mit der Achtung der politischen Institutionen 
“einer liberal-demokratischen Ordnung zu verbinden. Angesichts der neo- 
liberalen Welle in allen Ländern ist es dringlicher denn je, einem derarti- 
gen Projekt Form zu geben. Aus dieser Perspektive heraus haben mich 
Ihre Vorschläge eines "Projekts der kritischen Assoziierung' besonders 
interessiert. Sie explizieren die oft von Ihnen verteidigte Idee eines Libe- 
ralismus, dessen innere Dynamik zum demokratischen Sozialismus führt. 
Michael Walzer - Ich habe immer geglaubt, daß ein demokratischer So- 
zialismus die Entwicklung eines reichen und von vielfältigen Beziehungen 
gestalteten Lebens gestatten müßte. Zweifellos sind freiwillige Verbin- 
dungen charakteristisch für die liberale Gesellschaft; ihre Verbreitung und 
Stärke stellen, zusammen mit der Idee von der eingeschränkten Regie- 
rung, das große Verdienst des Liberalismus dar. Doch waren diese immer 
auf bestimmte Klassen beschränkt; die große Mehrheit der Freiwilligen, 
die Aktiven an der Basis genauso wie die Führer, stammen aus der 
Mittel- und Oberschicht. Sie wiederholen oft im gesellschaftlichen Raum 
Formen der Herrschaft, die dem Raum von Markt und Staat entstammen. 
Die Volksmassen sind passıv und ängstlich, es sei denn, sie sind in der 
einen oder anderen linken Bewegung organisiert - ın der Arbeiterbewe- 
gung, zur Verteidigung der bürgerlichen Rechte, als Feministen, etc.. 
Diese Mobilisierung quer durch die verschiedenen Bewegungen ist sehr 
wichtig und hat immer etwas Erregendes, aber man muß sich trotzdem 
fragen, was auf der Ebene der Institutionen davon übrigbleibt. Ich be- 
greife die zivile Gesellschaft als eine Domäne, wo Engagement und Akti- 
vismus infolge der alltäglichen Übernahme von Verantwortung, die nötig 
ist, damit es ein echtes Öffentliches Leben geben kann, institutionalisiert 
und transformiert werden könnten. Erst im Öffentlichen Leben können 
Kooperation, Beistand und Solidarität real und konkret werden. Wohlge- 
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merkt, die zivile Gesellschaft braucht einen politischen Rahmen, und er 
muß vom Staat unterstützt werden; deshalb müssen ihre Mitglieder auch 
Staatsbürger sein. Aber es kommt mir so vor, als wäre die entscheidende 
Probe auf den Sozialismus seine Fähigkeit, die Gesellschaft selbst als eine 
kontinuierliche Schöpfung gewöhnlicher Männer und Frauen zu gestalten. 
Chantal Mouffe - Man entdeckt in Frankreich gerade die Rolle des Staates 
wieder. Nachdem man die zivile Gesellschaft vielleicht zu sehr privile- 
giert hatte, wird man sich nun bewußt, wie weit sie auf den Staat gründet. 
Daher eine Rückkehr des Politischen, das man tendenziell in seiner Ent- 
scheidungsdimension vernachlässigt hat, wie auch das Thema Staatsbür- 
gerschaft, dem wieder Ehre erwiesen wird und das, wie Sie gerade ange- 
deutet haben, auf einer anderen Reflexionsebene angesiedelt werden muß. 
Denn in unserer Eigenschaft als Mitglieder einer politischen Gemein- 
schaft sind wir Staatsbürger. Dabei handelt es sich um einen allgemeine- 
ren Typus der Assoziierung, der vor anderen einen gewissen Vorrang ha- 
ben sollte. Ich schätze, daß die Verständigung zwischen diesen unter- 
schiedlichen Arten von Assoziierungen heute die strategische Frage be- 
stimmt. 

Michael Walzer - Ich bin einverstanden, was die Bedeutung des Staats 
betrifft, weil er Allgemeinheit auf einer Ebene darstellt, auf die keine der 
Gruppen der zivilen Gesellschaft hoffen kann. Wir können seine Rolle auf 
zwei Arten begreifen. Erstens, wenn Massenbewegungen die traditionel- 
len Herrschaftsformen aufbrechen, braucht man den Staat, um die Verän- 
derungen zu ratifizieren und ihre Wirksamkeit sicherzustellen - wie es 
während der US-amerikanischen Revolution der bürgerlichen Rechte der 
Fall war. Zweitens braucht man den Staat, um die neuen Formen der 
Freiheit und des Pluralismus (rechtlich und materiell) zu garantieren. 
Weil jene immer ein gewisses Maß an Unbestimmtheit haben (das ist in 
der Tat sowohl für die Freiheit wie für den Pluralismus charakteristisch), 
wird die Rolle des Staats immer umstritten sein. Also muß man diese 
Fragen auf politische Art entscheiden, das heißt etwa, durch Vermittlung 
der engagierten und aufmerksamen Staatsbürger. Die Gesamtheit der 
Staatsbürger, die in allen staatlichen Institutionen agierende politische 
Gemeinschaft, muß über die Lösung dieser Konflikte entscheiden. Folg- 
lich sind diese aktiven Staatsbürger zur gleichen Zeit in den unterschiedli- 
chen Gruppen der zivilen Gesellschaft engagiert. In welchem Maß sie sich 
jeweils engagieren sollten, ist eine Frage, die nicht theoretisch, sondern 
ausschließlich praktisch entschieden werden kann. 

Chantal Mouffe - In der Anerkennung des Pluralismus liegt die Besonder- 
heit der modernen Demokratie, und es ist nicht verwunderlich, daß das 
einen zenralen Raum ın Ihrer Forschung einnimmt. Jedoch hat dieser 
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Terminus derart verschiedene Bedeutungen, daß es nicht immer leicht zu 
verstehen ist, was Sie genau unter 'Pluralismus' verstehen und welche 
Rolle Sie ihm zuschreiben. Zahlreiche Verwirrungen sind der Tatsache 
geschuldet,daß dieser Begriff in der amerikanischen Politikwissenschaft 
sehr spezifisch gebraucht wird. Wie ordnen Sie sich den verschiedenen 
Typen von Pluralismus zu? 

Michael Walzer - In meiner Arbeit findet man den Pluralismusbegriff mit 
zwei Hauptbedeutungen, die nicht immer ausreichend unterschieden wer- 
den. Da ist zunächst ein Pluralismus, der sich auf soziale Güter und auf 
die 'Sphären der Gerechtigkeit’ bezieht, die diese Konstituieren, mit ihren 
verschiedenen Verteilungsprinzipien und den ihnen korrespondierenden 
Prozeduren. Dann ist da schließlich der Pluralismus der sozialen Identi- 
täten und ethnischen und religiösen Kulturen, die ihn erzeugen und be- 
gründen. Diese Form des Pluralismus muß man akzeptieren und sich auf 
sie einstellen, weil sie jeder modernen und komplexen Gesellschaft inhä- 
rent ist. Man kann sie unterdrücken - zum Preis der Tyrannei und Bruta- 
lität - aber man kann sie niemals eliminieren. Der Pluralismus, den Sıe 
mit der amerikanischen politischen Wissenschaft identifizieren und der 
noch aus den sechziger Jahre stammt, ist einseitiger und apologetischer. 
Er suggeriert, daß die Macht ın der amerikanischen Gesellschaft radikal 
zersplittert und verstreut sei: es gibt keinen Souverän, kein Zentrum, 
keine dominante Klasse, keine Elite an der Macht; nichts als liberale 
Staatsbürger in einer Reihe von Gruppen organisiert, die sich ausgleichen 
und ihre demokratischen Rechte ausüben. Das ist eine These, die mit ge- 
wisser Vorsicht untersucht werden muß, weil sie teilweise wahr, aber ins- 
gesamt falsch ist. Außerdem ist es nicht evident, daß Zersplitterung ein 
demokratischer Wert sei. Natürlich wünschen wir uns manchmal, daß die 
Macht geteilt sei; aber das Ziel aller ernstzunehmenden politischen Bewe- 
gungen ist, Macht zu erringen und zu sichern, um sie zu gebrauchen 
(auch wenn das nicht als "Machtergreifung' verstanden werden muß). 
Chantal Mouffe - Ihr Insistieren auf der Notwendigkeit, dem Pluralismus 
der Kulturen und Identitäten Raum zu schaffen, hat Ihnen oft den Vor- 
wurf des 'Relativismus' eingetragen, unter anderem von Ronald Dworkin 
in seiner Polemik anläßlich Ihres Buchs Spheres of Justice. Nach 
Dworkin müßte der Zweck einer Theorie der Gerechtigkeit die Begrün- 
dung von immer und überall gültigen Prinzipien sein. Sıe hingegen versi- 
chern, die politische Philosophie müsse "in der Höhle bleiben’! und ihre 
Rolle sei es, den Mitbürgern die Welt der Bedeutungen, die ihnen gemein 


1 Damit wird auf das Höhlengleichnis Platons angespielt: Von der Höhle aus, mit dem 
Rücken zum Licht betrachtet, erscheinen an der Rückwand der Höhle alle Menschen 
und Gegenstände ununterscheidbar als Schatten 
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sind, zu interpretieren. Dworkin vermutet, daß Sie das auf den Partikula- 
rismus festlegt und Sie letztlich kritikunfähig macht. Dennoch scheint mir 
Ihre Konzeption, obwohl "kontextualistisch', nicht inkompatibel mit der 
Billigung bestimmter universeller Werte zu sein. 

Michael Walzer - Gewiß, ich favorisiere eine Konzeption, die die Relati- 
vität der distributiven Gerechtigkeit bestätigt. Das Argument der Spheres 
of Justice lautet knapp und präzis: die Verteilung der sozialen Güter ist an 
die Bedeutung geknüpft, die diese im Leben der Menschen haben, an die 
man sie verteilen wird. Wie können wir über die Zuteilungen des Ge- 
sundheitswesens entscheiden, ohne uns eingehend mit dem der Gesund- 
heit und langem Leben in einer bestimmten Gruppe zugeschriebenen Wert 
zu beschäftigen? Oder wie können wir eine Bildungspolitik begründen, 
ohne dem Stellenwert der Bildung in einer bestimmten Gesellschaft Auf- 
merksamkeit zu schenken? Aber die distributive Gerechtigkeit ist nicht 
das Ganze der Moral, das deckt nicht einmal das Gesamte der Gerechtig- 
keit ab. Als ich über gerechte und ungerechte Kriege schrieb, habe ich 
mich höchst universalistisch auf allgemeine Prinzipien bezogen, weil die 
Kriege zwischen Gesellschaften stattfinden und Fragen ins Spiel bringen, 
die über die kulturellen Grenzen hinausgehen. Zum Beispiel muß der ent- 
scheidende Gedanke von der Immunität der Nichtkämpfenden in wechsel- 
seitiger Anerkennung einer gemeinsamen Menschlichkeit verwurzelt sein 
- auch wenn das dann in verschiedenen Sprachen ausgedrückt werden 
wird. In Europa und Amerika sprechen wir wahrscheinlich vom Recht auf 
Leben und Freiheit. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker stellt, so 
glaube ich, eine kollektive Version dieses gleichen Rechts dar. Wenn ich 
also den Gegenstand der distributiven Gerechtigkeit verhandle, appeliere 
ich an die Bedeutungen und an die Umgangsweisen damit in meiner eige- 
nen Gesellschaft (die liberal und demokratisch ist). Aber ich werde zum 
Thema der vietnamesischen und irakischen Bürger ebenso wenig schwei- 
gen, wie zu den Kurden, Palästinensern und Tibetanern, die ich kaum 
kenne und deren Lebensweise anders als meine ist. Im Unterschied zu 
Dworkin maße ich mir nicht an, ihnen zu sagen, wie sie die gute Gesell- 
schaft organisieren müssen; ich möchte ihnen nur die Möglichkeit geben, 
es selbst zu machen. Wenn sie es wirklich sehr schlecht machen, dann 
werde ich mich Dworkin anschließen, um sie zu kritisieren. 

Chantal Mouffe - Man muß in der Tat das unglückliche Dilemma zwi- 
schen Relativismus und Universalismus aufsprengen. Entgegen dem, was 
'"Universalisten' wie Habermas, Dworkin oder Ackerman behaupten, läßt 
sich eine Perspektive vermitteln, die einereits auf der Unmöglichkeit insi- 
stiert, vom fernen Stern Sirius aus die Weit zu betrachten, und anderer- 
seits auf der Notwendigkeit beharrt, im Denken immer von einer festge- 
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legten Tradition auszugehen und universale Werte zu verteidigen - soweit 
sie universalisierbar sind. Anstatt sich in sterile Debatten verstricken zu 
lassen, muß man, glaube ich, ein neues Verhältnis zwischen dem Allge- 
meinen und dem Besonderen erstreben. 

Michael Walzer - In der Tat. Übrigens glaube ich, daß das Festhalten am 
Pluralismus der sozialen Güter und der kulturellen Identitäte partikulari- 
stisch und universalistisch zugleich ist. Die Existenz des Unterschieds gilt 
es anzuerkennen - überall. Die Anerkennung ist universal, während das, 
was anerkannt wird, lokal und partikular ist. Man könnte das als einen 
'reiterativen' Universalismus bezeichnen. Die Güter und Identitäten wer- 
den ständig, doch nie auf die gleiche Art und Weise erzeugt. Es kommt 
darauf an, den Wert der Kreativität zu schätzen und ihre Produkte zu re- 
spektieren. Aber es ist auch nötig, diesen sozialen Schöpfungsprozessen 
gewisse Grenzen zu setzen; ihre Protagonisten müssen mit denen der an- 
deren Prozesse in Frieden leben, und sie dürfen nicht versuchen, ihnen 
ihre eigenen Konzeptionen von Politik oder Kultur aufzuzwingen. Auto- 
ren wie Habermas oder Ackerman meinen von diesen Einschränkungen 
ausgehend, daß es möglich sein müßte, die verschiedenen Schöpfungspro- 
zesse alle zu einem einzigen und gleichen Resultat auf der Grundlage ei- 
ner universellen Moral zu leiten. Um das zu erreichen, braucht man radi- 
kale Beschränkungen, die wir nicht etablieren können, ohne vorher zu 
wissen, was das Resultat sein sollte - und immer sein sollte. Nun ist das 
ein Wissen, das uns nicht zugänglich ist. Ich verteidige hier nicht nur die 
Toleranz, sondern den Gedanken, daß alle menschlichen Dinge notwendig 
partial und unvollständig sind. Es gibt ein altes jüdisches Sprichwort über 
Gottes Gesetz: »Wende es und wende es noch einmal, alles ist in ihm«. 
Vielleicht. Aber wir werden nie fähig sein, 'alles' daraus zu abzuleiten. 
Wir leben immer mit etwas weniger, und für alle anderen ist es ebenso - 
das etwa wird die Art sein, wie sie es wenden. 

Chantal Mouffe - Ein häufig gegen eine Perspektive, die den Akzent auf 
Pluralismus der Traditionen setzt, vorgebrachtes Argument lautet, daß sie 
es nicht erlaube, die allgemeinen Menschenrechte zu begründen. Diese 
Perspektive präsentiert die Menschenrechte als Produkt einer bestimmten 
Tradition, als eine spezifisch okzidentale Angelegenheit, während man sie 
als Ausdruck eines "moralischen Fortschritts’ betrachten müßte, dessen 
Evidenz von jedem vernunftbegabten Wesen hätte akzeptiert werden kön- 
nen. Eine solche allgemeine Begründung verleugnen zu wollen, könnte 
heißen, die Barbarei zu rechtfertigen. 

Michael Walzer - Die Sprache der Menschenrechte ist nichts anderes als 
unsere besondere Weise, von bestimmten menschlichen Werten zu spre- 
chen, die zentral und allgemein anerkannt sind. Wenn wir beispielsweise 
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sagen, daß Idi Amin, Pol Pot oder Saddam Hussein (ich nehme hier evi- 
dente Fälle) die Menschenrechte vergewaltigt haben, beschuldigen wir sie 
für etwas, das auch als Brutalität oder Barbarei, inhumane Akte oder Ver- 
brechen wider Gott hätte bezeichnet werden können. Ich gehe von dem 
Prinzip aus, daß unsere Anschuldigung in diese und andere Sprachen 
übersetzt werden kann. Weil sie übersetzt werden kann, kann sie jenseits 
unserer politischen und kulturellen Grenzen verstanden und angewandt 
werden. Doch wir hätten Unrecht, wenn wir meinen würden, daß die 
Sprache der Menschenrechte dazu dienen könne, den besonderen Charak- 
teren unserer eigenen politischen Kultur Rechtsgültigkeit zu verleihen, so 
als ob alle menschlichen Wesen moralisch dazu bestimmt seien, auf die 
gleiche Weise wie wir zu leben, unter Ausschließung jeder anderen. Ich 
glaube nicht, daß man das Argument zugunsten des radikalen Individua- 
lismus durch eine Liste der individuellen Rechte stärkt. Je länger die Li- 
ste, desto weniger plausibel wird sie sein, desto eher wird sie der nur lo- 
kalen Bedeutung und dem lokalen Echo geweiht sein (unter den Indivi- 
dualisten, ihren Freunden und Familien). 

Chantal Mouffe - Auch ich schätze, der Menschenrechtsdiskurs ist nicht 
unmittelbar in seiner okzidentalen Form universalisierbar, sondern muß 
in das Vokabular anderer Kulturen übersetzt werden, um akzeptiert und 
zugkräftig zu werden. Andererseits glaube ich, daß wir schnellstens den 
zufälligen und fragilen Charakter der Institutionen begreifen müssen, aus 
denen sich die moderne Demokratie herauskristallisiert hat. Diese Siege, 
weit davon entfernt, eine notwendige Etappe der Menschheitsgeschichte 
zu repräsentieren, einen Punkt ohne Wiederkehr, müssen von uns vertei- 
digt und geschützt werden, da es gefährlich wäre, sie als von selbst ent- 
standene Rechte anzusehen. Doch konsolidieren wir sie nicht, indem wir 
ihnen rationale Grundlagen verschaffen, sondern durch Vervielfachen der 
Praktiken, in die sie sich einschreiben können, sowie durch Absichern der 
verschiedenen Identitäten, die sie hatten. Tatsächlich kann eine starke 
Identifikation der Staatsbürger mit der demokratischen Tradition die beste 
Garantie dafür abgeben, daß diese überleben und sich vertiefen kann. Das 
ist eine Sache, die mir besonders am Herzen liegt, da ich befürchte, daß 
wir gerade eine Zeit erleben, in der diese Werte durch das Wiederaufle- 
ben alter ethnischer und religiöser Antagonismen einer harten Probe un- 
terzogen werden. Hat nicht das Explodieren von Antisemitismus, Rassis- 
mus und Nationalismus, das wir überall wahrnehmen, gewisse etwas 
naive okzidentale Konventionen über Politik und den 'natürlichen’ Cha- 
rakter der Demokratie erschüttert? 

Michael Walzer - Untersuchen wir diese Wiederkehr der alten Antago- 
nismen, diesen zugleich alten und neuen Stammeskult. Die Linke ist aus 
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den Stämmen nie schlau geworden. Es ist inzwischen klar, daß ein Groß- 
teil der Halsstarrigkeit, des passiven aber wirkungsvollen Widerstands, 
die diese totalitären Regimes des Ostens zerfressen haben, aus Leiden- 
schaften und Loyalitäten hochgradig partikularistischer Natur kommen. 
Wir müssen uns über die Macht dieses Partikularısmuses wundern. Er 
wurde in vielen Jahrzehnten, in vielen Generationen ohne irgendeine Un- 
terstützung von offiziellen Institutionen wie Schulen oder Medien er- 
zeugt. Ich stelle mir vor, daß allüberall Großeltern ihren Enkeln Dinge 
zuflüstern, ihnen Geschichten erzählen. Ich bin nicht dafür, einen politi- 
schen Kampf gegen diese Leute zu führen. Lassen wir sie ihre Geschich- 
ten Öffentlich erzählen. Das, was an ihnen positiv ist, würde dadurch ver- 
stärkt, das Negative, das Fanatische und das, was nur Ressentiment ist, 
wäre der Kritik ausgesetzt. Diese Geschichten müssen sozusagen in Szene 
gesetzt werden, freilich nur insoweit als sie keinerlei Ungerechtigkeit ge- 
gen diejenigen, die andere Geschichten erzählen, provozieren. Dafür wird 
man viel Kreativität und politische Kunst brauchen, wie auch eine große 
Bandbreite institutioneller Voraussetzungen - Dezentralisierung, lokale 
Autonomie, Föderalismus, etc. Vielleicht wird das, was im Westen mit 
der Religion passiert ist, schließlich mit dem Nationalismus im Osten pas- 
sieren: die Tatsache, daß Unterschiede sich Platz schaffen, wird nach und 
nach Haß und Fanatismus unterhöhlen. Auf alle Fälle scheint mir eines 
sicher: der Versuch, einen liberalen Sozialismus zu schaffen, muß an eine 
'liberale' Lösung der nationalen Frage geknüpft sein. Ich ahne, daß das 
auch von einem langen Prozess der Entzauberung der Ökonomie des frei- 
en Markts abhängt, der kaum angefangen hat. Aber das ist eine andere 
Geschichte, 

Chantal Mouffe - Die Herausforderung, der wir uns im Osten genauso 
wie in Europa und in den USA konfrontiert sehen, ist die einer neuen 
Konzeption der Staatsbürgerschaft. Hier und dort stellt sich die Frage auf 
verschiedene Weise, aber letztlich geht es um das gleiche Problem: wie 
ist die Anerkennung des ethnischen, religiösen und kulturellen Pluralis- 
mus mit der Zugehörigkeit zu einer demokratischen politischen Gemein- 
schaft, deren politische Prinzipien die Bestätigung der Freiheit und der 
Gleichheit für alle sind, in Einklang zu bringen. Ich glaube, daß man die 
Staatsbürgerschaft als Identifikation mit diesen Prinzipien begreifen muß 
und nicht bloß als einen rechtlichen Status, als einen Komplex von Rech- 
ten. Der Versuch der 'Communitarians', den aktiven Aspekt der Staats- 
bürgerschaft wie man ihn im bürgerlichen Republikanismus findet, neu zu 
bestimmen, antwortet so betrachtet einem echten Bedürfnis. Das Problem 
ist, daß ihre Konzeption vom Gemeinschaft keinen Raum für Pluralismus 
läßt. Aber die liberale Vision, die die Demokratie ausschließlich als 
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Komplex von Rechtsverfahren präsentiert, ist gänzlich unzureichend, weil 
die moderne Demokratie Werten nicht neutral gegenübersteht. Wenn wir 
nicht erreichen, daß ihre normative, ethisch-politische Dimension akzep- 
tiert wird, bezweifle ich, daß wir fähig sein werden, den zentrifugalen 
Kräften des Partikularismus standzuhalten. 

Michael Walzer - Im linken Denken findet sich oft die Idee, die in Wirk- 
lichkeit von Rousseau starmmt, daß die Staatsbürgerschaft mit einem tota- 
len und exklusiven Engagement verbunden sein muß; der Staatsbürger 
wird als ungeteilter Bürger, dessen Begeisterung für das Gemeinwesen 
durch eine homogene Kultur und eine zivile Religion garantiert wäre, ge- 
dacht. Aber eine solche Sicht der Dinge macht aus der Politik etwas zu 
Einfaches (in Wirklichkeit war Rousseau ein Feind des politischen Le- 
bens: er war gegen dessen Aufspaltungen und Agitationen). Gefährlich 
daran ist vor allem, daß die politischen Führer die Vielfalt der Probleme, 
die sie in den zeitgenössischen Gesellschaften antreffen, unterdrücken und 
transformieren wollen. Mir scheint eher, daß wir die Staatsbürgerschaft 
als eine unserer Verpflichtungen unter anderen ansehen und ihr zugleich 
einen entscheidenden Stellenwert zuerkennen sollten, weil sie uns als 
Vermittlungsinstanz zwischen unseren anderen Verpflichtungen dient und 
es uns ermöglicht, über die verschiedenen Bereiche hinweg zu agieren. 
Die politische Gemeinschaft ist eine Domäne gemeinsamen Handelns hin- 
sichtlich gemeinsamer Ziele. Diese Ziele decken nicht die Gesamtheit des 
guten Lebens ab; man findet in der Politik weder die Seligkeit, noch die 
Selbstverwirklichung, noch die Liebe. Nichtsdestotrotz ist es gut für 
Männer und Frauen, gemeinsam daran zu arbeiten, den verschiedenen 
Modalitäten ihrer Koexistenz Form zu geben; dem Sich-Treffen, dem 
Diskutieren, dem Überlegen und dem Entscheiden. Bei einer solchen 
Übung sind wichtige menschliche Fähigkeiten am Werk, und gerade die 
Schwierigkeiten, die man dabei erlebt und manchmal überwinden kann, 
sind es, die uns von ihrem Wert überzeugen müßten. 

Chantal Mouffe - Folglich muß man wohl akzeptieren, daß eine demo- 
kratische, wirklich pluralistische Politik den relativen, prekären und un- 
fertigen Charakter der Lösungen für die Probleme unserer Koexistenz er- 
dulden muß. Deshalb kann es in einer demokratischen Gesellschaft keine 
alleinige, definitive Antwort auf die Gerechtigkeitsfrage geben. Es wird 
immer verschiedene Auslegungen der Art, wie die Prinzipien der Freiheit 
und Gleichheit institutionalisiert werden müssen, geben, und soziale Be- 
ziehungen, auf die man sie bequem anwenden kann. Daher die Sinnlosig- 
keit der Behauptung, eines 'rationale’ Lösung dieses Problems zu haben. 
Michael Walzer - Das ist genau, was ich meine. Aus diesem Grund hat 
alles, was ich je über Gerechtigkeit und Sozialkritik geschrieben habe, 
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zum Ziel, einen Rahmen für den Interpretationsprozeß und für das, was 
wir zu interpretieren haben, anzugeben. Meine Kritiker beklagen sich, 
daß ıch keine endgültige Methode anbiete, um sich zwischen widerstrei- 
tenden Interpretationen zu entscheiden. Aber es gibt keine derartige Me- 
thode. Der Entscheidungsakt ist ein sozialer Prozeß - eine Mischung aus 
Argument, Rhetorik, Manipulation, Druck und Einschränkung. Die Auf- 
gabe der Intellektuellen deckt nur einen Teil dieses Vorgangs ab; wir ha- 
ben die besten Argumente, deren wir fähig sind, zu präsentieren, ohne zu 
behaupten, sie seien mehr als partial und unvollständig. Die Überzeu- 
gung, eine endgültige Lösung gefunden zu haben oder eine einzigartige, 
rationale Interpretation anbieten zu können, führt in der Tat zur Rechtfer- 
tigung des Zwangs. Man muß nicht nur tolerant sein, sondern auch de- 
mütig. Die Verbrechen der Linken im Lauf dieses Jahrhunderts haben viel 
mit intellektueller Arroganz zu tun. (Die Verbrechen der Rechten hinge- 
gen haben einen materialistischeren Ursprung: individuelle Habsucht und 
kollektiven Egoismus.) 

Chantal Mouffe - Das ist genau der Grund, weshalb ich einem gewissen 
Typus politischer Philosophie mißtraue; jenem nämlich, der sich beflei- 
Bigt, unwiderlegbare Argumente für die Demokratie zu liefern, der sie 
mit der menschlichen Natur begründet oder mit universaler Vernunft. Ein 
derartiges Verlangen nach Zugang zu der rationalen Erklärung menschli- 
cher Koexistenz ist Ausdruck eines gefährlichen Willens zur Macht, der 
dem Pluralismus, der für die moderne Demokratie grundlegend ist, ent- 
gegengesetzt ist. Dieser ist notwendig konfliktgeladen und schließt die 
Möglichkeit, einen definitiven Konsens zu erreichen, aus. Wir können 
Spaltungen und Antagonismen nicht entkommen, und es ist schon wahr, 
daß die Politik unser Schicksal ist. Ist es nicht paradox, daß die pluralisti- 
sche Demokratie nur wegen der Unmöglichkeit ihrer Vollendung existie- 
ren kann? 

Michael Walzer - Ja, Politik ist langwierig. Die Zusammenstöße zwischen 
Interessen, Werten und Überzeugungen finden kein Ende. Freiheit und 
Pluralismus intensivieren sie, anstatt sie zu beenden. Denn mehr Personen 
betreten die Arena; sie legitimieren eine größere Vielfalt von Interessen, 
Werten und Überzeugungen und sie trennen Macht und Autorität. Es ist 
möglich, daß wir mehr Freude am Konflikt haben werden (für einige ist 
das schon der Fall), wenn wir nicht dahin kommen, die offenkundigsten 
Formen der Unterdrückung zu beseitigen; auf alle Fälle wäre es besser, 
wir würden lernen, uns in diverse Auseinandersetzungen einzumischen. 
Das bringt mit sich, daß das Verlieren oder Siegen nicht total erfahren 
wird, daß Arroganz auf der einen und Demütigung und Furcht auf der 
anderen Seite nicht produziert werden. Ich sehe da eine dreifache Rolle 
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für die politischen Philosophen: Erstens kommt es darauf an, Pluralismus 
und Unterschiede zu verteidigen, die damit verbundenen Konflikte zu ak- 
zeptieren, und gleichzeitig darauf zu bestehen, daß diese Konflikte immer 
partial bleiben: das Subjekt in seiner Gesamtheit, das Ganze der Gesell- 
schaft dürfen mie in Frage gestellt werden. Zweitens müßten minimale 
Standards von Verfahren der Gerechtigkeit in der Politik augearbeitet 
werden, um die Grenzen unserer Streitigkeiten abzustecken - und um 'Zi- 
vilität' und Anteilnahme zu verteidigen. Drittens sollten wir offen für Ge- 
schichten und Visionen dessen bleiben, was eine substantiellere Gerech- 
tigkeit sein könnte, freilich unter der Bedingung, daß sie nicht den An- 
spruch totaler Vollendung erheben und sich genauso oder sogar mehr an 
die Imagination als an den Willen richten. Fundament dafür ist die Kon- 
sequenz, die wir aus unserer Erfahrung sowie aus theoretischen Erwägun- 
gen, die Sie in den Vordergrund stellen, ziehen müssen: daß es keinen 
endgültigen Sieg gibt. Unser Willen wird immer mit dem anderer rivali- 
sieren, mit denen wir aber ohne Unterlaß eine anständige Form der 
Koexistenz suchen müssen. 


Dieses Gespräch erschien zuerst in Esprit, Juni 1991. Übersetzung: Eva 
Liebendörfer 
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Wolf-Dieter Narr 

Die Kunst zahnloser Kritik. Nachbemerkungen zum 
Gespräch zwischen Chantal Mouffe und Michael 
Walzer 


»Gute Geselischaftskritik ist ebenso selten wie gute 
Poesie oder gute Philosophie« (Michael Waizer) 


1. 


Als ich das Gespräch zwischen der renommierten französischen Philoso- 
phin und Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe und dem noch renom- 
mierteren nordamerikanischen Philosophen und Politikwissenschaftler, 
Michael Walzer gelesen hatte, das zu kommentieren ich eingeladen wor- 
den war, rieb ich mir etwas irritiert die Augen. Kann es das gewesen 
sein? War es das gewesen? 

Der gemeinsame Nenner des Gesprächs besteht in der gleichermaßen em- 
phatischen wie leeren Bekräftigung einer »liberalen und pluralistischen 
Sozialdemokratie«. Selbige werde benötigt. Sie besteht wohl in dem von 
Walzer benannten »öffentlichen Leben«, in dem »Kooperation, Beistand 
und Solidarität real und konkret werden« können. Vorausgesetzt wird eine 
staatsgestützte bürgerliche Gesellschaft, die zuvor »die Militanten« zäh- 
mend eingebunden hat. In ihr heißt Sozialismus die »Fähigkeit aus der 
Gesellschaft selbst die Schöpfung gewöhnlicher Männer und Frauen zu 
machen«. Die »Rolle des Staates«, von Chantal Mouffe als neu ernst zu 
nehmen erinnert, besteht darin, daß er in einem Bündel von Bündnissen 
infolge seines allgemeinen Anspruchs einen gewissen Vorrang besitzt. 
»Staatsbürger« haben deshalb alle Bürgerinnen und Bürger zugleich zu 
sein. Als dieser eine Bund in einem Kreis von Sphären und Bünden ist der 
Staat Teil des pluralistischen Gemeinschaftsbads. Gerechterweise kommt 
hierbei jeder Sphäre in Politik, Ökonomie und Recht und jeder sozialen, 
ethnischen und religiösen Gruppierung ein gleiches Baderecht zu. Ent- 
sprechend sind die Menschenrechte nichts anderes als die Art und Weise, 
wie jeweils besondere Gruppen von allgemein anerkannten Werten spre- 
chen. Ihr »Diskurs« darf in seiner »okzidentalen Form« indes, wie Chantal 
Mouffe einwirft, nicht universalisiert werden. Wie sehr »die Linke« noch 
in die pluralistische Schule kompositorischer Möglichkeiten zu gehen 
habe, zeige sich darin, so Walzer, daß sie »aus den Stämmen nie schlau 
geworden« ist. In ihrem gefährlichen Drang nach Homogenität habe sie 
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die Lebendigkeit und den originären Wert der Partikularismen, des parti- 
kulen Charakters allen Lebens übersehen. Der Zusammenhalt des Parti- 
kularen werde dadurch gewährleistet, daß die Staatsbürgerrolle als eine 
Rolle unter anderen gespielt, jedoch zugleich sehr ernst genommen wird. 
Zuguterletzt, und darin besteht die Rolle des politischen Philosophen, wie 
Walzer sie sieht, komme es auf das vor allem an, was in der neuen deut- 
schen demokratie- und verfassungstheoretischen Diskussion »Prozedura- 
lismus« genannt wird. Denn wie könnten im »nachmetaphysischen Zeital- 
ter«, über dessen banale Gegebenheit doch alle modern und vernünftig 
Denkenden übereinstimmen, noch irgendwelche substantiellen Werte ver- 
bindlich genannt und kritisch-konstruktiv bezogen werden? Daß solche 
Werte wie die bekannten Nicht-Entscheidungen in die Prozeduren vorweg 
eingelassen worden sind - wen kümmert's. Das ist bekanntlich das Schöne 
an den Formen, daß man ihnen ihre Inhaltsverkrümmung nicht sogleich 
ansieht. 

Immer noch Augen reibend, fiel mir ein, daß ich jüngst meine altersbe- 
dingte Weitsichtigkeit bemerkt hatte. Könnte es sein, so kam mir, daß ich 
sinnesschwach das Kleingedruckte übersehen hatte, in dem oft, wie man 
weiß, die entscheidenden Informationen enthalten sind? Eine zweite Lek- 
türe mit lesend angestrengten Augen lehrte mich jedoch, daß eine gute 
Brille mir einen anderen Schrecken der Leere (des vielräumigen horror 
vacui) beigebracht hätte. Denn es war offenkundig nichts in diesem Ge- 
spräch, das im Ton wechselseitiger Bestätigung gehalten, ein solches von 
der Form (!) her kaum zu nennen ist, das ich übersehen hätte. Eine plät- 
schernd einmütige Unterhaltung auf reputierlichen Stöckelschuhen läßt 
alle Probleme, soweit sie überhaupt in den Blick kommen, slalomstark 
umrunden. Im pluralistisch wohlgesonnnen Spülwasser, mit etwas Ge- 
meinschaftspriel entspannt, verlieren alle schwer handhabbaren Fragen 
ihre Kanten und Ecken. Kritische Analyse ist zugegen wie die traulich an 
den Fenstern lehnende Nacht beim flackernden Kamingespräch. Dürfte 
ich's nur mit dem Gott der Offenbarung halten, der das Heiße und das 
Kalte liebt, das Lauwarme aber ausspuckt. Aber dadurch allein dekou- 
vrierte ich mich schon als schlimmer Linker arroganten Gebarens auf 
Verbindlichkeiten erpicht, die nur in bedrohlichem »politischen Messia- 
nismus« verlangt werden können (s. auch Walzers sehr lesenswertes 
Büchlein Exodus und Revolution, Berlin 1988, bes. S.141 ff.). 


2. 


Der Text ließ mich nicht in Ruhe. Hier hatten doch zwei wichtige politi- 
sche Philosophen, die dazuhin »links« und »kritisch« genannt werden, 
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nicht ihre und ihrer Leser Zeit einfach vertrödelt. Mir aber »fiel«, mit 
Karl Kraus zu sprechen, »dazu nichts mehr ein.« Also kramte ich in mei- 
nem Gedächtnis und machte mich an die aktuelle Lektüre anderer, von 
den beiden Autoren verfertigter Schriften, um aus ihnen das fehlende Ge- 
danken-Profil ins Gespräch hineinzusehen. Ich halte mich an rasch Zu- 
gängliches jüngeren Datums, das zum Thema des Gesprächs passt. Ich 
versuche also nicht eine Art Gesamtportät des politischen Philosophen 
Michael Walzer, das sich, je nach Fragestellung, wohl lohnen möchte. 


a) Einschlägig ist Walzers in Lettre International, Heft 16 (Nr. 1/92), 
abgedruckte Aufsatz: »Das neue Stammeswesen. Erörterungen über das’ 
Zusammenleben der Völker.« Hier ist das Rhodos der neopluralistischen 
Position gegeben, hier mußte sie zeigen, ob sie springen kann. 

Walzer wendet sich gegen alle herrschaftsschlechten Einheitsverlangen 
und zeigt, wie wenig gut die einheitsfixierte »Linke« allemal beraten war. 
Sie blieb dem herrschaftlichen Vorwurf, den sie substantiell kritisierte, in 
der prägenden Form verhaftet. Dann erneuert er sein Plädoyer für einen 
Pluralismus diverser gesellschaftlicher Sphären und sozial unterschiedlich 
gefärbter Partikularitäten. Die Gefahr »modernen Lebens« ortet er u.a. 
darin, daß »alle Gemeinschaften der Menschheit zu den bedrohten Spe- 
zies« gehörten. Walzer differenziert je nach Umständen die verschiedenen 
Rechte von ethnisch-kulturellen Minderheiten. Mehrheiten seien etwa 
nicht dazu verpflichtet, »das Überleben kultureller Minderheiten zu ge- 
währleisten.« »Kommerzialität und internationaler Lebensstil« ließen sich 
nicht vermeiden. Gelinge es Minderheiten nicht, ihren Lebenstil aufrecht- 
zuerhalten, dann hätten sie zwar einen »Anspruch auf physische, aber 
nicht auf kulturelle Unversehrtheit.« Ansonsten vertritt Walzer die These 
der Universalität der Besonderheiten. Der etwas seltsam anmutende Be- 
griff »Stamm«, der schon als Manko der Erkenntnis »der Linken« im In- 
terview auffiel, wird als allgemeiner Begriff soziologisch erneut seltsam 
enteignet: »Stammeswesen bezeichnet die Verbundenheit von Individuen 
und Gruppen mit ihrer eigenen Geschichte, Kultur und Identität. Diese 
Verbundenheit (obwohl nicht jede ihrer besonderen Spielarten) ist ein be- 
ständiges Merkmai des sozialen Lebens der Menschen. Der dadurch er- 
zeugte Parochialismus ist ähnlich dauerhaft.« Damit in diesem universel- 
len Parochialismus - o Weltmarkt und von dir bestimmte Politik, wie bist 
du fröhlich fern - nicht eine Gefahr gewittert werde, wird derselbe von 
Walzer sogleich rollenpraktisch entspannt. »Wenn mein Parochialismus 
bedroht ist, dann denke ich nur und zwar radikal parochial: als Serbe, als 
Pole, als Jude und als nichts anderes. Aber dies ist eine künstliche Situa- 
tion (und vielleicht war sie es auch in der Vergangenheit) [Hervorhebung 
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von WDN]. Dem Selbst widerstrebt eine Teilung nicht. Es kann sich zu- 
mindest aufteilen, und es gedeiht sogar dabei. Wenn ich mich sicher füh- 
len kann, werde ich eine komplexere Identität erwerben, als es der Ge- 
danke des Stammeswesens nahelegt. Ich werde mich selbst mit mehr als 
einer Gruppe identifizieren; ich werde Amerikaner, Jude, Ostküstenbe- 
wohner, Intellektueller und Professor sein. Man stelle sich [eine Art Ek- 
stase der Rollensoziologie, WDN] eine ähnliche Vervielfältigung der 
Identitäten überall auf der Erde vor, und die Erde beginnt immer weniger 
wie ein gefährlicher Ort auszusehen. Wenn sich die Identitäten vervielfäl- 
tigen, teilen sich die Leidenschaften.« So ist denn auch des »Pudels Kern« 
des Partikularismus-Verständnisses erkennbar (»Die entscheidende Ge- 
meinsamkeit der menschlichen Rasse ist der Partikularısmus«). Er heißt 
Rollenspiel über das der ohnehin hohle (problematische) Identitätshut ge- 
stülpt wird: »Weil das Wesen und die Anzahl unserer Identitäten ver- 
schieden sein kann, sollte man eine Vielzahl von Regelungen einfach er- 
warten und gutheißen.« Oh schöne neue Welt von fünf, bald sechs Milli- 
arden sich identisch zersplittert tummelnder Subjekte, die dem Weltmarkt 
geben können, was des Weltmarkts ist, dem Staat, was des Staates, der 
Ungleichheit, was der Ungleichheit ist und der sleichhen, was derselben 
gebührt. »Sphären der Gerechtigkeit«. 

Das offenkundig glückliche Naturell meines ]J ee Walzer - 
oder ist es nur die Faculty-Club-Perpektive? - erlaubt es ihm, mit allen 
pluralisierend auftrennten Problemen Frieden zu schließen und die be- 
drohlicheren gar nicht wahrzunehmen. Beides ist in seinem Mangel reali- 
stischer Phantasie ärgerlich. Deswegen findet sich 

- nichts zum modern-künstlichen, herrschaftsgeschaffenen, in jedem Fall 
herrschaftsbenutzen Charakter von ethnisch-nationaler Organisierung. 
Man kann mit solcher, hier nur pauschal möglichen Kennzeichnung das 
Problem nicht abhaken. Denn das, was Helmut Gollwitzer einmal die 
menschliche Suche nach der Identifizierung mit einem gemeinschaftlichen 
Dritten genannt hat - sie wird in ethnisch-nationaler Organisation (ersatz-) 
befriedigt. Darum kann letztere auch, gar wenn Traditionen sich ausge- 
bildet haben, wie repressiv auch immer, nicht einfach abgetan werden; 

- nichts zur Ausbeutung dieser Suche und Sucht nach der Identifizierung 
mit einem das Individuum übersteigenden, kognitiv-habituell aufhebenden 
und sichernden Dritten durch moderne, nicht zuletzt auch liberaldemo- 
kratisch verfasste Politik. Im Sinne der Mobilisierung von Vorurteilen; 
im Sinne der negativ und positiv mißbrauchten symbolischen Personali- 
sierung der Politik; 

- nichts zum genozidalen Geschmack unter der Zunge ethnisch-nationali- 
stischer Laute; 
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- nichts zum Problem, wie einander exkludierende Wertvorstellungen und 
ihre Interessen wenigstens im Sinne des westfälischen Friedens als amica- 
bilis compositio auf der nicht puddingpluralistisch organisierbaren oder 
abtrennbaren Erde friedlich vereint werden könnten; 

- nichts zum Problem kollektiver Menschenrechte und wie sich dieselben 
zu den individuellen verhalten; 

- entsprechend nichts zum leicht dahin sagbaren, aber schwer gerecht zu 
verwirklichenden radikalen Recht von Minderheiten; 

- nichts ... 

Stattdessen bleibt nur ein pluralistisches Getue, das stark an das Gerede 
von der »multikulturellen Gesellschaft« erinnert. Unter einer solchen stel- 
len sich die meisten wohl eine ausgedehnt pluralistische Kneipenkultur 
vor, in deren Mitte Fremdenangst und Fremdenhaß, fröhlich türkisch 
oder indonesisch schmatzend, prächtig weitergedeihen können. Stattdes- 
sen wird, fragwürdiger noch, kund, wie sehr Walzers eigene spezifische 
Wertvorstellungen, die die einer westlich weißen Mittelklasse gehobenen 
Standards sind, all das durchdringen und bestimmen, was er unter 
besonders und Besonderheit versteht. Walzers enteignete Besonderheiten, 
dem kommerziellen Wettbewerb frohgemut ausgesetzt, stellen insgesamt 
einen Einheitsbrei dar. Ihn kümmert offenkundig nicht, daß mit der kul- 
turellen Zerstörung, die mit Hilfe der weltweiten Furien der Geschwin- 
digkeit und des Verschwindens stattfindet, ganze Klassen von »Menschen- 
typen«, mit Max Webers primärem Interesse gesprochen, aussterben. Be- 
kanntlich sind schon die Indianer in Amerika nicht nur physisch, aber mit 
physischen Folgen kulturell umgebracht worden. Welch eine groteske 
Verharmlosung der Genozid-Geschichte der fünf Jahrhunderte seit Chri- 
stoph Columbus und der kollektiven Morde unter der Decke der Zukunft. 
Der Beruf des Intellektuellen, wenn denn Beruf mehr heißt als Profession 
und Intellektueller mehr als privilegierter Kopfarbeiter, der Beruf zu er- 
fahren disziplinierter Phantasie wird völlig verfehlt. Wie wäre denn, auf 
das ehemalige Jugoslawien bezogen, auf Bosnien und Herzegowina, die 
Brücke über die Drina (vgl. Ivo Andric' lesenswerten Roman) als soziale 
Brücke bau- und erhaltbar? 


b) In einem 1991 erschienenen, vom Rotbuchverlag als Ration verheiße- 
nen Buch, das heißt als »Orientierungswissen und Proviant« mit dem 
deutsch ärgerlich mehr versprechenden Titel Kritik und Gemeinsinn (der 
amerikanische lautet Interpretation and Social Criticsm) hat Michael 
Walzer die Position der Geselischaftskritik formuliert, die er meint. Diese 
gut geschriebene, trefflich lesbare Büchchen enthält belesen viele erwä- 
genswerte Gedanken. Auch, nota bene, berechtigte Warnungen vor einer 
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Gesellschaftskritik, die von einer abstrakten Position von außen formu- 
liert, das kritisierte Objekt haßvoll totalisiert und negiert. Walzer betont 
stattdessen, wie notwendig es sei, die jeweilige Gesellschaft, in der der 
Kritiker lebt bzw. auf die er sich bezieht, immament zu kritisieren und 
den historischen Kontext zu bedenken. Auf die »moralische Spezifik« 
(106) komme es an. Ohne Frage: Moral (wie Politik) wird amoralisch, 
wenn sie abstrakt proklamiert wird. 

»Ein wenig abseits, aber keine Außenseiter: kritische Distanz ist eine Fra- 
ge von Zentimetern«, das verlangt Walzer vom Kritiker. »Für seine Kritik 
braucht er weder eine Position des Abstands noch eine der Feindschaft, 
findet er doch die Vollmacht für sein kritisches Engagement im Idealis- 
mus - und sei's auch im heuchlerischen Idealismus - der tatsächlich exi- 
stierenden moralischen Welt (einer Gruppe, einer Gesellschaft, eines 
Staates, WDN) bereits vor« (74). Also ist »Gesellschaftskritik ... weniger 
ein praktischer Abkömmling wissenschaftlichen Wissens als vielmehr der 
gebildete Vetter der gemeinen Beschwerde. Wir werden gewißermaßen 
auf natürliche Weise zum Sozialkritiker, indem wir auf der Grundlage der 
bestehenden Moral(auffassungen) aufbauen und Geschichten von einer 
Gesellschaft erzählen, die gerechter ist als die unsere, aber niemals eine 
völlig andere Gesellschaft« (78, siehe auch 101). Der Partikularismus 
oder, wie Walzer schreibt, der »radikale Pluralismus« verstehen sich von 
selbst. Die Kritik (am Beispiel des Propheten Amos illustriert), besitzt 
ihren sozialen Bezug, indem sie ausspricht, »was Unterdrückung 
bedeutet, wie sie erfahren wird, an diesem Orte und zu dieser Zeit und 
wie sie mit anderen Zügen des gemeinsamen sozialen Lebens verbunden 
ist« (105). 

So einfühlsam und nachdenkenswert indes viele der Walzerschen Argu- 
mente sind, seine Position der Gesellschaftskritik bleibt merkwürdig ort- 
los. Sie beschränkt sich auf eine Art gesellschaftsinternen Anspruchs- 
Wirklichkeits-Vergleich. Als hätte Walzer, der Jahrgangsgenosse, nicht 
Just wie jeder Gleichaltrige erfahren, daß es Formen der Herrschaft gibt, 
zum Beispiel die nationalsozialistische, die eine solche immanente Kritik 
schlechterdings nicht mehr erlauben. Als bestünde nicht ein hauptsächli- 
ches Problem heute darin, daß, wie Adorno es einmal formuliert hat, die 
Ideologie in die (objektive) Wirklichkeit gerutscht ist und darum ein An- 
spruchs-Wirklichkeits-Vergleich bestenfalls die Oberfläche etwa westlich- 
kapitalistischer Gesellschaften zu ritzen vermag. Obwohl Walzer außer- 
dem auf den sozialen Charakter der Kritik abhebt, kommt er seltsamer- 
weise nicht auf den Gedanken zu fragen, ob es denn in einer »plurali- 
stisch« fragmentierten, vom täglich eingetrimmten »Besitzindividualis- 
mus« zerhackten Gesellschaft, deren Definitionsmächte in die Globalität 
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entschwinden, überhaupt noch so etwas geben könne, wie eine moralisch 
verantwortliche, einen Frage-und-Antwort-Prozeß also voraussetzende 
Kritik. Wie aber soll gesellschaftlich ortlose Kritik im Walzerschen Sinne 
einherschreiten. Schwebend? Erneut fällt ein gesellschaftskritisch gerade- 
zu katastrophaler Mangel an Analyse der bestehenden Verhältnisse auf. 


c) Chantal Mouffe's zusammen mit Ernesto Laclau geschriebenes Buch 
Hegemony and Socialist Strategy. Toward A Radical Democratic Politics 
liegt mir nur in seiner englischen Ausgabe vor (Verso, London 1985; der 
deutsche Titel lautet: Hegemonie und radikale Demokratie. Zur Dekon- 
struktion des Marxismus). Ich beabsichtige nicht, dieses Buch hier vorzu- 
stellen, das alles andere darstellt als die behauptete »Dekonstruktion des 
Marxismus«, die ja wenigstens von einer zureichenden Ahnung von Marx 
getrübt sein müßte und die sich selbst in der kriterienlosen modischen 
Verquastheit ihrer »Begriffe« kaum zu »dekonstruieren« lohnt. Aus die- 
sem Buch, das die »Logik der Kontingenz« auszuholen ausgeht und von 
den neuen sozialen Bewegungen bewegt, von einer »Ausweitung sozialer 
Konflikthaftigkeit« träumt, indem es selbstredend »in der Ära universeller 
Diskurse« das zeitgemäße »Projekt radikaler Demokratie« verfolgt, geht 
immerhin hervor, warum sich die beiden Gesprächspartner, Mouffe und 
Walzer, so trefflich die Bälle zuspielen können. Die »jakobinische Linke« 
stellt den Prügelknaben dar. Langsam wäre eine Erneuerung des Prügel- 
knaben fällig. Er hängt so zerfetzt herum, daß er nur noch projiziert wer- 
den kann. Auf einem »post-Marxistischen Terrain« können Autorin und 
Autor trefflich für eine »radikale, libertäre und plurale Demokratie« käm- 
pfen, befinden sie sich doch inmitten eines »unbegrenzten Kontexts eman- 
zipatorischer Diskurse«. Angesichts der »Trennung der gesellschaftlichen 
Räume« ist eine allgemeine Theorie der Politik selbstredend ausgeschlos- 
sen. Insofern mag auch dieser »Diskurs«, der in der Mode steht, aber frei 
aller Kritik herrschender Verhältnisse bleibt, seinen theoretischen Wert 
haben. Ich habe früher immer gegen den von Alfred Weber und Karl 
Mannheim gekürten Homunculus des »freischwebenden Intellektuellen« 
gewettert. Ich muß mich auf meine alten Tage, deucht mir, revidieren. 


3. 


Wozu des Aufhebens? Wenn meine Qualifikationen der vorgestellten Bü- 
cher und Aufsätze stimmen, wird für sie im übertragenen Sinne die biblıi- 
sche Devise gelten: »Laßt die Toten die Toten begraben.« 

Die Beschäftigung ist - leider - geboten, weil diese kritischen Kräuseibe- 
wegungen von Intellektuellen ein Symptom darstellen. Die Moraldiskus- 
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sion schwappt über die Gehwege aller Fächer und »Sphären« (oder im Po- 
litologendeutsch: Arenen). Das »Prinzip Verantwortung« macht unverant- 
wortlich Karriere. Es fehlt nämlich an allen Angaben zur »Physik der Sit- 
ten« (E. Durkheim). Ein emanzipatorisches »Projekt« jagt beflügelnd das 
andere. »Das Projekt der Moderne« wird zum »Projekt der liberalen De- 
mokratie«, das seinerseits wohlgefällig umfasst wird von der »demokrati- 
schen Frage«. Letztere scheint keine Frage mehr oder eine, die prägekräf- 
tig das Weltfeld unserer Zeit bestimmt. Wer's immer noch nicht begriffen 
hat, den bestraft das Leben, indem er kritiktöpfig nicht merkt, wie herr- 
lich sich inmitten sich dehnender »civil societies« leben läßt. Die Alt-Bun- 
desrepublik hatte das Ziel praktisch schon erreicht und ist nur durch die 
Vereinigung leicht durcheinander geraten. Aber es wird zivilistisch schon 
werden (auch und gerade dann, wenn dann endlich auch deutsch die 
»Blauhelme« fester geschnallt werden). Die letzten Mängel, die die allzu 
individualistische Zivilgesellschaft noch bergen könnte, werden nun mit 
dem neuen »Kommunitarismus«, der gedankenrevolutionären Neuentdek- 
kung, daß Menschen soziale Wesen seien, behoben werden. 

Belege, Zitate gefällig? Ich denke, ich kann solche mir und den vielleicht 
geneigt/ungeneigt Lesenden ersparen. Bei Bedarf bin ich gerne bereit, zu 
belegen und das Belegte in durchaus immanenter Kritik systematisch zu 
zerpflücken. 

Als wäre den Intellektuellen, sei's infolge des Zusammenbruchs des »rea- 
len Sozialismus«, sei's den deutschen Intellektuellen infolge der Vereini- 
gung und der Entdeckung des Nationalen in der eigenen Brust, sei's auch 
infolge der schier vollkommenen Privatisiererei an den Universitäten die 
Kritik ausgegangen. Was aber wären Intellektuelle ohne die »Waffe der 
Kritik« (lassen wir einmal die Umkehrung dieses Ausdrucks ganz bei- 
seite)? Als gäbe es keine Probleme in der etablierten Wirklichkeit mehr, 
sondern könnten sich die vormaligen Gesellschaftskritiker unterschiedli- 
chen Radikalitätsgrads nun dem Geschäft der »Hofferei« (Günther An- 
ders) zuwenden. Nicht einer »Hofferei« der Güteklasse Ernst Blochs, an 
dessen Adresse Anders seine Kritik gerichtet hat. Vielmehr scheinen diese 
Intellektuellen, die »letzten Intellektuellen« im Sinne Russell Jacoby's, 
ihre Aufgabe, um nicht zu sagen, ihr »Projekt« darin zu sehen, eine froh- 
gemute Gegenwart und Zukunft im Sinne eines liberaldemokratisch-plura- 
listischen weltweiten Allerleis zu projezieren. Berichtet Erich Kästner 
noch davon, daß ihm die Frage gestellt worden sei: »Wo bleibt das Posi- 
tive«, so muß die Frage an diese Emphatiker pastellfarbener Gegenwart 
und Zukunft nur lauten: »Wo bleibt die Kritik?« 

Einige polemische Lichter (die aber leider alle das Tageslicht des breiten 
Belegs nicht scheuen müssen): 


306 Wolf-Dieier Narr 


A propos Moraldiskussion: Dieselbe zeichnet sich fast durchgehend durch 
einen völligen Mangel an einigermaßen systematischer Kritik gegenwärti- 
ger Institutionen und Prozeduren aus (also der politischen, der ökonomi- 
schen und der wissenschaftlich-technologischen Produktionsverhältnisse 
und ihrer je spezifischen Institutionalisierungsformen). Ebenso versäumt 
sie, einigermaßen präzise anzugeben, wie die moralischen Anforderungen 
umgesetzt, welche Formen also die Normen erhalten sollten. Schließlich 
gebricht's sogar an einer Wertdebatte, die diesen Namen verdiente. Im 
»postmetaphysischen Zeitalter«, eine Formel, die längst zur Ausrede für 
Gedankenlosigkeit geworden ist, einigt man sich letztlich, wenn schon 
nicht auf »anything goes« (Paul K. Feyerabend), so doch auf das Indivi- 
duum als letzte Rekursbasis. Dies aber geschieht, ohne auch nur anzuden- 
ken, wie dieses Indiviuum entscheidungsfähig und kriterienstark inmitten 
des »Gehäuses apparativer Hörigkeit« (Max Weber, leicht ergänzt) zu- 
standekommen könne. Ein Zitat aus einem Bericht über neue bzw. sich 
verändernde Öko-Zeitschriften von Mark Simons in der FAZ mag einige 
Facetten veranschaulichen: »Diese Mischung ästhetisch-kulinarischer, 
moralischer, wissenschaftlicher und politischer Kategorien macht den 
neuen Begriff des Ökologischen aus.« Und wenig später: »Das gute Ge- 
wissen des grünen Establishments hat einen rationalen Grund. Immerhin 
kann die marktwirtschaftlich organisierte Umwelt-Technik schon Erfolge 
vorweisen; qualitative Erwägungen bekommen gegenüber rein quantitati- 
ven ein immer größeres Gewicht. Doch das neue ökologische Denken hat 
einen weit größeren Ehrgeiz: den einer Moral, die das Leben prägen soll. 
Das verbindet sie mit dem alten. Das aber ist zugleich seine Tragik, denn 
am Grundsätzlichen, am Wachstum, möchte es nicht rütteln. So lebt sich 
der große Impetus in einer Art Pfadfinder-Ethik aus, in einem immer 
komplizierter werdenden kasuistischen System von Geboten, von der 
Rückgabe der Kunststoffverpackungen bis zum Verzicht auf Deosprays. 
Die Fachzeitschrift dafür ist Öko-Test, die gediegene Arbeit im stillen lei- 
stet. Doch ein Ungenügen bleibt: ein ungestillter Bedarf an globaler Ver- 
antwortlichkeit. Diese Lücke suchen die neuen ökologischen Zeitschriften 
zu schließen. Die moralische Energie kann da aufs Ganze gehen, auf die 
Rettung der Welt, ohne daß sich in den Industriestaaten etwas ändern 
muß. Überbevölkerung und Regenwald sind deshalb bevorzugte Themen. 
Am Ende sind es die fernen, noch formbaren Entwicklungsländer, die für 
unser seelisches Gleichgewicht am Abgrund sorgen« (»Überlebenskunst. 
Vom Grün zum Lodengrün: Das neue ökologische Design«, in: FAZ vom 
30.4.1992). 

A propos »civil society«. Daß in den bürokratischen, Staat und Partei mit 
gewaltigem Kontrollaufwand sichernden Ländern Osteuropas das Konzept 
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einer »Zivilgesellschaft« als Gegengesellschaft faszinierte, ist überaus ver- 
ständlich. Ebenso wie György Konrads »antipolitische« Erwägungen in 
diesen Zusammenhang passen. Nicht witzig ist es indes, wenn westwärts 
die Konzeption einer Zivilgesellschaft wie eine schon Fast-Realität ver- 
treten wird. Diese Als-Ob-Philosophie schier erreichter Zivilgesellschaft 
wird propagiert ohne jegliche vorgängige Analyse gegenwärtiger Herr- 
schaftsformen (ineins, versteht sich, mit der Analyse gegenwärtiger Ka- 
pitalismusformen). Die Zivilgesellschaft wird in den Sand mangelhafter 
Vortellungskraft gesetzt (Wunschdenken bedeutet bekanntlich das Ge- 
genteil dessen, was C.W. Mills die »sociological imagination« genannt 
hat). Außerdem wird diese zivilgesellschaftliche Als-Ob-Realität disku- 
tiert, ohne ihre eigenen politischen Prozeduren und Institutionen zu erör- 
tern. Die täglichen in der Tat weltweiten Widerlegungen werden einfach 
wegrationalisiert (im Nietzsche-Freud'schen Sinne). Was Wunder, daß 
u.a. in politikwissenschaftlichen Papieren »Herrschaft« zu einem »Politik- 
feld« unter anderen »Feldern« wird. Welch ein problemunterdrückender 
Pluralismus. 

A propos »Communitarianism«. Die Debatte, die darüber seit Beginn des 
Jahres (Fortsetzung folgt?) in der Frankfurter Rundschau unter dem Titel 
»Individualisierung und Gemeinschaft« geführt wird, ist in diversen Hin- 
sichten lehrreich (informierend und zumeist Analyse gänzlich verfehlend). 
An dieser Stelle sei allein auf Otto Kallscheuers wenigstens kritisch ak- 
zentuierten Bericht und die spezifische Kritik Wolfgang Fachs an einem 
neuen »kommunitären« Kultbuch, Robert N. Bellah's u.a. »The Good So- 
ciety« aufmerksam gemacht (Kallscheuer: Gemeinsinn und Demokratie, 
in: FR vom 10.3.1992; Fach: Verlorene Gedanken aus vergangener Zeit, 
in: FR vom 11.2.1992). 

Robert Bellah u.a. The Good Society (Alfred Knopf, New York 1991), 
das ich knapp beispielhaft apostropieren möchte - eine ausführliche Aus- 
einandersetzung folgt später - zeichnet sich auf den ersten Blick durch 
eine Reihe von Vorzügen aus. Ansetzend an dem Widerspruch eines tra- 
ditionsstarken nordamerikanischen Individualismus und der ganz und gar 
nicht individualistischen großorganisatorischen Vermachtung von angeb- 
lich demokratischer Politik und angeblich freiem Markt mit starken Kon- 
sumenten, rücken Bellah u.a. die institutionelle Analyse in den Vorder- 
grund. Als ihre eignes Ziel vertreten sie von Anfang an die Notwendig- 
keit einer qualitativen partizipatorischen Reorganisation von Politik und 
Ökonomie. Entsprechend dem analytisch-normativen Programm finden 
sich in dem umfänglichen Buch auch längere Kapitel über die nicht mehr 
funktionierenden liberaldemokratischen Institutionen und über den 
»Markt«, der längst durch große Unternehmen in internationaler Konkur- 
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renz imachtvoll versäult worden ist und der die Behauptung der Konsu- 
mentensouveränität lächerlich erscheinen läßt. 

Doch der zweite und der dritte Blick, sprich die genaue Lektüre enttäu- 
schen rundum. Das sogenannt kommunitäre Element wirkt reichlich süß- 
lich. Die »Tugend der individuellen Autonomie«, die diskussionslos un- 
terstellt wird, soll ergänzt werden durch »Tugenden als da sind Rücksicht- 
nahme auf andere und Verantwortlichkeit.« Die zuerst verlockend vorgau- 
kelnde Analyse der herrschenden Umstände erweist sich als eine Art mit 
kurz gestreifen historischen Exempeln durchsetztes Potpourri. Alle ver- 
sprochene systematische Analyse der liberaldemokratischen Institutionen 
und der kapitalistischen Produktionsformen unterbleibt. So wundert es 
nicht, daß das Schlußkapitel programmatisch lautet: »Demokratie heißt 
Beachtung schenken«. In demselben wird dann etwa formuliert: »Geld 
und Macht sind notwendige Mittel. Sie stellen jedoch keine angemessenen 
Maßstäbe einer guten Gesellschaft und einer guten Welt dar. Wir müssen 
über unsere Probleme und über unsere Zukunft [selbstredend meint der 
Pluralis majestaticus immer die USA, so wie die Autoren ohnehin fast ab- 
standslos schreiben (s.0o.Michael Walzer), WDN] mit einem umfangrei- 
cheren Vokabular sprechen als mit Hilfe von Indikatoren, die allein 
Märkte und Verteidigungssysteme messen. Worte wie »Beachtung« und 
»Ablenkung«, »Kultivierung« und »Ausbeutung« mögen Unterhaltungen 
begünstigen, in denen wir unsere Prioritäten definieren, unseren Willen 
äußern, bestehende Institutionen zu stärken und unsere Absicht, neue zu 
schaffen« (S.272). Angesichts solcher an die wohlmeinenden einzelnen 
Amerikanerinnen und Amerikaner gerichteter Appelle ist es verständlich, 
daß die Autorin und die Autoren so viel Wert auf das Erziehungssystem 
und die institutionalisierten Religionen legen. (Darauf bezieht sich vor 
allem Wolfgang Fachs treffliche Kritik). In der Kritik nur andeutenden, 
systematisch aber versäumenden Attitüde, in der Art des wohlgesonnenen 
»goodspeak« (John Orwell) passt das Buch prächtig zum ideologischen 
Bedarf dieser USA (und in den Import dieser BRD). »Solidarität« lautet 
doch heute das große, wie sich versteht, vor allem von den Vertretern eta- 
blier-ter Institutionen ausgehende Losungswort. Wenn man im Zeitalter 
der Deregulierungsversuche (nota bene: höchst bürokratischer Verlaufs- 
form) und der weltweit propagierten »open door policy«, um dem Kapita- 
lismus und seinen führenden Ländern, koste es, was es wolle, Platz schaf- 
fen,- wenn man in solchen Zeiten schon kein Konzept »formierter Gesell- 
schaft« vertreten kann, dann doch eines mehr oder minder sublim morali- 
sierender Art. Hier wird Foucault bestätigt. Hat nicht der immer konzept- 
wendige Kurt Biedenkopf jüngst vertreten, wir müßten mit Ungleichhei- 
ten leben und uns also sozialer verhalten? 
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Friede, Freude, Eierkuchen. Habe ich ausgehend vom Gespräch zwischen 
Chantal Mouffe und Michael Walzer überzeichnet? Ohne Frage: ich habe. 
Habe ich die beiden falsch interpretiert und sie in einen nicht angemesse- 
nen Kontext gestellt? In streitbarer Einfalt behaupte ich: Nein. Gewiß 
Walzer und viele andere der hier meist implizit nicht explizit Revue Pas- 
sierten sind Vertreter einer Konzeption der »Konfliktgeseilschaft«, des nıe 
endenden Streits über Werte u.ä. Insofern scheint gerade die gewählte 
Überschrift daneben zu treffen. Sie tut's jedoch nicht. Kritik bleibt Ge- 
kräusel. Die vorgestellten Konflikte sind angesichts der tatsächlichen Wi- 
dersprüche, der Konflikte und der Gefahren dieser Welt geradezu lächer- 
lich. So wie man sich eben über Kaisers Bart zuweilen im unendlichen 
Dialog streitet. Der moralsüße Jargon verklebt stattdessen Augen und 
Hände. »Aber ich bin entsetzt von dem, was sich mir als Beschränktheit 
der "professional middle class' darbietet«, schrieb vor einigen Jahren Bar- 
bara Ehrenreich (»Die ausgeblendete Mehrheit« in: taz vom 25.1.1990). 
»Diese Menschen leben in ihren sozialen Strukturen und Enklaven dazu 
verdammt, nur die Meinung von Gleichgestellten (oder natürlich die der 
wirklich Reichen) zu hören, abgeschnitten vom Leben, den Kämpfen und 
den Gedanken der amerikanischen Mehrheit ...« Zweifelsobne: die selt- 
same Kommunität der WissenschaftlerInnen verzerrt die Perspektive. An- 
erkennung erwirbt man sich nicht durch eine radikale Kritik, sondern be- 
stenfalls durch den zurückhaltend gurrenden Gestus derselben. Vor allem 
aber lieben fast alle am meisten die (Selbst-Täuschung. Die besten sol- 
cher Täuschungen nennen sich wissenschaftlich, gesellschaftskritisch und 
tragen moralische Säume. 

Es gab eine Zeit, da wurde Kritische Theorie fast zu sehr betrieben. Vor 
allem wurde sie, wie dies auch für die Marx-Rezeption u.a. galt, zu viel 
zitiert und zu wenig selbständig geleistet. Die Kritische Theorie mag im 
Hinblick auf mögliche Praxis, vor allem im Hinblick auf eigene Vorstel- 
lungen einer solchen, zu sehr resigniert haben (wenn auch diese Resigna- 
tion zeitgeschichtlich überaus verständlich ist und große Bücher wie Ad- 
oruos Negative Dialektik hat schreiben lassen). Doch wie immer man die 
Resignation Kritischer Theorie mit nüchternem, Widersprüche aushalten- 
dem Kopf zu überwinden versuchen mag, klar und eindeutig ist: Wissen- 
schaft und alle nicht rein affırmative Praxis heben an mit radikaler Kritik, 
die an die Wurzeln geht und noch einmal mit Kritik. Der Kritikmangel 
gähnt einen aber, liest man diese Moral-und Demokratieideologen, ab- 
grundtief entgegen. Solche Naivität ist intellektuell verantwortlich heute 
am Ende des 20, Jahrhunderts schlechterdings nicht mehr zulässig. 
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Raimund Ottow 
»Freundschaft« in der bürgerlichen Gesellschaft. 
Ein Beitrag zur Ideengeschichte 


»Freund nennt sich jeder; Tor, wer sich daraus viel mache! 
Der Nam ist häufig, überaus 

Gesucht und selten ist die Sache« 

Jean de La Fontaine 


1. 


Einer der soziologisch interessantesten Aspekte am »Manifest der Kom- 
munistischen Partei« von Marx und Engels ist die Auffassung der bürger- 
lichen Gesellschaft als einer »anonymen« Gesellschaft von Warenbesit- 
zern, die sich wesentlich als potentielle und wirkliche Verkäufer und Käu- 
fer von Waren begegnen. »Die Bourgeoisie«, heißt es dort, »hat in der 
Geschichte eine höchst revolutionäre Rolle gespielt. ... Sie hat die bunt- 
scheckigen Feudalbande, die den Menschen an seinen natürlichen Vorge- 
setzten knüpften, unbarmherzig zerrissen und kein anderes Band zwischen 
Mensch und Mensch übriggelassen als das nackte Interesse, als die ge- 
fühllose "bare Zahlung'. Sie hat die heiligen Schauer der frommen 
Schwärmerei, der ritterlichen Begeisterung, der spießbürgerlichen Weh- 
mut in dem eiskalten Wasser egoistischer Berechnung ertränkt. Sie hat die 
persönliche Würde in den Tauschwert aufgelöst und an die Stelle der 
zahllosen verbrieften und wohlerworbenen Freiheiten die eine gewissen- 
lose Handelsfreiheit gesetzt«!. Den zitierten Ausdruck der »baren Zah- 
lung«, den Marx und Engels nicht belegen, dürften sie übrigens mit 
großer Wahrscheinlichkeit von Thomas Carlyle übernommen haben, der 
in der Periode vor dem Manifest einigen Einfluß auf seine Verfasser aus- 
geübt hatte. In seiner Schrift über den englischen Chartismus von 1839 
schrieb Carlyle über die Beziehungen der Herrschenden zu den Be- 
herrschten in der vorindustriellen Gesellschaft: »Die bare Zahlung war 
noch nicht zum allgemeinen und einzigen Bindungsmittel des Menschen 
zum Menschen geworden«.? Es ist klar, daß ein zentrales Motiv der Kri- 


1 MEW, Bd.4, Berlin, 9. Aufl., 1980, S. 464f. Übertragungen aus dem Englischen im 
folgenden stammen von mir; wichtige Zitate habe ich englisch in den Fußnoten repro- 
duziert. 

2 »Cash Payment had not then grown to be the universal sole nexus of man to man«, Se- 
lected Writings, Harmondsworth (Penguin), 1971, S.193. Und ein Stück weiter heißt 
es: »Not as buyer and seller alone, of land or what else might be, but in many senses 
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tik an der bürgerlichen Gesellschaft bei Marx/Engels und Carlyle die Un- 
persönlichkeit der sozialen Beziehungen ist. Den Grundstein für seine 
Aussagen im »Kommunistischen Manifest« hatte Marx in mehreren Ma- 
nuskripten aus dem Jahr 1844 gelegt. Dabei steht die Analyse der »Kom- 
modifizierung« der Ökonomie im Vordergrund. Warenproduzenten pro- 
duzieren nicht für den eigenen Bedarf, aber auch nur scheinbar für den 
Bedarf des (anonymen) anderen, da der antizipierte Zweck der Produktion 
der Erwerb von Produkten des anderen zur Befriedigung des eigenen Be- 
darfs ist; ergo sind die Warenproduzenten auf eine ganz allgemeine Weise 
lediglich insoweit aneinander interessiert, als sie jeweils Repräsentanten 
von verkäuflichen Gütern sind3: »Die einzig verständliche Sprache, die 
wir [ego und alter] zueinander reden, sind unsre Gegenstände in ihrer Be- 
ziehung aufeinander« (ebd., 461). Verallgemeinert und gleichzeitig kon- 
kretisiert wird die Versachlichung oder Verdinglichung der sozialen Be- 
ziehungen im Geld.4 Allerdings bewegt sich Marx hier noch auf dem Ni- 
veau der Analyse der einfachen Warenproduktion, nicht der der kapitali- 
stischen Warenproduktion, in der das Lohnarbeitsverhältnis zentral wird. 
Es verdinglicht nicht nur die sozialen Beziehungen, sondern verwandelt 
auch die Arbeiter selbst (oder in einer späteren Korrektur: ihre Arbeits- 
kraft) in Waren und macht sie als solche zu Bestandteilen des Kapitals. 
Von der bürgerlichen Ökonomie, genauer: von ihrer Zirkulationssphäre 
ausgehend, durchdringt die Warenform alle Lebensbereiche, was unter 
dem Namen der »Kommodifizierung« begrifflich erfaßt worden ist.5 

Unter all den sozialen Beziehungen nun, die davon betroffen sind, nimmt 
die Freundschaft eine Sonderstellung ein. Dabei ist zunächst auffällig, 
wie wenig in der heutigen soziologischen Literatur von »Freundschaft« 


still as soldier and captain, as clansman and head, as loyal subject and guiding king, 
was the low related to the high. With the supreme triumph of Cash, a changed time 
had entered...«, S.193f. Engels bezieht sich auf diese Schrift in seinem Artikel: Die 
Lage Englands. Thomas Carlyles 'Past and Present', in: MEW, Bd.l, Berlin, 
12.Aufl., 1978, S.528, und er zitiert dort auch eine Stelle aus Carlyles »Past and 
Present«, in der die Formel von der 'baren Zahlung’ als einziges Band zwischen den 
Menschen erscheint, S.532. Siehe i.ü. zu Carlyle: Williams 1985, Chap.4; Mendilow 
1983. 

3 Siehe: K.Marx: Auszüge aus James Mills Buch »Elemens d'economie politique«(1844), 
in: MEW, Ergänzungsband, 1.Teil, Berlin, 4.Aufl., 1977, S.460f. 

4  »Wenn das Geld das Band ist, das mich an das menschliche Leben, das mir die Gesell- 
schaft, das mich mit der Natur und den Menschen verbindet, ist das Geld nicht das 
Band aller Bande?«, K.Marx: Ökonomisch-philosophische Manuskripte aus dem Jahre 
1844, in: ibid., S:565. 

5  »Der Prozeß, durch den der Kapitalismus die gesamte Gesellschaft in einen riesigen 
Marktplatz umgestaltet hat, ist bisher wenig erforscht wordem, obgleich er einen der 
Schlüssel zur gesamten neueren Sozialgeschichte darstellt«, schreibt Braverman 1985, 
207. 
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die Rede ist. In dem verbreiteten, von W. Fuchs et al. herausgegebenen 
»Lexikon zur Soziologie« etwa findet sich kein Hinweis auf »Freund- 
schaft«, obgleich sowohl die alltagssprachliche Praxis als auch die 
vorwissenschaftliche Intuition uns sagen, daß es sich dabei um einen der 
grundlegenden Typen menschlicher Beziehungen handelt. Das erklärt sich 
vielleicht mit dem Anspruch der Soziologie, ein Reflexionsniveau, auf 
dem der alte Begriff der Freundschaft Sinn machte, als naiv hinter sich 
gelas-sen zu haben. Dennoch ist zu fragen, wie die Phänomene, die im 
Begriff der »Freundschaft« beschrieben sind, in der modernen Sozialtheo- 
rie verhandelt werden. In der Philosophie etwa wird ganz ungezwungen 
mit dem alltagssprachlichen Freundschaftsbegriff operiert (Baron 
1990/91). 

Ich will unter »Freundschaft« ein nicht zweckhaft interessiertes und in ho- 
hem Maße wohlwollendes, dauerhaftes und vertrautes Aufeinanderbezo- 
gensein bestimmter Personen verstehen. Diese Beziehungsform steht - 
vielleicht noch mehr als die Liebe, die jedenfalls ein wesentlich stärkeres 
emotionales Engagement impliziert und daher behauptungsfähiger ist - in 
einem direkten Gegensatz zu der durch Marx analysierten Tendenz der 
Kommodifizierung der Sozialbeziehungen in der bürgerlichen Gesell- 
schaft, die als Tendenz der Versachlichung gegen die Bildung persönli- 
cher Beziehungen wirkt. Insoweit kann man, die Marxsche Analyse als 
hinreichend zutreffend angenommen, die These aufstellen, daß die ent- 
wickelte bürgerliche Gesellschaft wenig geeignet ist, Freundschaftsver- 
hältnisse zu begünstigen, sei es in der Entstehung, sei es in der Aufrecht- 
erhaltung. Wenn man diese Problematik generalisiert, ergibt sich das 
Untersuchungsfeld der Bestimmung der komparativen »Freundschafts- 
fähigkeit« von Gesellschaftstypen. Die bürgerliche Gesellschaft wäre 
dernnach auf einer solchen Skala niedrig anzusiedeln. 


2. 


Der amerikanische Soziologe Allan Silver hat in den vergangenen Jahren 
interessante Beiträge über die »Freundschaft« publiziert (Silver 1989; 
1989/90). Dabei hat er gegen die Kritik der bürgerlichen Gesellschaft von 
romantisch-reaktionärer Seite wie Carlyle oder von progressistischer Seite 
wie Marx und Engels argumentiert, und sich zur Untermauerung seiner 
Position auf die schottische Moralphilosophie berufen, die natürlich be- 
sonders im angelsächsischen Sprachraum hohe Autorität genießt, als eine, 
wenn nicht die maßgebende Schule der klassischen Theorie zur Begrün- 
dung der »civil society«. Schon ein Blick auf die gegenwärtige Literatur 
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über die sogenannte »Zivilgesellschaft« macht deutlich, daß in ideenge- 
schichtlicher Perspektive »civil society« nicht umstandslos mit »bürgerli- 
cher Gesellschaft« zu übersetzen ist (vgl. Medick 1973; Gransow 1990; 
Dahrendorf 1992), denn während diese Diskussion explizit an dem Be- 
griff der »civil society« der Schotten (wie ich Adam Smith, David Hume 
u.a. abgekürzt bezeichnen will) anknüpft, grenzt sie sich gleichzeitig 
gegen die theoretische Weiterentwicklung des Begriffs zur »bürgerlichen 
Gesellschaft« bei Hegel und Marx ab. Im folgenden jedoch spreche ich 
der Einfachheit halber generell von der bürgerlichen Gesellschaft. 

Silvers Interpretation der Schotten lautet, daß diese, als Pioniere der Ana- 
lyse der modernen Wirtschaftsgesellschaft, zwar einerseits von einem aus- 
gedehnten Bereich »unpersönlicher Beziehungen« sprechen$, andererseits 
jedoch auch die Möglichkeit der Bildung von Freundschaften sehen, die - 
und das wäre der Fortschritt in Richtung der Freundschaftsfähigkeit der 
Gesellschaft - nicht an die strikten »Freund-Feind«-Dichotomien der tradi- 
tionalen Gesellschaften gebunden sind. Die kommerzielle Gesellschaft 
neutralisiere zunächst diese Dichotomien: »Im Gegensatz zu präkommer- 
ziellen Gesellschaften sind Fremde in der kommerziellen Gesellschaft 
nicht entweder potentielle Feinde oder Verbündete, sondern authentisch 
indifferente Mitbürger - jener Art von Indifferenz, die es allen ermög- 
licht, mit allen anderen Vertragsbeziehungen einzugehen».7 Auf dieser 
neutralisierten Basis soll sich dann die universalisierte Möglichkeit der 
Bildung von Freundschaften ergeben. Wenn man dieses Argument akzep- 
tiert, bleibt die Frage, der Silver etwas aus dem Wege geht, ob nicht die 
verallgemeinerte »Indifferenz« der Sozıialbeziehungen der bürgerlichen 
Gesellschaft die tatsächliche Bildung von Freundschaften erschwert. Sein 
Hauptargument dagegen - unter Berufung auf die Schotten - lautet, daß 
Freundschaft erst vor dem Hintergrund einer verallgemeinerten Indiffe- 
renz als solche sichtbar wird und als besonderer Typus sozialer Beziehun- 
gen zum tragen kommt, da die Spezifik des nicht zweckhaft Interessierten 
erst in einer Situation der Entgegensetzung zum allgemeinen Instrumenta- 
lismus ausgebildet wird.8 Unbeantwortet bleibt dabei jedoch, ob nicht im 
gleichen Maße, wie die Freundschaft damit in ihrer Besonderheit kulti- 


6  »The new universalism of commercial society requires a society of strangers who are 
indifferent...« (Silver 1989/90, 1482). 

7  »Unlike precommercial societies, strangers in commercial society are not either poten- 
tial enemies or allies, but authentically indifferent co-citizens - the sort of indifference 
that enables all to make contracts with all«, (Silver 1989/90, 1482). 

8 »We have seen That the scots perceice commercial society, far from "contaminating' 
personal relations with instrumentalism, as 'purifying' them by clearly distinguishing 
friendship from interest and founding friendship on sympathy and affection« (Silver 
1989/90, 1487). 
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viert wird, sie das andererseits nur um den Preis erreicht, als marginale 
Form sozialer Beziehungen an den Rand der Gesellschaft gedrängt zu 
werden. 

Silver beruft sich hauptsächlich auf Adam Smith und Adam Ferguson. 
Neben diesen gibt es aber noch andere Autoren der schottischen Moral- 
philosophie, die demgegenüber erklären, daß und warum sie die sich zu 
ihrer Zeit entfaltende bürgerliche Gesellschaft für nicht (oder relativ we- 
nig) »freundschaftsfähig« halten. Für zwei dieser Theoretiker möchte ich 
hier den Nachweis führen: Henry Home-Lord Kames und John Millar. 
Ich beginne mit Kames (wie er in der Literatur meist genannt wird). 


3. 


Bei Kames, der als Jurist hohe Ämter in der schottischen Judikative be- 
kleidete, aber noch mehr Einfluß als führendes Mitglied wichtiger gesell- 
schaftlicher Assoziationen ausübte, finden wir in seinem wichtigsten Al- 
terswerk, den »Sketches of the History of Man«, im Abschnitt über die 
historische Entwicklung der Sitten, der »manuers«, einige Sätze mit kom- 
primierten Aussagen über die Frage der Freundschaftsfähigkeit der mo- 
dernen Wirtschaftsgesellschaft. Generell muß ja - gegen die stark reduk- 
tionistische und an einer selektiven Wahrnehmung des Smithschen Opus 
orientierten Interpretationstradition der Schotten? - festgehalten werden, 
daß die schottische Moralphilosophie einen zeitgenössisch unvergleichli- 
chen Korpus sozialwissenschaftlich-historischer Theorie entwickelt hat, 
der über die bürgerliche Gesellschaft keineswegs nur affırmativ reflek- 
tiert, sondern neben der grundsätzlichen Unterstützung bürgerlicher Mo- 
dernisierung auch Fragen bearbeitet, die die historischen »Kosten des 
Fortschritts« bezeichnen. Und die Frage nach der historischen Entwick- 
lungslogik der Sitten im Kontext einer Untersuchung der historischen 
Dynamik der ökonomischen Basisstrukturen der Gesellschaft, ist eine die- 
ser Fragestellungen, die alle Schotten bewegt haben (Meek 1973; Leh- 
mann 1960, 132; Medick 1973). 

Unter den Wilden, sagt Kames, herrscht Eigensucht [selfishness], denn 
sie streben nach unmittelbaren körperlichen Genüssen, die Kames zufolge 
inhärent individueller Natur sind (Kames 1796, bzw. 1774, 296). Die 
Jagd, als eine der Grundformen der »Produktionsweise«10, macht die 


9 Wichtige Werke hier sind: Winch 1978; Hont/lgnatieff (eds.) 1983; neuere Literatur 
bespricht Waszek 1991. 

10 Die Schotten sprechen hier meist von der »mode of (procuring) subsistence«, was mei- 
ner Ansicht nach kennzeichnet, daß ihre Wahrnehmung i.w. noch durch vorindustrielle 
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Menschen grausam (Kames 1796, 258), während das Leben auf der 
Grundlage der (ursprünglich nomadischen) Viehwirtschaft dazu tendiert, 
die harten Sitten der Jäger abzumildern. Auch der Ackerbau, der die Ko- 
operation vieler erfordert, stärkt die sozialen oder wohlwollenden Gefühle 
(Kames 1796, 259). Mit dem größeren Besitz setzt sich in der entstehen- 
den "acquisitive society' dagegen die Eigensucht durch: »Das Verlangen 
nach Eigentum wird übermächtig und tritt jedes Hindernis in Gestalt von 
Überlegungen der Gerechtigkeit und Ehre nieder«.11 Auf diese Weise ver- 
schärfen sich die sozialen Konflikte und die Menschen sind gezwungen, 
als Gegenmittel ein Rechtssystem einzusetzen, das den inneren Frieden 
garantiert.12 Dies wiederum ist die Voraussetzung dafür, daß die Sitten 
zivilisiert werden. Es ist dies jedoch eine artifizielle Zivilisierung, die in 
einem gewissen Widerspruch zur affektuellen Basis der Erwerbsgesell- 
schaft steht. »Die Männer werden städtischer improve in urbanity«] 
durch den Umgang mit Frauen [die bei Kames eine herausgehobene Stel- 
lung als Zivilisierungsagenten einnehmen; R.O.]; und wie eigensüchtig 
immer sie im Herzen sind, sie gewinnen Gunst durch den Anschein von 
Desinteresse. Die derart verfeinerte Eigensucht wird zu einem wirksamen 
Faktor der Zivilisierung«.13 An anderer Stelle betont Kames noch stärker 
den Unterschied des einfachen Egoismus der Primitiven im Gegensatz 
zum künstlich-raffinierten Egoismus der Zivilisierten, der sich vor allem 
dadurch auszeichne, daß er hinter einem Schleier oberflächlich zivilisier- 
ten Verhaltens versteckt ist: »Eigensucht unter den Unzivilisierten und 
Ungebildeten [eine Formulierung, die nicht nur auf historisch alte Gesell- 
schaften, sondern auch auf die unteren Volksschichten der »zivilisierten« 
Gesellschaften weist, welche nach der Auffassung von Kames nur partiell 
zivilisiert sind; R.O.] ist rauh, grob und unverhüllt. Die Eigensucht da- 
gegen, die in den reichen Monarchien den Platz des Patriotismus usur- 
piert, ist weich, verfeinert und hinter einem Schleier versteckt«.14 Hin- 
sichtlich der Frage der Freundschaftsfähigkeit ist Kames Schlußfolgerung 
klar: »Die Eigensucht wird zur herrschenden Leidenschaft: Es gibt keine 


Erfahrungen geprägt ist; vgl. zu Smith den ansonsten nicht sehr aufschlußreichen Auf- 
satz von Caton 1985. 

11 »The appetite for property becomes headstrong, and to obtain gratification tramples 
down every obstacle of justice and honor« (Kames 1796, 296f.). 

12 Diese Begründung der Entstehung des politischen-juridischen Systems ist nicht origi- 
nell bei Kames, sondern in gleicher oder verwandter Weise vorhanden bei John Locke, 
David Hume u.a. 

13 Kames 1796, 261; vgl. Dwyer 1990. Hier haben wir eine Art »unsichtbare-Hand«-Ar- 
gument angedeutet; siehe Ottow 1991. Zwei neue Beiträge zur »unsichtbaren hand« 
sind: Syed Ahmad 1990 und Davis 1990. 

14 Kames 1796, 307. Übrigens ist der Patriotismus in Kames Werteskala eine ganz zen- 
trale Tugend. 
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Freundschaft mehr... Und auf diese Art endet die Menschheit im Verlauf 
der Entwicklung ihrer Sitten dort, wo sie begann: im letzten und zivili- 
siertesten [»most polished«] Stadium der Gesellschaftsentwicklung ist die 
Eigensucht nicht weniger stark als im ersten und unzivilisiertesten«.15 
Allgemeiner Egoismus, auch wenn er sich in zivilisierten Formen äußert, 
und Freundschaftsfähigkeit der Gesellschaft schließen sich also aus. Aber 
es gibt nach Kames innerhalb des historischen Zirkels der Vorherrschaft 
des Egoismus doch auch einen Unterschied hinsichtlich der Freund- 
schaftsfähigkeit: »Die Juxurierende Lebensweise beschränkt die Ansichten 
eines Mannes völlig auf ihn selbst und läßt daher keine Freundschaft zu, 
sowie auch kaum eine andere soziale Empfindung. Dort wo jedoch der 
Wilde eine Zuneigung für eine bestimmte Person empfindet, wird die 
ganze Kraft seiner sozialen Affekte auf ein einziges Objekt geleitet und 
wird daher extrem stark« (Kames 1796, 298). Als Beispiel führt Kames 
die Freundschaft von Achilles und Patroclus in Homers Ilias an. 


4. 


Auch John Millar, Jurist wie Kames und gut bekannt mit ihm, nach kur- 
zer Tätigkeit als Rechtsanwalt seit 1761 Professor für Zivilrecht an der 
Universität Glasgow, gehört zur Schule von Adam Smith. Im gesamten 
Spektrum der schottischen Moralphilosophie betrachtet, steht er wahr- 
scheinlich am weitesten auf der Linken, was in diesem Fall heißt, daß er 
relativ weitgehende republikanische und demokratische Positionen ver- 
tritt. Seine wichtigsten Aussagen zur Frage der Freundschaftsfähigkeit der 
modernen Gesellschaft finden sich, soweit ich sehe, im sechsten Essay 
des posthum publizierten 4. Bandes seines »Historical View of the 
English Government«!6, der als Untersuchung über »The effects of 
commerce and manufactures, and of opulence and civilization, upon the 
morals of the people« überschrieben ist.17 Es ist leicht erkennbar, daß die 
generelle Fragestellung Millars hier mit der von Kames korrespondiert. 

Millar nimmt genausowenig wie Kames eine pauschale Verurteilung der 
modernen Wirtschaftsgesellschaft vor. Und er weist wie dieser auf die zi- 
vilisierende Wirkung dieses Vergesellschaftungstyps hin, betont dabei 
aber stärker ihren kommunikativen Charakter: »Indem die Individuen sich 
viel in Gesellschaft bewegen und rege Verbindungen miteinander unter- 


15 »Selfishness becomes the ruling passion: friendship is no more...« (Kames 1796, 262). 

16 Ich benutze die Ausgabe London, 4 Bde., 1818. 

17 Millar 1818, 174ff. Ein Teil dieser Evidenz findet sich auch zitiert auf den letzten Sei- 
ten von Schneider 1971/72. 
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halten, werden sie auch zu einer häufigen und offenen Mitteilung ihrer 
Gedanken und Gefühle geführt. Sie lernen durch Erfahrung, dies ohne 
Verletzung der Gefühle anderer zu tun, ihre Eigensüchtigkeit oder die 
Verachtung gegenüber anderen zu verbergen, einen Ton der Mäßigung, 
der Nachgiebigkeit und des Respekts anzunehmen, und ohne erkennbare 
Anstrengung ihr Verhalten an Stimmung und Temperament ihrer Beglei- 
ter anzupassen. Während sie auf diese Art die Kunst zivilisierten und 
höflichen Benehmens erlernen, kultivieren sie automatisch ihre sozialen 
Gefühle, indem sie an den Freuden und Leiden des jeweils anderen Anteil 
nehmen und wechselseitig versuchen, die ersteren zu befördern und die 
letzteren zu vermeiden oder abzuschwächen«.18 Diese Analyse korrespon- 
diert mit der Kamesschen Auffassung des künstlichen und verschleiernden 
Charakters der modernen Zivilisierung, ist aber freundlicher formuliert 
und dem Ansatz von Kames, wie ich finde, überlegen. Man erkennt un- 
schwer die Rezeption der Smithschen »Theory of Moral Sentiments« mit 
dem Konzept des »impartial spectator«, der eine Art »generalized other« 
darstellt und für die Verallgemeinerung sozialer Verhaltensmuster sorgt.19 
In einer Gesellschaft, so Millar weiter, in der jeder tätig ist und jeder da- 
nach strebt, sein Vermögen zu vergrößern oder seine Lebensumstände zu 
verbessern, existiert so viel Konkurrenz und Rivalität, daß sie »das Herz 
zusammenziehen und die Menschheit entzweien«20, was eine sachlich 
übereinstimmende, aber zurückhaltende Formulierung ist im Verhältnis 
zu dem, was Kames sagt. Dabei ist nach Millar der »mercantile spirit« in 
der modernen Wirtschaftsgesellschaft nicht auf die szrata von »tradesmen 
or merchants« beschränkt. Vielmehr durchdringt er »in gewissem Grad 
alle Gruppen und Stände [orders and ranks] in der Gesellschaft und wird 
durch den Einfluß von Verhaltensroutinen [habits] und Vorbildern mehr 
oder weniger an alle Mitglieder des Gemeinwesens weitervermittelt«.21 
Der Erwerbsgeist wird demnach zum beherrschenden Verhaltensmodus; 


18 Millar 1818, 246f. 

19 Aus der umfangreichen Literatur zum »impartial spectator« verweise ich hier nur auf 
Shott 1976. 

20 »...which contract the heart, and set mankind at variance«, Millar 1818, 248. 

21 Millar 1818, 246. Eine vergleichbare, aber weniger aussagekräftige Stelle findet sich 
in Smiths »Inquiry into the Nature and the Causes of the Wealth of Nations«: »When 
the division of labour has been once thoroughiy established, it is but a very small part 
of a man's wants which the produce of his own labour can supply. He supplies the far 
greater part of them by exchanging that surplus part of the produce of his own labour, 
which is over and above his own consumption, for such parts of the produce of other 
men's labour as he has occasion for. Every man thus lives by exchanging, or becomes 
in some measure a merchant, and the society üself grows to be what is properly a com- 
mercial society«, Indianapolis (Glasgow-Edition), 1981, Vol.1, S.37, (Hervorhebung 
von mir). Klar ist, daß sich Smith hier auch auf dem Niveau der Analyse der einfachen 
Warenproduktion bewegt. 
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tendenziell verhalten sich demnach alle Mitglieder der Gesellschaft ent- 
sprechend dem Modell des homo veconomicus. Und unter den Händlern 
besteht nach Millar der Grundsatz, es gebe »no friendship in trade« 
(Millar 1818, 249). Ausdrücklich sagt er, daß der Erwerbsgeist oder 
»commercial spirit« der spezifischen Verbindung entgegensteht, die sich 
unter Freunden entwickelt, die durch besondere Routinen der Vertrautheit 
und durch Gleichartigkeit des Geschmacks und der Einstellung miteinan- 
der verbunden sind (Millar 1818, 258). 

Es ist nicht ganz klar, ob John Millar der Verfasser der 1796 anonym im 
»Scots Chronicle« erschienen Letters of Sidney ist, wie vermutet wird 
(Lehmann 1960; Haakonssen 1985). Wenn er es war, dann hatte er 
Grund, seine Autorenschaft zu verbergen, denn die dort vertretenen Posi- 
tionen gehen - worauf schon das Pseudonym des vor der »glorious revo- 
lution« hingerichteten englischen Republikaners Algernon Sidney hin- 
deutet - sehr weit in die Richtung republikanischer Auffassungen. Der 
hier relevante Aspekt jedoch betrifft einen Ansatz, der ursprünglich von 
David Hume im Rahmen seiner Assoziationspsychologie als Basis einer 
Sozialtheorie entwickelt wurde. »Nichts trägt mehr dazu bei«, schrieb 
Hume im Treatise of Human Nature, »uns Wertschätzung für ein Indivi- 
duum einzuflößen, als sein Reichtum und seine Macht« (Hume 1978, 91). 
Sein Argument lautet, daß wir beim Wahrnehmen von Reichtümern 
spontan angenehm berührt sind, weil wir uns in ihren Genuß assoziativ 
hineinversetzen. Bei Sidney (wahrscheinlich Millar) finden wir nun eine 
Aussage, die diese Auffassung, die in Humes Argumentation im wesentli- 
chen eine sozialstabilisierende Funktion hat, ins Kritische wendet. »In un- 
serer Vorstellung identifizieren wir Reichtum mit Unabhängigkeit, Glanz, 
Glück und Ansehen«, heißt es im 4. Sidney-Brief, »Armut dagegen mit 
Servilität, Elend und Verachtung. Wir übertragen diese Eigenschaften auf 
die Personen, die die beiden gegenüberstehenden Klassen bilden, und be- 
handeln den Reichen unfreiwillig mit Ehrerbietung, während die Armen 
zu häufig mit unverdienter Verachtung behandelt werden.22 Der Mensch 
wird nicht mehr nach seinem realen Wert beurteilt, nach seinen intellek- 
tuellen und moralischen Eigenschaften, sondern nach dem Anschein von 
Wohlstand und Glanz«; es sei unmöglich, daß wır mit demjenigen sym- 
pathisieren, der in uns Unbehagen auslöst, d.h. mit dem Armen.23 Diese 
Aussagen sollen hier nicht gewertet werden, da ihre Urheberschaft nicht 
vollständig geklärt sind. Sie geben jedenfalls einer Sichtweise Ausdruck, 
nach der die in der bürgerlichen Gesellschaft anwachsenden Vermögens- 


22 An dieser Stelle beruft sich »Sidney« auf Adam Smiths »Theory of Moral Sentiments«. 
23 Scots Chronicle, Letters of Sidney, Letter 4: 26.8.1796. Ich danke der »City-Library, 
Edinburgh« für eine Kopie der Letters of Sidney. 
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unterschiede eine Entzweiung verursachen, die sich auch auf die Angehö- 
rigen der gleichen Sozialschicht auswirkt, und die darüber hinaus eine 
Reduktion der Sozialbeziehungen auf die Kriterien von Vermögen und 
Konsum verursacht. Es muß nicht besonders betont werden, daß eine sol- 
che Entwicklung die persönliche Beziehung der »Freundschaft« angreifen 
muß. 

Die hier dargestellten Aussagen von Kames und Millar sind zu eindeutig, 
um den Schluß zu vermeiden, daß jedenfalls diese beiden Autoren nicht 
zu jenen aus der Schule der schottischen Moralphilosophie gehörten, die 
die moderne Wirtschaftsgesellschaft als freundschaftsfördernd empfanden 
und analysierten - ganz im Gegenteil. 


5. 


Die Wahrheit der Aussagen von Allan Silver liegt meiner Ansicht nach in 
der Feststellung, daß mit der Auflösung der traditionalen Gemeinschaften 
auch die korrespondierenden Unterschiede von Binnenmoral und Außen- 
moral, die starke Betonung der Dichotomie von »Freund und Feind« an 
Bedeutung verlieren. Dieser Prozeß eröffnet zweifellos die Perspektive 
wirklich universeller persönlicher Bindungen. Es entsteht: der Weltbür- 
ger. Die Idee davon gab es schon im achtzehnten Jahrhundert, aber der 
Prozeß der Entstehung einer Weltgesellschaft vollzieht sich erst vor unse- 
ren Augen (Gantzel 1975; Tenbruck 1989; Tudyka 1989; Richter 1990). 
Eine derartige Betrachtungsweise dürfte jedenfalls dann richtig sein, wenn 
wir uns nicht auf den objektiven Sachverhalt der Vergesellschaftung kon- 
zentrieren - denn danach wäre bereits am Beginn der Neuzeit ein moder- 
nes »World-System« entstanden, wie Immanuel Wallerstein gezeigt hat -, 
sondern uns auf den Prozess der Herausbildung von Formen eines glo- 
balen Bewußtseins konzentrieren, mit den dazugehörigen Institutionen. 
Auf der anderen Seite ist ganz unübersehbar, daß die bürgerlich-kapitali- 
stische Zivilisation eine kommerzialistische Uniformierung der Sozialbe- 
ziehungen bewirkt hat, die auf der Basis von Gleichgültigkeit und Ver- 
sachlichung mögliche Partnerschaft und latente Gegnerschaft prekär mit- 
einander kombiniert (vgl. vor allem Granovetter 1985/86). Dieser Typus 
sozialer Beziehungen dominiert die Gesellschaft ın einem solchen Maße, 
daß alle anderen Formen im Vergleich dazu zu Marginalien herabgesetzt 
werden. Das betrifft insbesondere die tief in der abendiändischen Kultur 
verankerte Form der Freundschaft.24 Auf einen wesentlichen Gesichts- 


24 Sicherheitshalber will ich bemerken, daß damit keine Aussage über andere Großkulturen 
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punkt haben Barnard und Vernon hingewiesen, indem sie feststellten, 
Smiths »civilized society« beruhe konzeptuell auf dem scharf ausgeprägten 
Gegensatz des riesenhaften Umfangs anonymer sozialer Zusammenhänge 
und dem begrenzten Bereich persönlicher Freundschaft?5, ein Gegensatz, 
der im Vergleich zur Zeit der Aufklärung heute noch stark gesteigert ist. 
Eine Fragestellung, die sich daraus ergibt, lautet, wie das moderne Indi- 
viduum mit dieser - sagen wir: dimensionalen - Differenz fertig wird 
(vgl. Meier 1990), die ja damit verbunden ist, daß alle wesentlichen De- 
terminierungen der individuellen Lebensläufe in den Bereich der anony- 
men sozialen Makrosysteme verlagert sind, während den persönlichen So- 
zialbeziehungen mehr residuale Funktionen verbleiben, etwa solche der 
psychischen Stabilisierung der Individuen. Auch wenn dieser Prozeß 
Aspekte der funktionellen Entlastung und daher der Befreiung persönli- 
cher Beziehungen aufweist, so kann doch kaum bezweifelt werden, daß er 
sie in erster Linie verarmt. Wo »Freundschaft« zur spezifischen Garnie- 
rung des allgemeinen Zwangs zur Ablenkung geworden ist, wird sicher 
. anderes darunter verstanden, als dies »die Alten« taten. 
Es mag sein, wie Silver argumentiert hat, daß das Besondere der Freund- 
schaft erst vor dem Hintergrund einer hergestellten universellen Indiffe- 
renz voll zur Geltung kommt; das Problem jedoch besteht darin, die ver- 
dinglichenden und im übrigen »imperialen« Tendenzen der kommerziellen 
Kultur26 zu neutralisieren. Eine bemerkenswerte Tatsache in diesem Zu- 
sammenhang scheint mir zu sein, daß die Tendenz des Wachstums der 
kulturellen Bedeutung der »Kommodifizierung« meinem Eindruck nach 
anhält. Was das für die »Freundschaft« in der bürgerlichen Gesellschaft 
bedeutet, kann in diesem Artikel nicht untersucht werden, mit dem ledig- 
lich beabsichtigt war, bedeutsame Aspekte der Ideengeschichte dieses 
Problems zu beleuchten.27 


Großkulturen getroffen ist, über die zu urteilen mir die Kompetenz fehlt. 

25 Barnard / Vernon 1983, 718. Smith sagt dazu etwa an einer Stelle seines »Wealth of 
Nations«: »In civilized society he [das durchschnittliche Individuum] stands at all times 
in need of the cooperation and assistance of great multitudes, while his whole life is 
scarce sufficient to gain the friendship of a few persons«, a.a.O., Vol. 1, 26. 

26 Braverman 1985, 211: »Mit der Zeit werden nicht nur die materiellen Bedürfnisse und 
die erforderlichen Dienstleistungen, sondern auch die gefühlsmäßigen Lebensmuster 
durch den Markt gelenkt«. Im Bereich der Entwicklung der Sozialwissenschaften findet 
übrigens diese »realgeschichtliche« Entwicklung ihre Paralleie in dem von Kenneth 
Boulding (1976, 136) so bezeichneten »Ökonomie-Imperialismus«. 

27 Zum Weiterlesen sei der Aufsatz von Heinz Holländer 1985, bes 45ff., empfohlen, 
wo, interessanterweise im Kontext einer verschärften Konkurrenz um »positionale Gü- 
ter«, aufschlußreiche Bemerkungen über Freundschaft in der bürgerlichen Gesellschaft 
zu finden sind. 
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Margit Mayer 
Aufstand in Los Angeles 


Siebenundzwanzig Jahre nach den »Watts Riots« brach in Los Angeles 
wieder Aufruhr aus - mit »Nachbeben« in Las Vegas, Atlanta, Seattle, 
Tampa und anderen Großtädten. Ausgelöst durch den Freispruch vier 
weißer Polizeibeamter, deren brutales Zusammenschlagen eines Schwar- 
zen die Nation dank eines Zufalls ausnahmsweise mitbezeugen konnte, 
entluden sich Protest, Wut und Gewalt in amerikanischen Innenstädten, 
die in vielem an die überwunden geglaubten Rassenunruhen der 60er 
Jahre erinnerten. Der Ausbruch an Gewalt legte aber auch die tiefe Kluft 
bloß, die sich während der »booming 80s«, von der breiten Öffentlichkeit 
unbemerkt, durch die amerikanische Gesellschaft gegraben hat: nach 36 
Stunden Anarchie und Terror wurde sie plötzlich anerkannt, in allen Me- 
dien und von den wahlkämpfenden Politikern thematisiert und (re-)defi- 
niert: die Kluft zwischen Weiß und Farbig, die Kluft zwischen Suburbia 
und Innenstadt. 

Die Gewalt war heftiger als ın früheren städtischen Unruhen. Diesmal ko- 
stete der Aufstand 58 Tote,1 2.400 Verletzte, und insgesamt 12.000 Ver- 
haftete.2 Der Sachschaden betrug etwa $ 700 Millionen, 5.000 Geschäfte 
wurden beschädigt oder zerstört, circa 15.000 Jobs gelten als längerfristig 
verloren. Vor allem betroffen war der Stadtteil South Central, nur wenige 
Meilen von den gleißenden Hochhäusern Downtown LA's entfernt, aber 
fast ausschließlich von Schwarzen und Hispanics bewohnt. Zwar brannte 
es diesmal auch in Downtown, Inglewood, Long Beach. Es wurden auch 
in einigen reicheren Vierteln Supermärkte und shopping malls geplündert 
und Institutionen angegriffen (z.B. das Gerichtsgebäude, ein Gebäude der 
LA Times u.a.), die meiste Zerstörung jedoch traf Gegenden, die bereits 
vor den riots verarmt und verödet, von Industrie und Mittelklassen ver- 
lassen und von Stadtentwicklungsprogrammen vernachläßigt, die Schat- 
tenseite des Aufstiegs von Los Angeles zur internationalen Metropole 
darstellten. 

Zwischen 1978 und 1982, als die kalifomische Wirtschaft noch expan- 
dierte, verloren South Central und umliegende Gemeinden 70.000 ein- 


1 Von den Getöteten sind 26 schwarz, 18 hispanic, 10 weiß, 2 asiatisch. Die Polizei er- 
schoß 9 »rioters«, Polizisten sind keine umgekommen. 

2 Vom 30. April bis 4. Mai wurden 5,438 Menschen verhaftet: 2,764 Hispanics, 2,022 
Schwarze, 568 Weiße. 
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trägliche Arbeitsplätze in der Industrie. 75% der lokalen Automobil-, 
Reifen-, Stahl, und Zivilflugzeugindustrie wurden abgebaut. Firmen wie 
General Motors und Bethlehem Steel entließen ihre Arbeiter und machten 
dicht bzw. wanderten ab. Statt ihrer entstanden in den fünf Counties von 
Los Angeles ca. 1,3 Millionen neue Arbeitsplätze - in High-Tech Sekto- 
ren (v.a. Luft- und Raumfahrttechnik), produktionsorientierten Dienstlei- 
stungssektoren sowie in den neuen Niedriglohnsektoren v.a. im Textilbe- 
reich und in persönlichen Dienstleistungen (Keil 1991, 120). Die Mehr- 
zahl dieser neuen Arbeitsplätze ermöglichen bei weitem nicht die gleichen 
Einkommen wie die der abgewanderten fordistischen Industrien; sie wer- 
den häufig mit den neuen lateinamerikanischen Immigranten besetzt, von 
denen sich viele illegal in den USA aufhalten. In der Textilindustrie, die 
größtenteils in Sweatshops stattfindet, arbeiten 125.000 Menschen, davon 
sind ca.80% illegal arbeitende Frauen aus Lateinamerika (Mayer 1990). 
Die Bevölkerungsstruktur in South Central, wo heute auf 25 Quadrat- 
meilen 523.000 Einwohner wohnen, veränderte sich zwischen 1980 und 
1990 durch massive hispanische Einwanderung: South Central verlor 
48.000 schwarze Einwohner, während die hispanische Bevölkerung um 
146.000 zunahm. Das Verhältnis, das 1980 noch aus 65% Schwarzen zu 
17% Hispanics bestanden hatte, sah 1990 55% Schwarze gegenüber 45% 
Hispanics, und vor allem ihnen gelang es, die in der Gegend angebotenen 
Niedriglohnjobs an sich zu ziehen. 

Während die kalifornische Wirtschaft sich an die international veränder- 
ten Konkurrenzbedingungen anpaßte, erlitt South Central bereits die lokal 
sehr spezifischen Auswirkungen der ökonomischen Restrukturierung: das 
Verschwinden relativ gut bezahblter Arbeitspältze in der Fertigung, die 
Abwanderung der schwarzen Mittelklasse, und den zunehmenden Wider- 
willen großer Firmen, sich hier zu engagieren. Das jährliche Pro-Kopf- 
Einkommen betrug hier folglich 1990 nur $ 7.600, 52% weniger als das 
für LA County insgesamt. Die Arbeitlosenrate betrug 1990 7,1% (in Los 
Angeles County 5,8%); unter schwarzen Teenagern in South Central al- 
lerdings betrug sie 43,8% (Census Bureau Survey). Schon 1989 fand eine 
Studie der Southern California Association of Governments, daß die Be- 
zirke von Los Angeles »ein Land der Reichen und der Armen werden, mit 
wenigen Leuten dazwischen.« Sie konstatierte, daß »soziale Ungleichheit 
und Armut heute in Los Angeles ausgeprägter als vor zwei Jahrzehnten« 
seien, vor allem wegen eines massiven Exodus der Mittelklassen, die »die 
Region denen abtreten, die sich 500.000 Dollar oder mehr für ein norma- 
les Haus leisten können, und den verarmten und unqualifizierten hispani- 
schen Immi-granten, den arınen Schwarzen, die größtenteils aus dem öko- 
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nomischen Aufschwung ausgegrenzt blieben, und der neuen Welle 
unternehmerischer Asiaten.« (Reinhold 1989) 

Viele dieser »unternehmerischen« asiatischen einwanderer siedeln sich in 
Korea-Town, an der Nahtstelle zwischen South-Central und Downtown 
an. Ihre kleinen Unternehmensgründungen wurden von der Bradley-Re- 
gierung massiv unterstützt: in ihnen wurde eune stabilisierende Funktion 
als Puffer zwischen den farbigen Stadtteilen des Südens und Ostens und 
dem internationalen Kapital in Downtown gesehen. Während der riots 
gingen wohl 200 koreanische Läden in Flammen auf - und damit womög- 
lich Bradleys Modell, asiatische Kleinunternehmer in seinen Ausbau der 
Weltstadt einzubinden. 

Vor zwei Jahren ist Kalifornien von der Rezession eingeholt worden, 
Raumfahrt- und militärische Industrie werden geschrumpft, andere Fir- 
men wandern angeblich wegen der relativ strikten Umweltauflagen ab. 
Der Verlust an Arbeitsplätzen betrug während der beiden letzten Jahre 
jeweils etwa 333.000 (2,6% der gesamten nichtlandwirtschaftlichen Be- 
schäftigung), die kalifomische Arbeitslosigkeitsrate erreichte im März 
1992 8,5% (nationaler Durchschnitt: 7,3%), unter Schwarzen und Hispa- 
nics liegen die Werte um einiges höher, unter schwarzen Teenagern in- 
zwischen bei fast 60%. Gleichzeitig sind - seit der Steuerrebellion, die in 
den 1970er Jahren in Kalifornien ihren Ausgang nahm - die Ressourcen 
des Einzelstaats und der Lokalstaaten stark eingeschränkt und von weite- 
ren Krüzungen bedroht. Im kalifornischen Staatshaushalt klafft 1992 ein 
Loch von 14 Milliarden Dollar, was drastische Kürzungen bei sozial- 
staatlichen Manahmen bedeutet. Für Viertel wie South Central gibt es 
weder ordentliche Schulen, noch staatliche Ausbildungs- oder Umschu- 
lungsprogramme; es gibt kaum Banken und keinen Zugang zu Finanzie- 
rungs- und Kreditmöglichkeiten.3 Was es gibt, sind Drogen, gang-war- 
fare, Kriminalität, polizeistaatliche Kontrolle und Aufrüstung. Die alltäg- 
liche soziale und polizeiliche Gewalt betrifft systematisch Schwarze und 
Latinos, vor allem Jugendliche, die in regelmäßigen, unter dem Vorwand 
der Drogenkriminalität organisierten Raz-zien kontrolliert und zu hun- 
derten verhaftet werden (Vgl. Dunne 1991) Wer.es sich leisten kann, ver- 
sucht, seinen Kindern eine sicherere Umgebung zu bieten, d.h. räumliche 
Distanz zwischen sich und die »black underclass« zu legen. 

Dies Verhalten verschärft die sozialräumliche Segregation weiter und in- 
tensiviert die Konzentration der Armut, vertieft die Kluft zwischen »us« 
(suburbanites) und »them« (inner cities), wie William Fulton (Herausge- 


3 In ganz Los Angeles gibt es nur eine von Schwarzen geführte Bank, die Founders Na- 
tional Bank. 
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ber von California Planning and Development) in der L.A. Times schrieb: 
»But the social problems we strive to distance ourselves from can get into 
their own cars and follow us.« 

Diese häufig geäußerte Wahrnehmung einer separaten (und bedrohlichen) 
schwarzen »underclass« trifft jedoch keineswegs die soziologische Reali- 
tät. In Gegenden wie South Central leben nicht nur Crips und Bloods, Ju- 
gendgangs, die den Drogenhandel kontrollieren und sich durch Waffen- 
gewalt Identität und Macht zu sichern suchen. Allerdings hat die Gewalt 
unter jungen schwarzen Männern inzwischen solche Ausmaße angenom- 
men, daß Mord zur häufigsten Todesursache avanciert ist.4 1991 wurden 
in den USA 4.000 Fälle von Mord oder Totschlag im Zusammenhang mit 
Gang-Aktivitäten registriert. Andrew Hacker verweist in seinem neuen 
Buch, Two Nations: Black and White, Separate, Hostile, Unequal, auf 
die Verzweiflung, die dieser Gewalttätigkeit zugrunde liegt: »These are 
young men who do not know whether they will live another year, and 
many have given up caring.« Dies ist - im Vergleich zu den 60er Jahren - 
eine erschreckende, neue Dimension der Realität schwarzen Lebens in 
den verfallenden amerikanischen Innenstädten. 

Daneben versuchen in solchen und ähnlichen Stadtteilen Amerikas etwa 
20 bis 30 Millionen Menschen (verschiedener Herkunft, wenngleich meist 
in ethnisch und rassisch segregierten Nachbarschaften, vgl. Galster 1987) 
zu überleben, deren Schwierigkeiten keineswegs mit dem sich jetzt in den 
Medien ausbreitenden Diskurs über die tendenziell kriminelle, wohl- 
fahrtsabhängige schwarze »Unterklasse« erklärt werden können.5 Da die 
heute expandierenden wirtschaftlichen Sektoren alle auf einem hohen 
Anteil flexibler und nicht-garantierter Arbeitsplätze basieren (Harrison/ 
Bluestone, 1987), braucht es nicht zu verwundern, da der Anteil der ar- 
beitenden Bevölkerung mit Einkommen knapp unter der Armutsgrenze si- 
gnifikant zugenommen hat und die Ungleichheit der Einkommen sich ver- 
schärft hat. Am 12.Mai veröffentlichte die U.S.Regierung (mit einiger 
Verzögerung) einen Bericht, nach dem der Prozentsatz der Vollerwerbstä- 
tigen, die weniger als 12.195 Dollar im Jahr (also 6,10 $ pro Stunde) ver- 
dienen, von 12,1% im Jahre 1979 auf 18% im Jahr 1990 angestiegen ist - 
in einer Dekade wirtschaftlicher Expansion, die den Wohlhabenden 
immensen neuen Reichtum brachte (International Herald Tribune, 13.5. 


4 Einer von fünf schwarzen amerikanischen Männern verbringt einen Teil seines Lebens 
im Gefängnis. Die Schwarzen machen 12,1% der Bevölkerung aus, aber fast die Hälfte 
der Gefängnisinsassen sind schwarz. 

5 Wall Sıreet Journal - 5.Mai 1992: »America is now supporting a very large welfare po- 
pulation characterized by unwed mothers and idle teenagers, who turn easily to crime 
and hooliganism. The police in major cities, including Los Angeles, have in effect lost 
control of the streets to gangs that have grown prosperous on drug money.« 
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1992: »U.S. Delayed Report on the Wage Gap«).6 Das angebliche Wun- 
der der »job creation« während der 80er Jahre hat v.a. Millionen von 
Teilzeitjobs und Niedrigiohnarbeitsplätzen geschaffen, so daB die sich 
vormals in der Mittelklasse wähnenden amerikanischen Arbeiter nun in 
zwei oder gar drei Jobs arbeiten müssen, um ein Auskommen zu finden. 
Die Aussicht, daß ein stetiges ökonomisches Wachstum wachsende Löhne 
und steigende steuerliche Ressourcen für staatliche Programme bieten 
könnte, ist dahin. 

Um diese »working poor« ging und geht es im öffentlichen Diskurs frei- 
lich nicht. Für die Politiker zählen nur die (vorstädtischen) Mittelklassen, 
deren Stimmen (bei Präsidentschaftswahlen) von 1968 bis 1988 von 36% 
auf 48% angewachsen sind (Siegel 1992). Die Abnahme des öffentlichen 
Interesses für innerstädtische Probleme ging mit dem Bevölkerungsverlust 
der Städte und ihrem Verlust an politischer Macht Hand in Hand. In dem 
Maß wie die Nation »suburbanisierte«, verschwanden die städtischen is- 
sues von der Tagesordnung. Vor allem die Republikanische Partei konnte 
die Städte ignorieren, denn ihre Wähler leben in Suburbia und den neuen 
»post-suburbanen« Städten. Es scheint, als könnten die Probleme der 
Großstädte und die Frustrationen der städtischen Minderheiten nur durch 
gewalttätigen Aufruhr wieder in die Schlagzeilen und Politikerreden ge- 
langten. 

Jetzt breiten sich Kolumnisten und Politiker über die »wahren Ursachen« 
des Aufstands aus - allerdings kaum um sie zu analysieren oder Gegen- 
strategien zu entwickeln. Immerhin kann man jetzt erfahren, da die Ar- 
mutsrate in Amerikas Grostädten heute höher als vor 25 Jahren ist (für 
Schwarze wie für Weiße); da mehr Menschen als je zuvor »Foodstamps« 
beziehen (25,4 Millionen); da mehr Obdachlose als je zuvor auf den Stra- 
Ben leben (vgl. Burt 1991), und da sich die Armut räumlich stärker kon- 
zentriert hat. Diese »Negativa« werden jedoch nicht als Aspekte des ge- 
genwärtig stattfindenden Anpassungs- und Umstrukturierungsprozesses 
präsentiert, die durch (v.a. bundes-)staatliche Maßnahmen noch befördert 
wurden. 


6 Vgl. auch den Bericht in der New York Times - vom 5.März 1992: »The1980's: A 
Very Good Time for the Very Rich«, den Clinton in seinen Wahlkampfveranstaltungen 
noch tagelang in die TV-Kameras schwenkte. Untertitel und eine eindrucksvolle Gra- 
phik auf der ersten Seite brachten die Ergebnisse der Untersuchung des Congressional 
Budget Office zur Einkommensentwicklung zwischen 1977 und 1989 auf einen deutli- 
chen Nenner: »Data show the top 1% got 60% of Gain in Decade's Boom.« Nicht nur 
eine marginale »underclass«, sondern die unteren - aller Haushalte hatten Ein-kom- 
menseinbußen zu verkraften. 
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Auch Bush suchte nach »tieferliegenden Ursachen«. Zunächst präsentierte 
er die Unruhen als Ausschreitungen gesetzloser Krimineller, die mit »law 
& order« zu reglementieren seien. Als dies jedoch einen merklichen Ab- 
fall in seinen »ratings« produzierte, suchte er der öffentlichen Meinung 
wit Reformvorschlägen zu entsprechen. Sein Pressesprecher Marlin 
Fitzwater hatte die Parameter für die tagelang in den Medien geführte 
Debatte über die Gründe der Unruhen gesetzt: verantwortlich für die in- 
nerstädtischen Probleme seien die (vom Demokratischen Präsidenten 
Lyndon B. Johnson) lancierten Wohlfahrtsprogramme und die Bürger- 
rechtsgesetzgebung. Obwohl Reagan und Bush seit 12 Jahren nach Kräf- 
ten bundesstaatliche Verantwortung für eine Reihe dieser sozialstaatlichen 
Manahmen abschütteln, ist es der Republikanischen Partei immer noch 
daran gelegen, die »culture of dependency«, die durch Johnsons Great So- 
ciety-Programme befördert worden sei, zu beseitigen (vgl. William 7. 
Bennett im Wall Street Journal, 12.Mai 1992: »The Moral Origins of 
America's Urban Crisis«). Seit Reagans Antı-Welfare-Rhetorik wird po- 
pulistischer Widerstand gegen sozialstaatliche Ausgaben geschürt, mit der 
Folge, daß Sozialhilfeempfänger effektiv marginalisiert wurden. Die De- 
mokratische Partei ihrerseits befürchtet, durch ausgabenintensive Sozial- 
politik in den Ruf geraten zu sein, Minderheitenpolitik auf Kosten des 
weißen Mittelstands zu betreiben (weshalb sich sämtliche Prsidentschafts- 
kandidaten exklusiv zum Fürsprecher der Mittelschichten machen) 

Die Rede von der »Welfare Queen«, die sich angeblich an verschiedenen 
Wohlfahrtszahlungen gleichzeitig bereichert, lenkt nicht nur davon ab, 
wie einzelne Programme durch ihren Zuschnitt seibst zur Zerrüttung und 
weiteren Abhängigkeit der Wohlfahrtsempfänger beitragen; sie lenkt auch 
davon ab, daß die Kürzungen, Streichungen, Herabzonierungen auf lokale 
oder einzelstaatliche Ebene, und Privatisierungen während der Reagan/ 
Bush-Jahre enorm zur verschärften sozialräumlichen Ungleichheit beige- 
tragen haben: Zwischen 1981 und 1992 sanken die Bundesausgaben für 
sozialen Wohnungsbau (von dem Schwarze überproportional profitiert 
hatten) um 82%, die für Ausbildungs-, Umschulungs- und Beschäfti- 
gungsprogramme um 63%, die für Stadtteil- und soziale Dienstleistungen 
(Community Service & Social Service Block Grant Programs) um 40% 
(Center on Budget and Policy Priorities). Der Bundeszuschuß für städti- 
sche Haushalte machte 1980 noch 17% kommunaler Ausgaben aus, und 
war bis 1990 auf 6% gefallen (im gleichen Zeitraum expandierten die 
städtischen Budgets - v.a. wegen steigender Sozial- und Gesundheitsko- 
sten - um 95%). Die Pro-Kopf-Ausgaben der Kommunen und Einzelstaa- 
ten kletterten zwischen 1984 und 1988 um 31% (Christopherson 1992, 
34-35). Die konservativen Bundesregierungen strichen nicht nur Armuts- 
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programme, sondern blockierten auch die Politik der Civil Rights Com- 
mission und beendeten Programme, die rassischer Diskriminierung am 
Wohnungs- und Arbeitsmarkt und im Öffentlichen Dienst entgegenwirk- 
ten. 


Die Reorganisation und Privatisierung staatlicher Dienstleistungen, wie 
sie von den Reagan- und Bush-Administrationen durchgesetzt wurden, er- 
möglichte der Republikanischen Partei, die Macht der bislang liberalen 
bundesstaatlichen Bürokratie zu unterminieren, und den traditionell de- 
mo-kratisch regierten alten Städten des Nordostens Ressourcen zu entzie- 
hen, um sie den Republikanischen Wählern in Suburbia zukommen zu 
lassen (Edsall/Edsall 1991). In der Folge konnten die städtischen Zentren, 
die sich mit zerfallender Infrastruktur und zunehmend ökonomisch peri- 
pheren Bevölkerungsgruppen belastet sahen, kaum noch mit den wach- 
senden subur-banen Zentren konkurrieren, der Abstand zwischen »Central 
City« und »Sub-urb« wird zementiert. 

Zur Bekämpfung dieser innerstädtischen Problemzonen holte Bush nun 
seinen rechten Stadtentwicklungsminister Jack Kemp aus der Versenkung, 
der bislang wegen seines Enthusiasmus für Anti-Armutsprogramme eher 
suspekt war. Kemp will den Armen eine Chance geben, reich zu werden, 
indem er den Markt zur Erzielung sozialer Zwecke einsetzen will.7 Seine 
republikanischen Kollegen sowie das Weiße Haus waren seinen Vorschlä- 
gen gegenüber bisher sehr skeptisch, weil sie dem Armutsproblem zu 
»mehr Visibilität« verhelfen werden und zu mehr Ausgaben dräugen wür- 
den (White House Planning Dokument von 1990, zitiert in International 
Herald Tribune, 8.Mai 1992). 

Nachdem die städtischen Probleme nun mehr im öffentlichen Licht stehen 
als Bush lieb sein kann, präsentiert er der Nation ein Sechs-Punkte-Pro- 
gramm, dessen Elemente in verschiedenen Versionen bereits im Kongreß 
vorlagen bzw. vorliegen oder z.T. von Bush selbst abgeschmettert wur- 
den. Das Programm sieht, neben $ 600 Millionen für unmittelbare Wie- 
deraufbausubventionen und -darlehen und einem weiteren 600 Millionen 
Kredit-Paket für Wohnungsbau, folgende Punkte vor: ein sog. »Weed and 
Seed«-Programm (19 Millionen Dollar), mit dem in bestimmten Stadt- 
vierteln zunächst Drogenhändler »ausgemerzt« und dann Sozialprogramme 
etabliert werden sollen; stärkere Finanzierung für das sog. »HOPE«-Pro- 


7 Der National Conference of Mayors erklärte er vor kurzem: »We can't preach demo- 
eratic capitalism for Moscow City unless we practice it in Kansas City. We can’t de- 
monstrate our profoundest hope for freedom, private property and equality for eastern 
Europe unless we help make it work in east St. Louis, east Harlem and east Los Ange- 
les.« (Wall Street Journal Europe, 11.Mai 1992). 
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gramm, bei dem Mieter im sozialen Wohnungsbau (mit subventionierten 
Finanzierungsmethoden) zu Eigentmern transformiert werden sollen; 
mehr Geld für sog. Unternehmenszonen, d.h. steuerliche Anreize für 
Firmen, sich in bestimmten innerstädtischen Zonen anzusiedeln (36 Ein- 
zelstaaten praktizieren bereits diverse Versionen solcher »Enterprise Zo- 
nes«, deren Effektivitt als problematisch gelten darf);® sowie Reformen in 
der Wohlfahrtsgesetzgebung, die Sozialhilfeempfänger etwas unternehme- 
rischer machen sollen. 

Obwohl es richtig ist, daß der traditionelle liberale Wohlfahrtsstaat den 
tiefen gesellschaftlichen Spaltungsprozessen nicht gegensteuern kann, 
wird dies Bush's Strategie der »1000 Points of Light« noch weniger ge- 
lingen. Indem diese Kampagne so tut, als könnte »individual empower- 
ment« die durch ökonomische Umstrukturierung und konservative Politik 
herbeigeführte massive Ungleichheit aufheben, sanktioniert sie die Aus- 
grenzung deren, die es nicht schaffen, als Arbeitsscheue und tendenziell 
Kriminelle. 

Das werden - unschwer vorhersehbar - die bereits jetzt ökonomisch iso- 
lierten und paramilitärisch kontrollierten farbigen Bevölkerungsgruppen 
sein. Es wird keine Einigung und keinen Protest von seiten rechtschaffen- 
der Bürger, auch der liberalen nicht, geben, wenn die neuen Formen 
eines codierten Rassismus nicht durchbrochen werden. Dieser Rassismus 
äußert sich seit längerem in einem Diskurs, der die Situation der 
amerikanischen Schwarzen in rassenneutralen Begriffen faßt: »wellfare- 
dependency«, »underciass«, »ghetto poor«, »quotas«, ect. erscheinen 
neutral, jedoch gemeint ist immer nur die farbige, vor allem die schwarze 
underclass.? Die soziale und kulturelle Distanz der Mittelklasse 
gegenüber dieser »bedroh-lichen« Unterklasse, die sich schon lange vor 
dem Aufstand etablierte, wird durch solchen Diskurs legitimiert und 
intensiviert - und resultiert in der Entschuldigung breiter Teile der 
Bevölkerung für brutales polizeiliches Vorgehen gegenüber solch 
»gesetzlos bedrohlichen« Elementen. Sie resultiert in weißen Juries, die 
brutalstes polizeiliches Vorgehen rechtfertigen, weil sie meinen, es 
herrsche eine Art Krieg zwischen einer gesetzestreuen Öffentlichkeit und 
einem Heer Krimineller andererseits - und die Polizei kämpft an dieser 
»inneren Front«. 


& Die Demokraten hatten ein »Urban Enterprise<-Programm als Teil eines Steuergeseizes 
vorgelegt - es wurde von Bush gerade erst im März 1992 abgelehnt. 

9 So auch im wissenschaftlichen Diskurs, etwa bei William J. Wilson 1989, The ghetto 
Underciass: Social Science Perspektives, Annals, Vol. 501. 
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